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ERSTER TEIL 

A. Auftrag für das weitere Untersuchungsverfahren 


I. Vorgeschichte 

Mit Beschluß vom 17. Juni 1993 (BT-Drucksache 
12/5156) hatte der Deutsche Bundestag den 1. Unter- 
suchungsausschuß aufgefordert, einen schriftlichen 
Bericht als Schlußbericht so rechtzeitig vorzulegen, 
daß dieser noch vor der Sommerpause 1 994 im Plenum 
debattiert werden konnte. Dies bedeutete, daß mit 
Beginn des Jahres 1994 vorrangig an dem Bericht 
gearbeitet werden mußte und eine Auswertung der 
noch eingehenden Beweisunterlagen nur in begrenz- 
tem Umfange möglich war. 

Unterlagenbestände, die der Untersuchungsausschuß 
nach der Berichtsfeststellung erhielt, mußten zwangs- 
läufig vollständig außer Betracht bleiben. Die in dem 
Beschluß vom 17. Juni 1993 ebenfalls ausgesprochene 
Forderung, daß im „Schlußbericht" diejenigen Teile 
des Untersuchungsauftrags zu benennen seien, die 
nicht oder nicht vollständig ausgeführt werden konn- 
ten, verdeutlicht, daß der Deutsche Bundestag davon 
ausging, daß der Untersuchungsauftrag bis zur Som- 
merpause 1994 nicht vollständig erfüllt werden 
konnte. 

Die SPD- Fraktion hatte schon bei den Beratungen 
über die Terminierung des Abschlußberichts und die 
damit zusammenhängende Beendigung der Beweis- 
erhebung durch Zeugenvernehmungen die Auffas- 
sung vertreten, daß die Ausschußressourcen so lange 
wie möglich genutzt und die Aktenbeiziehung und 
-auswertung auch über den Zeitpunkt der Kenntnis- 
nahme des Abschlußberichts durch den Bundestag 
hinaus — und damit nach vorherrschender Rechtsauf- 
fassung über das Bestehen des Untersuchungsaus- 
schusses — fortgeführt werden sollten. 

Sie hatte sich dafür ausgesprochen, dem fristgerecht 
vorzulegenden Abschlußbericht einschließlich der 
Beschreibung der zu diesem Zeitpunkt bestehenden 
Aufklärungslücken gegebenenfalls weitere Teilbe- 
richte folgen zu lassen. Als weiteres Argument für eine 
Fortsetzung der Ausschußarbeit hatte sie außerdem 
den Gesichtspunkt angeführt, daß die nach Vorlage 
des Abschlußberichts gewonnenen Erkenntnisse in 
einem Untersuchungsausschuß der nächsten Wahlpe- 
riode verwertet werden könnten, dessen Einsetzung 
befürwortet wurde. 

Dagegen hatten die Koalitionsfraktionen eingewandt, 
daß mit der Kenntnisnahme eines Abschlußberichts 
durch den Deutschen Bundestag die Arbeit eines 
Untersuchungsausschusses beendet sei. Es sei aus 
Rechtsgründen nicht möglich, im Bundestag einen 
Abschlußbericht zu debattieren, dessen Kenntnis- 
nahme zu beschließen und anschließend die Beweis- 
erhebung fortzusetzen. Zumindest sei die Fortsetzung 
der Arbeit und der Beweiserhebung nicht ohne eine 


entsprechende Entscheidung des Deutschen Bundes- 
tages möglich. 

Die SPD -Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß hatte 
sich dann durch das Bekanntwerden neuer Unterla- 
gen, insbesondere der Abteilungen XVIII/7 und 
XVIII/8 des MfS, und die Teilergebnisse der Ermitt- 
lungen der Staatsanwaltschaft und des Untersu- 
chungsausschusses zur Verwendung von Konten bei 
der Scheurmann Bank-KG durch den Bereich Kom- 
merzielle Koordinierung bzw. Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski bestätigt gesehen. Sie war außerdem 
der Meinung, daß der Untersuchungsausschuß ent- 
sprechend seiner eigenen Zielsetzung noch auf den 
Abschlußbericht des Untersuchungsausschusses des 
Bayerischen Landtages und einen weiteren Bericht 
der Treuhandanstalt eingehen müsse. 

Sie hatte diese Vorstellungen schließlich in dem 
Antrag Ausschußdrucksache 564 konkretisiert, mit 
dem sie die Fortführung der Arbeit über die Vorlage 
des Abschlußberichts hinaus verlangte. 

Dieser Antrag war in der 184. Sitzung am 27. Mai 1994 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen abgelehnt 
worden. Ebenfalls abgelehnt hatte der Untersu- 
chungsausschuß mit den Stimmen der Koalitionsfrak- 
tionen den Antrag der SPD-Fraktion, den in der 
vorgenannten Sitzung festzustellenden Gesamtbe- 
richt nicht als Abschlußbericht, sondern als 4. Teilbe- 
richt zu bezeichnen. 

Nachdem die SPD-Fraktion darauf hingewiesen hatte, 
daß es ihr freistehe, für die aus ihrer Sicht noch zu 
behandelnden Gegenstände des Untersuchungsauf- 
trags im Deutschen Bundestag die Einsetzung eines 
neuen Untersuchungsausschusses zu verlangen und 
durchzusetzen, kam es zu interfraktionellen Verhand- 
lungen, die in einen interfraktionellen Antrag an den 
Deutschen Bundestag mündeten (BT-Drucksache 12/ 
8066). 

Der Deutsche Bundestag hat dann am 23. Juni 1994 
auf diesen Antrag hin die ergänzende Untersuchung 
für folgende Sachgebiete beschlossen. 


II. Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 23. Juni 1994 

Der Beschluß des Deutschen Bundestages lautet: 

„Der 1. Untersuchungsausschuß wird in Ergänzung 
seiner Arbeit bis zum Ende der 12. Wahlperiode 
ausschließlich die Akten der Hauptabteilung XVIII, 
insbesondere der Abteilung XVIII/7 und der Abtei- 
lung XVIII/8 des MfS, die Unterlagen des BStU über 
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den IMB "Gabriel,, und Rechtsanwalt Prof. Dr. 
Wolfgang Vogel, die noch ausstehenden Ergebnisse 
der staatsanwaltlichen Ermittlungen über die 
Anstalt Mondessa und die Otto Scheurmann Bank- 
KG, den zu erwartenden Bericht des Untersu- 
chungsausschusses des Bayerischen Landtages 
sowie die von der Treuhandanstalt angeforderten 
Hinweise zur Rückführung veruntreuter Vermö- 
genswerte untersuchen. Im übrigen bleibt die 
Arbeit des 1. Untersuchungsausschusses abge- 
schlossen. Über die Erkenntnisse zu diesen Sach- 


verhalten legt der 1. Untersuchungsausschuß einen 
ergänzenden Bericht vor." (Dokument-Nr. 1) 

Soweit dem Untersuchungsausschuß damit der Auf- 
trag erteilt worden ist, den vom Bayerischen Landtag 
vorgelegten Bericht zu untersuchen, bedeutet dies 
aufgrund der früheren Ausschußbeschlüsse, daß fest- 
gestellt werden soll, welche Ergebnisse dieses 
Berichts des Untersuchungsausschusses des Bayeri- 
schen Landtages in den Bericht des 1. Untersu- 
chungsausschusses übernommen werden können. 


B. Verlauf des weiteren Untersuchungsverfahrens 


I. Mitglieder des 
1. Untersuchungsausschusses 

Dem Untersuchungsausschuß gehören gegenwär- 
tig (Stand: 2. November 1994) folgende Mitglieder 
an: 

Ordentliche Stellvertretende 

Mitglieder: Mitglieder: 

CDU/CSU-Fraktion CDU/CSU-Fraktion 

Vorsitzender: 


Zuletzt sind auf Vorschlag ihrer Fraktionen bzw. 
Gruppen folgende Abgeordnete als Berichterstatter 
ernannt worden: 

Abgeordneter Joachim Gres (CDU/CSU); 
Abgeordneter Dr. Andreas von Bülow (SPD); 
Abgeordneter Arno Schmidt (Dresden) (F.D.P.); 
Abgeordnete Ingrid Koppe 
(Bündnis 90/Die Grünen); 

Abgeordnete Andrea Lederer (PDS/Linke Liste). 


Friedrich Vogel 
(Ennepetal) 

Hartmut Büttner 
Dr. Wolfgang Götzer 
Joachim Gres 

Joachim Hörster 
(Obmann) 

Heinz-Jürgen Kronberg 

SPD-Fraktion 

Stellvertretender 

Vorsitzender: 

Dr. Axel Wernitz 

Dr. Andreas von Bülow 
(Obmann) 

Hans -Joachim Hacker 
Volker Neumann 

F.D.P.-Fraktion 

Arno Schmidt (Dresden) 
(Obmann) 


Hans-Dirk Bierling 

Peter Harry Carstensen 
Horst Eylmann 

Reiner-Eberhard 

Krziskewitz 

Christian Schmidt (Fürth) 
Stefan Schwarz 
SPD-Fraktion 


Friedhelm Julius Beucher 
Dr. Christine Lucyga 

Dorle Marx 
Dr. Peter Struck 

F.D.P.-Fraktion 
Jörg van Essen 


II. Beschlüsse und Absprachen zum Verfahren 
1. Geheimhaltung 

Im Abschlußbericht (vgl. BT-Drucksache 12/7600, 
S. 29) war bereits auf einzelne Vorfälle verwiesen 
worden, bei denen Unterlagen des Untersuchungs- 
ausschusses unter Verletzung von Geheimhaltungs- 
vorschriften und unter Mißachtung von Geheimhal- 
tungsbeschlüssen des Untersuchungsausschusses in 
der Presse publiziert worden waren. Der schwerwie- 
gendste Vorgang dieser Art war die anschließende 
Veröffentlichung von Auszügen aus dem als VS- 
Geheim eingestuften abweichenden Bericht der 
Berichterstatterin Abg. Ingrid Koppe in mehreren 
Tageszeitungen. Die Präsidentin des Deutschen Bun- 
destages hatte deswegen mit Schreiben vom 7. Juni 
1994 an die Staatsanwaltschaft Bonn die Ermächti- 
gung zur Strafverfolgung erteilt. 

Auch im Zusammenhang mit den daraufhin eingelei- 
teten Ermittlungen hat das BMI als nationale Sicher- 
heitsbehörde eine Schadensbewertung erarbeitet und 
dem Untersuchungsausschuß unter dem 4. Oktober 
1994 mitgeteilt. Das BMI ist bei seiner Überprüfung zu 
folgendem Ergebnis gekommen: 


Bündnis 90/Die Grünen 
Ingrid Koppe (Obfrau) 

PDS/Linke Liste 

Andrea Lederer 
(Obfrau) 


Bündnis 90/Die Grünen 
Dr. Wolfgang Ullmann 

PDS/Linke Liste 
Dr. Gregor Gysi 


„Durch die Veröffentlichung des VS-Geheim einge- 
stuften Berichts der Gruppe Bündnis 90/Die Grünen 
sind in großem Umfang geheimhaltungsbedürftige 
Informationen der Nachrichtendienste des Bundes 
und teilweise der Länder sowie des Bundesbeauf- 
tragten für die Unterlagen des Staatssicherheits- 
dienstes der ehemaligen Deutschen Demokrati- 
schen Republik (BStU) preisgegeben worden. 
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In dem in diskreti orderten Bericht werden in einer 
bisher nicht erfolgten Massierung Quellen sowie 
Methoden der Nachrichtendienste enttarnt mit der 
Folge, daß 

— Mitarbeiter und Quellen als solche identifizier- 
bar und somit persönlich gefährdet werden, 

— Rückschlüsse auf die Methodik der operativen 
Arbeit möglich sind, 

— Quellen solche Informationen, die sie selbst 
belasten, nicht mehr zur Verfügung stellen wer- 
den, 

— Verfassungsschutzbehörden der Länder und 
ausländische Partnerdienste bei der Weiter- 
gabe von sensiblen Informationen an die Nach- 
richtendienste des Bundes zurückhaltend wer- 
den. 

Auch die preisgegebenen Unterlagen des ehemali- 
gen Ministeriums für Staatssicherheit enthalten 
sensible Informationen insbesondere über Mitar- 
beiter von Nachrichtendiensten des Bundes, der 
Länder und der Verbündeten. Dementsprechend 
wurden sie teilweise gemäß § 37 Abs. 1 Satz 3 c und 
d StUG als VS-Vertraulich und höher eingestuft. 
Durch die Veröffentlichung dieser Informationen 
werden einzelne Mitarbeiter dieser Nachrichten- 
dienste eindeutig als solche identifiziert und somit 
persönlich gefährdet. 

Zusammenfassend ist somit festzustellen, daß durch 
die Preisgabe der Verschlußsache Mitarbeiter und 
Quellen von Nachrichtendiensten des Bundes und 
der Länder sowie von befreundeten Diensten ein- 
deutig als solche identifizierbar und somit persön- 
lich gefährdet werden. Ferner besteht die Gefahr, 
daß durch die erfolgte Bekanntgabe der Arbeitsmit- 
tel und -methoden sowie operativer Maßnahmen 
die Tätigkeit der Dienste erheblich erschwert wird. 
Es kann nicht ausgeschlossen werden, daß auslän- 
dische Partnerdienste insbesondere solche Informa- 
tionen, die dem Quellenschutz unterliegen, nicht 
mehr in dem erforderlichen Umfang weitergeben, 
so daß die Effizienz der Arbeit der Dienste Schaden 
nehmen könnte." 

Bei der Erörterung dieses Falles in den zuständigen 
Gremien und in Schreiben an den Untersuchungs- 
ausschuß hat die Präsidentin des Deutschen Bun- 
destages darauf hingeweisen, daß derartige Rechts- 
verletzungen durch die Beschlußlage im Untersu- 
chungsausschuß begünstigt worden seien, wonach 
die Fraktionen und Gruppen VS-Unterlagen unter 
bestimmten Voraussetzungen in eigenen Räumen 
aufbewahren dürfen. Sie hat angeregt, diese Rege- 
lung aufzuheben. 

Um künftig die Geheimhaltung von VS-Vertraulich 
und höher eingestuften Ausschußprotokollen und 
sonstigen, in gleicher Weise eingestuften Aus- 
schußunterlagen in höherem Maße als bisher zu 
gewährleisten, hat der Untersuchungsausschuß in 
seiner Sitzung am 24. Juni 1994 folgenden Beschluß 
gefaßt: 

„Der Ausschußbeschluß vom 5. September 1991 
über die Verteilung der VS-Vertraulich und höher 
eingestuften Unterlagen . . . wird aufgehoben. Aus- 
schußprotokolle und sonstige Ausschußunterlagen, 


die VS-Vertraulich und höher eingestuft werden, 
sowie von der Bundesregierung und anderen staat- 
lichen Stellen beigezogene Unterlagen der genann- 
ten VS-Einstufungsgrade können nur in der 
Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages 
und in einer mit dem entsprechenden Geheimhal- 
tungsgrad eingestuften Ausschußsitzung eingese- 
hen werden. Ausfertigungen solcher Protokolle und 
Unterlagen dürfen nur zum Zwecke der vorgenann- 
ten Einsichtnahme hergestellt werden. Die Herstel- 
lung von auszugsweisen Ablichtungen der genann- 
ten Protokolle und Unterlagen ist unzulässig. Die im 
Zuge der bisherigen Ausschußarbeit verteilten Aus- 
fertigungsexemplare sind unverzüglich an die 
Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages 
zurückzugeben. " 


2. Weitere Nutzung des Datenverarbeitungs- 
systems zur Auswertung der 
Beweisunterlagen 

Der Deutsche Bundestag hat am 23. Juni 1994 die 
Fortsetzung der Tätigkeit des 1. Untersuchungsaus- 
schusses auf die in Ziff. 2) des Beschlusses genannten 
Gebiete beschlossen und im übrigen den Abschluß 
seiner Arbeit angeordnet. Für eine über die Erfüllung 
des Ergänzungsauftrags hinausgehende Tätigkeit des 
Ausschusses hat seit diesem Zeitpunkt keine Grund- 
lage mehr bestanden. Eine unbeschränkte Auswer- 
tung der dem Ausschuß vorliegenden umfangreichen 
Beweismaterialien ist deshalb in der bis dahin prakti- 
zierten Form nicht fortgesetzt worden. 

Der Antrag der SPD-Fraktion, den Fraktionen und 
Gruppen bis zum Ende der 12. Wahlperiode in ihren 
Räumen weiterhin den unmittelbaren Zugriff auf die 
Datenbanken des Untersuchungsausschusses zu er- 
möglichen, hatte der Ausschuß bereits in seiner Sit- 
zung am 27. Mai 1994 abgelehnt. Zu diesem Zeitpunkt 
war aber noch nicht bekannt, daß der Deutsche 
Bundestag einen ergänzenden Auftrag erteilen 
werde. 

Ausgehend von dem auf gemeinsamen Antrag der 
Fraktionen von CDU/CSU, SPD und F.D.P hin gefaß- 
ten Beschluß des Deutschen Bundestages über die 
Beendigung der bisherigen Tätigkeit des Untersu- 
chungsausschusses und die Erteilung des Auftrages, 
auschließlich bestimmte, einzeln auf gezählte Themen 
zum Gegenstand der Untersuchung zu machen, hat 
der Vorsitzende mit dem Ziel, in der Vergangenheit 
festgestellte Mißbräuche mit ausgedruckten Doku- 
menten in Zukunft zu verhindern, Ende Juni 1994 
angeordnet, die Anschlüsse in den Räumen der Frak- 
tionen und Gruppen an das DV-System abzuschalten. 
Recherchen und Ausdrucke sollten diese nur noch mit 
Hilfe des Ausschußsekretariats durchführen kön- 
nen. 

Die Aufforderung des Obmanns der SPD-Fraktion im 
1. Untersuchungsausschuß, Abg. Dr. von Bülow, diese 
Entscheidung zurückzunehmen, hat der Vorsitzende 
abgelehnt. Mit Schreiben vom 8. und 17. August 1994 
an die Präsidentin des Deutschen Bundestages hat 
Abg. Dr. von Bülow die vorgenannten Maßnahmen 
des Vorsitzenden beanstandet. Er hat dabei die Auf- 
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fassung vertreten, daß durch die genannten Maßnah- 
men die Minderheitenrechte der Mitglieder der SPD- 
Fraktion im Untersuchungsausschuß verletzt worden 
seien. Er hat zugleich die Befassung des Ältestenrats 
mit dieser Angelegenheit gefordert. 

In ihrem Erwiderungsschreiben vom 5. September 
1994 an Abg. Dr. von Bülow hat die Präsidentin 
angeregt, daß dieser sein Anliegen in der nächsten 
Ausschußsitzung Vorbringen möge, und darauf ver- 
wiesen, daß der Ältestenrat hinsichtlich des Informa- 
tionszugangs im Untersuchungsausschuß keine Ent- 
scheidungszuständigkeit habe. 

In der 185. Sitzung am 7. September 1994 hat der 
Untersuchungsausschuß mit Mehrheit den Antrag 
Abg. Dr. von Bülows, den Zugang zu den Datenban- 
ken und Druckern des Untersuchungsausschusses 
über die Bildschirmarbeitsplätze in den Räumen der 
Fraktionen und Gruppen wiederherzustellen, abge- 
lehnt. Als Ausgleich dafür hat er aber einstimmig 
beschlossen, daß die Fraktionen und Gruppen in dem 
durch den Ergänzungsauftrag abgesteckten Rahmen 
an bestimmten Bildschirmarbeitsplätzen in den Räu- 
men des Sekretariats Recherchen durchführen und 
Druckaufträge veranlassen können. 


3. Festlegung der Aufgabenstellung 
des Ausschußsekretariats 

Der Untersuchungsausschuß hat in seiner Beratungs- 
sitzung am 24. Juni 1994 ferner einstimmig folgenden 
Beschluß gefaßt: 

„Das Ausschußsekretariat wird beauftragt, die im 
Rahmen des Bundestagsbeschlusses vom 23. Juni 
1994 weiter durchzuführende Beiziehung von 
Unterlagen aufgrund der vorliegenden Beweis- 
beschlüsse fortzuführen und die in dem Bun- 
destagsbeschluß genannten Berichte anzufor- 
dem. " 


III. Beweiserhebung durch Beiziehung 
von Akten, Protokollen, elektronischen 
Datenträgern und ihrer Ausdrucke 
sowie Anforderung von Berichten und 
Einholung von schriftlichen Auskünften 

1. Art, Herkunft und Umfang der 
Beweismaterialien 

Zur Erfüllung des Ergänzungsauftrags hat der Unter- 
suchungsausschuß Akten, Protokolle, Disketten, Dis- 
kettenausdrucke beigezogen sowie zwei Berichte 
angefordert und zwei schriftliche Auskünfte einge- 
holt. Von den nachgenannten Stellen wurden im 
einzelnen folgende Materialien zur Verfügung 
gestellt: 


Bundesministerium — Unterlagen der Treu- 

der Finanzen: handanstalt zur An- 

stalt Mondessa/Otto 
Scheurmann-Bank KG 

— Bericht der Treuhand- 
anstalt 

— Zwei schriftliche Aus- 
künfte der Treuhand- 
anstalt zur Rückfüh- 
rung der veruntreuten 
Vermögenswerte des 
Bereichs Kommer- 
zielle Koordinierung 

Der Bundesbeauftragte — Diskettenausdrucke 
für die Unterlagen des zu Vorgängen der 

Staatssicherheitdienstes Hauptabteilung XVIII 

der ehemaligen Deut- des früheren Ministe- 
schen Demokratischen riums für Staatssicher- 

Republik: heit 

— die Originaldisketten 
mit dem o. g. Inhalt 

— Unterlagen zu IMF 
„Rolf Anders“ 

— Unterlagen zu IMB 
„Gabriel“ 

— Arbeitsergebnisbericht 
1989 der HA XVIII/8 
vom 24. 11. 1989 
betreffend den OV 
„Embargo" sowie die 
OPK „Dollar“ und 
„ Karat " 

Bayerischer Landtag: — Schlußbericht des 

Untersuchungsaus- 
schusses betreffend 
Bayerische Bezüge 
der Tätigkeit des Be- 
reichs „Kommerzielle 
Koordinierung“ und 
Alexander Schalck- 
Golodkowkis (LT- 
Drucksache 12/16 
712) 

Senats Verwaltung für — Unterlagen zur An- 

Justiz Berlin stalt Mondessa/ 

(Staatsanwaltschaft bei Scheurmann Bank-KG 

dem Kammergericht — (soweit nicht bereits 

Arbeitsgruppe Regie- vom Bundesministe- 
rurigskriminalität — ): rium der Finanzen 

bereitgestellt) 

Otto Scheurmann — Auskünfte zu Konten 

Bank-KG: bei der Otto Scheur- 

mann Bank-KG und 
zu von dieser unter- 
haltenen Geschäftsbe- 
ziehungen 

Zusätzlich sind wegen bestehender Sachverknüpfung 
23 Aktenordner aus bereits bei der Feststellung des 
Abschlußberichts vorhandenen Altbeständen ausge- 
wertet worden. 


8 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/8595 


Insgesamt haben die für den ergänzenden Bericht 
verwendeten Unterlagen, Berichte und schriftlichen 
Auskünfte 13 853 Blatt umfaßt. 


2. Probleme bei der Beschaffung der 
Materialien der HA XVIII des MfS 

Der Untersuchungsausschuß hatte aufgrund des ihm 
vorliegenden Protokolls über die Befragung des frü- 
heren Leiters der Hauptabteilung XVIII/8 des MfS, 
Willy Koch, durch Beamte des Hessischen Landeskri- 
minalamtes vom 19. Juni 1991 davon Kenntnis 
erlangt, daß Koch dem BND bereits im Jahre 1990 
Disketten mit Daten zur HA XVIII/8 — ihre Anzahl 
wurde zunächst mit 96 beziffert — ausgehändigt hatte. 
Staatsminister Schmidbauer, MdB, hat den Vorsitzen- 
den und den Stellvertretenden Vorsitzenden des 
1. Untersuchungsausschusses mit Schreiben vom 
22. Juni 1994 davon unterrichtet, daß er die Auswer- 
tung dieser Disketten angeordnet und der Präsident 
des BND ihn über deren Inhalt informiert habe (zu den 
Einzelheiten vgl. Dokument-Nr. 2). 70 der 96 Disket- 
ten hätten lesbar gemacht werden können. Im vorge- 
nannten Schreiben wird weiter ausgeführt, daß die 
Disketten Angaben zu Embargoverstößen/Technolo- 
gietransfer enthielten. Über die Auswertungsergeb- 
nisse sei die Bundesregierung informiert worden. 
Informationen mit Hinweisen auf strafbares Verhalten 
seien im Sommer 1990 an das Bundeskriminalamt 
weiLergegeben worden. StM Schmidbauer hat außer- 
dem darauf verwiesen, daß über das Ergebnis der 
Diskettenauswertung in einer in der Zentrale des BND 
am 17. Juni 1994 stattgefundenen Besprechung die 
Vertreter nachfolgend genannter Behörden unterrich- 
tet worden seien: Bundesbeauftragter für die Unterla- 
gen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik (BStU), Bundes- 
amt für Verfassungsschutz (BfV), Bundeskriminalamt 
(BKA), Generalbundesanwalt (GBA) und Zentrale 
Ermittlungsstelle für Regierungs- und Vereinigungs- 
kriminalität (ZERV). Der BStU habe daraufhin die 
Herausgabe der Unterlagen an ihn verlangt und 
angekündigt, daß er nach Durchsicht über die Betei- 
ligung anderer Stellen entscheiden werde. 

Mit Schreiben des Ausschußsekretariats vom 29. Juni 
1994 ist der BStU gebeten worden, die Akten der 
HA XVIII, insbesondere die vom BND überstellten 
Disketten und die Auswertungen hierzu, dem Unter- 
suchungsausschuß möglichst kurzfristig zur Verfü- 
gung zu stellen. 

Nach Auskunft des BStU vom 27. Juli 1994 hatte der 
GBA zum Schutze laufender Ermittlungen über die 
Unterlagen der HA XVIII gemäß § 5 Abs. 2 StUG eine 
Verwendungssperre von drei Monaten, beginnend 
am 4. Juli 1994, verhängt, soweit diese Informationen 
zu Reisekadem (IMB) der HA XVIII und deren Kon- 
taktpersonen (IM) mit Wohnadressen in den alten 
Bundesländern enthalten. Das Bundesministerium 
der Justiz (BMJ) hat den Untersuchungsausschuß 
demgegenüber am 6. September 1994 fernmündlich 
davon in Kenntnis gesetzt, daß seitens des GBA gegen 
die Weiterleitung der einer Verwendungssperre 
unterliegenden Materialien durch den BStU an den 


Untersuchungsausschuß keine Bedenken bestünden. 
Ungeachtet dessen hat der BStU noch am 6. Oktober 
1994 die Ansicht vertreten, er habe beachten müssen, 
daß „ die Einsicht in Datenbestände zu sämtlichen IMB 
sowie zu den IM der HA XVIII mit Wohnadresse in den 
Altbundesländern für zunächst drei Monate, d. h. bis 
zum 21. September 1994, gesperrt" gewesen seien. 

Außerdem hat der BStU mit Schreiben vom 17. August 
1994 an den Ausschußvorsitzenden vorgetragen, ein 
großer Teil der auf den Disketten der HA XVIII/8 
gespeicherten Einzelinformationen sei erst im Kontext 
zu Informationen aus anderen Unterlagen aussagefä- 
hig, jedoch fehlten in seiner Behörde die notwendigen 
technisch-organisatorischen Voraussetzungen für die 
Verknüpfung der in der Datenbank gespeicherten 
Einzelinformationen mit solchen aus anderen Unterla- 
gen. Im übrigen hat der BStU angekündigt, daß 
Materialien der HA XVIII im Rahmen der bestehen- 
den Beweisbeschlüsse dem Ausschuß überlassen wür- 
den, sobald der entsprechende Aktenbestand er- 
schlossen sei. 

Am 25726. August 1994 haben zwei Mitarbeiter des 
Ausschußsekretariats den BStU in Berlin auf dessen 
Anregung hin auf gesucht, um abzu klären, in welcher 
Weise die Unterlagen der Hauptabteilung XVIII noch 
rechtzeitig für die Beweiserhebung des Untersu- 
chungsausschusses nutzbar gemacht werden könn- 
ten. Bei dieser Gelegenheit ist folgendes mitgeteilt 
worden: 

Statt der aufgrund eines Zählfehlers ursprünglich 
angegebenen 96 Disketten zur HA XVIII stünden nur 
92 zur Verfügung. 20 hiervon seien Leerdisketten. Nur 
70 seien lesbar und bereits beim BND ausgedruckt 
worden. Die in dieser Form beim BStU eingegange- 
nen Ausdrucke sind dort von Sekretariatsmitarbeitern 
eingesehen worden. Zwei Disketten seien dem BKA 
zugesandt worden, um sie lesbar zu machen. Nach 
Erkenntnissen des BStU erfaßten die Disketten die 
Datenbestände von mindestens zwei Festplatten, die 
im Rahmen eines Pilotprojekts Möglichkeiten der 
Datenspeicherung und Recherche aufzeigen sollten. 
Ein Bestand enthalte eine Personennamen und Sach- 
verhalte ausweisende sog. VSH-Kartei (Sichtlochkar- 
ten) aus den Jahren 1986 bis 1989. Ein anderer 
Bestand umfasse Berichte zu Reisen von Personen 
vom Osten in den Westen und in umgekehrter Rich- 
tung. Die von Sekretariatsmitarbeitern eingesehenen 
Diskettenausdrucke erfassen auf ca. 400 bis 500 
Seiten IM-Berichte zu Operativvorgängen, Namens- 
dateien, Dossiers mit IM-Berichten zu Personen und 
Sachverhalten und Anleitungen zur Nutzung des 
DV-Systems. Eine Datei mit ca. 13 000 Namen sei 
nicht ausgedruckt worden. 

Bei dem vorgenannten Arbeitsbesuch wurde den 
Sekretariatsmitarbeitern in Aussicht gestellt, daß der 
Untersuchungsausschuß in der 36. Woche — soweit 
sich Bezüge zum Untersuchungsauftrag feststellen 
lassen — eine anonymisierte Fassung der vorliegen- 
den Diskettenausdrucke sowie ein Gesamtexemplar 
als Verschlußsache erhalten werde. Fernerhin wurde 
seitens des BStU zugesagt, daß ab dem 2. September 
1994 vom Ausschuß angeforderte Akten der HA 
XVIII/7 und 8 kontinuierlich übersendet werden. 
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Der Untersuchungsausschuß hat mit Schreiben an den 
BStU vom 6. September 1994 den Zugang bean- 
sprucht — sobald dies technisch möglich ist — auch zu 
diesen Disketten. 

Wie vorgesehen hat der BStU dem Untersuchungsaus- 
schuß den von Sekretariatsmitarbeitern eingesehe- 
nen Diskettenausdruck der HA XVIII in einer anony- 
misierten und in einer VS-Vertraulich eingestuften 
Originalfassung zugeleitet. Die Paginierung beginnt 
mit der lfd. Nr. 000 065 und war, wie sich später 
herausgestellt hat, im Hause des BStU vorgenommen 
worden. Außerdem enthält Blatt 000 068 Angaben zur 
Datenbankstruktur, wobei als letztes Änderungsda- 
tum der 15. Juni 1994 ausgewiesen wird. Der BStU ist 
mit Schreiben vom 14. September 1994 um Aufklä- 
rung darüber gebeten worden, ob Unterlagen mit den 
lfd. Nrn. 000 001 bis 000 064 existieren, ob der BND 
den Datenbestand geändert hat und welche Änderun- 
gen ggf. am 15. Juni 1994 vorgenommen worden sind. 
Um die Identität der vom BND dem BStU zugeleiteten 
Ausdrucke mit dem Inhalt der Disketten zu überprü- 
fen, hat der Untersuchungsausschuß in seiner 1 86. Sit- 
zung am 7. September 1994 beschlossen, einen vom 
BStU selbst erstellten Ausdruck der zur Zeit lesbaren 
70 Disketten anzufordern, wovon dieser mit Schreiben 
vom 8. September 1 994 in Kenntnis gesetzt worden ist. 
Im gleichen Schreiben hat der Untersuchungsaus- 
schuß noch einmal an die ab dem 2. September 1994 
zugesagte, bis dahin aber noch nicht erfolgte Zusen- 
dung der Akten der Abteilungen 7 und 8, der AG 
Leitung und des Sekretariats der HA XVIII erinnert. 

Ein Mitarbeiter des BND hat bei einem Gespräch am 
19. September 1994 im Ausschußsekretariat erläutert, 
daß der in der Auflösungsphase des MfS mit der 
Leitung der Abteilung XVIII/8 beauftragte Willy Koch 
außer 92 Disketten dem BND 22 willkürlich aus dem 
Bestand der Abteilung XVIII/8 herausgegriffene Dos- 
siers zu Hans Jochheim und Richard Müller in Papier- 
form übergeben habe. Diese sind auch Inhalt des dem 
Untersuchungsausschuß vorliegenden Ausdruckes. 
Er hat außerdem erklärt, daß Koch lediglich zu den 
Disketten und den Dossiers befragt worden sei. Als 
Grund dafür, daß dieser nicht zu seinem weiteren 
Wissen vernommen worden sei, hat der Mitarbeiter 
des BND angegeben, daß diese Zurückhaltung auf 
den nach den DDR-Kommunalwahlen im März 1990 
nur noch in beschränktem Umfang bestehenden Auf- 
klärungsauftrag des BND zurückzuführen sei. Der 
dem Untersuchungsausschuß zugeleitete Disketten- 
ausdruck soll drei Tage vor der bereits erwähnten Sit- 
zung am 17. Juni 1994 in der Zentrale des BND erstellt 
worden sein. Zu keinem Zeitpunkt habe der BND den 
Datenbestand auf den Disketten verändert. 

Der Präsident des BND hat mit Schreiben vom 1 9. Sep- 
tember 1994 das Zustandekommen des in der Daten- 
bank erfaßten, mit 15. Juni 1994 ausgewiesenen Ände- 
rungsdatums wie folgt erläutert: Der BND habe den 
Datenbestand der Disketten der HA XVIII nicht geän- 
dert. Zur Vorbereitung der in der Zentrale des BND am 
17. Juni 1994 stattgefundenen Besprechung seien Aus- 
drucke erstellt worden. Zu diesem Zweck sei das 
Programm und die dazugehörende Datenbank instal- 
liert sowie in einem Probelauf auf Funktionstüchtigkeit 
überprüft worden. Dabei sei eine temporäre Datei mit 
aktuellem Tagesdatum erstellt worden. 


Nachdem im Verlauf der Auswertung der dem Unter- 
suchungsausschuß vom BStU zugeleiteten Disketten- 
ausdrucke weitere Lücken in den durch fortlaufende 
Nummern erfaßten Vorgängen erkennbar worden 
waren und sich so der Verdacht verstärkt hatte, daß 
die bis dahin vorliegenden Ausdrucke nicht vollstän- 
dig dem Disketteninhalt entsprachen, hat der Unter- 
suchungsausschuß in seiner Sitzung am 21. Septem- 
ber 1994 auf Antrag der SPD-Fraktion die Beiziehung 
„der vom Leiter der Abteilung XVIII/8 des MfS, Willy 
Koch, an den Bundesnachrichtendienst übergebenen 
und von dort an den Bundesbeauftragten für die 
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehema- 
ligen DDR weitergeleiteten Originaldisketten der vor- 
genannten MfS-Äbteilung" beschlossen. 

Der BStU hat daraufhin mit Schreiben vom 26. Sep- 
tember 1994 (Dokument-Nr. 3) mitgeteilt, daß der 
vom BND erstellte und dem Untersuchungsausschuß 
zur Verfügung gestellte Ausdruck nur einen Teil der 
auf den Disketten gespeicherten Daten wiedergebe. 
Wie beim Arbeitsbesuch am 25. /26. September 1994 
vereinbart worden sei, habe der Untersuchungsaus- 
schuß einen Ausdruck in bearbeiteter und unbearbei- 
teter, VS-Vertraulich eingestufter Form in dem durch 
den Untersuchungsauftrag abgesteckten Rahmen 
erhalten. Die Seiten 1 bis 64 dieses Ausdrucks seien 
wegen Fehlens eines Bezugs zum Untersuchungsauf- 
trag nicht übersandt worden. Ein Gesamtausdruck der 
dem BStU vorliegenden Disketten stelle diesen vor 
erhebliche Probleme. Für den Ausdruck aller Disket- 
ten, deren Inhalt einem Umfang von 80 Ordnern ä 500 
Seiten Text entsprechen soll, sei ein Zeitaufwand von 
9,9 Wochen errechnet worden. Die in den Dateien 
erfaßten operativen Vorgänge und operativen Perso- 
nenkontrollen enthielten darüber hinaus personenbe- 
zogene Daten, die nach Maßgabe des StUG vor einer 
Einsicht oder Versendung in der Regel anonymisiert 
werden müßten. Aus vorstehenden Gründen sei des- 
halb die Anfertigung eines Gesamtausdrucks in der 
dem Untersuchungsausschuß noch zur Verfügung 
stehenden Zeit nicht möglich. 

In Anbetracht dieser Sachlage hat der BStU vorge- 
schlagen, daß seine Behörde vom Untersuchungsaus- 
schuß erteilte Rechercheaufträge ausführe und die- 
sem die dabei erzielten Ergebnisse in Kopie zur 
Verfügung stelle oder daß der Untersuchungsaus- 
schuß die vom BND erstellten Ausdrucke als Grund- 
lage für die Anforderung von Ausdrucken mit Perso- 
nendaten oder von einzelnen Dateien nehme. Die 
Herausgabe der Originaldisketten an den Untersu- 
chungsausschuß komme aus seiner Sicht nicht in 
Betracht, weil diese auch vom Untersuchungsauftrag 
nicht umfaßte Informationen enthielten und die hierin 
gespeicherten Personendaten nach den Vorgaben des 
StUG vor einer Versendung anonymisiert werden 
müßten. Der BStU hat aber zugleich angeboten, daß 
eine — ggf. im Beisein eines Ausschußmitglieds — 
gezogene, VS-Geheim eingestufte Kopie der Disket- 
ten dem Untersuchungsausschuß zur Verfügung 
gestellt werden könne. 

Mit Schreiben vorn 6. Oktober 1994 hat der BStU aus 
seiner Sicht klargestellt, daß der gesamte Schriftver- 
kehr zum Vorgang der angeforderten Materialien zur 
HA XVIII dem Untersuchungsausschuß zur Kenntnis 
gebracht worden sei, daß 22 Disketten nicht lesbar 
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seien und nicht lediglich zwei. Seine Rückfrage beim 
BND habe ergeben, daß ursprünglich irrtümlich die 
Zahl der zur HA XVIII/8 vorhandenen Disketten mit 
96 angegeben worden sei. Gleichwohl seien ihm am 
26. September 1994 vier weitere Disketten — ohne 
Bezug zu untersuchungsrelevanten Vorgängen — 
übergeben worden. Der BStU hat ferner darauf ver- 
wiesen, daß dem BKA keine der nicht lesbaren Dis- 
ketten zur Entschlüsselung oder Lesbarmachung 
übergeben worden seien. Aufgrund eines Gesuchs 
des GBA habe das BKA lediglich Kopien von 44 Dis- 
kettenausdrucken zur Verfügung gestellt. Der BStU 
hat im übrigen zugesagt, daß er die Zusendung 
untersuchungsrelevanter Auszüge eines vom BND 
mit den fraglichen Disketten übergebenen Aktenord- 
ners, der auch Informationen zu den vom Untersu- 
chungsausschuß erbetenen Operaüvvorgängen ent- 
halten soll, veranlassen werde. Als Grund, weshalb 
der BStU nicht bereits am 28. Juni 1994 mit dem 
Ausdruck begonnen habe, hat dieser auf den für die 
Erschließung des Aufbaus und der Gliederung der 
Datenbankstruktur sowie für die Ermittlung der unter- 
suchungsrelevanten Informationen erforderlichen 
Zeitaufwand verwiesen. Ein weiterer Grund für die- 
sen Zeitverzug sei die vom GBA verhängte Sperre zu 
sämtlichen IMB sowie zu den IM der HA XVIII mit 
Wohnadresse in den alten Bundesländern gewesen. 
Hinsichtlich der vom Abg. Dr. von Bülow erbetenen 
Dokumente zu den in dessen Schreiben vom 19. Sep- 
tember 1994 angeführten OV/OPK und zusätzlich 
zum OV „Embargo“ und OPK „Porst" hat der BStU 
zugesagt, daß Rechercheergebnisse hierzu in der 
41. Woche des Jahres 1994 bei einem Besuch von 
Mitarbeitern seiner Behörde in Bonn dem Untersu- 
chungsausschuß übergeben und eine Kopie der Ori- 
ginaldisketten gezogen werden. Das Verfahren der 
Einsichtnahme in die von ihm VS-Geheim eingestuf- 
ten Disketten werde er bei diesem Besuch bekannt- 
geben. 

Wie angekündigt, sind am 11. Oktober 1994 in der Ge- 
heimschutzstelle des Deutschen Bundestages Kopien 
von 69 der 92 Disketten gezogen worden. Bei 23 Dis- 
ketten war die Anfertigung einer Kopie nicht möglich, 
weil die Disketten defekt oder leer waren und in einem 
Falle aus sonstigen technischen Gründen keine Kopie 
gezogen werden konnte. Die erstellten Diskettenko- 
pien wurden auf Verlangen des BStU ohne weitere 
Begründung VS-Geheim eingestuft. 

Dieser Umstand hat den Untersuchungsausschuß vor 
erhebliche organisatorische Probleme gestellt. Der 
Geheimschutzbeauftragte hat am 18. Oktober 1994 
mitgeteilt, daß für das Recherchieren in den Disket- 
tenkopien wegen deren Geheimeinstufung der Ein- 
satz einer abstrahlsicheren Gerätekonfiguration erfor- 
derlich sei. Eine solche Anlage stehe nicht zur Verfü- 
gung, sie sei auch nicht vor Dezember 1994 beschaff- 
bar. Ebensowenig hat der Untersuchungsausschuß 
eine rechtzeitige Herabstufung der Diskettenkopien 
auf VS-NfD erreichen können. Deshalb hat sich der 
Untersuchungsausschuß nicht mehr in der Lage gese- 
hen, die Diskettenkopien für den ergänzenden Bericht 
auszuwerten. 

Der Untersuchungsausschuß hat sich außerdem um 
die Beiziehung der Niederschriften zur Befragung 


Willy Kochs durch den BND bemüht, von deren 
Erstellung er ausging. Der Präsident des BND hat dem 
Vorsitzenden des 1. Untersuchungsausschusses dazu 
jedoch mitgeteilt, daß in seinem Hause keine Befra- 
gungsprotokoile angefertigt worden seien. Ein Mitar- 
beiter des BND hat bei einem Auskunftsgespräch am 
19. September 1994 im Ausschußsekretariat erklärt, 
daß nur fünf fachliche Gespräche mit Koch geführt 
worden seien. Die übrigen Unterredungen hätten nur 
Terminvereinbarungen und andere organisatorische 
Fragen zum Gegenstand gehabt. Die Aussage von 
Koch vor Beamten des Hessischen Landeskriminal- 
amts, es sei zwischen ihm und Mitarbeitern des BND 
zu 20 bis 25 Treffen in Berlin (West) und München 
gekommen, sei so zu verstehen, daß Koch die Gesamt- 
zahl aller Begegnungen unabhängig von deren 
Zweck habe nennen wollen. Der vorgenannte Mitar- 
beiter des BND hat außerdem berichtet, daß bei den 
Treffen mit Koch keine Niederschriften oder Ton- 
bandaufnahmen angefertigt worden seien. Die Stich- 
wort-Notizen, die er bei seinen Zusammenkünften mit 
Koch gemacht habe, seien nicht für Treffberichte, 
Vermerke oder andere Texte verwendet worden. 


IV. Gerichts- und Ermittlungsverfahren 

1 . Verwaltungsgerichtliche Verfahren 

Das Verwaltungsgericht (VG) Köln hat in der mündli- 
chen Verhandlung am 21. September 1994 die Ver- 
fahren Herbert Mies ./. Bundesrepublik Deutschland 
— 23 K 661/94 und 23 K 8011/93 — unter letzterem 
Aktenzeichen miteinander verbunden. Weiter hat es 
klargestellt, daß nach der ständigen Rechtsprechung 
des OVG Münster bei verwaltungsgerichtlichen Ver- 
fahren, an denen parlamentarische Untersuchungs- 
ausschüsse beteiligt seien, deren jeweilige Vorsit- 
zende als die richtigen Beklagten zu bezeichnen 
seien. Anschließend hat das Gericht das Rubrum des 
Verfahrens dahin gehend geändert, daß es nunmehr 
auf die „Bundesrepublik Deutschland vertreten durch 
den Vorsitzenden des 1. Untersuchungsausschusses" 
lautet. Weiter hat es das Verfahren 23 K 8011/93 
eingestellt, soweit dieses von den Parteien überein- 
stimmend für erledigt erklärt worden war, und im 
übrigen den Beschluß des 1. Untersuchungsausschus- 
ses vom 19. Januar 1994 aufgehoben, mit dem gegen 
den Kläger wegen Zeugnisverweigerung ein Ord- 
nungsgeld verhängt und die Kosten des Beschlußter- 
mins auferlegt worden waren. 

Aufgrund derselben Erwägungen sind vom VG Köln 
am 21. September 1994 auch die Verfahren Kurt 
Fritsch ./. Bundesrepublik Deutschland — 23 K 8069/ 
93 und 23 K 571/94 — unter ersterem Aktenzeichen 
miteinander verbunden und das Verfahren eingestellt 
worden, soweit die Parteien dieses übereinstimmend 
für erledigt erklärt hatten. Ebenso wie in den verbun- 
denen Verfahren Herbert Mies ./. Bundesrepublik 
Deutschland ist in den verbundenen Verfahren Kurt 
Fritsch ./. Bundesrepublik Deutschland der angegrif- 
fene Beschluß über die Verhängung eines Ordnungs- 
geldes wegen Zeugnisverweigerung und über die 
Auferlegung der durch die Auskunftsverweigerung 
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verursachten Kosten vom Gericht aufgehoben wor- 
den. 

Das Gericht hat seine Entscheidungen in mündlicher 
Verhandlung mit der Auffassung begründet, daß sich 
die Kläger gegenüber dem Untersuchungsausschuß 
zu Recht auf ein umfassendes Auskunftsverweige- 
rungsrecht nach § 55 StPO hätten berufen können. Es 
sei aufgrund der bekannten Tatsachen nicht auszu- 
schließen, daß sie sich der Teilnahme an Steuerdelik- 
ten schuldig gemacht hätten. Der Vernehmungsge- 
genstand habe in vielfältiger Weise mit dieser Frage in 
Sachzusammenhang gestanden, so daß eine Tren- 
nung von aussagepflichtigen und nicht aussagepflich- 
tigen Fragenkomplexen nicht in Betracht gekommen 
wäre. 

Bis zur Feststellung des ergänzenden Berichts haben 
der jeweilige Urteilstenor und die Urteilsbegründun- 
gen noch nicht schriftlich Vorgelegen. 

Der Untersuchungsausschuß hat sich in der 188. 
Sitzung mit der Frage beschäftigt, ob gegen die 
vorgenannten Entscheidungen des VG Köln Rechts- 
mittel eingelegt werden sollten. 

Der Untersuchungsausschuß hat die Entscheidungen 
dahin gehend interpretiert, daß die Inanspruchnahme 
eines Auskunftsverweigerungsrechts nur dann aus- 
scheide, wenn er nachweisen könne, daß eine straf- 
rechtliche Verfolgung des Zeugen bei wahrheitsge- 
mäßer Beantwortung der Fragen nicht in Betracht 
komme. Eine derartige Auslegung der Rechtslage 
zugunsten der Zeugen entspricht nach seiner Auffas- 
sung aber weder den gesetzlichen Regelungen noch 
der höchstrichterlichen Rechtsprechung, wie sie 
zuletzt in der Entscheidung des Bundesgerichtshofs 
vom 1. Juni 1994 (Az. 1 BJs 182-83). Sollte sich die 
Rechtsansicht des Gerichts durchsetzen, daß Zeugen, 
ohne konkrete Tatsachen vortragen zu müssen, aus 
denen sich nachprüfbar die Gefahr der Strafverfol- 
gung ergibt, ein umfassendes Auskunftsverweige- 
rungsrecht in Anspruch nehmen können, stehen 
zukünftigen Untersuchungsausschüssen nur noch 
aussagewillige Zeugen zur Verfügung. Dies würde 
die Wirksamkeit von Untersuchungsausschüssen 
erheblich beeinträchtigen. 

Der Untersuchungsausschuß ist deshalb zu dem 
Ergebnis gekommen, daß aus grundsätzlichen Erwä- 
gungen gegen die Entscheidungen des Verwaltungs- 
gerichts Köln Berufung eingelegt werden muß. 

Er hat folgenden Beschluß gefaßt: 

„Der 1. Untersuchungsausschuß legt gegen die 
Entscheidungen des Verwaltungsgerichts Köln, 
23 K 8011/93 und 23 K 8069/93 vom 21. September 
1994 das Rechtsmittel der Berufung beim Oberver- 
waltungsgericht Münster ein . 

Er bittet die Präsidentin, ein Mitglied des 13. Deut- 
schen Bundestages, vorzugsweise ein Mitglied des 
1. Untersuchungsausschusses des 12. Deutschen 
Bundestages mit der Prozeßführung zu betrauen 
und zu dessen Unterstützung einen geeigneten 
Rechtsanwalt oder Hochschullehrer zu beauftra- 
gen". 


2. Strafanzeige wegen des Verdachts 
einer Falschaussage 

Aus den zum Komplex „Anstalt Mondessa und Otto 
Scheurmann Bank-KG" neuerlich beigezogenen Un- 
terlagen und eingeholten Auskünften hat sich der 
Verdacht ergeben, daß der Zeuge Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski pflichtwidrig verschwiegen 
hat, nicht nur für das Konto Nr. 18474300 (unter dem 
Pseudonym Jürgen Keller), sondern auch für andere 
Konten bei der Scheurmann Bank-KG Vollmachten 
besessen zu haben. 

Das Ausschußmitglied Abg. Volker Neumann hat 
diese Tatsache aufgegriffen und die Staatsanwalt- 
schaft Bonn mit Schreiben vom 29. September 1994 
gebeten, die von ihm mitgeteilten Sachverhalte auf 
ihre strafrechtliche Relevanz hin zu überprüfen. 

Im einzelnen ist in der Strafanzeige ausgeführt, es 
stelle sich zunächst die Frage, ob Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski durch seine Auskünfte vor dem 
Untersuchungsausschuß zu Konten der Anstalt Mon- 
dessa bei der Otto Scheurmann Bank-KG eine uneid- 
liche Falschaussage begangen habe. Auf die Frage 
„Würden Sie denn die Scheurmann-Bank von ihrer 
Verpflichtung, das Bankgeheimnis zu wahren, entbin- 
den, soweit dies Konten anbelangt, über die Sie 
Vollmacht hatten bzw. Inhaber waren", habe Dr. 
Schalck-Golodkowski bei seiner Vernehmung am 

3. Dezember 1993 geantwortet: „Ich hatte bei der 
Bank Scheurmann keine Konten". Auf Nachfrage 
habe er ergänzt, auch keine auf ihn ausgestellte 
Vollmachten für Konten bei dieser Bank gehabt zu 
haben (Protokoll, 171. Sitzung, S. 16). Bei seiner 
Vernehmung am 20. Januar 1994 habe Dr. Schalck- 
Golodkowski zwar klargestellt, daß er unter dem 
Decknamen „Jürgen Keller" für die Konten der 
Anstalt Mondessa bei der Otto Scheurmann Bank-KG 
Vollmacht besessen habe und daß über diese Bargeld 
transferiert worden sei (Protokoll, 177. Sitzung, 
S. 17 ff.). Nach Erkenntnissen des Untersuchungsaus- 
schusses hat Dr. Schalck-Golodkowski jedoch über 
Vollmachten zu zwei weiteren Konten bei der Otto 
Scheurmann Bank-KG verfügt. Abg. Neumann hat 
ferner darauf verwiesen, daß Dr. Schalck-Golod- 
kowski vor dem Untersuchungsausschuß vorgegeben 
habe, keine Kenntnis von dem von seiner Ehefrau 
unter ihrem Mädchennamen „Gutmann" bei der Otto 
Scheurmann Bank-KG August 1989 eingerichteten 
Schließfach gehabt zu haben. 

Der Untersuchungsausschuß hat inzwischen Veran- 
lassung zu der Annahme, daß Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski Verfügungsvollmacht über mindestens 
drei verschiedene Konten bei der genannten Bank 
hatte. 

Die Staatsanwaltschaft Bonn hat unter dem 12. Okto- 
ber 1994 dem Abgeordneten Volker Neumann mitge- 
teilt, daß sie das Ermittlungsverfahren gegen Dr. 
Alexander Schalck-Golodkowski wegen falscher un- 
eidlicher Aussage eingestellt habe. Die Staatsanwalt- 
schaft hat bei der Würdigung des Sachverhalts die 
Auffassung vertreten, Dr. Alexander Schalck-Golod- 
kowski habe vor dem Untersuchungsausschuß ledig- 
lich formal die Stellung eines Zeugen gehabt, „sach- 
lich" habe er sich bei seiner Anhörung hingegen in 
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einer einem Beschuldigten in einem Strafverfahren 
ähnlichen Stellung befunden, weil der Untersu- 
chungsauftrag des Untersuchungsausschusses auch 
die Aufklärung strafrechtlich relevanten Verhaltens 
von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski zum Gegen- 
stand gehabt habe. Somit habe die Aussage von Dr. 
Alexander Schalck-Golodkowski vor dem Untersu- 
chungsausschuß nicht als die eines Zeugen im straf- 
rechtlichen Sinne gewertet werden können, der sich 
wegen falscher uneidlicher Aussage im Sinne von 
§ 153 StGB strafbar gemacht haben könne. 

Abgeordneter Volker Neumann hat um Überprüfung 
gebeten und darauf hingewiesen, daß der Untersu- 
chungsausschuß nicht die Aufgabe der Aufklärung 
strafrechlich relevanten Verhaltens des Zeugen 


gehabt habe und der Untersuchungsausschuß es ein- 
mütig abgelehnt habe, Dr. Alexander Schalck-Golod- 
kowski die rechtliche Stellung eines Betroffenen 
zuzugestehen. 

V. Zeit- und Arbeitsaufwand 

Der Untersuchungsausschuß ist nach dem 23. Juni 
1994 fünfmal zu Beratungssitzungen zusammengetre- 
ten. Zeugenvernehmungen und Sachverständigenan- 
hörungen haben entsprechend dem Beschluß des 
Deutschen Bundestages vom 23. Juni 1994 nicht 
stattgefunden. Die Beweiserhebung ist auf die Beizie- 
hung von Unterlagen und Berichten sowie die Einho- 
lung von Auskünften beschränkt geblieben. 


C. Erstellung und Feststellung des ergänzenden Berichts 


I. Erstellung des ergänzenden Berichts 

Der Untersuchungsausschuß hat in seiner 186. Sitzung 
am 3. September 1994 entschieden, im Hinblick auf 
das Ende der 12. Wahlperiode den ergänzenden 
Bericht in einer Sitzung am 2. November 1994 
abschließend zu beraten. Der Untersuchungsaus- 
schuß hat bei dieser Gelegenheit deutlich gemacht, 
daß sich der ergänzende Bericht auf die Themen des 
ergänzenden Auftrags beschränken müsse und nach 
wie vor im Rahmen des ursprünglichen Untersu- 
chungsauftrags zu halten habe. Der Untersuchungs- 
ausschuß hat weiter klargestellt, daß der 27. Oktober 
1994 der absolut letzte Termin für eine Einarbeitung 
von Erkenntnissen aus eingehenden Unterlagen dar- 
stelle. 

Am 28. Oktober 1994 haben die Berichterstatter der 
Fraktionen und Gruppen ihre Entwürfe eines ergän- 
zenden Berichts vorgelegt. Über diese ist in der 
188. Ausschußsitzung am 2. November 1994 beraten 
worden. 


II. Rechtliches Gehör und Datenschutz 

Wie bereits unter III. 2. ausgeführt, sind die Beizie- 
hungsbeschlüsse zur Erledigung des ergänzenden 
Untersuchungsauftrags nur unvollständig und teilweise 
im allerletzten Zeitpunkt vor Beendigung der Arbeiten 
an dem ergänzenden Bericht erfüllt worden. 

Angesichts dieser Terminlage hat sich der Untersu- 
chungsausschuß außerstande gesehen, allen Betroffe- 
nen wie bei Fertigstellung des Abschlußberichts 
rechtliches Gehör zu gewähren. Er ist deshalb 
gezwungen gewesen, in größerem Umfange als bei 
Erstellung des Abschlußberichts die Notwendigkeit 
rechtlichen Gehörs durch Anonymisierung und 
Abstrahierung der Darstellung seiner Erkenntnisse 
auszuschließen. Damit hat er gleichzeitig den Bedürf- 
nissen des Datenschutzes entsprochen, aber auch 
gewisse Informationsverluste in Kauf genommen. 


Rechtliches Gehör hat z. B. die Witwe von Helmut 
Henschel (IMB „Gabriel") erhalten. 


III. Beschluß über die Feststellung des 
ergänzenden Berichts 

In der 188. Sitzung am 2. November 1994 hat der 
Untersuchungsausschuß über den ergänzenden Be- 
richt beraten. Hierzu haben dem Untersuchungsaus- 
schuß der Bericht der Berichterstatter Abg. Joachim 
Gres (CDU/CSU) und Abg. Arno Schmidt (Dresden) 
(F.D.P.) vom 26. Oktober 1994 sowie der Bewertungs- 
teil des Berichterstatters Abg. Dr. Andreas von Bülow 
(SPD) ebenfalls vom 26. Oktober 1994 in der Fassung 
der Änderungen vom 27. Oktober 1994 als abwei- 
chender Bericht Vorgelegen. 

Zur Feststellung des Gesamtberichts hat der Untersu- 
chungsausschuß einstimmig nachstehenden Beschluß 
gefaßt: 

„Beschluß 

Der Erste, Zweite und Vierte Teil des ergänzenden 
Berichts vom 26. Oktober 1994 ist gemeinsamer 
Bericht der Berichterstatter Abg. Joachim Gres 
(CDU/CSU), Abg. Dr. Andreas von Bülow (SPD) und 
Arno Schmidt (Dresden) (F.D.P.). Er wird zusammen 
mit dem Dritten Teil (Bewertungen) Abschnitt A 
vom 26. Oktober 1994 als ergänzender Bericht des 
1. Untersuchungsausschusses festgestellt. 

Der Dritte Teil (Bewertungen) Abschnitt B des 
ergänzenden Berichts vom 26. Oktober 1994 in der 
Fassung der Änderungen vom 27. Oktober 1994 
wird als abweichender Bericht des Berichterstatters 
Abg. Dr. Andreas von Bülow (SPD) festgestellt. 

Die vorgenannten Berichte werden dem Deutschen 
Bundestag als ergänzender Gesamtbericht des 
1. Untersuchungsausschusses gemäß dem Beschluß 
des Deutschen Bundestages vom 23. Juni 1994 mit 
der Beschlußempfehlung vorgelegt, ihn zur Kennt- 
nis zu nehmen. " 
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ZWEITER TEIL 

Feststellungen des 1. Untersuchungsausschusses 

A. Feststellungen zur Rolle der Hauptabteilung XVIII des MfS in bezug auf den 
Bereich Kommerzielle Koordinierung 


I. Vorbemerkung 

Die Aktivitäten des Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung und seiner Unternehmen waren — wie im 
Abschlußbericht des Untersuchungsausschusses vom 
27. Mai 1994 (BT- Drucksache 12/7600) dargelegt — 
vom Ministerium für Staatssicherheit intensiv über- 
wacht und zum Teil gesteuert worden. Neben der 
1983 eingerichteten Arbeitsgruppe Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung (AG BKK) war insbesondere die 
mit der Überwachung der gesamten Volkswirtschaft 
in der DDR beschäftigte Hauptabteilung XVIII des 
MfS für den Bereich Kommerzielle Koordinierung 
zuständig. Innerhalb der Hauptabteilung XVIII mit 
zuletzt über 500 hauptamtlichen Mitarbeitern hatte 
die Abteilung 7 bis 1983 die Aufgabe, den gesamten 
Bereich Kommerzielle Koordinierung einschließlich 
der ihm unterstellten Unternehmen zu überwachen. 
Ab 1983 wurde die Zentrale des Bereichs Kommer- 
zielle Koordinierung durch die AG BKK kontrolliert. 
Die dem Bereich unterstellten Außenhandelsbetriebe 
(AHB) blieben bis 1986 im Zuständigkeitsbereich der 
Abteilung 7. Die Abteilung 8 der Hauptabteilung 
XVIII war ausschließlich mit den Bereichen Elektronik 
und Elektrotechnik der DDR befaßt. Das bedeutete, 
daß diese Abteilung alle Aktivitäten des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung im Zusammenhang mit 
der Beschaffung von sog. Embargowaren überwachte 
und teilweise steuerte. 

Als Grundlage der Beweiserhebung und zur Erarbei- 
tung seines Abschlußberichts vom 27. Mai 1994 (vgl. 
BT-Drucksache 12/7600) haben dem 1. Untersu- 
chungsausschuß überwiegend Akten der AG BKK und 
nur vereinzelt der Hauptabteilung XVIII des MfS zur 
Verfügung gestanden. 

Für die Auswertung im Hinblick auf den Ergänzungs- 
auftrag haben dem Untersuchungsausschuß ferner 
zusätzliche Akten aus dem Bestand des Bundesbeauf- 
tragten für die Unterlagen des Staatssicherheits- 
dienstes der ehemaligen DDR (BStU) Vorgelegen. Es 
handelt sich dabei um einen Teil des Aktenbestandes 
der beiden oben genannten Abteilungen der Haupt- 
abteilung XVIII des MfS. 

Aus der Abteilung 7 haben dem Untersuchungsaus- 
schuß Personal- und Arbeitsakten des IMB „Gabriel" 
(Klarname: Helmut Henschel) sowie ein Einzeldoku- 
ment im Zusammenhang mit einer Zusammenstel- 
lung von Unterlagen der Hauptabteilung XVIII Vorge- 
legen. In dieser Zusammenstellung, die aus Vorgän- 
gen mit den Bezeichnungen „Pers erl. Sachvorgänge 


Ga" und „Teilablage A 167/88 Teil II Bd. 1 11 stammen, 
befinden sich auch einige Dokumente der Abtei- 
lung 8. Darüber hinaus sind dem Untersuchungsaus- 
schuß am 11. Oktober 1994 in der Geheimschutzstelle 
des Deutschen Bundestages 92 Disketten zur Anferti- 
gung von Kopien vorübergehend zur Verfügung 
gestellt worden, die der ehemalige stellvertretende 
Leiter der Abteilung 8, Willy Koch, im Frühjahr 1990 
dem Bundesnachrichtendienst übergeben hatte. Dem 
Untersuchungsausschuß hat ein Teilausdruck des 
Inhalts dieser Disketten Vorgelegen. 

Eine weitere Zusendung des BStU aus dem Aktenbe- 
stand der Hauptabteilung XVIII des MfS umfaßte eine 
Reihe von Unterlagen aus unterschiedlichen Vorgän- 
gen. Es handelt sich um eine IM-Akte, mehrere 
IM-Berichte sowie Aktenvermerke, Arbeitspapiere 
und sog. Auskunftsberichte sowie Kurzauskünfte. 
Überwiegend waren es Einzeldokumente zu Sachver- 
halten, die möglicherweise aus größeren, im einzel- 
nen nicht dargelegten Zusammenhängen stammen. 

Die vom BStU als VS-Vertraulich eingestuften Unter- 
lagen beziehen sich im wesentlichen auf 

— Beschaffungswege für Waren der Elektrotechnik 
und Elektronik, die dem westlichen Lieferembargo 
unterlagen, 

— Unternehmen und Personen, auf die bei den 
Beschaffungsmaßnahmen zurückgegriffen wurde, 

— die Sammlung von Informationen über die Bemü- 
hungen westlicher Sicherheitsdienste zur Aufklä- 
rung der Aktivitäten des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung und des Ministeriums für Staatssi- 
cherheit bei der Beschaffung von sog. Embargo- 
waren sowie 

— die Anstrengungen des Ministeriums für Staatssi- 
cherheit, die Beschaffung von sog. Embargowaren 
vor westlichen Geheimdiensten abzuschirmen. 

Neue Erkenntnisse, die zu einer Ergänzung oder 
Modifizierung der Feststellungen des Abschlußbe- 
richts des 1. Untersuchungsausschusses hätten Anlaß 
geben können, haben die vorstehendgenannten 
Unterlagen nicht gebracht. Es ist deshalb auch weit- 
gehend darauf verzichtet worden, beim BStU die 
Herabstufung der Unterlagen auf „offen" zu beantra- 
gen. 

Aus den vom BStU dem Untersuchungsausschuß auf- 
grund des Bundestagsbeschlusses vom 23. Juni 1994 
insgesamt zusätzlich vorgelegten Akten und Akten- 
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teilen lassen sich nachfolgende Sachverhalte be- 
schreiben, die im Zusammenhang mit Aktivitäten des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung stehen und 
dem Untersuchungsausschuß bislang noch nicht 
bekannt gewesen sind. 


II. Hauptabteilung XVIII/7 

1. Aktivitäten des IMB „Gabriel“ 

Exemplarisch geben Unterlagen des Ministeriums 
für Staatssicherheit über die Aktivitäten des IMB 
„Gabriel“ Aufschluß hinsichtlich Bemühungen west- 
licher Geheimdienste, Kenntnisse über den Bereich 
Kommerzielle Koordinierung und seine Unternehmen 
zu erlangen. Es handelt sich um elf Aktenbände der 
MfS- Abteilung XVIII/7, die vom Bundesbeauftragten 
für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der 
ehemaligen DDR dem Untersuchungsausschuß über- 
sandt worden sind. 

IMB „Gabriel“, mit Klarnamen Helmut Henschel, geb. 
1920, betätigte sich nach seiner Übersiedlung aus der 
DDR nach Berlin (West) 1952 als Vertreter für die zum 
Verbund der Hoesch-Werke gehörenden Trierer 
Walzwerke und für die Stahlwerke Westig und pflegte 
Kontakte zur Deutschen Stahl- und Metallhandelsge- 
sellschaft mbH, Berlin (Ost). Seine Ehefrau Gertraude 
unterstützte ihren Ehemann als Sekretärin im gemein- 
samen Unternehmen Interhandel Export-Import, Ber- 
lin (West). 

Das Hauptbetätigungsfeld des Unternehmens war die 
Vertretung von Unternehmen der Stahl- und Metall- 
branche der Bundesrepublik Deutschland in der DDR. 
Darüber hinaus bestanden Kontakte zur Transinter 
GmbH, Berlin (Ost). Auch zu dem Geschäftsführer der 
Hanseatischen Baustoffkontor GmbH (HBK), Adolf 
Hilmer, hatte Gertraude Henschel direkten geschäft- 
lichen Kontakt. Laut Bericht des IMB „Siegfried“ alias 
Eberhard Seidel vom September 1989 bezahlte Hil- 
mer an Gertraude Henschel 18 000, — DM für die 
Nutzung ihres Unternehmens als „Co-Büro" in Berlin 
(West) (Dokument-Nr. 5). Dem Untersuchungsaus- 
schuß haben weitere Unterlagen zu dieser geschäftli- 
chen Verbindung nicht Vorgelegen. 

Die Erkenntnisse des Untersuchungsausschusses zum 
Ehepaar Henschel basieren ausschließlich auf den 
MfS- Akten zum IMB „Gabriel“. Ihr Wahrheitsgehalt 
ist nicht überprüfbar, zumal Helmut Henschel auch für 
den US-Geheimdienst CIA tätig war, und es nicht 
ausgeschlossen werden kann, daß seine Berichte 
dieser Aktivität als Doppelagent Rechnung trugen. 


Mitarbeit für das MfS 

Ende 1953 wurde Helmut Henschel vom Ministerium 
für Staatssicherheit (MfS) für eine inoffizielle Mit- 
arbeit gewonnen. Bereits im Juli 1954 bot Helmut 
Henschel laut den MfS-Unterlagen von sich aus „be- 
liebige Mengen jeder Valuda“ und gefälschtes Geld 
an, um „Bonn wirtschaftspolitisch kaputt zu machen“ 


und dadurch den Ost-West-Handel zu erzwingen 
(Dokument-Nr. 6). Im Dezember 1955 verpflichtete er 
sich schriftlich als Geheimer Mitarbeiter und gab sich 
den Decknamen „Bertram“, die Ehefrau Gertraude 
Henschel verpflichtete sich 1955 als Geheime Infor- 
mantin mit dem Decknamen „Julia" dem MfS. Ende 
1962 änderten beide aus Sicherheitsgründen ihre 
Decknamen in „Gabriel“ und „Gabriele". 

Die elf Bände, die dem Untersuchungsausschuß Vor- 
gelegen haben, enthalten eher allgemeine politische 
und wirtschaftliche Lagebeschreibungen, die man 
zum großen Teil den Medien hätte entnehmen kön- 
nen. 

Helmut Henschel ließ sich 1958 vom CIA anwerben. 
Dem MfS versprach er damals, alle Informationen an 
den amerikanischen Geheimdienst vorher mit ihm zu 
besprechen bzw. ihm alles Besprochene mitzuteilen. 
Obwohl das MfS diese Treffen beobachtete und Hen- 
schels Berichterstattung als ehrlich einstufte, läßt sich 
aus den vorliegenden Unterlagen außer der Nennung 
von Namen amerikanischer Geheimdienstmitarbeiter 
kein bedeutender Informationsfluß zum MfS erken- 
nen. 

Nach dem Tode des IMB „Gabriel" wurden seine 
MfS-Akten geschlossen, die Akten enthalten einen 
letzten Bericht Henschels mit Datum vom 2. Oktober 
1978. 


Mitarbeit für den CIA 

Henschels Informationen an den CIA bestanden 
zunächst aus Sachverhalten, die ihm aus seiner 
Geschäftstätigkeit innerhalb der Stahlbranche ohne- 
hin bekannt wurden. Der CIA war an Informationen 
über den innerdeutschen Handel und den bundesre- 
publikanischen Handel mit sonstigen RGW-Staaten 
interessiert. Darüber hinaus befragten CIA-Mitarbei- 
ter Henschel hinsichtlich des Handels unter den 
RGW-Staaten und zu deren Wirtschaftsbeziehungen 
zu sonstigen kapitalistischen Staaten. Auf Wunsch des 
CIA trat er dem Ausschuß zur Förderung des Inner- 
deutschen Handels bei und unternahm vermehrt Rei- 
sen in die Sowjetunion. 

Nach den Berichten „Gabriels“ begann der amerika- 
nische Geheimdienst 1964, zwei Jahre vor Gründung 
des Bereichs Kommerzielle Koordinierung, sich für 
offenbar abzeichnende Veränderungen im Außen- 
handel der DDR zu interessieren. Der CIA fragte 
regelmäßig nach einer etwaigen Umorganisierung, 
wie einer Ersatzorganisation der Deutschen Stahl- 
und Metallhandelsgesellschaft mbH, einer Neugrün- 
dung, einem Sonderinstitut, einem Staatssekretariat 
etc. Ein halbes Jahr später war bereits von einem 
„Export-Import-Koordinierungsorgan“ mit dem Na- 
men Koimex die Rede (Dokument-Nr. 7-9). 

Laut einem Bericht von 1969 erklärte IMB „Gabriel" 
dem CIA, nachdem dieser von sich aus bereits die 
Unternehmen Intrac und Gerlach genannt hatte, daß 
es sich hier um den „Bereich Kommerzielle Zusam- 
menarbeit“ des „Ministers“ Schalck handele und 
dieser im Rahmen des innerdeutschen Handels Provi- 


15 



Drucksache 12/8595 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


sionsgeschäfte mit dem kapitalistischen Ausland 
tätige (Dokument-Nr. 10). 

1973 im Gespräch mit einem CIA-Mitarbeiter stellte 
sich heraus, daß diesem bereits die Trennung der sog. 
Parteifirmen von den Unternehmen des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung bekannt war. 

Im gleichen Jahr überreichte IMB „Gabriel" dem CIA 
ein mit dem MfS abgesprochenes Organigramm des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung. Hier wurden 
in einer Gruppe der direkt Dr. Schalck-Golodkowski 
unterstellten Unternehmen genannt: Transinter als 
übergestellte Dachorganisation, darunter Kontakta, 
agena, Baltica, Metama, Interver, Wamag und Textil- 
vertretung; in einer weiteren Gruppe Intrac und 
Zentral- Komm erz und hiermit Intershop. Als privat, 
jedoch direkt Dr. Schalck-Golodkowski unterstellt, 
wurden bezeichnet Asimex, Forgber, Simon und Ger- 
lach und als sog. Parteifirmen Simpex mit der dazu- 
gehörigen Sokoli-Gruppe, Nolte und Intema, die 
ebenfalls dem Bereich angeschlossen waren (Doku- 
ment-Nr. 11). Weiterhin gab IMB „Gabriel" Auskunft 
über Zweck und Funktionsweise der Vertretergesell- 
schaften. Der CIA befragte Henschel darüber hinaus 
über Albert Weißbach, den IMB „Gabriel" als Mitar- 
beiter für die Bearbeitung von Auslandsguthaben im 
Bereich Kommerzielle Koordinierung nannte. 

Parallel dazu war von ständigem Interesse die mög- 
liche berufliche Veränderung Dr. Schalck-Golod- 
kowskis hinsichtlich einer Nachfolge des Ministers für 
Außenhandel Solle oder einer anderen hochwertigen 
Verwendung. 

Der CIA befragte Helmut Henschel seit 1959 über 
Michael Wischniewski und dessen Unternehmen F. C. 
Gerlach Export-Import, Berlin (Ost), sowie über Simon 
Goldenberg und dessen Unternehmen Simon Indu- 
strievertretung GmbH, Berlin (Ost). Im Juni 1965 
warnte Schaller, ein CIA-Mitarbeiter, Helmut Hen- 
schel, dessen Kontakte mit Michael Wischniewski 
weiter aufrechtzuerhalten oder auszubauen, da 
Wischniewski unter Beobachtung des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz stehe. Er, Henschel, liefe somit 
Gefahr, ebenfalls in das Blickfeld des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz zu geraten (Dokument-Nr. 12). 

Im März 1967 nannte Helmut Henschel dem CIA die 
Unternehmen Leopold Basarus (London), Oxyde (Am- 
sterdam), Metallmontan (Stockholm), Asurma (Tokio) 
und AMMC (New York), die durch Simon Goldenberg 
vertreten worden sein sollen. Henschel erklärte 1972, 
er wisse, daß ein Siegfried Seifert in Berlin (West) für 
Goldenberg arbeite (Dokument-Nr. 13-14). 

Helmut Henschel informierte im März 1967 einen 
CIA-Mitarbeiter im Zusammenhang mit der Ge- 
schäftstätigkeit des Westdeutschen Stahlkontors, 
Düsseldorf, darüber, daß die DDR ihre Bestrebungen 
verstärke, ihre Vertreterorganisationen in Import- und 
Exportgeschäfte einzubauen. Helmut Henschel be- 
richtete im Auftrag des MfS im Juni 1968 an den CIA, 
daß Siegfried Brückner, der spätere stellvertretende 
Generaldirektor der Transinter GmbH, für den Einsatz 
in Düsseldorf vorgesehen sei. Im Februar 1969 emp- 
fahl Helmut Henschel dem CIA-Mitarbeiter Arnes die 
Anwerbung des Siegfried Brückner. Arnes erwiderte 


darauf, Brückner sei wahrscheinlich Mitarbeiter 
des Ministeriums für Staatssicherheit (Dokument- 
Nr. 15). 

Arnes befragte im November 1969 Helmut Henschel 
zur Person des Ottokar Hermann, zu dessen Mitarbei- 
ter Wolfram Wiegand und zu Ottokar Hermanns 
Unternehmen WAN Warimex. Zugleich bat er um 
Henschels Einschätzung, ob Ottokar Hermann hin- 
sichtlich einer Zusammenarbeit mit dem CIA 
ansprechbar wäre. Im Februar 1970 erbat Arnes eine 
Einschätzung von Henschel bezüglich einer mögli- 
chen Anwerbung des Wolfram Wiegand. 

Henschel empfahl einen derartigen Versuch hinsicht- 
lich des Hermann-Mitarbeiters (Dokument-Nr. 16). 

Dem CIA berichtete Helmut Henschel über die sog. 
A-Geschäfte der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land, soweit sie ihm aus seinem persönlichen 
Geschäftsfeld, dem Stahlhandel, bekannt wurden. So 
benannte er bereits vor der Gründung des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung die auf seiten der Bun- 
desrepublik Deutschland handelnden Kirchenvertre- 
ter wie Ludwig Geißel, Georg Wenck und Probst 
Grüber und die sog. Vertraue ns firmen wie die Hugo 
Stinnes OHG und die Essener Stahl- und Metallhan- 
delsgesellschaft mbH. Er informierte in dieser Phase 
auch darüber, daß in die DDR gelieferter Stahl in 
Niederau in die Staatsreserve der DDR eingelagert 
würde. Nach der Gründung des Bereichs Kommer- 
zielle Koordinierung berichtete Helmut Henschel dem 
CIA, daß auf seiten der DDR der Importpartner die 
Deutsche Stahl- und Metallhandelsgesellschaft mbH 
(DSM) und möglicherweise auch die Intrac Handels- 
gesellschaft mbH, Berlin (Ost), sei. Der CIA wurde im 
April 1973 darüber unterrichtet, daß die Stahlimporte 
zugunsten börsenfähiger Metalle rückläufig seien. 


Mitarbeit für den BND 

In einem Bericht an das MfS teilte IMB „Gabriel" mit, 
er sei im Oktober 1974 von einem Mitarbeiter des 
Bundesnachrichtendienstes (BND) angesprochen 
worden, der als seinen Namen Ulf-Dietrich Hörwarth 
angab. Angeblich interessierte sich Hörwarth für 
Fragen des Interzonenhandels. Eine feste Mitarbeit 
lehnte IMB „Gabriel" ab, weil er sich als Vertreter des 
Hoesch-Konzems und Reisender in den Ostblock 
nicht gefährden wolle. Es kam in der Folgezeit jedoch 
zu gelegentlichen Treffs. Der CIA war darüber infor- 
miert. Über die Kontakte des IMB „Gabriel" zu 
BND-Mitarbeitern solle der CIA stets verärgert gewe- 
sen sein, weil er eine Unterwanderung des BND durch 
das MfS befürchtet habe. 

Während das vom Bereich Kommerzielle Koordinie- 
rung gesteuerte Unternehmen Intema für den BND als 
aufgeklärt und damit nicht weiter relevant für seine 
Arbeit eingestuft wurde, interessierte er sich für die 
Organisation, für den Aufgabenbereich und die Son- 
deraufgaben sowie für die Vertreterunternehmen des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung. IMB „Ga- 
briel" nannte ihm die wichtigsten Unternehmen in 
Berlin (Ost) und weiterhin ein Züricher Unternehmen, 
Sokoli in Brüssel und eine Intema-Niederlassung in 
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Haarlem, als der BND besonderes Interesse an Unter- 
nehmen im westlichen Ausland bekundete. Darüber 
hinaus war der BND stark interessiert, welche Auf- 
stiegsmöglichkeiten sich für Dr. Schalck-Golod- 
kowski ergäben und w*er als Nachfolger Sölles in 
Frage käme. 

Gegenstand eines Gesprächs im Dezember 1974 war 
das Unternehmen F. C. Gerlach. Henschel erklärte 
lediglich, das Unternehmen betätige sich im Bereich 
des Stahl- und Metallhandels, werde aber anschei- 
nend von dem Unternehmen Intema immer mehr aus 
dem Geschäft gedrängt. Bei einem Treffen Hörwarths 
mit Henschel im August 1977 teilte Hörwarth Hen- 
schel mit, daß Simon Goldenberg seit einem Jahr in 
Süddeutschland lebe; dem Vernehmen nach werde 
Goldenberg vom Bundesnachrichtendienst perma- 
nent beobachtet (Dokument-Nr. 17). 

Helmut Henschel berichtete dem MfS zudem vom 
Interesse des Bundesnachrichtendienstes an der Per- 
son des Siegfried Brückner. Auf die Frage der BND- 
Mitarbeiter Hörwarth und Dr. Wagner, welche kon- 
kreten Leistungen die Vertreterunternehmen im 
Stahlbereich erbringen würden, antwortete Helmut 
Henschel im November 1977, daß diese Leistungen 
bedeutungslos seien. 

Der Bundesnachrichtendienst befragte Helmut Hen- 
schel zu den Kirchengeschäften im Zusammenhang 
mit der Stellung des Bereichs Kommerzielle Koordi- 
nierung und seines Leiters Dr. Schalck-Golodkowski. 
Die MfS- Akten weisen aber nicht aus, welche Details 
Helmut Henschel an den Bundesnachrichtendienst 
weitergab. 


2. Aktivitäten des IMS „Alois“ 

Ergänzende Informationen über die Art und Weise, 
wie größere, in der Bundesrepublik Deutschland 
befindliche, vor allem aus Erbschaften stammende 
Bankguthaben von Bewohnern der DDR in die DDR 
transferiert wurden, enthält ein Bericht des Mitarbei- 
ters der HA I des Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung, Gerhard Lösch, aus dem Jahre 1982. Lösch, vom 
MfS als IMS „Alois" geführt, fertigte diesen Bericht 
über die sog. Freimachung von Konten für die I IA 
XVIII/7 des MfS. Gerhard Lösch arbeitete in der HA I 
des Bereichs Kommerzielle Koordinierung mit dem 
OibE Albert Weißbach zusammen, der jahrelang für 
die Hauptverwaltung Aufklärung (H VA) des MfS tätig 
war (vgl. BT-Drucksache 12/7600, S. 121 und Doku- 
ment-Nr. 18). 

Aufgrund devisenrechtlicher Bestimmungen, die auf 
das Militärregierungsgesetz (MRG) Nr. 53 zurückgin- 
gen, konnten Bewohner der DDR nur in begrenztem 
Umfang Devisen von Konten in der Bundesrepublik 
Deutschland in die DDR transferieren (vgl. BT-Druck- 
sache 12/7600, S. 221). Auch für Käufe über die 
GENEX-Organisation unter Nutzung dieser Gutha- 
ben gab es jährliche Höchstbetrage, die nicht über- 
schritten werden durften. Daß diese Bestimmungen 
mit Hilfe von Scheinspenden an karitative Organisa- 
tionen der evangelischen Kirche umgangen wurden, 
hat der 1. Untersuchungsausschuß bereits in seinem 


Abschlußbericht dargelegt (vgl. BT-Drucksache 
12/7600, S. 221 f.). Aus dem Bericht des IMS „Alois" 
an die HA XVIII/7 des MfS geht jedoch hervor, daß 
auch über die katholische Kirche und ihre karitativen 
Organisationen derartige Devisentransfers getätigt 
wurden. Hierbei wurde nach den Darstellungen des 
Berichts wie folgt vorgegangen: 

Wenn bekannt wurde, daß Bewohner der DDR grö- 
ßere Guthaben in der Bundesrepublik Deutschland 
besaßen, suchte Gerhard Lösch diese Bewohner der 
DDR auf, um ihnen die Möglichkeit des vollständigen 
Transfers des Guthabens anzubieten bzw. nahezule- 
gen. Er wurde dabei unterstützt von Rechtsanwalt 
Manfred Wünsche, der auch in anderen Fragen für die 
katholische Kirche tätig war. 

Erklärten sich die Betroffenen mit dem „Vorschlag" 
einverstanden, wurde vereinbart, eine Schenkungser- 
klärung an die katholische Kirche zugunsten karitati- 
ver Zwecke abzugeben. Die katholische Kirche über- 
wies das Geld an eine karitative Organisation in Berlin 
(West), wo es abgeholt und in die DDR gebracht 
wurde. Nach Abzug einer Bearbeitungsgebühr u. a. 
für die Tätigkeit von Rechtsanwalt Wünsche überwies 
der Bereich Kommerzielle Koordinierung sodann dem 
jeweiligen Empfänger 70% des Geldes in Mark der 
DDR, 30% wurden als Valutaanrechte auf ein Konto 
bei einer Bank der DDR gutgeschrieben. Hierfür 
konnten sog. Forumschecks, die zum Einkauf im 
Intershop berechtigten, erworben werden oder bei der 
DDR-eigenen Genex Geschenkdienst GmbH Waren 
bestellt werden. 

Auf diesem Wege beschaffte der Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung nach Angaben von Gerhard 
Lösch jährlich zwischen 2 und 3,5 Mio. Valuta-Mark 
(VM) für den Staatshaushalt der DDR. Nach Erkennt- 
nissen des Untersuchungsausschusses wurden diese 
Devisenbeträge allerdings nicht direkt in die Zah- 
lungsbilanz eingestellt, sondern flössen auf das sog. 
Mielke-Konto 0528 (vgl. BT-Drucksache 12/7600, 
S. 348 ff .) . 

Ein weiteres Arbeitsgebiet von Gerhard Lösch alias 
IMS „Alois" war „die Tilgung von Schulden bei 
Institutionen und Bürgern der DDR, die durch aus der 
Staatsbürgerschaft Entlassene entstanden sind." Bei 
dieser als „Aktion Stuyvesant" bezeichneten Schul- 
dentilgung erhielt Lösch Informationen über den 
Schuldner, die Höhe der Schulden und den Namen 
der Gläubiger. Lösch vermutete, daß diese Daten über 
Albert Weißbach beschafft wurden und somit vom 
MfS stammten. Die Schulden wurden — so Lösch in 
seinem Bericht — aus Mitteln eines Kontos, das der 
Bereich Kommerzielle Koordinierung führte, getilgt. 
Es ist durchaus möglich, daß es sich bei diesem Konto 
um das Konto 0528 (sog. Mielke-Konto) handelte, das 
von Manfred Seidel in der Hauptabteilung I verwaltet 
wurde. Der Bereich Kommerzielle Koordinierung 
streckte diese Gelder vor. Am Jahresende wurde die 
Summe aller zur Schuldentilgung verausgabten Gel- 
der „bei den Verhandlungen über die Höhe der 
Unterkonten 3 mit den Vertretern der Bundesrepublik 
Deutschland mit in Betracht gezogen" (mit Unter- 
konto 3 ist das Verrechnungskonto für Dienstleistun- 
gen im innerdeutschen Handel gemeint). 
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Auch die Beschaffung von PKW und Industriewaren 
fiel in den Zuständigkeitsbereich des IMS „ Alois " . Die 
Mittel für diese Sonderimporte wurden, wie der Unter- 
suchungsausschuß in seinem Abschlußbericht festge- 
stellt hat, aus dem Konto 0528 bereitgestellt. 


III. Hauptabteilung XVIII/8 

1. Akte über neue Lieferwege von sog. 
Embargowaren in der DDR 

Die von dem BStU gelieferte Aktenzusammenstellung 
bezüglich der HA XVIII beinhaltet lediglich ein Doku- 
ment aus dem Bereich der Abteilung 8, das dem 
Untersuchungsausschuß bisher noch nicht bekannt 
war. Es stammt vom Februar 1988 und betrifft „Wei- 
tere Maßnahmen zur Absicherung von sog. Embargo- 
importen 

Wolfram Zahn, in leitender Funktion für die Beschaf- 
fung von Embargowaren tätig, berichtete in diesem 
handschriftlich von ihm erstellten Vermerk, daß der 
AHB Heim-Electric, Kontor 45, unter Leitung von 
Ingrid Gardon als neue „ unverfängliche Lieferadresse 
für den Warenversand in die DDR" dienen sollte. 
Diese Maßnahme wurde als notwendig bezeichnet, 
weil das MfS annahm, daß Institutionen und Personen, 
die in Zusammenarbeit mit dem Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung Embargowaren beschafften — 
u. a. das Unternehmen Forgber, der AHB Elektronik 
sowie Wolfram Zahn, Dietrich Kupfer und Gerhardt 
Ronneberger — durch westliche Sicherheitsdienste 
aufgeklärt waren; daher müßten „neue Wege zur 
Abdeckung und Absicherung von Embargo-Lieferun- 
gen in die DDR" gefunden werden (Dokument- 
Nr. 19). 


2. Unterlagen zu Händlern mit sog. 
Embargowaren im Westen 

Der Informationsgehalt des vorliegenden Disketten- 
Teilausdrucks von Akten der HA XVIII/8 ist — bezüg- 
lich der Aktivitäten des Bereichs Kommerzielle Koor- 
dinierung — insgesamt gering. Dies liegt in erster 
Linie daran, daß er zum Großteil lediglich bruchstück- 
hafte Informationen zu „Operativen Vorgängen" 
(OV) und „Operativen Personenkontrollen" (OPK) 
enthält, die entweder ohne sachlichen Zusammen- 
hang aneinandergereiht sind oder einen Zusammen- 
hang mit Aktivitäten des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung nicht erkennen lassen. Eine mögliche 
Erklärung für die ungeordnete Struktur des Datenma- 
terials liegt darin, daß die Disketten laut Aussage des 
BStU zu einem Pilotprojekt gehörten, mit dessen Hilfe 
die Möglichkeit der elektronischen Informationsspei- 
cherung und Recherche von Datenbeständen des MfS 
geprüft werden sollte. Offensichtlich wurden dabei 
vor allem Informationen aus abgeschlossenen „Ope- 
rativen Vorgängen" in verschiedene Datenbanken 
eingegeben. Die Einzelinformationen in diesen 
Datenbanken sind laut Aussage des BStU nur durch 


Verknüpfung untereinander bzw. mit anderen Unter- 
lagen aussagefähig. 

Zusammenhängende Sachverhalte, die neue Er- 
kenntnisse zur Beschaffung von Embargowaren in 
Zusammenarbeit mit dem Bereich Kommerzielle 
Koordinierung enthalten, betreffen die „Lieferstrecke 
Thai“ sowie die Unternehmen LPE und Fela. 


„L/efersfrec/ce Thai " 


Angaben Dietrich Kupfers (IME „Messing"), stellver- 
tretender Leiter des Handelsbereichs 4 (HB 4), zufolge 
handelte es sich bei der „ Lieferstrecke Thai " um einen 
der wichtigsten Beschaffungswege in Südostasien für 
den Embargohandel der ehemaligen DDR. Der Trans- 
port der Embargoware erfolgte laut den Berichten von 
Dietrich Kupfer und Siegfried Schürer (IMS „Burmei- 
ster"), Direktor des Kontors 45 des Handelsbereichs 4, 
über Taiwan und Zypern in die DDR. 

Der Produktionsbereich der „Lieferstrecke Thai" fir- 
mierte laut Kupfer unter dem Namen; „AVANCED 
MICROCIRCUIT PRODUCTS INS". Es ist nicht aus- 
zuschließen, daß es sich hierbei um einen Schreibfeh- 
ler handelt; naheliegender wäre die Schreibweise: 
„Advanced Microcircuit Products Ine". Nähere Fest- 
stellungen hat der Untersuchungsausschuß dazu 
allerdings nicht treffen können. Nach den Angaben 
Kupfers war Andrew Chew Präsident des Unterneh- 
mens, das seinen Sitz in Tao Yuan hatte, eine Stadt, die 
ca. 30 km von Taipeh (Taiwan) entfernt liegt. Die 
„Lieferstrecke Thai" ermöglichte den Unterlagen 
zufolge Bezüge von Embargowaren von folgenden 
Lieferanten; 


ANDO/Japan 
Topaz/Japan 
LTX/USA 
Ultratech/USA 
Leybold AG/Bundes- 
republik Deutschland 
Kyocera/Japan 
Keithley/USA 
Ulvac/Japan 
Canon/Japan 
Perkin-Elmer/USA 


(Speichertestersystem) 

(F/E-Tester) 

(VLSI-Testsystem) 

(Wafer-Stepper) 

(Plasmaätzer) 

(Keramikgehäuse) 
(VLSI-T estsystem) 
(Mittelstromimplanter) 
(JuB) 

(JuB) 


Die Stationen der „Lieferstrecke Thai" lassen sich 
beispielhaft anhand der Lieferungen von zwei Justier- 
und Belichtungsanlagen JuB 2190 des Unternehmens 
Perkin-Elmer (USA) darstellen. In den Jahren 1987 
und 1988 wurde jeweils eine dieser Justier- und 
Belichtungsanlagen an das KCZ/ZMD (Kombinat Carl 
Zeiss Jena/Zentraler Medizinischer Dienst) der DDR 
geliefert. 


Der Transport erfolgte über den Seeweg USA — 
Taiwan — Zypern — DDR unter Einbeziehung des 
Unternehmens TTS, Schweiz, Inhaber: Urban, Fe- 
lice. 


In Kupfers Bericht vom Oktober 1988 wird der Ablauf 
sehr anschaulich geschildert: 
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„Urban hatte den Transport der JuB 2190 PE in 
Zusammenarbeit mit seinen Verbindungsspediteuren 
in eigener Verantwortung und Regie von Taiwan/ 
Taipeh nach der DDR/Rostock übernommen, und 
obgleich die Ware als taiwanesisches Erzeugnis 
deklariert worden war, auch alle sicherheits organisa- 
torischen Vorkehrungen getroffen. 

So erfolgte der Transport dieser Ware gemäß der 
Deklaration auf den Begleitdokumenten nach Zypern. 
Der Umschlag in Zypern erfolgte recht schnell und 
zügig. Die Sendung ist mit dem gleichen Schiff abge- 
gangen, wie sie in Lanarka angekommen war. Die 
Sendung wurde entladen, ging in den Schuppen, 
wurde dort zollmäßig behandelt, und verließ dann den 
Schuppen wieder als Exportgut in die DDR. Damit hat 
die Firma TTS, die allein durch Urban repräsentiert 
wird, ein weiteres Mal eine . . . zuverlässige Arbeits- 
weise unter Beweis gestellt." (Dokument-Nr. 20) 


Das Unternehmen LPE 

Weitere detaillierte und neue Informationen enthält 
der Diskettenausdruck zu einem Unternehmen mit 
dem Namen LPE (Geschäftsführer: Massimo Sordi). Es 
handelte sich dabei um eine Produktionsfirma für 
Epitaxieanlagen (Kristallziehanlagen zur Herstellung 
von Halbleiterelementen), die laut HA XVIII/8 weit- 
gehend den sog. COCOM-Exportverboten in kommu- 
nistische Staaten unterlagen. Die „Abdeckung" des 
tatsächlichen Charakters der Lieferungen erfolgte 
dabei durch die Deklaration des Embargoerzeugnis- 
ses als einer Exportbeschränkungen nicht mehr unter- 
liegenden Ware. Abgewickelt wurden die Geschäfte 
nach den vorliegenden Informationen über die 
schweizerische Vertreterfirma OMNE Engineering. 
Die Lieferung von Epitaxie-Meßtechnik wurde den 
Unterlagen zufolge über eine italienische Firma mit 
Namen SGS Catania vorgenommen. Es bestanden 
Kontakte zum AHB Elektronik/Handelsbereich 4, ins- 
besondere zu Ronneberger (IM „Saale") und Schürer 
(IM „ Burmeister /Burmeester"). Nach Erkenntnissen 
der HA XVIII/8 stand das Unternehmen im Blick- 
feld der Sicherheitsdienste in der Bundesrepublik 
Deutschland (Dokument-Nr. 21). 


Das Unternehmen Fela 

Zusammenhängende neue Informationen sind auch 
über das schweizerische Unternehmen Fela vorhan- 
den, dessen Geschäftsbeziehungen zur DDR vor allem 
auf dem Gebiet der Ausrüstungen und Technologien 
für die moderne Leiterplattenfertigung lagen. Das 
Unternehmen war laut HA XVIII/8 seit 1987 Mitbe- 
werber für das geplante Leiterplattenwerk im Kombi- 
nat Robotron. Die Geschäftsführer des Unternehmens, 
die Brüder Ernst und Hans Uhlmann, lieferten aber 
auch an den AHB Elektronik/Handelsbereich 4 Com- 
puter (z. B. VAX-Rechner der Firma Digital Equip- 
ment Corporation) und Softwarepakete. Kontakte 
im Handelsbereich 4 bestanden zu Ronneberger 
(IM „Saale"), Kupfer (IM „Messing") und Gath 
(IM „Hans") (Dokument-Nr. 22). 


Nach den Beschreibungen der HA XVIII/8 hatte das 
Unternehmen Zugriff zu Ausrüstungen führender 
Konzerne auf dem Gebiet der Elektronik, Meß- und 
Computertechnik, u. a. Tektronix, Phönix, Digital 
Equipment Corporation und Tomarack. Die Software- 
aufträge wurden meistens über die bundesdeutsche 
Firma Megasoft realisiert. Nach Auffassung der HA 
XVIII/8 wurde das Unternehmen von westlichen 
Geheimdiensten beobachtet. 


Dossiers über sog. Embargohändler 

Neben den ungeordneten Einzelinformationen, deren 
sinnvolle Auswertung bis auf die dargestellten Fälle 
aus den obengenannten Gründen unmöglich er- 
scheint, enthält der Diskettenausdruck einige zusam- 
menhängende Dossiers zu einzelnen Embargohänd- 
lern. Diese Dossiers waren dem Untersuchungsaus- 
schuß bis auf wenige Ausnahmen bereits durch den 
Generalbundesanwalt übermittelt worden, und zwar 
in einer nichtanonymisierten Fassung. Die wenigen, 
dem Untersuchungsausschuß bislang unbekannten 
Dossiers enthalten zwar Detailinformationen zu ein- 
zelnen Embargohändlern und Embargogeschäften, 
insbesondere zu Lieferwegen, Bankverbindungen 
und der Rolle von Geheimdiensten, liefern aber keine 
grundsätzlich neuen Erkenntnisse zur Einbindung des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung in den Embar- 
gowarenhandel der DDR. Was die nachrichtendienst- 
liche Nutzung des Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung bzw. seiner Mitarbeiter und Geschäftspartner 
durch das MfS betrifft, enthalten sie ebenfalls keine 
weiterführenden Erkenntnisse. 


Dossier „Ader 

Das Dossier „Adel" enthält Informationen zum Leiter 
der Geschäftsstelle der Firma SEL (Standard Elektrik 
Lorenz AG) in Berlin (West), Jürgen Gräfe. Gräfe 
unterhielt enge Kontakte zur Elektronikindustrie der 
DDR. Seine Kontaktpersonen im Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung waren die Mitarbeiter des HB 4, 
Klaus Mannewitz und Dietrich Kupfer (Dokument- 
Nr. 23). 

Das Dossier zu Gräfe beschäftigt sich weniger mit 
seiner Funktion als Lieferant von Embargowaren als 
mit seiner Verbindung zum Bundesnachrichtendienst 
(BND). Nach Darstellungen der HA XVIII/8 soll Gräfe 
als Leiter der SEL-Geschäftsstelle (1972 bis 1983) vom 
BND „langjährig zur umfassenden Aufklärung seiner 
DDR-Geschäftspartner" eingesetzt gewesen sein. Der 
BND soll demnach die Geschäftskontakte nicht nur 
kontrolliert, sondern auch gezielt Einfluß auf den 
Ablauf der Geschäfte genommen haben. Gräfe soll 
versucht haben, „für seine Zielpersonen in gewissem 
Umfang beruflichen und persönlichen Erfolg zu 
gewährleisten", da dies „aus der Sicht des BND mit 
ausschlaggebend für den Erfolg der Kontaktierung 
war". 1982 soll Gräfe an der Zuführung eines Spezia- 
listen der Mikroelektronik der DDR an den BND 
beteiligt gewesen sein. Die Identität dieser Person ist 
vom Untersuchungsausschuß allerdings nicht festge- 
stellt worden. 
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Aus dem Dossier geht weiter hervor, daß der BND 
Anfang 1987 Kenntnis vom Verdacht des MfS erhalten 
haben soll, daß es sich bei Gräfe „um eine Agentur des 
BND handelt“ . Bereits 1982 war Gräfe, vermutlich aus 
Sicherheitsgründen, kurzfristig aus Geschäften mit 
DDR-Unternehmen ausgeschieden. Nach Erkenntnis- 
sen des MfS lagen dem insbesondere Befürchtungen 
Gräfes zugrunde, die DDR könne Maßnahmen gegen 
ihn einleiten. 


Dossier zur Leyboid AG/Hanau 

Ein Dossier der Hauptabteilung XVIII/8 vom 16. Juni 
1989 enthält Informationen über Unternehmensin- 
tema der Leyboid AG/Hanau. Das Dossier verweist in 
diesem Zusammenhang auf bereits früher erstellte 
Informationen über die Struktur des Unternehmens. 
Diese Informationen liegen dem Untersuchungsaus- 
schuß jedoch nicht vor (Dokument-Nr. 24). 

Die Leyboid AG wird im Abschlußbericht des 1 . Un- 
tersuchungsauschusses im Zusammenhang mit Be- 
schaffungslinien und der Organisation des Imports 
von Embargowaren ab Juli 1986 sowie im Zusammen- 
hang mit den von der Arbeitsgruppe Regierungkrimi- 
nalität der Staatsanwaltschaft bei dem Kammerge- 
richt Berlin eingeleiteten Verfahren gegen Lieferan- 
ten von Embargogütern erwähnt (vgl. BT-Drucksache 
12/7600, S. 254, 276, 424, 436). 

Das vorliegende Dossier der Hauptabteilung XVIII/8 
führt neben Informationen zu dem Arbeitsschwer- 
punkt des Unternehmens im Geschäftsbereich Halb- 
leitertechnik auch die Zusammenarbeit bzw. die 
Geschäftskontakte der Leyboid AG mit dem Kombinat 
Carl Zeiss Jena und dem AHB Mikroelektronik/Erfurt 
sowie die Verhandlungen mit dem Importbereich 
AHB Elektronik, der Akademie der Wissenschaften 
und dem Forschungsinstitut Manfred v. Ardenne auf. 
Zudem bestünden gleichartige Kontakte zu Betrieben 
in der UdSSR. 

Laut Dossier des MfS ist die Leyboid AG seit 1 . Januar 
1989 — nach Angaben des Unternehmens bereits seit 
1. Januar 1987 — eine 100%ige Tochter des Degussa 
Konzerns. Der Geschäftsführer Dr. Hauff wurde laut 
MfS durch das Bundesministerium für Wirtschaft 
(BMWi) im Februar 1989 aufgefordert, alle vertragli- 
chen Beziehungen zu Institutionen in der DDR einzu- 
stellen, die die Lieferung technologischer Spezialaus- 
rüstungen für Mikroelektronik betrafen. Parallel 
hierzu soll der Vorstand der Degussa die Leyboid AG 
angewiesen haben, nur noch auszuliefern, wenn 


nachgewiesen werden könne, wer Endabnehmer und 
Betreiber der Anlage sei. 


Dossier „ System “ 

Das Dossier „System" enthält detaillierte Informatio- 
nen zu dem österreichischen Embargohändler Leo- 
pold Hrobsky, die dem Untersuchungsausschuß aller- 
dings zum Teil bereits bekannt gewesen sind und 
auch in den Abschlußbericht Eingang gefunden 
haben (vgl. BT-Drucksache 12/7600, S. 268, 276). 
Neue Erkenntnisse liefert das Dossier hinsichtlich des 
Unternehmens Sepoco — Vorläufer: Ikotex AG — und 
der Handelsagentur Leopold Hrobsky, die beide von 
Hrobsky geleitet werden. Laut HA XVIII/8 dienten 
diese Unternehmen der Abwicklung finanzieller 
Transaktionen bzw. der Deklarierung von Warenbe- 
gleit- und Zahlungsdokumenten der Unterlieferanten 
sowie der Aufrechterhaltung und Legendierung von 
kommerziellen Verbindungen zu den Unterlieferan- 
ten (Dokument-Nr. 25). 

Ebenfalls neu sind die Informationen über die zur 
Abwicklung der finanztechnischen Angelegenheiten 
genutzten Bankverbindungen. Leopold Hrobsky 
hatte danach Konten bei der Österreichischen Volks- 
banken AG und der Ersten Österreichischen Spar- 
Casse sowie ab 1985 auch ein Konto bei der Deutschen 
Handelsbank AG. 


Dossier „Paste“ 

Das Dossier „Paste" enthält Erkenntnisse des MfS zu 
Heinz Schulze, Europavertreter für Dickschichtpro- 
dukte des amerikanischen Chemiekonzerns Du Pont. 
Laut HA XVIII/8 lieferte Schulze in die DDR Dick- 
schichtprodukte des Konzerns, die dem amerikani- 
schen Embargo unterlagen; es handelt sich dabei um 
edelmetallhaltige Pasten und Kupfer-Pasten. Dazu 
beantragte er für die DDR-Kunden bei der Konzem- 
leitung in den USA pauschale Exportlizenzen für Du 
Pont-Erzeugnisse, die nicht auf der Embargoliste 
standen. Unter diesen Pauschallizenzen wurden dann 
die „Embargo-Pasten" in die DDR geliefert (Doku- 
ment-Nr. 26). 

Die Geschäftsbeziehungen zu den Außenhandelsbe- 
trieben sowie Unternehmen der elektronischen Indu- 
strie wurden über das Unternehmen Forgber abge- 
wickelt. 
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B. Feststellungen zum Verhältnis von Rechtsanwalt Dr. Vogel zum Bereich 
Kommerzielle Koordinierung und zum Ministerium für Staatssicherheit 


I. Vorbemerkung 

Im Rahmen seiner Beweisaufnahme hat sich der 
Untersuchungsausschuß auch mit den sog. Kirchen- 
geschäften, insbesondere mit dem Kirchengeschäft B, 
dem Häftlingsfreikauf, befaßt. Darunter waren bis 
1989/90 die humanitären Bemühungen der Regierun- 
gen der Bundesrepublik Deutschland zu verstehen, 
aus politischen Gründen verurteilte und inhaftierte 
Menschen aus der DDR-Haft freizukaufen. Neben 
dem Bereich Kommerzielle Koordinierung, der die 
kommerzielle Seite des Häftlingsfreikaufs organi- 
sierte, war auf seiten der DDR der Rechtsanwalt und 
Notar Dr. Wolf gang Vogel als Bevollmächtigter der 
DDR-Regierung in den Häftlingsfreikauf involviert. 
Auf seiten der Bundesrepublik Deutschland waren 
verschiedene Rechtsanwälte, Vertreter der Bundesre- 
gierung (Bundesministerium für innerdeutsche Bezie- 
hungen) und das Diakonische Werk der Evangeli- 
schen Kirche in Deutschland (EKD) beim Aushandeln 
der Listen freizukaufender Häftlinge und an der 
Abwicklung der Warenlieferungen an den Bereich 
Kommerzielle Koordinierung beteiligt (vgl. BT- 
Drucksache 12/7600, S. 305 ff.). 

In diesem Zusammenhang hat der Untersuchungsaus- 
schuß die Rolle von Rechtsanwalt Dr. Wolfgang Vogel 
und dessen 1953 begonnene enge Zusammenarbeit 
mit dem MfS beleuchtet, das maßgeblich über seinen 
Vertrauensmann, Heinz Volpert, den Häftlings- 
freikauf steuerte (vgl. BT-Drucksache 12/7600, 
S. 317 ff.). 


II. Neue Erkenntnisse zur Zusammenarbeit 
Rechtsanwalts Dr. Vogel mit dem Bereich 
Kommerzielle Koordinierung 

Trotz neuer Erkenntnisse über die engen Verflechtun- 
gen des Rechtsanwalts Vogel auf der einen und dem 
Bereich Kommerzielle Koordinierung auf der anderen 
Seite mit dem MfS und mit Heinz Volpert hat der 
Untersuchungsausschuß auch nach Auswertung wei- 
terer Akten keine direkten Kontakte zwischen Vogel 
und dem Bereich Kommerzielle Koordinierung fest- 
stellen können. 

Zwar bestand, wie im Abschlußbericht des Untersu- 
chungsausschusses dargestellt, eine Verbindung Vo- 
gels zum Bereich Kommerzielle Koordinierung; aller- 
dings blieb diese auf einige Grundstücksverkäufe 
beschränkt (vgl. BT-Drucksache 12/7600, S. 321). In 
diesen Fällen hatte der Stellvertreter Manfred Seidels 
in der Hauptabteilung I des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung, Dr. Klaus-Dieter Neubert, für den 
Bereich Kommerzielle Koordinierung Grundstücke 


von Mandanten Vogels erworben und diese in der 
Kanzlei Vogels notariell beurkunden lassen. 

Der beim Ministerium für Staatssicherheit als GM 
„Georg" geführte Rechtsanwalt Vogel nahm nach 
Erkenntnis des Untersuchungsausschusses keinen 
Einfluß auf die kommerzielle Abwicklung des Häft- 
lingsfreikaufs aus der DDR. Vogel bestimmte aber — 
in Absprache mit dem MfS — die Höhe der Gegenlei- 
stung, die die Bundesregierung als Warenlieferung in 
die DDR zu transferieren hatte und deren Vermark- 
tung von einem Unternehmen des Bereichs Kommer- 
zielle Koordinierung, der Intrac Handelsgesellschaft 
mbH, übernommen wurde. 


III. Neue Erkenntnisse zur Zusammenarbeit 
Rechtsanwalts Dr. Vogel mit dem 
Ministerium für Staatssicherheit 

Obwohl die Personalakte und der sog. Arbeitsvorgang 
des GM „Georg" im März 1957 mit der Begründung, 
der GM „Georg 11 sei unehrlich und handle eigen- 
mächtig, von dem damaligen Hauptmann der MfS- 
Abteilung V/5, Heinz Volpert, geschlossen und zur 
Einsichtnahme gesperrt wurde, war dies, wie der 
Untersuchungsausschuß in seinem Bericht festgestellt 
hat, nicht das Ende der Zusammenarbeit Vogels mit 
dem MfS. 

Dem Untersuchungsausschuß sind durch den Bundes- 
beauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheits- 
dienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik (BStU) weitere Akten zugänglich gemacht 
worden, die eine intensive Zusammenarbeit Rechts- 
anwalts Vogel mit dem MfS für den Zeitraum von 1 957 
bis 1966 belegen. Anhand dieser Dokumente hat der 
Untersuchungsausschuß festgestellt, daß der Abbruch 
der Beziehungen des MfS zu Vogel nur eine Tarnung 
war, um ihn zum einen vor Nachforschungen bundes- 
deutscher Seite, zum anderen auch vor eventuellen 
Nachforschungen seitens verschiedener Dienstein- 
heiten des MfS zu schützen. Weder offiziell noch 
inoffiziell sollten die Kontakte Vogels zum MfS 
bekannt werden. 

Nach Erkenntnissen des Untersuchungsausschusses 
hat Vogel sogar mindestens bis 1968 für das MfS unter 
dem Decknamen „Georg” gearbeitet und Berichte 
geliefert. Es besteht durchaus die Möglichkeit, sogar 
die Wahrscheinlichkeit, daß Vogel auch nach 1968 
engen Kontakt zum MfS unterhielt. Nach Ansicht des 
Untersuchungsausschusses ist es durchaus möglich, 
daß weitere Akten über die Zusammenarbeit des GM 
„ Georg " zum MfS existierten oder noch existieren, die 
entweder im Herbst 1989 oder später vernichtet wur- 
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den oder bis heute unentdeckt geblieben sind. Mög- 
lich ist auch, daß Vogel den Aliasnamen wechselte. 

Vogel hatte zwischen 1957 und 1966 drei Führungs- 
offiziere, die in der Abteilung V/5 beschäftigt waren: 
Nachfolger Hauptmann Johdes als Führungsoffizier 
und ständiger Ansprechpartner Vogels beim MfS war 
Unterleutnant Knoll; ihm folgte Oberleutnant Som- 
mer, der unter dem Decknamen „Rüger“ Vogel in 
dessen Kanzlei mit den Worten: „Oberste Staatsan- 
waltschaft, Rüger“ telefonisch kontaktierte. Mit dem 
Beginn des Häftlingsfreikaufs durch die Bundesregie- 
rungen in den 60er Jahren übernahm der Mitinitiator 
des Häftlingsfreikaufs und Vertraute Erich Mielkes, 
Heinz Volpert, als Leiter der Abteilung V/5 und später 
als stellvertretender Leiter der HA XX die Anleitung 
von Vogel alias GM „Georg“. 

Die vom jeweiligen Führungsoffizier formulierten 
Treffberichte enthalten detaillierte Informationen 
über die Mandanten und Gespräche Vogels, die er im 
Zusammenhang mit seiner anwaltlichen Tätigkeit mit 
Rechtsanwälten der Rechtsschutzstelle in Berlin 
(West) führte. 

Ferner sind die ersten Begegnungen Vogels mit Ver- 
tretern der Bundesregierung dokumentiert. Ge- 
sprächsgegenstand bei diesen Treffen Mitte der 


60er Jahre war der Freikauf von Häftlingen, die 
aufgrund politischer Vergehen in der DDR zu Haft- 
strafen verurteilt worden waren. 

Wie der Untersuchungsausschuß in seinem Abschluß- 
bericht darlegt hat und wie durch diverse Berichte und 
Informationen des MfS neuerlich bestätigt worden ist, 
hatte das Ministerium für Staatssicherheit Rechtsan- 
walt Vogel in den 50er Jahren gezielt „aufgebaut“, 
anfänglich, um über die Rechtsschutzstelle in Berlin 
(West) zu informieren, später, um in Zusammenarbeit 
mit Heinz Volpert den Freikauf von politischen 
Häftlingen aus den DDR-Gefängnissen zu koordi- 
nieren. 

Das MfS unterstützte Vogel bei der Beantragung einer 
Zulassung als Rechtsanwalt in Berlin (West), indem es 
Vogel ermöglichte, ungehindert von Berlin (Ost) nach 
Berlin (West) zu reisen. Das Ansehen Vogels in der 
Bundesrepublik Deutschland wurde dadurch gestei- 
gert, daß es Vogel möglich war, Versprechen hinsicht- 
lich Haftentlassungen zu geben, die dann mit Einver- 
ständnis Erich Mielkes realisiert wurden. Der Unter- 
suchungsausschuß hat festgestellt, daß ohne die mas- 
sive Unterstützung und Förderung des MfS die Kar- 
riere des Rechtsanwalts Vogel nicht diesen Verlauf 
hätte nehmen können. 


C. Feststellungen zur Bedeutung der Otto Scheurmann Bank-KG 
für die Tätigkeit des Bereichs Kommerzielle Koordinierung 


I. Vorbemerkung 

Nach Auswertung weiterer Akten und der Ergebnisse 
der staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen über die 
Anstalt Mondessa und die Otto Scheurmann Bank-KG 
hat der Untersuchungsausschuß folgendes festge- 
stellt: 

Um seine Geschäfte mit Devisen unkontrolliert abwik- 
keln zu können, arbeitete der Bereich Kommerzielle 
Koordinierung seit den 60er Jahren regelmäßig mit 
der in Berlin (West) ansässigen Otto Scheurmann 
Bank-KG zusammen. Dem Leiter des Bereichs Kom- 
merzielle Koordinierung, Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski, war es mit Hilfe verdeckter Konten bei 
der Otto Scheurmann Bank-KG möglich, Geldtrans- 
fers in die DDR unter Umgehung der Bestimmungen 
für den innerdeutschen Zahlungsverkehr in der Bun- 
desrepublik Deutschland vorzunehmen; außerdem 
wollte er gegenüber „DDR-Institutionen“ — wie er es 
selbst beschreibt — den „ konspirativen Charakter der 
im Bereich Kommerzielle Koordinierung typischen 
Geldbewegungen" wahren. Im Postverkehr des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung mit der in 
Zürich ansässigen Bank für Handel und Effekten 
(BHE) diente die Otto Scheurmann Bank-KG als 
Anlaufstelle für Kuriere Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowskis. Dessen Frau führte unter ihrem Mäd- 
chennamen Gutmann bei der Otto Scheurmann Bank- 
KG 1989/90 ein Schließfach. 


Welche wichtige Rolle Dr. Schalck-Golodkowski der 
Verbindung zu einer „Vertrauensbank mit Sitz in 
einem Land, in dem ein unbeschränkter Devisentrans- 
fer garantiert wird“, beimaß, hatte er in seiner 
gemeinsam mit dem MfS-Offizier Heinz Volpert ver- 
faßten Dissertation aus dem Jahre 1970 beschrieben. 
Im Zusammenhang mit Überlegungen zur „ Gründung 
von Firmen und deren Unterhaltung“ führte Dr. 
Schalck-Golodkowski damals aus: 

„Diese bisherigen Erfahrungen ergeben sich aus der 
Zusammenarbeit mit einem langansässigen Bank- 
haus in der Schweiz und einer Westberliner privaten 
Bankgesellschaft. Für die Durchführung spezieller 
Bankoperationen der Firmen eignen sich keine Groß- 
banken" (vgl. BT-Drucksache 12/3462, S. 247 f.). 

Der Untersuchungsausschuß hat Hinweise dafür, daß 
Dr. Schalck-Golodkowski mit der privaten Bankge- 
sellschaft in Berlin (West) die Otto Scheurmann Bank- 
KG am Kurfürstendamm gemeint hat, die seit 1982 
eine 100%ige Tochter der Dresdner Bank Berlin AG 
ist, die wiederum bis 1989 unter Bank für Handel und 
Industrie AG firmierte. 

Nach der Darstellung in der Dissertation Dr. Alexan- 
der Schalck-Golodkowskis sollten die Bankverbin- 
dungen der Unternehmen über Nummemkonten und 
Deckadressen für die Bankpost abgedeckt werden. 
In diesem Zusammenhang heißt es in der Disserta- 
tion: 
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„Der Prokurist oder Inhaber der Bank, der als Vertrau- 
ensperson der abgedeckten DDR-eigenen Firma fun- 
giert, ist ein wichtiger Geheimnisträger, da er neben 
dem Firmengründer bzw. vorgeschobenen Finanzier 
gegenüber den ausländischen Behörden zugleich 
auch die Kontaktpersonen aus der DDR persönlich 
kennt." 

Diese Ausführungen basieren offensichtlich auf ersten 
Erfahrungen, die der Bereich Kommerzielle Koordi- 
nierung und Dr. Schalck-Golodkowski in den 60er 
Jahren mit Schweizer Banken und mit der Otto 
Scheurmann Bank-KG gemacht hatten. 


II. Zusammenarbeit des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung mit der Otto Scheurmann 
Bank-KG in den 60er und 70er Jahren 

1. Die Konten von Josef und Simon Goldenberg 

Nach Auskunft der Otto Scheurmann Bank-KG vom 
4. Oktober 1994 hatten Josef und Simon Goldenberg 
vom 12. Januar 1968 bis zum 2. Dezember 1975 
Gemeinschaftskonten und ein Wertpapierdepot unter 
den Nummern 53 396, 57 200, 53 863 F (Festgeld) und 
53 798 (US-Dollar Währungskonto) bei der Otto 
Scheurmann Bank-KG in Berlin (West) (Dokument- 
Nr. 27). 

Zu den Konten 53 396 und 57 200 liegen dem Unter- 
suchungsausschuß aus den 60er und 70er Jahren 
Unterlagen vor. Bei den Konten handelt es sich um 
gemeinschaftliche Ausländer-DM-Konten. Kontoin- 
haber waren Josef und Simon Goldenberg, die in Genf 
ansässig waren, wie sich aus der Korrespondenzan- 
schrift der Otto Scheurmann Bank-KG auf Buchungs- 
belegen und Kontoauszügen ergibt. 

Über die Konten 53 396 und 57 200 hatte nach Anga- 
ben der Otto Scheurmann Bank-KG vom 4. Oktober 
1994 auch Dr. Alexander Schalck-Golodkowski Voll- 
macht. Diese Angaben stehen im Widerspruch zur 
Aussage Dr. Schalck-Golodkowskis, der am 3. De- 
zember 1993 vor dem Untersuchungsausschuß 
behauptet hat, er habe bei der Otto Scheurmann 
Bank-KG weder Konten noch Vollmacht über Konten 
gehabt. 

Bei einem gemeinschaftlichen Konto können die Inha- 
ber entweder nur gemeinsam oder einzeln über das 
Konto verfügen; je nachdem handelt es sich um ein 
„Und-" oder ein „Oder-Konto". Während der Unter- 
suchungsausschuß die genaue Verfügungsberechti- 
gung beim Konto 57 200 nicht hat feststellen können, 
handelte es sich bei dem Konto 53 396 um ein Oder- 
Konto, wie noch näher darzulegen sein wird. 

Die Geschäftstätigkeit Simon Goldenbergs ist bereits 
im Abschlußbericht des 1. Untersuchungsausschusses 
vom 24. Mai 1994 ausführlich erörtert worden (vgl. 
BT-Drucksache 12/7600). 

Zusammenfassend läßt sich festhalten, daß Golden- 
berg, ein ehemaliger französischer Staatsbürger türki- 
scher Herkunft, sich 1958 in Berlin (Ost) selbständig 
machte und mit vermutlich staatlichen Geldern das 


Unternehmen Simon Industrievertretungen gründete. 
Bereits 1956 hatte Goldenberg Kontakte mit dem 
Ministerium für Staatssicherheit. Seit Gründung des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung war das Unter- 
nehmen Dr. Schalck-Golodkowski persönlich unter- 
stellt. Einer der wichtigsten Geschäftspartner war das 
zum Nahrungsmittelkonzern März gehörende bun- 
desdeutsche Unternehmen Marox. 

1976 siedelte Goldenberg unter ungeklärten Umstän- 
den nach Rosenheim in die Bundesrepublik Deutsch- 
land über. Die Übersiedlung soll mit Hilfe des Mini- 
steriums für Staatssicherheit ermöglicht worden sein. 
In Rosenheim führte Simon Goldenberg ein Import- 
Export-Geschäft, nachdem zu Beginn des Jahres 1976 
die Geschäfte der Simon Industrievertretungen im 
Rahmen einer Vereinbarung zwischen dem stellver- 
tretenden Leiter des Bereichs Kommerzielle Koordi- 
nierung, Manfred Seidel, und Goldenberg durch eine 
gleichnamige GmbH übernommen worden waren. An 
der Simon Industrievertretungen GmbH waren zu 
66,67% die Transinter GmbH und zu 33,3% die 
Textilvertretungen GmbH beteiligt. Kurz vor der 
Übersiedlung Goldenbergs waren die Konten bei der 
Otto Scheurmann Bank-KG am 2. Dezember 1975 
aufgelöst worden. 

Goldenberg erhielt die Möglichkeit, sowohl Devisen- 
konten bei der Deutschen Handelsbank AG zu behal- 
ten, als auch die Geschäfte eines Unternehmens 
Simetal in Vaduz weiterzuführen, über das bis zu 
diesem Zeitpunkt der gesamte Scheckverkehr der 
Simon Industrievertretungen abgewickelt worden 
war. 

Simon Goldenbergs Bruder Josef war Fleischgroß- 
händler und Gastwirt in Paris und hatte gleichfalls 
Kontakte zu Dr. Schalck-Golodkowski. 


a) Das Konto 53 396 

Einzelheiten zu dem Ausländer-DM-Konto Nr. 53 396 
für Josef und Simon Goldenberg bei der Otto Scheur- 
mann Bank-KG ergeben sich aus Kontoauszügen, 
Buchungsbelegen und insbesondere einer Scheck- 
nachweisliste, die dem Untersuchungsausschuß Vor- 
gelegen haben. 

Der Untersuchungsausschuß geht davon aus, daß 
Josef und Simon Goldenberg getrennt über das Konto 
verfügen konnten, da die Buchungsbelege für das 
Konto die Bezeichnung „Josef oder Simon Golden- 
berg" tragen. 

Über das Konto war — wie von der Otto Scheurmann 
Bank-KG auf Anfrage des 1. Untersuchungsausschus- 
ses bestätigt — neben Simon und Josef Goldenberg 
auch Dr. Alexander Schalck-Golodkowski verfü- 
gungsberechtigt. In welcher Weise Dr. Schalck- 
Golodkowski davon Gebrauch machte, ergibt sich aus 
einem von ihm Unterzeichneten, vermutlich vom 
Januar 1969 stammenden Blankoscheck (Dokument- 
Nr. 28). Einen entsprechenden Hinweis fand der 
Untersuchungsausschuß in einer Schecknachweis- 
liste für die Zeit zwischen April 1968 und September 
1969, in der 24 Schecks in der Größenordnung zwi- 
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sehen 11 000 DM und 384 000 DM auf das Konto 
gezogen wurden (Dokument-Nr. 29). 

Der konkrete Verwendungszweck für die über die 
Schecks ausgezahlten Geldbeträge ist nur in einigen 
Fällen feststellbar. Unter anderem flössen nach den 
Scheckbelegen am 13. Juni 1969 20 000 DM in bar als 
Honorar an den Rechtsanwalt Reymar von Wedel aus 
Berlin (West). Dieses Geld stammte von dem im 
Bereich Kommerzielle Koordinierung Hauptabtei- 
lung I von Manfred Seidel geführten sog. Mielke- 
Konto 0528 (vgl. BT-Drucksache 12/7600, S. 348 ff.). 
Rechtsanwalt von Wedel wirkte zu Beginn der 60er 
Jahre beim Häftlingsfreikauf mit. Nach Einschaltung 
der Bundesregierung in den Freikauf bemühte sich 
von Wedel um sog. „Bar-Mandate". Dieser Begriff 
steht für private Freikäufe, die von der Bundesregie- 
rung mißbilligt wurden. Ob die Zahlung von 20 000 
DM im Zusammenhang mit einer solchen Transaktion 
gestanden hat, ergibt sich nicht aus den dem Aus- 
schuß vorliegenden Dokumenten. Da Rechtsanwalt 
von Wedel schon Ende der 60er Jahre in die Abwick- 
lung von Erbschaftsangelegenheiten eingeschaltet 
war, ist es nicht auszuschließen, daß diese Honorar- 
forderung von Wedels im Zusammenhang mit diesen 
Mandaten zu sehen ist. 

Mehrere Beträge in der Größenordnung zwischen 
100 000 und 205 000 DM flössen der Schecknachweis- 
liste zufolge in die Fondsverwaltung der Hauptabtei- 
lung II des Bereichs Kommerzielle Koordinierung 
unter der Leitung von Meta Bleßing. 

Beträge in der Größenordnung zwischen 106 000 DM 
und 350 000 DM kamen der Abteilung Verkehr des 
Zentralkomitees der SED zugute. Der genaue Ver- 
wendungszweck versteckt sich hinter Phantasiebe- 
zeichnungen wie „Antigone, Hera, Agatha, Carmen, 
Lohengrin, Zauberflöte, Herakles und Rigoletto". Was 
im einzelnen hinter diesen Bezeichnungen steht, hat 
der Untersuchungsausschuß nicht in Erfahrung brin- 
gen können. 

Laut Schecknachweisbuch wurden nach einer Son- 
derentscheidung des Sekretärs für Wirtschaft im Zen- 
tralkomitee der SED, Dr. Günter Mittag, aus dem 
Guthaben auch Mittel für eine Vergoldungsanlage 
verwendet. 

Das Konto 53 396 wurde durch Erlöse aus Wertpapier- 
verkäufen, Dividendenerträgen und Bareinzahlun- 
gen gespeist. Dem Untersuchungsausschuß haben 
Buchungsbelege und Abrechnungen aus Wertpapier- 
geschäften aus den Jahren 1973 bis 1975 Vorgelegen, 
aus denen sich Gutschriften bis zu einer Größenord- 
nung von 300 000 DM nachweisen lassen. Weiterge- 
hende Informationen zu dem Geldzugang auf das 
Konto 53 396 haben dem Untersuchungsausschuß 
nicht Vorgelegen. 


b) Das Konto 57 200 

Die Otto Scheurmann Bank-KG führte neben dem 
bereits erwähnten Konto 53 396 für Josef und Simon 
Goldenberg ein weiteres Ausländer-DM-Konto mit 
der Nummer 57 200. Nach Angaben der Otto Scheur- 
mann Bank-KG vom 4. Oktober 1994 hatte auch Dr. 


Alexander Schalck-Golodkowski Vollmacht über die- 
ses Konto. 

Das Konto existierte seit Januar 1968. Wie beim Konto 
53 396 liegt dem Untersuchungsausschuß kein Konto- 
eröffnungsantrag über dieses Konto vor. Für die ersten 
Jahre fehlen auch andere Informationen zu dem 
Konto. Ein erster Hinweis findet sich in einem Tages- 
auszug der Otto Scheurmann Bank-KG vom 31. März 
1970. 

Ob Josef und Simon Goldenberg über das Konto nur 
gemeinschaftlich verfügen konnten oder ob sie 
jeweils getrennt verfügungsberechtigt waren, ist 
unter Berücksichtigung der dem Untersuchungsaus- 
schuß vorliegenden Dokumente nicht eindeutig zu 
klären. In einem Buchungsbeleg vom 1. April 1970 
lautet die Postanschrift „Herren Josef und Simon 
Goldenberg", in einem Beleg vom 16. Januar 1973 
lautet die Anschrift „Herrn Josef Goldenberg oder 
Simon Goldenberg". 

Über das Konto wurden Barschecks auf Josef und 
Simon Goldenberg eingelöst. Daneben finden sich in 
den Akten mehrere Blankoschecks mit den Unter- 
schriften von Josef und Simon Goldenberg für das 
Konto 57 200 (Dokument-Nr. 30). 

Aus den dem Untersuchungsaussschuß zur Verfü- 
gung stehenden Unterlagen geht hervor, daß dem 
Konto Schecks des bayerischen Fleisch-Unterneh- 
mens März gutgeschrieben wurden. Das Unterneh- 
men hatte seit den 60er Jahren im innerdeutschen 
Handel Geschäfte mit der DDR gemacht und dabei 
ursprünglich mit Simon Goldenberg als Vertreter in 
der DDR zusammengearbeitet. Wie Goldenberg vor 
dem Bayerischen Untersuchungsausschuß berichtete, 
habe er die Provisionen dafür „in die Schweiz" 
überwiesen erhalten. 

Es existiert ebenfalls eine Gutschrift des März-Kon- 
kurrenten Moksel über 200 000 DM. Mit welchem 
Geschäft diese Gutschrift verbunden war, hat der 
Untersuchungsausschuß den Unterlagen nicht ent- 
nehmen können. Simon Goldenberg hat in seiner 
Vernehmung vor dem bayerischen Untersuchungs- 
ausschuß erklärt, er habe nie mit Moksel Geschäfte 
gemacht. Zwar hätte Moksel versucht, ihn für 
1 000 000 DM von März abzuwerben, dieses Angebot 
habe er aber zurückgewiesen. Der Untersuchungs- 
ausschuß hat nicht geklärt, ob die Zahlung von Moksel 
an Goldenberg im Zusammenhang mit der versuchten 
Abwerbung stand (Dokument-Nr. 31). 

Darüber hinaus liegen dem Untersuchungsausschuß 
Belege über Beträge zwischen ca. 100 000 DM bis ca. 
250 000 DM vor, die auf das Konto bei der Otto 
Scheurmann-KG in Berlin bar eingezahlt worden sind. 
Urheber und Anlaß der Zahlungen sind aus den 
Dokumenten nicht ersichtlich. 


Das Unternehmen Simetal und das Konto 57 200 

Dem Untersuchungsausschuß liegt ein Anhaltspunkt 
dafür vor, daß das Konto 57 200 möglicherweise auch 
dazu verwendet wurde, Finanztransaktionen im 
Zusammenhang mit kriminellen Handlungen zu 
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ermöglichen. Buchungsbelege für das Konto, die aus 
den Jahren 1970 bis 1972 stammen, tragen die Post- 
anschrift 

„Josef und Simon Goldenberg 
(Simetal Genf)". 

Nach Aussage des französischen Journalisten Jean- 
Marie Stoerkel vor dem Bayerischen Untersuchungs- 
ausschuß am 2. November 1993 soll sich Simon 
Goldenberg des Unternehmens Simetal in Genf bzw. 
Berlin (Ost) bedient haben, um Schmuggelgeschäfte 
— unter anderem mit Zigaretten — durchzuführen. 
Hinweise auf das Fortbestehen des Unternehmens 
Simetal noch im Jahre 1976 ergeben sich aus einem 
Übergabe-/Übernahmeprotokoll zwischen Simon 
Goldenberg und Werner Weber vom Januar 1976, 
das Unternehmen Simon Industrievertretungen, 
1058 Berlin, Schönhauserallee 26 a betreffend. Dort 
heißt es: „Die Herren Seidel u. Goldenberg kamen 
überein, daß die Fa. Simetal weiter für Herrn Golden- 
berg bestehen bleibt." 

In diesem Übergabeprotokoll wird der Sitz des Unter- 
nehmens Simetal mit Vaduz, Liechtenstein, angege- 
ben. 

Trotz intensiver Recherchen ist es dem 1. Untersu- 
chungsausschuß nicht gelungen, nähere Einzelheiten 
über das Unternehmen zu erhalten, die den Verdacht 
der illegalen Tätigkeit erhärten könnten. 


Abwicklung von Erbschaftsangelegenheiten 
und Schenkungen über das Konto 57 200 

Zwischen 1970 und 1975 — nur für diesen Zeitraum 
haben dem Untersuchungsausschuß die Kontoaus- 
züge Vorgelegen — wurden über das Konto 57 200 
Zahlungen aus der Bundesrepublik Deutschland an 
Begünstigte in der DDR transferiert. Dabei überwie- 
sen bundesdeutsche Banken im Auftrag von Rechts- 
anwälten oder Privatpersonen aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland Geldbeträge unterschiedlicher 
Höhe auf das Goldenberg-Konto 57 200 bei der Otto 
Scheurmann Bank-KG unter Nennung des Begünstig- 
ten in der DDR. 

Anlaß für diese Transaktionen waren hauptsächlich 
Auflösungen von Anderkonten und Erbschaften. In 
einigen Fällen erfolgten auch monatliche, von Privat- 
personen über eine bundesdeutsche Bank veranlaßte 
Einzahlungen. Die Beträge bewegten sich zwischen 
300 DM und 300 000 DM. Begünstigte waren in der 
Regel Privatpersonen in der DDR. Dem Untersu- 
chungsausschuß haben aber auch Belege und Konto- 
auszüge Vorgelegen, die dokumentieren, daß auch 
Rechtsanwalt Manfred Wünsche, der Vertrauensan- 
walt der katholischen Kirche in der DDR war, zu 
diesem Personenkreis gehörte oder er zumindest den 
Auftrag hatte, das Geld an einen bestimmten Empfän- 
ger weiterzuleiten. Wie dies geschah, hat der Unter- 
suchungsausschuß nicht klären können. Die an Wün- 
sche transferierten Beträge bewegten sich zwischen 
50 000 DM und 100 000 DM. 

Der Grund für diesen Transferweg war, daß — wie 
bereits im Abschlußbericht des 1. Untersuchungsaus- 
schusses dargelegt — Geldvermögen von DDR- 


| Bewohnern in der Bundesrepublik Deutschland nach 
den devisenrechtlichen Bestimmungen der Bundesre- 
publik Deutschland für einen Transfer in die DDR 
bzw. nach Berlin (Ost) gesperrt waren. Über die 
entsprechenden Guthaben konnte der Konto-Inhaber 
nur in begrenztem Maße frei verfügen. Bei Auflösung 
von Sperrkonten mußte die Deutsche Bundesbank 
bzw. die zuständige Landeszentralbank informiert 
und deren Genehmigung eingeholt werden, wobei 
die Landeszentralbank als nachgeordnete Bundesbe- 
hörde tätig war. Dies galt insbesondere dann, wenn 
geplant war, die Guthaben in die DDR zu transferie- 
ren. 

Da das Goldenberg-Konto bei der Otto Scheurmann 
Bank-KG als Ausländer-DM-Konto geführt wurde, 
fielen Auszahlungen oder Überweisungen aus einem 
Sperrguthaben nicht unter die Beschränkungen des 
Militärregierungsgesetzes Nr. 53 bzw. die für Berlin 
geltende Verordnung 500. Verfügungen zugunsten 
von Konten im westlichen Ausland konnten hingegen 
vorgenommen werden. Auch Unterstützungszahlun- 
gen aus der Bundesrepublik Deutschland an DDR- 
Bewohner, die über das Goldenberg-Konto gebucht 
wurden, waren so möglich. 

In regelmäßigen Abständen wurden die DM-Beträge 
vom Konto 57 200 abgebucht. Dem Untersuchungs- 
ausschuß haben keine Informationen Vorgelegen, wer 
die Abbuchung der Gelder veranlaßte und was mit 
den Geldern nach der Abbuchung geschah. Ungeklärt 
ist auch geblieben, wie diese Gelder in die DDR 
gelangten und dort an die Begünstigten ausgezahlt 
wurden. Der Untersuchungsausschuß hat schon in 
seinem Abschlußbericht festgestellt, daß die aus der 
Auflösung von Sperrguthaben in der Bundesrepublik 
Deutschland stammenden Gelder an den Bereich 
Kommerzielle Koordinierung flössen und von Man- 
fred Seidel dem sog. Mielke-Konto 0528 gutgeschrie- 
ben wurden (vgl. BT-Drucksache 12/7600, S. 348 ff.)* 
Es ist wahrscheinlich, daß auch die über das Golden- 
berg-Konto geflossenen DM-Beträge letztlich auf dem 
Konto 0528 verbucht wurden. 

Eine Möglichkeit der Auszahlung in der DDR schildert 
Gerhard Lösch, wissenschaftlicher Mitarbeiter der 
Hauptabteilung I des Bereichs Kommerzielle Koordi- 
nierung, in einem aus dem Jahre 1982 stammenden 
Bericht an das Ministerium für Staatssicherheit, 
Hauptabteüung XVIII/7, den er als IMS „Alois" ver- 
faßte. Danach wurden zumindest in den 80er Jahren 
— wie unter A. II. 2. dargelegt — bei der Transferie- 
rung von Erbschaften aus der Bundesrepublik 
Deutschland in die DDR 70% der Erbschaft in Mark 
der DDR ausgezahlt und 30 % in Form von Valutaan- 
rechten bei einer DDR-Bank gutgeschrieben (Doku- 
ment-Nr. 18). 

Der Untersuchungsausschuß hat nicht klären können, 
woher die bundesdeutschen Auftraggeber (Privatper- 
sonen oder Rechtsanwälte) die Kenntnis der Konto- 
Nummer 57 200 bei der Otto Scheurmann Bank-KG 
hatten. Diese Auftraggeber hatten in wenigstens zwei 
Fällen Zweifel an der Ordnungsmäßigkeit der 
Abwicklung des Geldtransfers über das Konto 57 200, 
die zu Nachfragen bei der Bank bezüglich des Kontos 
führten. Die Otto Scheurmann Bank-KG erteilte in 
beiden Fällen die Auskunft, bei dem Konto 57 200 
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handele es sich um ein frei verfügbares Ausländer- 
DM-Konto. 


2. Das Konto 63 700 der Intrac S. A. Lugano 

Auch das Schweizer Unternehmen Intrac S. A. 
Lugano, das im Embargohandel tätig war, unterhielt 
ein Konto bei der Otto Scheurmann Bank-KG. An 
diesem Unternehmen war der Leiter der Hauptabtei- 
lung I des Bereichs Kommerzielle Koordinierung, 
Manfred Seidel, ab 1978 zu 40% beteiligt; ebenfalls 
40% hielten Gerda und Ottokar Hermann (vgl. 
BT-Drucksache 12/3920, S. 51 und BT-Drucksache 
12/7600, S. 268). 

Für dieses Konto der Intrac S. A. waren seit seiner 
Eröffnung am 11. Dezember 1975 Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski, der Präsident der Intrac S. A., 
Ottokar Hermann, und sein Stellvertreter, Manfred 
Seidel, einzelzeichnungsberechtigt. Sigrid Gutmann, 
die spätere Frau Schalck-Golodkowski, konnte gemein- 
schaftlich mit einem der Einzelzeichnungsberechtigten 
über das Konto verfügen (Dokument-Nr. 32-33). 

Daß Dr. Schalck-Golodkowski sowohl für die beiden 
bereits genannten Konten 53 396 und 57 200 als auch 
für dieses Konto zeichnungsberechtigt war, hat er 
gegenüber dem Untersuchungsausschuß verschwie- 
gen. Bei seiner Vernehmung am 3. Dezember 1993 hat 
er erklärt: „Ich hatte bei der Bank Scheurmann keine 
Konten", Auf Nachfrage hat er damals ergänzt, auch 
keine auf ihn ausgestellte Vollmachten für Konten bei 
dieser Bank gehabt zu haben. Bei seiner Vernehmung 
am 20. Januar 1994 hat Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski nur mitgeteilt, daß er bei der Otto 
Scheurmann Bank-KG Vollmacht für Konten der 
Anstalt Mondessa besessen habe und über diese 
Konten auch Bargeld transferiert worden sei. Die 
Vollmachten, die er für die Goldenberg-Konten bzw. 
für das Intrac-Konto bei der Otto Scheurmann Bank- 
KG hatte, hat er auch bei dieser Vernehmung nicht 
erwähnt. Daß Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
über diese Konten Vollmacht hatte, ist von der Otto 
Scheurmann Bank-KG auf Nachfrage dem Untersu- 
chungsausschuß bestätigt worden. 

Zu dem Intrac-Konto 63 700 haben dem Untersu- 
chungsausschuß neben dem Kontoeröffnungsantrag 
und dem Unterschriftsprobenblatt nur noch ein 
Kontoauszug, eine Einzahlungsquittung mit Datum 

18. Dezember 1975, eine Empfangsbestätigung zu 
zwei Scheckeinreichungen sowie ein handschriftlich 
geführtes Kontenblatt Vorgelegen, Aus diesen Doku- 
menten ist ersichtlich, daß am 18. Dezember 1975 das 
Konto mit 100 000 DM im Soll stand. Mit Wertstellung 

19. Dezember 1975 wurden zwei Schecks, gezogen 
auf die damalige Filiale der Otto Scheurmann Bank- 
KG in Frankfurt mit einem Wert von insgesamt 
483 875,30 DM, als Eingang verbucht. Auf dem Kon- 
tenblatt ist zu diesem Zahlungseingang vermerkt, daß 
es sich einmal um einen Scheck, gezogen auf das 
Konto 57 200 in Höhe von 132 783,08 DM, und zum 
zweiten um einen Scheck, gezogen auf das Konto 
53 396 in Höhe von 151 092,22 DM, handelte. Weiter 
wurde auf diesem Blatt eine als Sondermaßnahme 
deklarierte Einzahlung in Höhe von 3 700 DM ver- 


bucht. Zu diesem Betrag hat dem Untersuchungsaus- 
schuß die Einzahlungsquittung der Otto Scheurmann 
Bank-KG mit dem Text: „Zur Gutschrift/für Rechnung 
Intrac S. A., Lugano DM 2 400 Nachlass . . . DM 1 000 
Nachlass . . . DM 300 für ..." Vorgelegen. Dabei 
handelt es sich — wie schon zum Konto 57 200 
beschrieben — um Zahlungen im Rahmen von 
Abwicklungen von Erbschaftsangelegenheiten. 

Ebenfalls am 19. Dezember 1975 wurde eine Summe 
von 10 000 DM vom Konto abgezogen, so daß insge- 
samt 377 577,30 DM Haben verbucht waren. 

Weitere Feststellungen zum Konto 63 700, das nach 
Auskunft der Otto Scheurmann Bank-KG bis April 
1979 existierte, hat der Untersuchungsausschuß nicht 
treffen können. 


III. Zusammenarbeit des Bereichs 

Kommerzielle Koordinierung mit der 
Otto Scheurmann Bank-KG in den 
80er Jahren und die Rolle 
der Anstalt Mondessa 

Über die Otto Scheurmann Bank-KG bestanden nach 
Erkenntnissen des Untersuchungsausschusses enge 
geschäftliche Verbindungen des Bereichs Kommer- 
zielle Koordinierung mit Banken in der Schweiz und 
dem Bankier Max Moser sowie zur Anstalt Mon- 
dessa. 


1 . Beziehungen des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung zu dem Bankier Max Moser 

Über den Bankier Otto Scheurmann, bis 1977 persön- 
lich haftender Gesellschafter des gleichnamigen 
Bankhauses in Berlin (West), kam die Verbindung des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung zum Schweizer 
Bankier Max Moser zustande. Die zwei Bankiers 
kannten sich seit den 50er Jahren und waren befreun- 
det; sie unterhielten nach Angaben von Moser vor der 
Staatsanwaltschaft bei dem Kammergericht Berlin 
am 23. Juni 1994 gemeinsame Konten bei der Otto 
Scheurmann Bank-KG. Nähere Mitteilungen dazu hat 
Moser bei dieser Gelegenheit nicht gemacht. 

Otto Scheurmann stellte 1968 seinem Geschäfts- 
freund Max Moser — zu dieser Zeit beim Züricher 
Bankhaus Hugo Kahn & Co. beschäftigt — eine 
„interessante Person aus dem östlichen Bereich" vor: 
Dr. Alexander Schalck-Golodkowski. Nach Angaben, 
die Moser am 23. Juni 1994 vor der Staatsanwaltschaft 
bei dem Kammergericht Berlin gemacht hat, sprach 
ihn Dr. Schalck-Golodkowski bei diesem Treffen auf 
die Möglichkeit an, gemeinsam Bankgeschäfte abzu- 
wickeln. Vor dem Bayerischen Untersuchungsaus- 
schuß zur Tätigkeit des Bereichs Kommerzielle Koor- 
dinierung hat Moser ausgesagt, an der Zusammen- 
kunft habe auch Simon Goldenberg teilgenommen. 
Ab 1968 kam es dann zu Kontoeröffnungen und 
verschiedenen Bankgeschäften. Nach Angaben von 
Moser trat Dr. Schalck-Golodkowski dabei stets als für 
die DDR handelnd oder DDR-Gelder verwaltend auf. 
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Das Verhältnis des Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung zum Bankier Max Moser war sehr eng und 
vertrauensvoll. Dies spiegelt sich in der Tatsache wider, 
daß der Bereich Kommerzielle Koordinierung nach dem 
Wechsel Max Mosers von der Bank Hugo Kahn & Co. 
zur Bank für Handel und Effekten in Zürich ebenfalls 
die Bank wechselte und die Konten nun bei der Bank für 
Handel und Effekten geführt wurden. 


2. Der Bereich Kommerzielle Koordinierung 
und die Anstalt Mondessa 

a) Gründung und Geschäftszweck der Anstalt 
Mondessa 

Max Moser gab die Empfehlung zur Gründung der 
Liechtensteinischen Anstalt Mondessa wie auch weite- 
rer Unternehmen in Form der Anstalt nach liechten- 
steinischem Recht (vgl. zu dieser Unternehmensform 
BT-Drucksache 12/3920, S. 11). 

Die Anstalt Mondessa wurde am 14. April 1980 
gegründet und ins Handelsregister des Fürstentums 
Liechtenstein eingetragen. Sie hatte offiziell den 
Zweck, Vermögenswerte jeglicher Art zu erwerben, 
zu verwalten und zu veräußern. Außerdem gehörte 
zum Zweck die Finanzierung von und die Beteiligung 
an industriellen und kommerziellen Unternehmun- 
gen jeglicher Art (Dokument-Nr. 34). Durch Auswer- 
tung neuer Unterlagen hat der Untersuchungsaus- 
schuß festgestellt, daß es sich bei der Anstalt Mon- 
dessa offenbar nicht — wie im Abschlußbericht BT- 
Drucksache 12/7600, S. 101 geschrieben — um ein 
Unternehmen der Abteilung Firmen des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung handelte. Vielmehr war 
die Anstalt Mondessa nach Aussage von Waltraud 
Lisowski vor der Staatsanwaltschaft bei dem Kammer- 
gericht Berlin am 9. Februar 1994, „ein Unternehmen, 
für das ausschließlich Herr Schalck zuständig war". 
Dies würde auch erklären, warum die Anstalt Mon- 
dessa nie in den Auflistungen über die sog. Parteifir- 
men erschienen ist (vgl. 2. Teilbericht, BT-Drucksache 
12/3920, Dokument-Nr. 17). 

Die Geschäfte der Anstalten und somit auch der 
Anstalt Mondessa wurden über Konten bei der Bank 
für Handel und Effekten (BHE) geführt, um die Eigen- 
tumsverhältnisse der Anstalten zu verschleiern (vgl. 
BT-Drucksache 12/7600, S. 239). Die Anstalt Mon- 
dessa hatte neben Konten bei der Bank für Handel und 
Effekten auch Konten bei der Otto Scheurmann Bank- 
KG in Berlin (West). Alle Konten der Anstalt Mondessa 
wurden vom Bankier Max Moser verwaltet. 


b) Konten der Anstalt Mondessa bei der Bank 
für Handel und Effekten 

Es handelte sich, soweit bisher bekannt, um folgende 
Konten bei der Bank für Handel und Effekten: 

— Konto 12 332, Kennwort „Alexander", bei der BHE 
in Zürich. Dieses Konto wurde am 18. Januar 1985 
eröffnet. 


— Konto 12 332 Septo, Kennwort „Meta", bei der 
BHE in Zürich als DM- und US-Dollar-Konto. 
Dieses Konto, vermutlich ein Unterkonto, wurde 
am 2. Oktober 1989 eröffnet. Die Eröffnung dieses 
Koiiius sollte nach Angaben Mosers zur Abgren- 
zung verschiedener Vermögenswerte wie Aktien, 
Anleihen und Festgelder dienen, um eine bessere 
Übersicht zu bekommen (Dokument-Nr. 35). 

— Konto 120 332, Kennwort „Alexander", bei der 
BHE (Overseas) Limited in Nassau auf den Baha- 
mas. Dieses Konto eröffnete die Anstalt Mondessa, 
vertreten durch die Verwaltungsrätin Liliane Rie- 
derer, am 3. Dezember 1987 (Dokument-Nr. 36). 
Am selben Tag vereinbarte die Anstalt Mondessa 
mit der BHE (Overseas) außerdem ein „Trust 
Agreement", mit dem die Bank beauftragt wurde, 
im eigenen Namen, jedoch auf Rechnung und 
Risiko der Anstalt Mondessa Festgeldanlagen bei 
ausländischen Banken zu tätigen. 

Bevollmächtigte für diese drei Konten waren jeweils 
Dr. Alexander Schalck-Golodkowski, seine Frau 
Sigrid, Manfred Seidel und Max Moser (Dokument- 
Nr. 37-38). 


c) Konten der Anstalt Mondessa 
bei der Otto Scheurmann Bank-KG 

Beim Bankhaus Otto Scheurmann-KG eröffnete die 
Anstalt Mondessa im April 1 980 das Konto 184 743 00, 
das mehrere Unterkonten hatte. Die Otto Scheurmann 
Bank-KG wickelte über diese Konten gemeinsam mit 
ihrer Korrespondenzbank, der Bank für Handel und 
Effekten in Zürich, geschäftliche Transaktionen des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung mit dem Aus- 
land ab. Dies bedeutete, daß Verfügungen zu diesen 
Konten — wie Ein- und Auszahlungen, Scheckeinrei- 
chungen oder Überweisungen — direkt bearbeitet 
wurden. Der Kunde brauchte nicht nach Zürich zu 
reisen, um seine Bankgeschäfte zu erledigen. 

Nach Angaben von Dr. Schalck-Golodkowski vor der 
Staatsanwaltschaft bei dem Kammergericht Berlin am 
15. März 1994 war das Konto dazu bestimmt, „rein 
durchlaufende Geldbewegungen zu ermöglichen". 
Dr. Schalck-Golodkowski erklärte weiter, er habe im 
Rahmen von Abführungen verschiedener Unterneh- 
men der DDR, zum Beispiel von Carnet oder dem AHB 
Nahrung, Zahlungen durch Übergabe von Barschecks 
erhalten. 

„ Natürlich hätte ich — rein banktechnisch gesehen — 
diese Schecks auf ein Konto der Deutschen Handels- 
bank gutschreiben lassen können. Ich wollte jedoch 
nicht, daß andere DDR-Institutionen Kenntnis vom 
Eingang dieser Gelder erhielten. Dies hätte nicht dem 
konspirativen Charakter der im Bereich Kommerzielle 
Koordinierung typischen Geldbewegungen entspro- 
chen. " 

Er habe für die Barschecks Bargeld erhalten wollen 
unter Verwendung eines Kontos, das für andere 
Personen der DDR nicht zugänglich gewesen sei, so 
daß Dritte auch keine Kenntnis von einzelnen Zahlun- 
gen gehabt hätten. 
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Manfred Seidel, stellvertretender Leiter des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung, hat am 8. Februar 1994 
vor der Staatsanwaltschaft bei dem Kammergericht 
Berlin eine andere Begründung für die Einschaltung 
der West-Berliner Privatbank genannt: Für die vorge- 
legten Schecks habe man stets sofort Bargeld erhal- 
ten, während der gleiche Vorgang bei Banken der 
DDR zu einer Verzögerung der Auszahlung von 
mehreren Tagen geführt hätte. 


d) Rolle von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
alias Jürgen Keller 

Zeichnungsberechtigt für das Konto 184 743 00 und 
die zugehörigen Unterkonten war ein gewisser Jür- 
gen Keller. Daß es sich bei dieser Person um Dr. 
Alexander Schalck-Golodkowski handelte, war Max 
Moser bekannt. Nach Darstellung Dr. Schalck-Golod- 
kowskis war es sogar Mosers Idee, daß er unter dem 
Namen Jürgen Keller bei den Bankgeschäften auf- 
trat. 

Gegenüber dem Untersuchungsausschuß hat Dr. 
Alexander Schalck-Golodkowski zunächst, und zwar 
in der Vernehmung am 3. Dezember 1993, bestritten, 
bei der Otto Scheurmann Bank-KG überhaupt ein 
Konto oder eine Vollmacht für ein Konto gehabt zu 
haben. Dann hat er jedoch in einer weiteren Verneh- 
mung am 20. Januar 1994 gegenüber dem Untersu- 
chungsausschuß offenbart, daß er unter dem Deckna- 
men „Jürgen Keller" im Besitz einer Vollmacht für die 
Konten der Anstalt Mondessa gewesen ist und mit 
Hilfe dieser Konten auch Bargeldtransaktionen 
durchgeführt worden sind. Aber auch bei dieser 
Vernehmung hat er verschwiegen, daß er Vollmacht 
für die anderen bereits erwähnten Konten bei der Otto 
Scheurmann Bank-KG hatte. 

Hans-Jürgen Labom, Leiter und einer der zwei per- 
sönlich haftenden Gesellschafter der Otto Scheur- 
mann Bank-KG, hat am 11. November 1993 vor der 
Staatsanwaltschaft bei dem Kammergericht Berlin 
ausgesagt, Jürgen Keller sei von den Verwaltungs- 
räten der Anstalt Mondessa bevollmächtigt worden, 
einzeln über das Konto zu verfügen. Laborn hat 
außerdem erklärt, er habe nicht gewußt, daß es sich 
bei Jürgen Keller um Dr. Schalck-Golodkowski 
gehandelt habe und die Anstalt Mondessa aus der 
DDR kontrolliert worden sei. Diese Aussage steht im 
Widerspruch zur Behauptung von Dr. Schalck-Golod- 
kowski. Er hat am 14. Dezember 1993 vor der Staats- 
anwaltschaft bei dem Kammergericht Berlin ausge- 
sagt, Labom sei über die Umstände informiert gewe- 
sen. 

Im Dezember 1982 wurden zwei neue Unterschriften- 
karten für die Anstalt Mondessa bei der Otto Scheur- 
mann Bank-KG hinterlegt. Dafür sollte nach Anwei- 
sung Mosers die Unterschrift von Jürgen Keller vom 
Bankhaus Otto Scheurmann Bank-KG direkt einge- 
holt werden, „da dieser in Berlin domiziliert ist" 
(Dokument-Nr. 39). 

Hans-Jürgen Laborn war nach seinen Angaben seit 
Ende 1982 mit der Kontoverwaltung betiaut. Als 


Inhaber der Konten bei der Otto Scheurmann Bank- 
KG trat die Anstalt Mondessa auf. 


e) Stammkonto 184 743 00 

bei der Otto Scheurmann Bank-KG 

Das Stammkonto 184 743 00 der Anstalt Mondessa 
hatte die Unterkonten 01, 02, 03 und 77 (Dokument- 
Nr. 40). Für die Eröffnung des Unterkontos 184 743 01 
(als Konto seperato) am 12. Februar 1982 liegen 
Belege vor, während die Eröffnung des Stammkontos 
184 743 00 nicht belegt ist. 

Allerdings gibt es eine Bestätigung der Otto Scheur- 
mann Bank-KG vom 25. April 1980 über die Unter- 
schriftsvollmachten für dieses Konto. Diese Bestäti- 
gung führt als jeweüs einzeln zeichnungsberechtigt 
für das Konto 184 743 00 der Anstalt Mondessa auf: 

— Adolf Fehr (vom 14.04.1980 bis 18.03.1981 Verwal- 
tungsrat der Anstalt Mondessa), 

— Dr. Albert Mayer (vom 14.04.1980 bis 19.07.1982 
Verwaltungsrat der Anstalt Mondessa), 

— Jürgen Keller (alias Dr. Schalck-Golodkowski) 

— und Peter Wirtz (vom 15.05.1981 bis 01.07.1986 
Verwaltungsrat der Anstalt Mondessa) (Doku- 
ment-Nr. 41). 

Diese Bestätigung der Otto Scheurmann Bank-KG 
Unterzeichnete Hans-Jürgen Laborn. 

Als Handlungsbevollmächtigte einzeln verfügungs- 
berechtigt waren nach Auskunft der Otto Scheurmann 
Bank-KG vom 9. Februar 1994 für das Konto- 
Nr. 184 743 00 mit den Unterkonten 02, 03 und 77 
Jürgen Keller alias Dr. Schalck-Golodkowski und für 
das Unterkonto 184 743 01 Max Moser. 

Bargeld aus dem Guthaben des Kontos 184 743 00 der 
Anstalt Mondessa wurde nach Einreichung von Bar- 
schecks bei der Otto Scheurmann Bank-KG ausge- 
zahlt. Diese Schecks gab in der Regel der Kurier 
des Bereichs Kommerzielle Koordinierung, Waradin 
Dimitroff, bei der Otto Scheurmann Bank-KG ab. 

Später übernahm diese Aufgabe sein Sohn Peter 
Dimitroff. Gelegentlich fuhr auch der Kurier Erich 
Lutz nach Berlin (West). Er sagte vor der Staatsanwalt- 
schaft bei dem Kammergericht Berlin am 15. Septem- 
ber 1993 aus, er sei 1975 mit Sigrid Gutmann, der 
späteren Frau Dr. Schalck-Golodkowskis, zur Otto 
Scheurmann Bank-KG gefahren und dem Bankier 
Otto Scheurmann vorgestellt worden. 

Die Schecks trugen die Unterschrift „Keller"; als 
Ausstellungsort war Zürich eingetragen. Auf drei 
Schecks, jeweils einem vom März 1987, Mai 1987 und 
vom April 1988, hat Waradin Dimitroff auf der 
Rückseite zusätzlich zur Unterschrift „Keller" ge- 
gengezeichnet. Dabei verwendete er als Unterschrift 
seinen Vornamen in kyrillischer Schrift (Dokument- 
Nr. 42). 

Dr. Schalck-Golodkowski ließ von dem Konto 
Nr. 184 743 00 von 1987 bis 1989 über 28 Millionen 
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DM in bar abheben. Unterteilt nach Jahren handelt es 
sich: 

1987 um 13 Einzelbeträge 

mit insgesamt DM 13 397 800, 

1988 um 14 Einzelbeträge 

mit insgesamt DM 8 905 000, 

1989 um 16 Einzelbeträge 

mit insgesamt DM 6 015 600. 

Eine Bareinzahlung gab es von 1987 bis 1989 nach den 
vorliegenden Kontounterlagen nur einmal: Am 
23. August 1989 zahlte der Kurier Peter Dimi troff zwei 
Millionen DM auf das Unterkonto Nr. 184 743 02 ein. 
Ein Teilbetrag von 1,5 Mio. DM wurde einen Tag 
später auf das Unterkonto 184 743 03 als Festgeld 
angelegt. Diese Feststellung steht im Widerspruch zur 
Zeugenaussage der Leiterin der Abteilung Ausland 
der Otto Scheurmann Bank-KG, Hannelore Heiter. 
Nach ihren Angaben vor der Staatsanwaltschaft bei 
dem Kammergericht Berlin am 30. Juni 1993 hat es in 
unregelmäßigen Abständen Bareinzahlungen gege- 
ben. 

Die Staatsanwaltschaft bei dem Kammergericht Berlin 
hat ermittelt, daß Dr. Schalck-Golodkowski auf dem 
Konto 184 743 00 fast ausschließlich Schecks verein- 
nahmte, die von Ausstellern aus der Bundesrepublik 
Deutschland und dem westlichen Ausland stammten. 
Aussteller der Schecks waren unter anderem folgende 
Unternehmen und Privatpersonen: 

Bundesrepublik Deutschland 

— Trans thermos GmbH, Bremen 

— Deutsche Cargill GmbH, Hamburg 

— Hartwich & Kaden, Hamburg 

— Schafft Fleischwerke GmbH, Ansbach 

Schweiz 

— Agrotrans AG, Zug 

— Allmeat AG in Speicher (Gesellschafter zu 100%: 
Moksel AG, Buchloe; am 10. Juni 1988 mit 16,5% 
an der IMOG BV beteiligt) 

— Khakshouri AG, Zürich 

— Franz und Käthe Gioertz, Lugano 

Sonstige 

— Ing. Walter Weiss, Wien 

— Wispi GmbH und Vingena GmbH (Ort unbe- 
kannt) 

— Pro Sherkate Saderate Payapaye, Aserbeidshan. 

Nach der Aussage des Bankiers Moser vor der Staats- 
anwaltschaft bei dem Kammergericht Berlin nutzte 
Dr. Schalck-Golodkowski das Konto 184 743 00 dazu, 
Gelder, über die der Bereich Kommerzielle Koordinie- 
rung verfügen konnte, über Berlin (West) in die 
Schweiz zu transferieren. Oft habe es sich um kleine 


Scheine, zum Beispiel 10-DM-Scheine, gehandelt. 
„Ich vermute, daß es sich dabei um sogenannte 
Eintrittsgelder' für Westberliner Besucher in die DDR 
handelte", sagte Moser außerdem. 


f) Weitere Konten 

An die Otto Scheurmann Bank-KG wurden auch 
monatlich die Zinserträge der Vermögensanlagekon- 
ten überwiesen, die Dr. Schalck-Golodkowski oder 
der Bereich Kommerzielle Koordinierung bei der 
Bank für Handel und Effekten in Zürich eröffnet 
hatten. Das hat Max Moser gegenüber der Treuhand- 
anstalt bekundet. 

Zielkonto bei der Otto Scheurmann Bank-KG 
war ein Privatkonto Max Mosers mit der Nummer 
165 785 00/400. Über dieses Konto wurden nach 
Aussage von Moser Geldbewegungen für Berliner 
Kunden der Bank für Handel und Effekten abgerech- 
net. Den Umweg über das auf seinen Namen lautende 
Konto habe man gewählt, weil die Kunden nicht 
gewünscht hätten, daß ihr Name irgendwo er- 
scheine. 

Von diesem Konto hob der Bereich Kommerzielle 
Koordinierung dann Bargeld in den jeweiligen Wäh- 
rungen ab. Nach Aussage der Bankmitarbeiterin Han- 
nelore Heiter wurde zunächst das Konto 280 628 00 
belastet, dessen Inhaber nach Auskunft der Otto 
Scheurmann Bank-KG vom 4. Oktober 1994 die Bank 
für Handel und Effekten ist. Nach der Belastung 
wurde der zu Lasten dieses Kontos gebuchte Betrag 
auf das Privatkonto Max Mosers umgebucht, bevor 
das Bargeld ausgezahlt wurde. 

Nach Angaben von Hannelore Heiter stimmten 
Laborn und Moser telefonisch einen Text für die von 
Moser blanko unterschriebenen Auszahlungsschecks 
ab, die bei Laborn verwahrt wurden. Dr. Schalck- 
Golodkowski quittierte jeweils die bar — abzüglich 
der Provision an Moser — an ihn übergebenen Zins- 
beträge mit der Unterschrift „Alexander". 

Bargeldeinzahlungen auf das Konto 280 628 00 bei 
der Bank für Handel und Effekten in Zürich nahm der 
Kurier Dimitroff ebenfalls direkt bei der Otto Scheur- 
mann Bank-KG in Berlin vor. Dimitroff zahlte jedoch 
keine Gelder auf Max Mosers Privatkonto 165 785 00 
bei der Otto Scheurmann Bank-KG ein. 


IV. Die Otto Scheurmann Bank-KG als 

Durchlaufstelle für die Post des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung 

Der Postverkehr zwischen dem Bereich Kommerzielle 
Koordinierung und dem Bankhaus Hugo Kahn & Co. 
in Zürich bzw. der Bank für Handel und Effekten in 
Zürich wurde bis ca. Anfang der 70er Jahre über die 
Deckadresse „Inge Emmerich, 1058 Berlin, Oderber- 
ger Straße 1" abgewickelt (vgl. BT-Drucksache 
12/7600, Dokument-Nr. 518, S. 2070). Inge Emmerich 
war Mitarbeiterin des Bereichs Kommerzielle Koordi- 
nierung in der Hauptabteilung I. 
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Ober diese Deckadresse und über die Bank für Handel 
und Effekten wurde auch der gesamte Schriftwechsel 
mit den Unternehmen des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung in Liechtenstein geführt. In einem 
Vermerk schrieb Dr. Alexander Schalck-Golod- 
kowski, daß dieser Weg aber eine überdurchschnitt- 
lich lange Postlaufzeit hatte und deshalb die Postzu- 
stellung an die Bank für Handel und Effekten dann 
über die Otto Scheurmann Bank-KG geleitet wurde. 

Diesen Sachverhalt bestätigte auch der Leiter der Otto 
Scheurmann Bank-KG, Hans-Jürgen Laborn. Er sagte, 
daß das Bankhaus seit den 70er Jahren Kontakt zu Dr. 
Schalck-Golodkowski unterhielt. Unter anderem ver- 
mittelte die Otto Scheurmann Bank-KG dabei ver- 
schlossene Briefe, die an Max Moser oder an Dr. 
Schalck-Golodkowski alias „Herr Alexander" oder „A" 
adressiert waren. Diese verschlossenen Umschläge 
wurden regelmäßig in den Geschäftsräumen der Otto 
Scheurmann Bank-KG in Berlin (West) durch die 
Kuriere des Bereichs Kommerzielle Koordinierung, 
Waradin und Peter Dimitroff, übergeben oder abge- 
holt. 


V. Geschäftsverbindungen des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung zur Otto 
Scheurmann Bank-KG ab August 1989 

1 . Eröffnung neuer Konten 

Im August 1989 spitzte sich die Flüchtlingsbewegung 
aus der DDR in die Bundesrepublik Deutschland 
dramatisch zu, und am 10. September 1989 öffnete 
Ungarn für alle Flüchtlinge aus der DDR die Grenzen 
zu Österreich. 

Es fällt auf, daß der Vertrauensbankier Max Moser 
wenige Wochen später, am 2. Oktober 1989, das 
bereits erwähnte Konto 12 332 Septo, Kennwort 
„Meta", für die Anstalt Mondessa bei der BHE in 
Zürich eröffnete. 

Außerdem eröffnete er am selben Tag das Vermögens- 
verwaltungskonto 12 633, Kennwort „Sultan". Inhabe- 
rin war Sigrid Schalck-Golodkowski, die ihrerseits Dr. 
Alexander Schalck-Golodkowski, Manfred Seidel und 
Max Moser Verfügung über das Konto erteilte (Doku- 
ment-Nr. 43). Somit waren auch hier die gleichen Per- 
sonen wie bei den anderen Konten der Anstalt Mon- 
dessa bei der BHE bevollmächtigt. Das Konto ist nach 
Angaben Mosers nach dem Namen eines der Haus- 
hunde von Dr. Schalck-Golodkowski benannt. 

Zu diesem Konto wurden zwei Unterkonten eröffnet: 
ein DM-Depot, Unterkonto 12.633-3 001 und ein US- 
Dollar-Depot, Unterkonto 12.633-3.002. Das US-Dol- 
lar-Depot wurde am 27. November 1989 eröffnet. 

Moser hat zu den Kontoeröffnungen vor der Staatsan- 
waltschaft bei dem Kammergericht Berlin gesagt: „Bei 
diesen Konto-Eröffnungen hat Herr Schalck stets 
erklärt, bei den eingezahlten Geldern habe es sich um 
Staatsgelder gehandelt. Er hat dazu auch erklärt, man 
wisse ,ja nicht, wie sich die Dinge weiter entwickeln'." 
Moser hat weiter ausgeführt, er habe diese Konten als 


staatliche Konten der DDR betrachtet, zumal ihm Dr. 
Schalck-Golodkowski dies ausdrücklich erklärt habe. 

Mitarbeiter der Treuhandanstalt stellten in einem 
Vermerk vom 24. Januar 1994 die Vermutung auf, daß 
die Eröffnung des Kontos 12633, Kennwort „Sultan", 
möglicherweise der privaten Vorsorge gedient habe. 
Auffällig sei in diesem Zusammenhang die Tatsache, 
daß die Vollmachten nicht — wie bei anderen Konten 
des Bereichs Kommerzielle Koordinierung — der 
Abteilungsleiterin Waltraud Lisowski oder der Haupt- 
abteilungsleiterin Meta Bleßing — erteilt worden 
seien. 


2. Schließfach von Sigrid Schalck-Golodkowski 

Wenige Wochen zuvor, am 29. August 1989, wurde von 
Sigrid Schalck-Golodkowski ein Schließfach auf ihren 
Mädchennamen „ Gutmann " bei der Otto Scheurmann 
Bank-KG angemietet. Der Untersuchungsausschuß ist 
auf dieses Schließfach durch Christa Wachsen, eine 
Vertraute von Sigrid Schalck-Golodkowski, aufmerk- 
sam gemacht worden. Christa Wachsen hatte als 
Geschäftsführerin der in Berlin (West) ansässigen Ger- 
hard Wachsen Im- und Export GmbH Kurierdienste für 
Mitarbeiter des Bereichs Kommerzielle Koordinierung 
übernommen und unter anderem Schmuck für Sigrid 
Schalck-Golodkowski besorgt. 

Christa Wachsen hat vor dem Untersuchungsaus- 
schuß erklärt, Sigrid Schalck-Golodkowski habe sie 
gebeten, sich „für eventuelle Fälle" einmal beim 
Direktor der Otto Scheurmann Bank-KG vorzustellen. 
Diese Bitte habe Sigrid Schalck-Golodkowski wäh- 
rend der Zeit ausgesprochen, als sich deren Mann in 
der Justizvollzugsanstalt Moabit in Berlin (West) auf- 
gehalten habe (zwischen dem 6. Dezember 1989 und 
dem 9. Januar 1990). Die kurze Kontaktaufnahme mit 
dem Direktor der Otto Scheurmann Bank-KG sei bald 
darauf geschehen, wobei der Leiter der Bank über 
ihren Besuch vorab informiert gewesen sei. 

Im Januar 1990 habe sie dann drei verschlossene 
braune Din-A-4-Umschläge für Sigrid Schalck-Golod- 
kowski aus deren Schließfach bei der Otto Scheur- 
mann Bank-KG geholt und ihr übergeben. Am 22. Ja- 
nuar 1990 wurde das Schließfach durch Christa Wach- 
sen aufgelöst (vgl. BT-Drucksache 12/7600, S. 468). 

Die drei Din-A-4-Umschläge waren nach Angaben 
von Christa Wachsen von leichtem Gewicht und 
jeweils etwa so dick wie ein Schreibblock. In den 
Umschlägen hätten sich keine harten Gegenstände 
wie Schmuck oder besonders weiche Gegenstände 
wie Stoff befunden. 

Zum Inhalt der Umschläge hat Christa Wachsen im 
übrigen gesagt, sie könne dazu keine Angaben 
machen. Sigrid Schalck-Golodkowski hat zu diesem 
Vorgang die Aussage vor der Staatsanwaltschaft bei 
dem Kammergericht Berlin und vor dem Untersu- 
chungsausschuß des Bayerischen Landtages verwei- 
gert. Dr. Alexander Schalck-Golodkowski hat erklärt, 
keine Kenntnisse über das Schließfach seiner Frau zu 
besitzen. Anhaltspunkte dafür, daß sich in dem 
Schließfach beiseitegeschafftes Vermögen des Be- 
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reichs Kommerzielle Koordinierung befand, hat der 
Untersuchungsausschuß bislang nicht gefunden. 

Aufgrund der bisherigen Erkenntnisse des Untersu- 
chungsausschusses über die Anstalt Mondessa und 
über Konten dieser Anstalt bestehen Zweifel daran, 
daß Dr. Schalck-Golodkowski sämtliche staatliche 
Vermögenswerte zurückgeführt hat. Diese Zweifel 
sind noch durch sein Auskunftsverhalten zu diesen 
Sachverhalten verstärkt worden (vgl. BT-Drucksache 
12/7600, S. 521). 


3. Auflösung der Konten 

Am 6. Dezember 1989, wenige Tage nach seiner 
Flucht, beauftragte Dr. Schalck-Golodkowski zusam- 
men mit seinem Rechtsanwalt Dr. Peter Danckert den 
Bankier Moser telefonisch damit, sämtliche Konten 
abzurechnen, über die er — Dr. Schalck-Golodkowski 

— verfügungsberechtigt war. Am selben Tag begab er 
sich freiwillig in Berlin (West) in Haft. Die Guthaben- 
Beträge sollte Moser an die Deutsche Außenhandels- 
bank (DABA) abführen. Dort wurde am 14. Dezember 
ein Konto des Ministeriums der Finanzen mit der 
Nr. 9608-11500-0036 eingerichtet. Dieses Konto sollte 
Zielkonto für die Liquiditätserlöse der Kontengruppe 
12332 „Alexander" sein. 

Mitte Dezember traf en sich Max Moserund der Justitiar 
der Deutschen Außenhandelsbank, Dr. Herbert Brandt, 
in Zürich. Sie sprachen darüber, auf welchem Weg und 
zu welchen Zeiten insbesondere die Festgelder zurück- 
geführt werden sollten. Dieses Treffen fand nach Aus- 
sage von Dr. Brandt am 12. Dezember statt, nach 
Aussage von Moser war es einen Tag später. 

Nach Aussage Dr. Brandts vor der Staatsanwaltschaft 
bei dem Kammergericht Berlin verschwieg Moser ihm 
nahezu alle Konten: 

— Das Konto 12 332, Kennwort „Alexander", das 
Konto 12 332 Septo, Kennwort „Meta", mit einem 
Guthaben von 1 8 Millionen DM, das Konto 1 2 633, 
Kennwort „Sultan", die alle bei der Bank für 
Handel und Effekten in Zürich geführt wurden, 

— das Konto 120 332 bei der Bank für Handel und 
Effekten in Nassau (Bahamas) mit einem Festgeld- 
bestand von 30 Millionen DM und 

— das Konto 184 743 00 mit Unterkonten bei der Otto 
Scheurmann Bank-KG mit einem Guthaben von 
etwa zwei Millionen DM. 

Moser hat gegenüber der Staatsanwaltschaft bei dem 
Kammergericht Berlin am 23. Juni 1994 lediglich 
eingeräumt, das Konto 184 743 00 bei der Otto 
Scheurmann Bank-KG nicht erwähnt zu haben, weil 
dieses nicht bei der Bank für Handel und Effekten 
(BHE) geführt war. Außerdem habe er gemeint, die 
Anweisung Dr. Schalck-Golodkowskis habe sich 
lediglich auf die BHE-Konten bezogen. Dennoch habe 
er im Zuge der Rückführung der BHE-Gelder vorsorg- 
lich Hans-Jürgen Laborn bei der Otto Scheurmann 
Bank-KG beauftragt, das Konto 184 743 00, für das er 
zeichnungsberechtigt gewesen sei, zu sperren. Die 
30 Millionen DM bei der BHE Nassau seien dem 


Konto 12 332 zuzuordnen gewesen und später über 
dieses zurückgeführt worden. 

Am 15. Dezember 1989 bat die Verwaltungsrätin der 
Anstalt Mondessa, Liliane Riederer, die Otto Scheur- 
mann Bank-KG um eine Aufstellung der Guthaben 
der Ans fall Mondessa. Auf den Konten befanden 
sich: 


Kontengruppe Nr. 00 184 743 00 
Haben 

DM 

43 879,68 

Konto Nr. 00 184 743 01 

Soll 

DM 

192,35 

Konto Nr. 00 184 743 02 

Haben 

DM 

525 442,51 

Konto Nr. 00 184 743 03 

Haben 

DM 

1 500 000,00 

Festgeld (Dokument-Nr. 44). 




Am 6. März 1990 ersuchte der Verwaltungsrat der 
Anstalt Mondessa, Tim Schneider, den Direktor der 
Otto Scheurmann Bank-KG, die Konten unter der 
Stammnummer 184 743 mit sofortiger Wirkung zu 
sperren. Am 4. Mai 1990 bat die Anstalt Mondessa 
darum, dieses Konto aufzulösen und das Guthaben 
nach Abzug der Spesen (der Otto Scheurmann Bank- 
KG) an die Bank für Handel und Effekten auf das 
Konto 12 332 zu transferieren. Zehn Tage später 
überwies die Otto Scheurmann Bank-KG 

— vom Konto 00 184 743 02: 562 879, — DM 

— vom Konto 00 184 743 03: 1 500 916,67 DM. 

Am 14. Mai 1990 wurde das Konto 184 743 00 
gelöscht. Am 21. März 1991 trat die Anstalt Mondessa 
in Liquidation, doch erst am 4. Dezember 1991 wurde 
die Gesellschaft gelöscht. 

Zur Zusammenarbeit des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung mit der Otto Scheurmann Bank-KG hat 
sich Dr. Schalck-Golodkowski nach seiner Flucht in 
die Bundesrepublik Deutschland entweder nur sehr 
vage oder nur soweit geäußert, wie Einzelheiten 
darüber bekannt wurden. Auch auf die Frage, welche 
Funktion die Otto Scheurmann Bank-KG für die 
Aktivitäten des Bereichs Kommerzielle Koordinierung 
hatte, hat er nur unpräzise Aussagen gemacht. So hat 
Dr. Alexander Schalck-Golodkowski in zwei Gesprä- 
chen mit Vertretern der Treuhandanstalt am 2. Juli 
und am 20. August 1992 bestritten, daß er persönlich 
oder ein Treuhänder oder Unternehmen des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung Konten bei der Otto 
Scheurmann Bank-KG unterhalten hätten. Auch 
gegenüber dem Untersuchungsausschuß hat Dr. 
Schalck-Golodkowski nach anfänglichem Leugnen 
lediglich eingeräumt, daß er als „Jürgen Keller" 
Vollmacht für ein Konto der Anstalt Mondessa bei der 
Otto Scheurmann Bank-KG gehabt habe. Daß Dr. 
Schalck-Golodkowski seit Ende der 60er Jahre Voll- 
macht für Konten der Gebrüder Goldenberg sowie seit 
1975 Vollmacht für ein Konto der Intrac S. A. bei der 
Otto Scheurmann Barik-KG hatte, ist dem Untersu- 
chungsausschuß durch Nachfrage bei der Bank bestä- 
tigt worden. 

Dr. Schalck-Golodkowski hat dagegen die Rolle der 
Otto Scheurmann Bank-KG im wesentlichen als Brief- 
kasten und als Brieftransporteur für die schnelle 
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Übermittlung von Post zwischen Max Moser und 
Berlin (Ost) beschrieben, die die Anstalten in Liech- 
tenstein betraf. Vor der Staatsanwaltschaft bei dem 
Kammergericht Berlin hat Dr. Schalck-Golodkowski 
am 15. März 1994 ausgesagt, bei einem Postverkehr 
über Berlin (Ost) hätte das Ministerium für Staats- 
sicherheit die Briefe kontrolliert und Kenntnis von 
banktechnischen Abläufen bekommen. Dies habe 
man verhindern wollen. 

Den Schriftverkehr über die Otto Scheurmann 
Bank-KG erledigte nach Aussage Dr. Schalck-Golod- 
kowskis die Leiterin der Abteilung Firmen des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung, Waltraud 
Lisowski; sie betreute auch die Anstalten des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung in Liechtenstein. Nach 
Auskunft der Otto Scheurmann Bank-KG vom 4. Ok- 
tober 1994 bestand keine Geschäftsverbindung zwi- 
schen Waltraud Lisowski und der Bank. 

Nach einer Auskunft der Otto Scheurmann Bank-KG 
vom 20. Dezember 1993 an den Untersuchungsaus- 
schuß unterhielt der stellvertretende Leiter des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung, Manfred 
Seidel, von 1990 bis 1992 ebenfalls ein Konto 
(Nr. 305 224) bei der Bank. Dieses Konto wurde am 
24. Juli 1990 eröffnet. Bankvollmacht hatte neben 
Manfred Seidel auch seine Frau Christa. Außerdem 
hatte Manfred Seidel das Sparkonto Nr. 80 305 224 01 
bei der Otto Scheurmann Bank-KG. Zu welchem 
Zweck diese Konten eingerichtet wurden, hat der 
Untersuchungsausschuß nicht feststellen können. 


VI. Ermittlungen der Staatsanwaltschaft 
bei dem Kammergericht Berlin 

Im Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft bei 
dem Kammergericht Berlin (Verfahren 23 Js 1002/93, 
künftig „Mondessa-Verfahren" genannt) wird Dr. 
Alexander Schalck-Golodkowski vorgeworfen, Bar- 
geld aus Berlin (West) ohne Genehmigung der Lan- 
deszentralbank Berlin in das Gebiet der DDR ver- 
bracht zu haben. Hierbei hat Dr. Schalck-Golod- 
kowski unter Verwendung der Anstalt Mondessa über 
ein Konto bei der Otto Scheurmann Bank-KG in Berlin 
(West) Barschecks eingereicht und dafür Bargeld 
erhalten. Die Staatsanwaltschaft untersucht, ob diese 
Tätigkeit ein Verstoß gegen das Militärregierungsge- 
setz Nr. 53 oder die Verordnung 500 ist. 

Von 1982 bis 1989 hob Dr. Schalck-Golodkowski 
nach Feststellung der Staatsanwaltschaft bei der 
Otto Scheurmann Bank-KG etwa 85 Millionen DM 
ab. Die Geldbewegungen liefen über das Konto Nr. 
184 743 00 (mit LJnterkonten); Kontoinhaber war die 
Anstalt Mondessa. Die Gelder wurden vereinbarungs- 
gemäß vom Direktor der Bank, Hans-Jürgen Laborn, 
an Kuriere des Bereichs Kommerzielle Koordinierung 
übergeben, die anschließend die Gelder ohne devi- 
senrechtliche Genehmigung nach Berlin (Ost) ver- 
brachten. 

Gegenstand des Mondessa-Verfahrens war zunächst 
außerdem der Verdacht, Dr. Schalck-Golodkowski 
habe Geldbeträge in unbekannter Höhe dem Vermö- 
gen des Staatshaushaltes der DDR unrechtmäßig zum 


eigenen Vorteil oder zum Vorteü Dritter entzogen und 
sich hierdurch der Untreue schuldig gemacht. Die 
Ermittlungen haben allerdings nach Angaben der 
Staatsanwaltschaft einen hinreichenden Tatverdacht 
gegen Dr. Schalck-Golodkowski wegen Untreue nicht 
ergeben. 

Beschuldigte sind neben Dr. Schalck-Golodkowski 
sein Schweizer Vertrauensbankier Max Moser und 
der Direktor der Otto Scheurmann Bank-KG, Hans- 
Jürgen Laborn. Die zwei Bankiers sollen Dr. Schalck- 
Golodkowski bei seinen unzulässigen Transaktionen 
über die Konten der Otto Scheurmann Bank-KG 
Beihilfe geleistet haben. Gegen Moser besteht daher 
der Verdacht des mittäterschaftlich begangenen Ver- 
stoßes gegen das Militärregierungsgesetz Nr. 53/Ver- 
ordnung 500. 

Gegen Laborn besteht ebenfalls der Verdacht der 
Mittäterschaft, während sich bei ihm der Verdacht der 
Beihilfe zur Untreue nicht bestätigt hat und das 
Ermittlungsverfahren in diesem Punkt gemäß § 170 
Abs. 2 StPO eingestellt wurde. 


VII. Offene Fragen 

Der Untersuchungsausschuß geht davon aus, daß die 
Vorgänge um die Otto Scheurmann Bank-KG noch 
nicht erschöpfend und abschließend aufgeklärt sind. 
Die tatsächliche Rolle der Bank und ihre Bedeutung 
für den Bereich Kommerzielle Koordinierung sind 
noch weitgehend ungeklärt. Das ergibt sich schon 
daraus, daß Dr. Schalck-Golodkowski in seiner Zeu- 
genaussage am 3. Dezember 1993 geleugnet hat, 
Vollmachten über Konten bei dieser Bank zu haben. 
Erst in seiner Vernehmung am 20. Januar 1994 hat er 
seine Aussage teilweise korrigiert, indem er eine 
Kontoverbindung zwischen der Anstalt Mondessa und 
der Otto Scheurmann Bank-KG eingeräumt hat. 

Die Vollmacht für die Goldenberg-Konten Nr. 53 396 
und 57 200 sowie für das Intrac-Konto Nr. 63 700 hat 
er dem Untersuchungsausschuß verschwiegen, ob- 
wohl er damit hat rechnen müssen, daß sich auch 
Aufzeichnungen über diese Konten und eventuell 
noch weitere Konten in den dem Ausschuß zur Verfü- 
gung stehenden Unterlagen befinden. 

Daß Dr. Schalck-Golodkowski dieses Risiko einge- 
gangen ist, legt folgende Vermutung nahe: Mögli- 
cherweise gab es in Verbindung mit diesen Konten 
Umstände, deren Aufklärung eine große Gefährdung 
für den involvierten Personenkreis nach sich ziehen 
könnte. 

Vor diesem Hintergrund ergeben sich folgende offene 
Fragen: 

— Ob Dr. Alexander Schalck-Golodkowski und seine 
Frau Sigrid durch ihre Finanztransaktionen Ver- 
mögenswerte versteckt haben, hat der Untersu- 
chungsausschuß noch nicht endgültig klären kön- 
nen. Es besteht die Möglichkeit, daß Dr. Schalck- 
Golodkowski bei der Otto Scheurmann Bank-KG 
noch weitere Konten unter fremdem Namen 
geführt hat oder noch führt, so wie er es mit dem 
Aiasnamen „Jürgen Keller" praktiziert hat. 
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— Dr. Schalck-Golodkowski hat in seiner Verneh- 
mung am 3. Dezember 1993 vor dem Untersu- 
chungsausschuß im Zusammenhang mit der Otto 
Scheurmann Bank-KG von der Anlage von Wert- 
papieren und Aktien gesprochen. Einzelheiten 
dazu müssen noch geklärt werden. 

— Noch zu klären ist auch die Rolle, die Waltraud 
Lisowski als Leiterin der Abteilung Firmen des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung im Zusam- 
menhang mit der Otto Scheurmann Bank-KG 
gespielt hat. Die Otto Scheurmann Bank-KG hat 
dem Untersuchungsausschuß am 4. Oktober 1994 
mitgeteilt, eine Geschäftsverbindung von Wal- 
traud Lisowski zur Bank habe nicht bestanden. 
Allerdings könne die Bank für die fragliche Zeit 
grundsätzlich nicht feststellen, ob eine bestimmte 
Person über das Konto eines Dritten bevollmäch- 
tigt gewesen sei, weil seinerzeit eine Bevollmäch- 
tigtenkartei nicht geführt worden sei. 

— Außerdem ist noch unklar, welche Transaktionen 
über das bankinterne Konto 9100 bei der Otto 
Scheurmann Bank-KG unter Beteiligung des 
Leiters des Unternehmens Carnet, Werner 
Weber, gelaufen sind. Gleiches gilt für das Konto 
Nr. 305 224, das Manfred Seidel im Juli 1990 bei 
der Otto Scheurmann Bank-KG eröffnete. 

— Die Abläufe während der Liquidationsphase der 
Anstalt Mondessa hat der Untersuchungsausschuß 
in der vorliegenden Zeit ebenfalls noch nicht 
abschließend klären können. 


VIII. Zeittafel 

60er und 70er Jahre 

Kontakte des Bereichs Kommerzielle Koordinierung 
mit der Otto Scheurmann Bank-KG. 

12. Januar 1968 

Josef und Simon Goldenberg, Simetal (Genf) eröffnen 
Konten bei der Otto Scheurmann Bank-KG (Konto 
53 396, 57 200, 53 863 F Festgeld, 53 798 US$ Wäh- 
rungskonto). 

1968 

Dr. Schalck-Golodkowski lernt den Schweizer Ban- 
kier Max Moser kennen. 

1975 

Sigrid Gutmann stellt den Kurier Erich Lutz dem 
Bankier Otto Scheurmann vor. 

2. Dezember 1975 

Konten von Josef und Simon Goldenberg bei der Otto 
Scheurmann Bank-KG gelöscht. 

11. Dezember 1975 

Intrac S. A. Lugano eröffnet das Konto 63 700 bei der 
Otto Scheurmann Bank-KG. 

April 1979 

Auflösung des Kontos 63 700 der Intrac S. A. 
Lugano. 

14. April 1980 

Gründung der Anstalt Mondessa durch die Präsidial- 
anstalt in Vaduz und Eintragung ins Handelsregister. 


Mitte/Ende April 1980 

Eröffnung des Stammkontos 184 743 00 der Anstalt 
Mondessa bei der Otto Scheurmann Bank-KG. 

12. Februar 1982 

Eröffnung des Unterkontos 184 743 01 der Anstalt 
Mondessa bei der Otto Scheurmann Bank-KG (Konto 
seperato). 

Ende 1982 

Hans-Jürgen Laborn wird mit der Verwaltung der 
Konten der Anstalt Mondessa betraut. 

18. Januar 1985 

Eröffnung des Kontos 12332, Kennwort „Alexander", 
bei der Bank für Handel und Effekten in Zürich. 

3. Dezember 1987 

Eröffnung des Kontos 120 332, Kennwort „Alexan- 
der" , bei der Bank für Handel und Effekten (Overseas) 
Limited in Nassau. 

29. August 1989 

Schließfach auf den Namen Sigrid Gutmann wird bei 
der Otto Scheurmann Bank-KG angemietet. 

2. Oktober 1989 

Eröffnung der Konten 12332 Septo, Kennwort „Meta", 
und 12633, Kennwort „Sultan", bei der Bank für 
Handel und Effekten in Zürich. 

6. Dezember 1989 

Dr. Schalck-Golodkowski und Rechtsanwalt Dr. Peter 
Danckert beauftragen Moser, Guthaben an die Deut- 
sche Außenhandelsbank abzuführen. 

Dr. Schalck-Golodkowski geht freiwillig in Haft. 

14. Dezember 1989 

Das Konto 9608-1150-0036 des Ministeriums der 
Finanzen wird bei der Deutschen Außenhandelsbank 
eingerichtet. 

9. Januar 1990 

Dr. Schalck-Golodkowski wird aus der Haft entlas- 
sen. 

22. Januar 1990 

Christa Wachsen löst das Schließfach Sigrid Schalck- 
Golodkowskis bei der Otto Scheurmann Bank-KG 
auf. 

6. März 1990 

Tim Schneider, Verwaltungsrat der Anstalt Mon- 
dessa, bittet die Otto Scheurmann Bank-KG, Konten 
unter der Stammnummer 184 743 zu sperren. 

4. Mai 1990 

Die Anstalt Mondessa bittet die Otto Scheurmann 
Bank-KG um Auflösung der Konten und Überweisung 
auf das Konto 12332 bei der BHE. 

24. Juli 1990 

Manfred Seidel eröffnet ein Konto bei der Otto 
Scheurmann Bank-KG. 

21. März 1991 

Anstalt Mondessa tritt in Liquidation. 

4. Dezember 1991 

Anstalt Mondessa wird gelöscht. 
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D. Feststellungen zu den Ergebnissen der Ermittlungen 

des Untersuchungsausschusses des Bayerischen Landtages 

in bezug auf den sog. Milliardenkredit und den Handel mit Agrarprodukten 


I. Vorbemerkung 

Auf Antrag der SPD-Fraktion im Bayerischen Landtag 
(LT-Drucksache 12/2969) vom 26. September 1991 
hatte der Bayerische Landtag am 23. Oktober 1991 die 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses „Be- 
treffend bayerische Bezüge der Tätigkeit des Be- 
reichs Kommerzielle Koordinierung und Alexander 
Schalck-Golodkowskis" beschlossen (LT-Drucksache 
12/3295). Dieser Untersuchungsausschuß sollte prü- 
fen, welche Kontakte frühere oder derzeitige Mitglie- 
der der Bayerischen Staatsregierung mit dem Bereich 
Kommerzielle Koordinierung und dessen Leiter Dr. 
Schalck-Golodkowski hatten. Schwerpunkt dieses 
Themenkomplexes sollte die Untersuchung der 
Umstände des sog. Milliardenkredits an die DDR 
sein. 

Weiterhin hatte der Untersuchungsausschuß den Auf- 
trag zu prüfen, ob und inwieweit bayerische Unter- 
nehmen, namentlich die im Fleischhandel führenden 
Firmen Marox und Moksel AG, aufgrund direkter 
oder indirekter Intervention von früheren oder derzei- 
tigen Mitgliedern der Staatsregierung bevorzugt in 
den Besitz von Import- bzw. Exportlizenzen der DDR 
kamen, ob dafür Provisionszahlungen geleistet und 
wie diese Geschäfte steuerlich behandelt wurden. 

Aufgrund der teilweisen Überschneidungen des Auf- 
trags des Bayerischen Untersuchungsausschusses mit 
dem — umfassenderen — Untersuchungsauftrag des 
1. Untersuchungsausschusses des Deutschen Bundes- 
tages ist zwischen den beiden Ausschüssen eine 
gegenseitige Unterstützung und eine Arbeitsteilung 
abgesprochen worden. Die Arbeitsteilung hat dazu 
geführt, daß der 1. Untersuchungsausschuß des Deut- 
schen Bundestages von einer Behandlung der The- 
menkomplexe „Milliardenkredit“ und „Handel mit 
Agrarprodukten " im wesentlichen abgesehen hat; die 
Feststellungen des Untersuchungsausschusses des 
Bayerischen Landtages sollten durch den 1. Untersu- 
chungsausschuß des Deutschen Bundestages berück- 
sichtigt werden. 

Da die Ergebnisse des Untersuchungsausschusses des 
Bayerischen Landtages aber erst nach Erstellung des 
Abschlußberichtes durch den 1. Untersuchungsaus- 
schuß des Deutschen Bundestages vorgelegt worden 
sind, hat der 1. Untersuchungsausschuß durch den 
Beschluß des Deutschen Bundestages vom 23. Juni 
1994 (BT-Drucksache 12/8066) den Auftrag erhalten, 
in Ergänzung seiner Arbeit bis zum Ende der 12. Le- 
gislaturperiode den Bericht des Bayerischen Landta- 
ges zu untersuchen. Soweit dem Untersuchungsaus- 
schuß damit der Auftrag erteilt worden ist, den vom 
Bayerischen Landtag vorgelegten Bericht zu untersu- 
chen, bedeutet dies aufgrund der früheren Ausschuß- 


beschlüsse, daß festgestellt werden soll, welche 
Ergebnisse dieses Berichtes des Untersuchungsaus- 
schusses des Bayerischen Landtages in den Bericht 
des 1. Untersuchungsausschusses übernommen wer- 
den können. 


II. Themenkomplex „Milliardenkredit“ 

Der unter dem Begriff „Milliardenkredit“ in der 
Öffentlichkeit bekanntgewordene Kreditvertrag 
wurde im Jahre 1983 zwischen einem bundesdeut- 
schen Bankenkonsortium unter Führung der Bayeri- 
schen Landesbank und der Deutschen Außenhandels- 
bank der DDR abgeschlossen. 

Der Bericht des Untersuchungsausschusses des Baye- 
rischen Landtages stellt hierzu fest, daß zur Vorberei- 
tung dieses „ Milliardenkredits " drei persönliche 
Gespräche zwischen dem seinerzeitigen bayerischen 
Ministerpräsidenten und CSU-Vorsitzenden Dr. Franz 
Josef Strauß und Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
stattgefunden hätten. Am dritten Gespräch habe auch 
der Staatsminister beim Bundeskanzler, Dr. Philipp 
Jenninger, teilgenommen, in dessen Zuständigkeit 
die Koordinierung der innerdeutschen Beziehungen 
lag. In den Gesprächen zwischen Dr. Schalck-Golod- 
kowski und Ministerpräsident Dr. Franz Josef Strauß 
hätten lediglich die Bedingungen für einen derartigen 
Kredit ausgelotet werden können. Die politisch ver- 
bindliche Entscheidung für das Zustandekommen des 
Kredits hätte durch die Bundesregierung und durch 
die Staats- und Parteiführung der DDR getroffen 
werden müssen. Ministerpräsident Strauß habe Bun- 
deskanzler Kohl schon unmittelbar nach den ersten 
Sondierungen von seiten Dr. Schalck-Golodkowskis 
im Herbst 1982 informiert. Bundeskanzler Kohl und 
Bundesaußenminister Genscher hätten dem Projekt 
zugestimmt. Bei der Staats- und Parteiführung der 
DDR hingegen sei die Frage umstritten gewesen. 
Letztlich habe es aber dort eine Mehrheit für das 
Zustandekommen des Bankenkredits gegeben. 

Nach den Feststellungen des Untersuchungsaus- 
schusses des Bayerischen Landtages ist der verein- 
barte Kreditbetrag von einer Milliarde in zwei sepa- 
rate Kreditverträge über jeweils 500 Mio. DM auf ge- 
teilt worden, wobei als Konsortialführer die Bayeri- 
sche Landesbank International S. A. fungierte; wei- 
tere Mitglieder des Konsortiums waren beim ersten 
Kreditvertrag vom 30. Juni 1983 andere bundesdeut- 
sche Landesbanken, beim zweiten Kreditvertrag vom 
7. Juli 1983 hingegen Privatbanken. Die Laufzeit der 
Kredite war auf einen Zeitraum von fünf Jahren 
begrenzt. 
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Der Untersuchungsausschuß des Bayerischen Landta- 
ges geht davon aus, daß die im Kreditvertrag verein- 
barten Provisionen bankenüblichen Gepflogenheiten 
entsprochen haben. Der Kreditvertrag enthalte in § 5 
lediglich die kurze Feststellung: „Der Kreditnehmer 
verpflichtet sich, innerhalb von 10 Tagen nach Ver- 
tragsabschluß Provisionen gern, separatem Schreiben 
des Federführers vom 1. Juli 1983 zu zahlen.' 4 Diese 
„Provisionen gern, separatem Schreiben" seien ledig- 
lich bankübliche Provisionen an die kreditgebenden 
Banken gewesen, die von der federführenden Bayeri- 
schen Landesbank an die anderen beteiligten Banken 
weitergegeben wurden, soweit sie nicht unmittelbar 
bei der Bayerischen Landesbank verblieben seien. 
Darüber hinaus seien weitere Provisionen — etwa an 
irgendwelche Privatpersonen oder Firmen — nicht 
gezahlt worden. 

Die Bundesregierung habe gegenüber allen am Kredit 
beteiligten Banken eine Garantieübernahme durch 
die Bundesrepublik Deutschland erklärt. Die Bundes- 
republik Deutschland sei insofern abgesichert gewe- 
sen, als die DDR für den Fall der nicht vertragsgemä- 
ßen Rückzahlung des Kredites den Anspruch auf die 
von der Bundesrepublik Deutschland jährlich zu ent- 
richtende Transitpauschale abgetreten habe. Nach 
den Feststellungen des Untersuchungsausschusses 
des Bayerischen Landtages sei somit ein finanzielles 
Risiko für die Bundesrepublik Deutschland ausge- 
schlossen gewesen. 

Die DDR sei in den Verhandlungen über den „Mil- 
liardenkredit" keine Verpflichtung zu humanitären 
oder sonstigen Gegenleistungen eingegangen. Ande- 
rerseits stehe aber fest, daß Ministerpräsident Franz 
Josef Strauß in seinen persönlichen Gesprächen mit 
Dr. Schal ck-Golodkowski der „Erwartung" Ausdruck 
gegeben habe, die DDR-Staatsführung werde in 
absehbarer Zeit nach Erhalt des Kredites in humani- 
tären Fragen Entgegenkommen zeigen. 

Der Untersuchungsausschuß des Bayerischen Landta- 
ges hat festgestellt, daß der die Kreditvergabe einlei- 
tende persönliche Kontakt zwischen Dr. Schalck- 
Golodkowski und Ministerpräsident Franz Josef 
Strauß durch Vermittlung des Rosenheimer Fleisch- 
waren-Händlers Josef März zustande kam. Das Han- 
delsunternehmen der Brüder Josef und Willi März 
hatte sich im Fleischwaren-Geschäft mit der DDR 
etabliert. Josef März, ein Freund des bayerischen 
Ministerpräsidenten und CSU-Vorsitzenden Franz 
Josef Strauß, fungierte nach dem Regierungswechsel 
in der Bundesrepublik Deutschland im Herbst 1 982 als 
Vermittler zwischen Dr. Schalck-Golodkowski und 
dem bayerischen Ministerpräsidenten Franz Josef 
Strauß. Hierbei spielte der Kreditbedarf der DDR eine 
wesentliche Rolle. Der Untersuchungsausschuß des 
Bayerischen Landtages hat allerdings nicht mit 
Sicherheit klären können, ob die Initiative, diesen 
Kreditwunsch an Ministerpräsident Franz Josef 
Strauß heranzutragen, von Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski oder von Josef März ausgegangen war. 
Ministerpräsident Franz Josef Strauß hätte jedenfalls 
schon sehr bald Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
durch Josef März über erste hierzu geführte Gesprä- 
che mit Vorstandsmitgliedern westdeutscher Banken 
informiert. Zu einem direkten persönlichen Kontakt 


zwischen Dr. Schalck-Golodkowski und Ministerprä- 
sident Franz Josef Strauß sei es jedoch erst im Frühjahr 
1983, als die Verhandlungen über den „Milliarden- 
kredit" in ein konkreteres Stadium traten, gekom- 
men. 

Nicht abschließend geklärt worden ist, weshalb Dr. 
Alexander Schalck-Golodkowski zu diesem Zweck 
zum bayerischen Ministerpräsidenten Franz Josef 
Strauß Kontakt aufnahm. Der Untersuchungsaus- 
schuß des Bayerischen Landtages folgt hierin der 
Aussage von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski, 
der angegeben hat, daß er der Auffassung gewesen 
sei, gerade Ministerpräsident Franz Josef Strauß als 
bedeutender konservativer Politiker biete — falls er 
dem Projekt zustimme — die Gewähr dafür, daß es 
dann innenpolitisch in der Bundesrepublik Deutsch- 
land auch umgesetzt werde. Der Bericht des Bayeri- 
schen Untersuchungsaussschusses sieht die Motiva- 
tion von Ministerpräsident Franz Josef Strauß für die 
Kreditvergabe in dessen politischer Auffassung, 
wonach die Aufrechterhaltung des Lebenshaltungs- 
standards der DDR-Bevölkerung als Voraussetzung 
für jede politische Entspannung in Europa anzusehen 
sei und beim Ausbruch von Unruhen in der DDR 
unkontrollierbare Folgen zu befürchten gewesen 
wären. 

Letztendlich hat auch die Frage offenbleiben müssen, 
wie groß die Abhängigkeit der DDR von derartigen 
Krediten war. Der Untersuchungsausschuß des Baye- 
rischen Landtages geht aber davon aus, daß es zum 
damaligen Zeitpunkt, 1982/83, für die DDR auf dem 
internationalen Kapitalmarkt unmöglich gewesen sei, 
in größerem Umfang Kredite zu erhalten, weil kurz 
zuvor Polen und Rumänien ihre Zahlungsunfähigkeit 
erklärt hatten. 

Als mögliche Alternative zur Vergabe des „Milliar- 
denkredits" hat das „Züricher Modell" eine beson- 
dere Bedeutung erhalten. Dieses Projekt hatte der 
Schweizer Bankier Holger Bahl mit hochrangigen 
Mitarbeitern des Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung entwickelt. Danach sollte eine deutsch-deutsche 
Bank mit Sitz in Zürich gegründet werden, die sich 
jeweils zur Hälfte im Besitz der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR befinden sollte. Auf west- 
deutscher Seite sollte die Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau beteiligt sein, auf seiten der DDR das dem Bereich 
Kommerzielle Koordinierung zugehörende Unterneh- 
men Intrac. Die gemeinsame Bank hätte dann von der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau einen Kredit von vier 
Mrd. DM erhalten und diesen an die DDR weiterleiten 
sollen. Im Gegenzug hätte sich die DDR zu humanitä- 
ren Erleichterungen, insbesondere zu einer Senkung 
des Reisealters für DDR-Bürger um vier Jahre, ver- 
traglich verpflichten sollen. 

Der Bericht des Bayerischen Untersuchungsausschus- 
ses geht in seiner Gesamtbetrachtung davon aus, daß 
zu keinem Zeitpunkt eine reelle Chance bestand, das 
„Züricher-Modell" in die Realität umzusetzen. Es 
treffe zwar einerseits zu, daß das von Bahl entwickelte 
Modell auf DDR-Seite wegen des grundsätzlich beste- 
henden Kreditbedarfs sehr ernsthaft geprüft wurde. 
Andererseits enthielt diese ursprüngliche Konzeption 
Bahls Elemente, die für die DDR-Staatsführung aus 
prinzipiellen politischen Gründen nicht akzeptabel 
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gewesen wären; dies beziehe sich zunächst auf die 
vorgesehene förmliche Verbindung der Kreditgewäh- 
rung mit humanitären Gegenleistungen in Form eines 
Junktims, aber auch auf die geforderte Gegenleistung 
selbst: eine Senkung des Reisealters für DDR-Bürger 
um vier Jahre hätte in der DDR weitreichende innen- 
politische Folgen gehabt und wäre letztlich wohl auch 
am Widerstand der Sowjetunion gescheitert. Dies 
dürfte nach Auffassung des Untersuchungsausschus- 
ses des Bayerischen Landtages der ausschlaggebende 
Grund dafür gewesen sein, daß seitens der DDR 
immer dann, wenn die Verhandlungen in ein konkre- 
teres Stadium hätten treten müssen, eine Absage 
erfolgte. Der zwischen Ministerpräsident Franz Josef 
Strauß und Dr. Schalck-Golodkowski ausgehandelte 
„Milliardenkredit 11 , der kein Junktim mit Gegenlei- 
stungen enthielt, sondern nur an sog. Erwartungen 
geknüpft war, hätte diese Schwierigkeiten vermie- 
den. 

Inwieweit Ministerpräsident Franz Josef Strauß am 
zweiten im Jahre 1984 mit der Deutschen Außenhan- 
delsbank über 950 Mio. DM ausgehandelten „Milliar- 
denkredit" beteiligt war, hat der Untersuchungsaus- 
schuß des Bayerischen Landtages nicht vollständig 
geklärt. Es stehe zwar fest, daß es zu einem Treffen 
zwischen Staatsminister Dr. Jenninger, Ministerpräsi- 
dent Strauß und Dr. Schalck-Golodkowski in Mün- 
chen zu diesem Thema gekommen sei. Dr. Schalck- 
Golodkowski habe dabei den Wunsch geäußert, zwei 
oder gar drei Mrd. DM zu erhalten. Nach den Feststel- 
lungen des Untersuchungsausschusses des Bayeri- 
schen Landtages ist Dr. Jenninger aber instruiert 
gewesen, diesmal nur einem Kredit in Höhe von 
weniger als einer Mrd. DM die Zustimmung zu 
erteilen. 


III. Themenkomplex Agrarhandel 

bayerischer Unternehmen mit der DDR 

Der Fleischwaren-Handel stellte einen wesentlichen 
Teil der Agrargeschäfte bayerischer Unternehmen 
mit DDR-Untemehmen dar. Bei den bayerischen 
Unternehmen, die im Rahmen des innerdeutschen 
Handels Schlachtvieh einführten, handelte es sich in 
erster Linie um die Unternehmen der März- Gruppe 
(Marox) sowie die Unternehmen Moksel AG und 
Houdek. Der Untersuchungsausschuß des Bayeri- 
schen Landtages hat festgestellt, daß es keinen 
Anhaltspunkt dafür gebe, daß die Einfuhr von 
Schlachtvieh bei Gesprächen von Mitgliedern der 
bayerischen Staatsregierung, insbesondere durch 
Ministerpräsident Franz Josef Strauß, mit Dr. Alexan- 
der Schalck-Golodkowski thematisiert wurde. Eben- 
sowenig hätten Mitglieder bayerischer Staatsregie- 
rungen darauf hingewirkt, daß DDR-Untemehmen 
bayerische Unternehmen beim Abschluß von Verträ- 
gen über die Lieferung von Agrarprodukten bevor- 
zugten, Es gebe lediglich einen Hinweis für einen 
gezielten Einsatz von Ministerpräsident Franz Josef 
Strauß in einem Gespräch mit Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski für geschäftliche Interessen der Unter- 
nehmensgruppe März, Zudem gebe es Gesprächsver- 
merke, wonach sich Josef März unter Berufung auf 


Ministerpräsident Franz Josef Strauß um eine Auswei- 
tung seiner Geschäftsbeziehungen bemühte. Dr. 
Alexander Schalck-Golodkowski hätte sich auch bei 
seinen Außenhandelsunternehmen für die März AG 
eingesetzt. Dr. Schalck-Golodkowski selbst hätte 
dazu angegeben, daß ihm dabei die Verbindung zu 
Ministerpräsident Franz Josef Strauß wichtig gewesen 
wäre. 

Der Untersuchungsausschuß des Bayerischen Landta- 
ges hat eine Steigerung der Agrargeschäfte im 
Zusammenhang mit dem „ Milliardenkredit " nicht 
feststellen können. Veränderungen der wirtschaftli- 
chen Entwicklung der Unternehmen Marox, Moksel 
AG oder Houdek vor bzw. nach dem Jahr 1983 seien 
nicht zu beobachten gewesen. 

Zudem sei die Frage der Einfuhrkontingente von 
Schlachtvieh im Rahmen des innerdeutschen Handels 
in die Bundesrepublik Deutschland von der Bundes- 
regierung und nicht von den Ländern entschieden 
worden. Der Umfang der Kontingente für Schlacht- 
vieh wurde vom Bundeslandwirtschaftsministerium 
festgelegt und anschließend vom Bundeswirtschafts- 
ministerium im Bundesanzeiger ausgeschrieben. Das 
bayerische Landwirtschaftsministerium hätte ledig- 
lich rein formelle Bezugsgenehmigungen erteilt. 
Anhaltspunkte dafür, daß sich Mitglieder einer baye- 
rischen Staatsregierung für eine Erhöhung der Ein- 
fuhr von Agrarprodukten eingesetzt hätten, hat der 
Untersuchungsausschuß des Bayerischen Landtages 
ebenfalls nicht festgestellt. 

Nach Feststellungen des Untersuchungsausschusses 
des Bayerischen Landtages haben bayerische Unter- 
nehmen im Rahmen des innerdeutschen Handels sog. 
Zwangsprovisionen an Unternehmen des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung zahlen müssen. 

Die März AG hätte sich zunächst Simon Goldenbergs 
als Vertreter in der DDR bedient und Provisionen an 
ihn in die Schweiz überwiesen. Nach der Übersied- 
lung Simon Goldenbergs (1976) in die Bundesrepublik 
Deutschland hätte die März AG zur Abwicklung der 
Provisionszahlungen gemeinsam mit dem dem 
Bereich Kommerzielle Koordinierung zuzuordnenden 
DDR-Unternehmen Carnet Industrievertretungen das 
in Madrid ansässige Unternehmen Carnet S. A. 
gegründet. Die Provisionszahlungen der Moksel AG 
sind nach den Feststellungen des Untersuchungsaus- 
schusses des Bayerischen Landtages dem DDR-Unter- 
nehmen Transinter zugute gekommen. Die Moksel 
AG sei darüber hinaus mit ihrer Tochterfirma, Allmeat 
AG, zu 16,5% an der dem Bereich Kommerzielle 
Koordinierung zuzuordnenden, in Rotterdam ansässi- 
gen Speditionsgesellschaft Imog Beheer beteiügt 
gewesen. Arbeitsvertragliche Beziehungen zwischen 
den bayerischen Agrarfirmen und Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski bzw. anderen Mitarbeitern des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung hätten nicht 
bestanden. Die März AG hätte zehn Mitarbeiter des 
nach dem Zusammenbruch der DDR aufgelösten 
Außenhandelsbetriebs Nahrung übernommen und in 
Berlin das Unternehmen Marox gegründet. Die Mok- 
sel AG hat ebenfalls Personal des AHB Nahrung und 
zudem Mitarbeiter des ehemals für das Transitge- 
schäft zuständigen Unternehmens Zentral- Kommerz 
übernommen. Es hätte ferner geschäftliche Kontakte 
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zwischen der Ehefrau von Dr. Schalck-Golodkowski 
und der März AG im Jahr 1991 gegeben. Sigrid Schalck- 
Golodkowski sei aufgrund ihrer Kenntnisse des 
Marktes in der Sowjetunion von der März AG mit der 
Durchführung einer Marktsondierung beauftragt wor- 
den, die sie dann auch durchführte. 


Der Untersuchungsausschuß des Bayerischen Landta- 
ges konnte zudem verschiedene Unregelmäßigkeiten, 
insbesondere im Bereich der Geschäftstätigkeit der 
Unternehmensgruppe Moksel, die Gegenstand staats- 
anwaltschaftlicher Ermittlungsverfahren waren und 
sind, feststellen. 


E. Feststellungen zur Sicherung und Rückführung von Vermögenswerten 
des Bereichs Kommerzielle Koordinierung durch die Treuhandanstalt 


I. Vorbemerkung 

Zu den wesentlichen Fragestellungen des Untersu- 
chungsauftrags zählen der Verbleib und die Siche- 
rung der Vermögenswerte des Bereichs Kommerzielle 
Koordinierung nach der Flucht Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowskis in die Bundesrepublik 
Deutschland. Der Untersuchungsausschuß hat in 
beträchtlichem Umfang Vermögensbestandteile des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung identifizieren 
können. Darüber ist der Deutsche Bundestag mit dem 
Schlußbericht des 1. Untersuchungsausschusses (BT- 
Drucksache 12/7600) unterrichtet worden. Einen 
umfassenden Überblick über die Höhe der dem 
Bereich Kommerzielle Koordinierung und den ihm 
unterstellten Unternehmen zuzurechnenden Vermö- 
genswerte hat er sich allerdings nicht zu verschaffen 
vermocht. 

Anläßlich der Debatte des Abschlußberichts hat der 
Deutsche Bundestag daher den Beschluß gefaßt, der 
1. Untersuchungsausschuß solle in Ergänzung seiner 
Arbeit bis zum Ende der 12. Wahlperiode die von der 
Treuhandanstalt angeforderten Hinweise zur Rück- 
führung veruntreuter Vermögenswerte untersuchen. 

Mit Schreiben vom 29. Juni 1994 an die Präsidentin 
der Treuhandanstalt ist dieser Beschluß dahin gehend 
konkretisiert worden, die Treuhandanstalt zu bitten, 
in einem ergänzenden Bericht dazu Stellung zu neh- 
men, welche veruntreuten Vermögenswerte des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung bereits hätten 
zurückgeführt werden können und bei welchen Wer- 
ten dies noch nicht der Fall sei; der Bericht solle auch 
die Ergebnisse der zum Zwecke der Suche erfolgten 
Auslobung darstellen. 

Der Beweisbeschluß ist mit Schreiben vom 29. Juni 
1994 an die Präsidentin der Treuhandanstalt, Birgit 
Breuel, übersandt worden. 


II. Sonderaktion zur Suche nach 
Vermögenswerten im Frühjahr 1994 

Die Suche nach Vermögenswerten des Bereichs Kom- 
merzielle Koordinierung hatte nicht den erhofften 
Erfolg. Dies hängt u. a. mit der Beseitigung zahlrei- 
cher Beweismittel Ende 1989 zusammen. Deshalb 
versuchte die Bundesregierung mit Hilfe einer Son- 
deraktion über Zeitungsannoncen mit der Überschrift 


„Gesucht: DDR-Parteivermögen" im Frühjahr 1994 
Vermögenswerte früherer DDR-Institutionen im In- 
und Ausland zu ermitteln und dann zu sichern (Doku- 
ment-Nr. 45). Dabei gingen die Treuhandanstalt und 
die übrigen beteiligten Behörden davon aus, daß aus 
dem Vermögen der Parteien, der Massenorganisatio- 
nen und staatlicher Institutionen der DDR erhebliche 
Geldbeträge auf Konten versteckt oder in Unterneh- 
men angelegt und somit dem Zugriff der Bundesrepu- 
blik Deutschland entzogen worden waren. 

Für Hinweise, die zur Rückführung entsprechender 
Vermögenswerte beitrugen, hatte die Bundesregie- 
rung Richtlinien für die Auszahlung von Belohnungen 
erlassen. Als Belohnung wurden 5 Prozent bei einem 
Vermögenswert bis 1 000 DM, darüber hinaus maxi- 
mal 3 Prozent des Wertes, bis zu einem Höchstbetrag 
von 5 Mio. DM ausgesetzt. 

Ab dem 31 . März 1994 haben die Treuhandanstalt und 
die Unabhängige Kommission zur Überprüfung des 
Vermögens der Parteien und Massenorganisationen 
der DDR (UKPV) gemeinsam die Auslobung durch 
Anzeigen mit der Überschrift „Gesucht: DDR-Partei- 
vermögen" in deutschen, später auch schweizeri- 
schen Presseorganen veröffentlicht. Hinweise sollten 
auch an die Treuhandanstalt, Direktorat Sonder- 
vermögen, gerichtet werden. Die Auslobungsaktion 
dauert zur Zeit noch an. 


III. Sachstand im September 1994 

Der ergänzende Bericht der Treuhandanstalt vom 
13. September 1994 (Dokument-Nr. 46) und dessen 
Aktualisierung vom 10. Oktober 1994 (Dokument- 
Nr. 47) nehmen im wesentlichen Bezug auf den dem 
1. Untersuchungsausschuß unter dem 11. Februar 
1994 übersandten Bericht (BT-Drucksache 12/7600, 
Anhangband S. 2 13 ff.). 

Ausweislich des Berichts vom 13. September 1994 
liegen zwar eine „Vielzahl von Verdachtsmomenten" 
für strafbare Handlungen im Zusammenhang mit dem 
Verbleib von Vermögenswerten des Bereichs Kom- 
merzielle Koordinierung und der zugehörigen Unter- 
nehmen vor, „allerdings sind bei keinem dieser nach 
Auffassung der Treuhandanstalt dem Bereich »Kom- 
merzielle Koordinierung' — und damit heute der 
Bundesrepublik Deutschland — zustehenden Vermö- 
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genswerte Untreue-Tatbestände abschließend nach- 
gewiesen " worden. 

Bis Ende September 1994 sei es gelungen, Vermö- 
genswerte von nahezu 500 Mio. DM durch vorläufige 
Maßnahmen zu sichern. Nach wie vor werde über 
diese Vermögenswerte gerichtlich gestritten, so daß 
es über den Stand des zuvor erwähnten Berichts vom 
11. Februar 1994 hinaus bis Ende September 1994 
nicht zu endgültigen Rückführungen von Vermögens- 
werten habe kommen können. 

Auch Resultate der mit dem 31. März 1994 begonne- 
nen gemeinsamen Auslobungsaktion der UKPV und 
der Treuhandanstalt stehen noch nicht fest. Von 42 bis 
30. September 1994 eingegangenen Hinweisen, bei 
denen zunächst ein Bezug zu dem Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung vermutet werden konnte, seien 
noch 13 Vorgänge im Frühstadium der Bearbeitung 
und entzögen sich einer abschließenden Beurteilung. 
In weiteren elf Fällen sei die weitere Bearbeitung nach 
Sachverhaltsprüfung wegen offensichtlicher Wertlo- 
sigkeit der Angaben eingestellt worden. Weiteren 
18 Hinweisen sei zum Teil im Ausland intensiv nach- 
gegangen worden; die Vorgänge habe man dann aber 
u. a. an Strafverfolgungsbehörden oder nicht für den 
Bereich Kommerzielle Koordinierung zuständige Stel- 
len der Treuhandanstalt weitergeben müssen. 

Die Treuhandanstalt resümiert in ihrem Bericht, im 
Hinblick auf veruntreute Vermögenswerte des ehe- 
maligen Bereichs Kommerzielle Koordinierung sei die 
Auslobungsaktion bis zum Zeitpunkt der ergänzen- 
den Berichterstattung nicht erfolgreich gewesen; eine 
Rückführung entsprechender Vermögenswerte habe 
nicht in die Wege geleitet werden können. Eine 
abschließende Erfolgsbilanz sei zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt aber noch nicht möglich. 


IV. Sicherung von Ansprüchen 

der Treuhandanstalt durch Maßnahmen 
der Staatsanwaltschaft 

Zur Sicherung von Ansprüchen der THA im Zusam- 
menhang mit dem Verbleib von Vermögenswerten 
aus ehemaligen „ Parteifirmen 11 hat die Staatsanwalt- 
schaft bei dem Landgericht Berlin (ehemals Arbeits- 


gruppe Regierungskriminalität bei dem Kammerge- 
richt) am 18. Oktober 1994 Beschlagnahmen und 
Verhaftungen vorgenommen. Verhaftet worden sind 
die ehemalige Leiterin der Abteilung Firmen des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung und spätere 
Mitarbeiterin der THA, Waltraud Lisowski, und 
die Geschäftsführer der „Parteifirmen 1 ' Wittenbe- 
cher & Co. Handelsgesellschaft mbH Berlin sowie 
deren Tochter EMA Industrieanlagen Handelsgesell- 
schaft mbH, Essen, Dr. Wilhelm Schwettmann und 
Walter Welker. 

Dr. Schwettmann und Walter Welker wirft die Staats- 
anwaltschaft Untreue vor. Sie sollen als Treuhänder 
verdeckt gehaltene Gesellschafteranteile an den 
beiden genannten Unternehmen nicht angezeigt 
und hierdurch 1990 im Zuge der Abwicklung des Be- 
reichs Kommerzielle Koordinierung und des Verkaufs 
der Unternehmen an sie selber mindestens rund 
4,8 Mio. DM zum Nachteil der THA veruntreut haben. 
Die Staatsanwaltschaft hat Hinweise, daß es sich bei 
den Gesellschaftsbeteiligungen um verdeckte Treu- 
handschaft für den Bereich Kommerzielle Koordinie- 
rung (Firma Simpex) gehandelt hat. Als Grund für 
diese Konstruktion sei die Tatsache zu sehen, daß es 
der DDR vor 1990 nach Maßgabe der Alliierten 
Verordnung 500 verboten war, Gesellschafteranteile 
von Firmen in Berlin (West) ohne staatliche Genehmi- 
gung zu halten. 

Der Beschuldigten Waltraud Lisowski wird vorgewor- 
fen, trotz Kenntnis der bestehenden Treuhandverhält- 
nisse im Jahre 1990, als sie im Auftrag der THA die 
Firmengruppe abwickelte, die entsprechenden Ver- 
käufe an die Mitbeschuldigten getätigt, Zahlungen 
mit vorgetäuschtem Rechtsgrund an diese geleistet, 
ausstehende Forderungen der THA gegen die Mittä- 
ter nicht geltend, die wahren Verhältnisse insgesamt 
nicht aktenkundig gemacht und so an der genannten 
Veruntreuung als Täterin mitgewirkt zu haben. 

Die Beschlagnahmen hat die Staatsanwaltschaft an 
16 Orten in Berlin, Brandenburg, Baden- Württem- 
berg, Nordrhein-Westfalen und Hessen an Firmensit- 
zen der vorgenannten Unternehmen durchgeführt 
und umfangreiches Beweismaterial sichergestellt. 
Außerdem sind Konten und Immobilien der Beschul- 
digten Dr. Wilhelm Schwettmann und Walter Welker 
beschlagnahmt worden. 
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DRITTER TEIL 

Bewertungen 

A. Bewertung durch den Untersuchungsausschuß 


i. 

1. Der 1. Untersuchungsausschuß hat sich nach Kräf- 
ten bemüht, in der verbleibenden Zeit seit Ertei- 
lung des ergänzenden Untersuchungsauftrages am 
23. Juni 1994 während der parlamentarischen Som- 
merpause und parallel zum Sitzungs- und Wahl- 
kampfbetrieb ab September 1994 bis zur Feststel- 
lung des Berichts am 2. November 1994 seiner 
Pflicht zur Aufklärung der im Ergänzungsauftrag 
genannten Sachthemen zu genügen. Der Untersu- 
chungsausschuß hat entsprechend den Vorgaben 
des Plenarbeschlusses vom 23. Juni 1994 sich auf 
die Auswertung neuer Unterlagen beschränkt; 
Zeugenvernehmungen hat er nicht durchgeführt. 
Dies ist jedoch nicht der Grund dafür, daß das 
Ergebnis der weiteren Aufklärung des Untersu- 
chungsausschusses für die politische Bewertung 
keinen nennenswerten Ertrag gebracht hat. 

2. In der Sache hat die weitere Aufklärungsarbeit des 
Untersuchungsausschusses keinen Anlaß gege- 
ben, die bisherigen Ergebnisse der über dreijähri- 
gen Aufklärungsarbeit des Untersuchungsaus- 
schusses in irgendeiner Weise zu relativieren. 
Soweit überhaupt neue Erkenntnisse gewonnen 
werden konnten, bestätigen sie die bisherigen 
Feststellungen oder ergänzen und präzisieren sie 
in Detailfragen. Neues Tatsachenmaterial, das zu 
einer Änderung der politischen Bewertung des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung und der 
Tätigkeit seines Leiters Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski im Gefüge des Staatsapparats der 
DDR Anlaß gäbe, hat der Untersuchungsausschuß 
nicht festgestellt. 

II. 

1. Die bisherigen Feststellungen des Untersuchungs- 
ausschusses zur Verflechtung des Bereichs Kom- 
merzielle Koordinierung mit dem Ministerium für 
Staatssicherheit der DDR (MfS) sind durch die 
Auswertung der Beweismittel zur Rolle der Haupt- 
abteilung XVIII des MfS bestätigt worden. In allen 
vorliegenden Teilberichten und dem Abschlußbe- 
richt ist die Verschränkung des Ministeriums für 
Staatssicherheit mit dem Bereich Kommerzielle 
Koordinierung in den verschiedenen Aspekten 
ausgebreitet worden. Dazu gehört auch die Tätig- 
keit sog. Inoffizieller Mitarbeiter der verschiede- 
nen Ausprägungen im Bereich Kommerzielle Koor- 
dinierung einerseits und in westlichen Unterneh- 
men und Organisationen der Wirtschaft anderer- 
seits. Auch wenn die Tatsache der Aktivitäten 


westlicher Nachrichten- und Sicherheitsdienste 
nicht zum Gegenstand des Untersuchungsauftra- 
ges des 1, Untersuchungsausschusses gezählt hat, 
sind gleichwohl insbesondere im Abschlußbericht 
an verschiedenen Stellen entsprechende Tatsa- 
chen wegen der Notwendigkeit, den Sachverhalt 
jeweils vollständig zu schildern, dargestellt wor- 
den. 

2. Soweit die durch einen ehemaligen MfS-Offizier 
dem BND übergebenen Disketten der HA XVIII 
ausgewertet worden sind, decken sich die daraus 
gewonnenen Erkenntnisse mit den Feststellungen, 
die der 1. Untersuchungsausschuß bereits in sei- 
nem Abschlußbericht getroffen hat. Die Aussagen 
im Abschlußbericht des 1. Untersuchungsaus- 
schusses über die Entscheidungsabläufe und die 
politischen Verantwortlichkeiten innerhalb des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung sowie zu 
seiner Zusammenarbeit mit dem Ministerium für 
Staatssicherheit bleiben unverändert bestehen. 
Sofern durch die beigezogenen MfS-Disketten 
neue Einzelerkenntnisse zu erlangen sind, ändern 
diese nichts an den bisher getroffenen politischen 
Aussagen, sondern ermöglichen den zuständigen 
Strafverfolgungsbehörden weitergehende und er- 
gänzende Feststellungen im Rahmen der dort 
bereits seit längerer Zeit geführten Strafverfahren. 
Die Erkenntnisse, die bisher aus den beigezogenen 
Disketten haben gewonnen werden können, haben 
auf DDR-Seite keine handelnden Personen nam- 
haft gemacht, die nicht schon bekannt gewesen 
wären. 

3. Sofern im Einzelfall neue oder erweiterte Erkennt- 
nisse über westliche Lieferanten von embargobe- 
hinderter Ware gewonnen werden können, han- 
delt es sich um Details. Ihre Kenntnis ändert nichts 
an der Bewertung des Abschlußberichts, daß nicht 
festzustellen ist, daß die erheblichen organisatori- 
schen und finanziellen Bemühungen des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung der DDR-Volkswirt- 
schaft den gewünschten Erfolg gebracht hätten. 
Eine etwaige Erforderlichkeit der Auswertung die- 
ser Informationen ist Sache der zuständigen Straf- 
verfolgungsbehörden. 

4. Bestätigt worden sind auch die Feststellungen zu 
den sog. Kirchengeschäften. Neu ist allenfalls, daß 
auch die katholische Kirche in die Transfers von 
DM- Guthaben von Bewohnern der DDR aus Erb- 
schaften eingeschaltet war. So wenig die vermit- 
telnde Rolle der Kirchen in diesem Zusammenhang 
im Grundsatz zu kritisieren ist, so sehr ist zu 
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unterstreichen, daß der Bereich Kommerzielle 
Koordinierung in diesen Fällen die damals beste- 
henden devisenrechtlichen Bestimmungen der 
DDR dazu genutzt hat, DDR-Bewohnern den Groß- 
teil des jeweils angefallenen Erbschaftsvermögens 
wegzunehmen. 

5. Der Untersuchungsausschuß hat im Hinblick auf 
den Untersuchungsauftrag zu den Verbindungen 
von Rechtsanwalt Dr. Vogel zum Bereich Kommer- 
zielle Koordinierung auch nach dem Eingang 
neuer Akten aus dem Bereich des Bundesbeauf- 
tragten für die Unterlagen des Staatssicherheits- 
dienstes der ehemaligen Deutschen Demokrati- 
schen Republik keine neuen Erkenntnisse gewon- 
nen. Auffallend bleiben jedoch die engen Bezie- 
hungen, die Dr. Vogel zu dem MfS-Oberst Volpert 
und dieser wiederum zu Dr. Schalck-Golodkowski 
hatte. Dr. Schalck-Golodkowski stand zu Oberst 
Volpert in einem besonderen Vertrauensverhält- 
nis; Dr. Vogel war ein enger Freund des damaligen 
Oberst Volpert. Aus den zusätzlichen Unterlagen 
kann entnommen werden, daß die Anbindung von 
Rechtsanwalt Dr. Vogel an das MfS auch nach 1 968 
enger war, als der Untersuchungsausschuß es im 
Abschlußbericht festgestellt hat. 

Zusätzliche Erkenntnisse, ob und inwieweit 
Rechtsanwalt Dr. Vogel als „Außenstelle des 
MfS" für die Bereiche Häftlingsfreikauf und Fami- 
lienzusammenführung tätig war, mögen sich 
aus den Strafverfahren gegen Dr. Vogel ergeben. 
Es sind gegenwärtig Strafverfahren wegen des 
Verdachts der mehrfachen Steuerhinterziehung, 
der Erpressung ausreisewilliger DDR-Bürger, des 
Meineids und der fortgesetzten Untreue anhängig. 
In diesem Zusammenhang könnten weitere Kon- 
takte Dr. Vogels zum Bereich Kommerzielle Koor- 
dinierung aufgedeckt werden, insbesondere ob 
und auf welchem Wege er zum finanziellen Nutzen 
des Bereichs Kommerzielle Koordinierung tätig 
war. 

6. Am weitesten ist der Untersuchungsausschuß mit 
der weiteren Aufklärung der Zusammenarbeit des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung mit der Otto 
Scheurmann Bank-KG gekommen, wozu erste 
Hinweise erst kurz vor Abschluß der Beweisauf- 
nahme vor Erstellung des Abschlußberichts dem 
Untersuchungsausschuß zur Kenntnis gelangt sind. 
Gleichwohl haben auch diese Untersuchungen 
nicht zu einem abschließenden Ergebnis geführt; 
deswegen enthält auch dieser Ergänzungsbericht 
eine Reihe von offenen Fragen zu diesem Sachver- 
halt. 

7. Die Feststellungen des 1. Untersuchungsausschus- 
ses zu den Ergebnissen der Ermittlungen des 
Untersuchungsausschusses des Bayerischen Land- 
tages müssen sich auf eine Kenntnisnahme des 
Berichts des Bayerischen Untersuchungsausschus- 
ses vom 6. Juli 1994 — Bayerischer Landtag — 
12. Wahlperiode — Drucksache 12/16598 — 
beschränken. Entsprechend der mit dem Untersu- 
chungsausschuß des Bayerischen Landtages ge- 
troffenen Absprache — einerseits zur gegenseiti- 
gen Unterstützung, andererseits aber zur Arbeits- 
teilung — hat der 1. Untersuchungsausschuß 


bekanntlich eine eigene Beweiserhebung insbe- 
sondere durch Zeugenvernehmungen und gezielte 
Aktenbeiziehung und -auswertung unterlassen. 

Die Ergebnisse des Bayerischen Untersuchungs- 
ausschusses haben keine Veranlassung gegeben, 
zu den vom Bayerischen Untersuchungsausschuß 
getroffenen Feststellungen eigene Ermittlungen 
anzustellen. Dies gilt auch und gerade, soweit der 
Untersuchungsausschuß des Bayerischen Landta- 
ges kraft Zusammenhangs auch Vorgänge mit 
aufgeklärt hat, die in die Zuständigkeit und den 
Verantwortungsbereich des Bundes fallen. Statt 
dessen besteht nachhaltiger Anlaß, darauf auf- 
merksam zu machen, daß die Feststellungen der 
Ausschußminderheit des Untersuchungsausschus- 
ses des Bayerischen Landtages zu Verwaltungs- 
anordnungen des Bundesfinanzministeriums im 
Zusammenhang mit einem von der Staatsanwalt- 
schaft Augsburg eingeleiteten Ermittlungsverfah- 
ren wegen Subventionsbetruges gegen Verant- 
wortliche der Moksel AG und der Fleischzentrale 
Südwest GmbH und ebenso deren politische Beur- 
teilung (Seiten 68, 69 der vorgenannten Drucksa- 
che des Bayerischen Landtages) die föderalen 
Grenzen für die Aufklärungsbefugnisse von Unter- 
suchungsausschüssen der Bundesländer in bezug 
auf Bundesbehörden eindeutig überschreiten. 
Wenn die SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsaus- 
schuß in ihrem abweichenden Bericht Anlaß findet, 
zusätzlich die Feststellungen des Untersuchungs- 
ausschusses des Bayerischen Landtages zu kritisie- 
ren, beschränkt sich die politische Bedeutung 
dieses Vorgangs darin, daß die Bonner SPD- 
Fraktion mit der Arbeit der Landtagsfraktion in 
München auch in diesem Punkt offenbar unzufrie- 
den ist. 

Bezüglich des „ Milliardenkredites " ist die Feststel- 
lung wichtig, daß Ministerpräsident Strauß — 
bevor er überhaupt zu Gesprächen bereit war — 
verlangt hatte, daß die DDR politische Veränderun- 
gen in bezug auf den Besucherverkehr, die Grenz- 
abfertigung und die Grenzsicherung einleitete. 
Darüber hinaus spielte der Kredit eine wichtige 
Rolle bezüglich der Genehmigungspraxis der DDR 
bei Wünschen von DDR-Bewohnern nach Über- 
siedlung in den Westen. Ein Erfolg war, daß die 
DDR 1984 41 000 Genehmigungen zur Übersied- 
lung erteilte, während es noch 1982 ganze 35 
Genehmigungen waren. Diese Zahlen dokumen- 
tieren eindeutig den Erfolg der Arbeit der Bundes- 
regierung unter Bundeskanzler Kohl. 

8. Bedauerlicherweise haben die ergänzenden Be- 
richte der Treuhandanstalt schließlich nicht dazu 
geführt, die Fragen über den Verbleib und die 
Sicherung der Vermögenswerte im Bereich Kom- 
merzielle Koordinierung nach der Flucht Dr. Ale- 
xander Schalck-Golodkowskis in die Bundesrepu- 
blik Deutschland einer abschließenden Beantwor- 
tung zuzuführen. 

Zum Stand der Ermittlung von Vermögenswerten 
des ehemaligen Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung insbesondere im Ausland und der Rückfüh- 
rung zwischenzeitlich ermittelter Vermögenswerte 
in den Staatshaushalt hat die Treuhandanstalt 
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unter dem 13. September 1994 und — nochmals 
aktualisierend — unter dem 10. Oktober 1994 mit 
Stand 30. September 1994 auftragsgemäß ergän- 
zend berichtet. 

In Anbetracht der mittlerweile fünf Jahre nach dem 
Zusammenbruch der DDR zunehmend schwieriger 
werdenden Ermittlungssituation bedürfen eine 
Reihe von Hinweisen weiterer Überprüfung und 
Ermittlung. 

Die Rechtslage im Hinblick auf zwischenzeitlich 
identifizierte ehemalige KoKo-Vermögensbe- 
standteile im Wert von etwa V 2 Milliarde DM 
ist nicht unumstritten und derzeit nach wie vor 
Gegenstand rechtlicher und auch gerichtlicher 
Auseinandersetzungen. Dieses Vermögen konnte 
deshalb bisher nur vorläufig gesichert werden. 

Einer abschließenden Bewertung schwebender 
Verfahren enthält sich der Untersuchungsaus- 
schuß. Er ist zuversichtlich, daß es jedenfalls der 
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder- 
aufgaben als Nachfolgerin der Treuhandanstalt 
gelingen wird, diese einer zufriedenstellenden 
Lösung zuzuführen. 

III. 

1 . Die ergänzende Untersuchung ist auf nachdrückli- 
chen Wunsch der SPD-Fraktion zustande gekom- 
men, die auf zu erwartende bedeutsame Erkennt- 
nisse hingewiesen hatte; die Koalitionsfraktionen 
haben unter Berücksichtigung von Artikel 44 
Abs. 1 Grundgesetz (GG) und, um dem Deutschen 
Bundestag in den letzten Wochen der Wahlperiode 
einen neuen Untersuchungsausschuß zu ersparen, 
mit dessen Beantragung die SPD-Fraktion gedroht 
hatte, trotz eigener Skepsis dem Wunsch der SPD- 
Fraktion nachgegeben. 

Nachdem sich sehr bald herausgestellt hatte, daß 
politisch relevante Umstände, die für eine parla- 
mentarische Untersuchung aufgrund des ergän- 
zenden Untersuchungsauftrages geeignet waren, 
nicht Vorlagen, hat die SPD-Fraktion zwei Punkte 
in den Vordergrund gerückt: Erstens die Frage des 
Zugriffs auf die bisherigen Akten des Untersu- 
chungsausschusses und zweitens die Beschaffung 
weiterer Beweismittel, insbesondere von der 
Behörde des Bundesbeauftragten für die Un- 
terlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehe- 
maligen Deutschen Demokratischen Republik 
(BStU). 

2. Der Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
23. Juni 1994 hat für die ergänzende Untersuchung 
ausdrücklich angeordnet, daß der Untersuchungs- 
ausschuß sich „ausschließlich" mit konkret be- 
nannten Akten bzw. Themen zu beschäftigen hat, 
und ferner ausdrücklich festgelegt, daß die Arbeit 
des 1. Untersuchungsausschusses im übrigen 
abgeschlossen bleibt. Gleichwohl hat die SPD- 
Fraktion aus nicht näher bekannten Gründen — es 
waren Wahlkampfzeiten — sich Zugang zu den 
Beweismitteln verschaffen wollen, die Grundlage 
für die bisherigen Zwischenberichte und des 
Schlußberichtes gewesen sind. 


Zu Recht hat der Ausschußvorsitzende dies mit 
Hinweis auf den bindenden und mit Zustimmung 
der SPD-Fraktion ergangenen Beschluß des Deut- 
schen Bundestages über die ergänzende Untersu- 
chung nur in einem eingeschränkten Rahmen 
zugelassen, insoweit es um die Verbindung zu 
neuem Beweismaterial ging, und aus der Kom- 
bination damit möglicherweise Erkenntnisse für 
den Ergänzungsbericht haben gewonnen werden 
können. 

Sowohl der Ausschußvorsitzende als auch der 
Untersuchungsausschuß hatten keine Möglichkeit, 
gegenüber dem insoweit klaren Wortlaut des 
Beschlusses des Bundestages anders zu verfah- 
ren. 

3. Aus Anlaß der vom BStU dem Untersuchungsaus- 
schuß zur Verfügung zu stellenden Beweismittel, 
nämlich Akten und Disketten des MfS, hat zeitwei- 
lig der Eindruck entstehen können, die SPD halte 
das Verhalten des BStU gegenüber dem Untersu- 
chungsausschuß für den Hauptinhalt der ergän- 
zenden parlamentarischen Untersuchung. 

Das Verhalten des BStU gegenüber dem Untersu- 
chungsausschuß ist allerdings insoweit nicht in 
Ordnung gewesen, als nicht immer in angemesse- 
ner Weise und Zeit auf die Beweisbeschlüsse des 
Untersuchungsausschusses reagiert worden ist. 
Dies bezieht sich in erster Linie darauf, daß ein 
parlamentarischer Untersuchungsausschuß erwar- 
ten kann, daß ihm gegenüber mindestens in der 
Form von Zwischenmitteilungen der Stand der 
Bearbeitung seiner Beweisbeschlüsse in korrekter 
Weise und zeitnah mitgeteilt wird. Dazu gehört 
selbstverständlich auch, daß die gegebenen 
Zwischeninformationen umfassend und korrekt 
sind. 

Soweit es um die noch nicht erfolgte Aufarbeitung 
von 200 m Akten der Hauptabteilung XVIII des MfS 
geht, sind Vorwürfe nicht zu erheben. Die Erledi- 
gung dieser Aufgabe ist im Rahmen des Gesamt- 
auftrags des BStU zu würdigen. Ein absoluter 
Vorrang von Anforderungen von Akten und Aus- 
wertungen des Untersuchungsausschusses besteht 
insoweit nicht, da parlamentarische Untersuchun- 
gen Behörden der Exekutive nicht an der Erfüllung 
ihrer gesetzlichen Aufgaben nachhaltig hindern 
dürfen. Hier gilt der Grundsatz der gegenseitigen 
Rücksichtnahme auf die jeweilige Aufgabenstel- 
lung. 

Die von der SPD-Fraktion wiederholte Kritik der 
Einstufung der Disketten bzw. Diskettenkopien 
und der Diskettenausdrucke als „Geheim" ist im 
Prinzip unberechtigt. Das Problem liegt darin, daß 
wiederum aus Zeitgründen der Untersuchungsaus- 
schuß entsprechend dem Wunsch der SPD als 
Beweismittel vom BStU unter dem Gesichtspunkt 
des Untersuchungsauftrags nicht geprüfte Unterla- 
gen verlangt hat. Der BStU ist zu Recht davon 
ausgegangen, daß diese Unterlagen auch solche 
Informationen enthalten, die mit dem Untersu- 
chungsauftrag nichts zu tun haben und folglich 
nicht an den Untersuchungsausschuß hätten her- 
ausgegeben werden dürfen. Das Bundesverfas- 
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sungsgericht hat im Fall des Untersuchungsaus- 
schusses „Neue Heimat“ und der damals angefor- 
derten Aufsichtsratsprotokolle der DGB-Holding 
BGAG für eine ähnliche Situation die Einstufung 
als „Geheim“ angeordnet. 

Der BStU wäre auch nicht zu kritisieren gewesen, 
wenn er aufgrund des Rechtsgrundsatzes, daß 
Behörden Untersuchungsausschüssen nur vom 
Untersuchungsauftrag und vom Beweisbeschluß 
erfaßte Beweismittel zur Verfügung stellen dürfen, 
keine der angeforderten Unterlagen herausgege- 
ben hätte, sondern zunächst im einzelnen geprüft 
hätte, welche der angeforderten Unterlagen zuläs- 
sigerweise dem Untersuchungsausschuß überlas- 
sen werden dürfen. Der genannte Grundsatz gilt 
selbstverständlich auch dann, wenn wegen des 
bevorstehenden Endes einer Wahlperiode die Zeit 
der Beweiserhebung kurz und für die Überprüfung 
der Unterlagen zu kurz ist. 

Im übrigen sind Vorhaltungen auch deswegen 
unverständlich, weil es keinerlei Anhaltspunkte 
dafür gibt, daß in den umstrittenen Beweismitteln 
irgend etwas enthalten wäre, was für die politische 
Arbeit des 12. Deutschen Bundestages hätte von 
Bedeutung sein können. Auch in Richtung Bundes- 
regierung zielende Vorwürfe wegen der Aufsicht 
über den BStU sind deshalb zurückzuweisen. 

4. Zu Recht — und deswegen auch einvernehmlich mit 
der SPD-Fraktion — hat der Untersuchungsausschuß 
die Rückgabe der VS-klassifizierten Dokumente an 
die Geheimschutzstelle und eine Änderung der Ver- 
fahrensweise im Umgang mit solchem Material 
beschlossen. Grund dafür ist, daß in der Vergangen- 
heit das dem Untersuchungsausschuß zur Verfügung 
gestellte Beweismaterial unter dem Gesichtspunkt 
des Geheimschutzes nicht so behandelt worden ist, 
wie es hätte behandelt werden müssen. So hatte 
bekanntlich zuletzt die Abgeordnete Frau Koppe 
(Bündnis 90/Die Grünen) ein Sondervotum erarbei- 
tet, das als „Geheim“ eingestuft werden mußte, weil 
es entsprechend eingestufte Beweismaterialien ent- 
hält. Ein als dieses Sondervotum bezeichnetes Papier 
ist anschließend der Presse zugänglich gemacht 
worden; konsequenterweise hat die Präsidentin des 
Deutschen Bundestages die im Bericht erwähnte 
Strafverfolgungsermächtigung erteilt. 

Der Untersuchungsausschuß unterstreicht die Fest- 
stellungen des Bundesministers des Innern als 
nationale Sicherheitsbehörde, daß möglicherweise 
durch die Preisgabe dieser Verschlußsachen 
Gefahren für die betroffenen Mitarbeiter und Quel- 
len der Dienste und für die Effizienz der Arbeit der 
Dienste ausgelöst worden sind. 


IV. 

Insgesamt sind die Bedenken der Koalitionsfraktio- 
nen, die zu dem Verlangen der SPD-Fraktion zur 
Fortsetzung der Untersuchungsarbeit trotz Vorlage 
des Abschlußberichts geäußert worden sind, in vollem 
Umfang bestätigt worden. Die seit der Beratung des 
Abschlußberichts des 1. Untersuchungsausschusses 
für die Behandlung der ergänzenden Fragen zur 
Verfügung stehende Zeit war viel zu kurz, um wesent- 
lich neues Tatsachenmaterial erwarten zu können. 
Fragen z. B. zur Geschäftsverbindung des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung zur Scheurmann 
Bank-KG, die im Zeitpunkt der Feststellung und der 
Debatte des Abschlußberichts vor der Sommerpause 
1994 noch offen waren, sind nach wie vor unge- 
klärt. 

Allenfalls hat sich als neue Erkenntnis gezeigt, daß 
weitere Aufklärungen aller Voraussicht nach keine 
neuen Tatsachen erbringen werden, die von politi- 
scher Bedeutung sein können. Insofern ist auf die 
verfassungsrechtliche Dimension der Aufgabenstel- 
lung von Untersuchungsausschüssen aufmerksam zu 
machen. Untersuchungsausschüsse haben keine Auf- 
klärung nur der Aufklärung wegen zu leisten; schon 
aus Artikel 44 Abs. 1 Satz 1 GG geht — bestätigt durch 
die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
— hervor, daß die Eingriffsbefugnisse von Untersu- 
chungsausschüssen gegenüber Beteiligten am Unter- 
suchungsausschußverfahren voraussetzen, daß Ge- 
genstände aufgeklärt werden, die öffentliches Inter- 
esse genießen. Untersuchungsausschüsse sind auch 
kein Gericht, insbesondere kein Strafgericht, das im 
Hinblick auf eine strafrechtliche Verantwortung jede 
Verästelung von Sachverhalten feststellen muß, um 
ein Urteil über Schuld oder Unschuld und Strafe oder 
Freispruch treffen zu können. Die Aufklärungsarbeit 
von Untersuchungsausschüssen dient der politischen 
Arbeit eines Parlaments und der Vorbereitung von 
politischen Entscheidungen, gegebenenfalls bis hin 
zu gesetzlichen Regelungen. Wenn aber schon nach 
dem bisherigen Sachstand zukünftige neue Erkennt- 
nisse für eine Änderung der politischen Beurteilung, 
wie sie weitgehend übereinstimmend zwischen den 
Koalitionsfraktionen und der SPD-Fraktion im Ab- 
schlußbericht festgehalten ist, voraussichtlich nicht zu 
erwarten sind, besteht um so mehr Anlaß, die im 
Abschlußbericht empfohlene Prüfung, ob ein Untersu- 
chungsausschuß mit einem entsprechenden Untersu- 
chungsauftrag in der 13. Wahlperiode erneut einge- 
setzt werden muß, sehr sorgfältig anzustellen und 
jedenfalls von vorschnellen, nur von politischem 
Aktionismus motivierten Entscheidungen Abstand zu 
nehmen. 
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B. Bewertung durch die SPD-Fraktion 


I. Vorbemerkungen 

1. Auftrag und Verlauf des Untersuchungsverfah- 
rens 

2. Probleme bei der Beschaffung von Unterlagen 
der Hauptabteilung XVIII des MfS 

3. Weitere Nutzung des Datenverarbeitungssy- 
stems zur Auswertung der Beweisunterlagen 


li. Bewertung 

des Untersuchungsergebnisses 

1. Feststellungen zur Hauptabteilung XVIII des 
MfS in bezug auf den Bereich Kommerzielle 
Koordinierung 

2. Aktivitäten des IMB „Gabriel" 

3. Neue Erkenntnisse zur Zusammenarbeit Rechts- 
anwalts Dr. Vogel mit dem Bereich Kommerzielle 
Koordinierung 

4. Konten von Unternehmen und Personen des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung bei der 
Otto Scheurmann Bank-KG 

5. Bericht des Bayerischen Landtages in bezug auf 
den sog. Milliardenkredit und den Handel mit 
Agrarprodukten 

6. Sicherung und Rückführung veruntreuter Ver- 
mögenswerte 


III. Empfehlung 

I. Vorbemerkungen 

1. Auftrag und Verlauf 

des Untersuchungsverfahrens 

Der 1. Untersuchungsausschuß der 12. Wahlperiode, 
der auf Antrag der SPD-Fraktion am 6. Juni 1991 
eingesetzt worden war, hatte am 27. Mai 1994 einen 
Bericht festgestellt, der insgesamt die bis dahin 
gewonnenen Erkenntnisse umfassend und in zutref- 
fender Weise darstellt. 

Allerdings hatte der Untersuchungsausschuß seinen 
Auftrag insbesondere aufgrund der Aktenfülle, der 
unzweckmäßigen Verfahrensgestaltung und der vie- 
len nicht vernommenen Zeugen nur unvollständig 
erfüllen können. Es waren Lücken geblieben, die in 
Teil L. des Berichts auf geführt sind. Darüber hinaus 
haben sich noch während der Erstellung des Berichts 
aufgrund neuer Erkenntnisse Fragen ergeben, die 


dringend aufgeklärt werden mußten. Der vom 1. Un- 
tersuchungsausschuß festgestellte Bericht wurde von 
der SPD daher unter den deutlichen Vorbehalt späte- 
rer und weitergehender Erkenntnisse gestellt. 

Im Interesse einer umfassenderen Erledigung des 
Untersuchungsauftrags hatte die SPD die Fortsetzung 
der Arbeit des Untersuchungsausschusses auch nach 
Kenntnisnahme des Abschlußberichts durch das Ple- 
num des Bundestages bis zum Ende der 12. Wahl- 
periode beantragt. 

Nachdem dieser Antrag in der Sitzung des Ausschus- 
ses vom 27. Mai 1994 mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktion abgelehnt worden war, strebte die SPD- 
Bundestagsfraktion die Einsetzung eines vierten 
Untersuchungsausschusses an. Daraufhin beschloß 
der Deutsche Bundestag am 23. Juni 1994 aufgrund 
eines interfraktionellen Antrages schließlich doch 
noch die Fortsetzung der Arbeit mit einem begrenzten 
Auftrag. 

Hierdurch ist es gelungen, die im Abschlußbericht 
dargestellten Erkenntnisse in Teilbereichen zu ergän- 
zen und noch einige" Lücken in der Aufklärungsarbeit 
zu schließen. Dies gilt insbesondere für die Feststel- 
lungen zur Anstalt Mondessa und zur besonderen 
Bankenkonstruktion des Bereichs Kommerzielle Ko- 
ordinierung unter Einbeziehung der Otto Scheur- 
mann Bank-KG in Berlin (West). 

Als nachteilig hat sich herausgestellt, daß Zeugenver- 
nehmungen nicht mehr möglich waren und sich die 
Erfüllung des ergänzenden Auftrags somit ausschließ- 
lich auf die Auswertung von Akten beschränken 
mußte. 


2. Probleme bei der Beschaffung von 

Unterlagen der Hauptabteilung XVIII des MfS 

Gegenstand des ergänzenden Auftrags waren u. a. 
die Akten der Hauptabteilung XVIII des ehemaligen 
MfS, insbesondere der Abteilungen 7 und 8. Der 
Auftrag schloß die Unterlagen mit ein, die sich nach 
Erkenntnissen des 1. Untersuchungsausschusses 
beim BND befanden und dem Untersuchungsaus- 
schuß bis zum ursprünglichen Ende seiner Beweisauf- 
nahme vorenthalten worden waren. 

Soweit die Unterlagen der Hauptabteilung XVIII des 
ehemaligen MfS zu untersuchen waren, konnte der 
Untersuchungsausschuß den ergänzenden Auftrag 
des Parlaments nur sehr unzureichend erfüllen. Die 
Gründe hierfür sind zahlreich: 

So sah sich der Bundesbeauftragte für die Unterlagen 
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deut- 
schen Demokratischen Republik (BStU) außerstande, 
in drei Jahren die Unterlagen der Hauptabteilung 
XVIII (es soll sich dabei um zweimal 100 m Akten der 
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Abteilungen 7 und 8 handeln) aufzuarbeiten und dem 
Untersuchungsausschuß gemäß Beweisbeschluß 12-5 
vom 27. Juni 1991 die KoKo-relevanten Unterlagen 
zur Verfügung zu stellen. 

Sowohl Bundesregierung als auch BND ließen den 
Untersuchungsausschuß in Unkenntnis über das Vor- 
liegen von Disketten und Dossiers der Hauptabtei- 
lung XVIII, die der letzte Leiter dieser Abteilung dem 
BND bereits 1990 übergeben hatte. 

Der BStU, dem das Vorliegen dieser Unterlagen mit 
Schreiben des BND vom 23. März 1992 mitgeteilt und 
dem Disketten und Dossiers am 28. Juni 1 994 überge- 
ben worden waren, kam der Aufforderung des Unter- 
suchungsausschusses nicht nach, die Akten der 
HA XVIII, insbesondere die Disketten und Dossiers, 
kurzfristig zur Verfügung zu stellen. Dies, obgleich 
der BMJ mit Schreiben vom 6. September 1994 
mitgeteilt hatte, daß seitens des Generalbundesan- 
waltes gegen die Weiterleitung der einer Verwen- 
dungssperre unterliegenden Unterlagen an den Un- 
tersuchungsausschuß keine Bedenken bestünden. 

Aus dem Bestand der vom BND dem BStU übergebe- 
nen 92 Disketten ging dem Untersuchungsausschuß 
lediglich ein Ordner zu, der im wesentlichen den 
Ausdruck von Datenbanken mit unzusammenhän- 
genden Datensätzen enthielt, die ohne Nutzung 
geeigneter Software und ohne Verknüpfung mit 
anderen Unterlagen nicht auswertbar sind. 

Die Zusage des BStU, ab dem 2. September 1994 die 
Akten der HA XVIII/7 und XVIII/8 kontinuierlich zu 
übergeben, wurde nicht eingehalten. Beim Untersu- 
chungsausschuß gingen lediglich verspätet einige 
wenige Aktenstücke ein. 

Der BStU benötigte allein drei Monate, um die vom 
BND zusätzlich zu den Disketten übergebenen Dos- 
siers auf KoKo-relevante Inhalte durchzusehen. 

Die schließlich am 11. Oktober 1994 übergebenen 
Disketten können wegen der beim Bundestag nicht 
gegebenen Lesemöglichkeiten sowie des Zeitdrucks 
einer auslaufenden Legislaturperiode nicht ausge- 
wertet werden. 

Diese Auflistung könnte noch fortgesetzt werden, 
ganz zu schweigen von den widersprüchlichen Aus- 
künften von Mitarbeitern des BStU, z. B. zur Gesamt- 
zahl der Disketten, zur Anzahl der nicht lesbaren 
Disketten und zu angeblich vorhandenen Leerdisket- 
ten. 

Erstaunen müssen auch die Ausführungen des BStU in 
seinem Schreiben vom 6. Oktober 1994 zur Aufgaben- 
stellung der Hauptabteilung XVIII und der „Arbeits- 
gruppe Kommerzielle Koordinierung" (AG BKK) des 
MfS (Dokument-Nr. 48), wonach die Abwehrarbeit im 
Bereich Kommerzielle Koordinierung sowie die Siche- 
rung der ihm unterstellten AHB und Vertretergesell- 
schaften ausschließlich der AG BKK des MfS Vorbe- 
halten war, und die HA XVIII/8 sich auf die Sicherung 
der Elektrotechnik/Elektronik sowie auf deren Mini- 
sterium und der nachgeordneten Betriebe zu 
beschränken hatte. 

Nach Erkenntnissen des 1. Untersuchungsausschus- 
ses wurde die AG BKK erst 1983 gegründet. Von der 


Gründung des Bereichs Kommerzielle Koordinierung 
1966 bis zur Einrichtung der AG BKK 1983 wurde die 
Absicherung und Überwachung des gesamten Be- 
reichs Kommerzielle Koordinierung durch die HA 
XVIII des MfS wahrgenommen. Die Abteilung 8 der 
HA XVIII, die von Oberst Artur Wenzel geführt wurde, 
war für die Bereiche der Volkswirtschaft der DDR 
zuständig, die sich mit Elektrotechnik und Elektronik 
befaßten. Im Zusammenhang mit der Sicherung des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung betreute die 
HA XVIII/8 den Handelsbereich 4 auch noch nach 
1983. Außerdem hat der Untersuchungsausschuß 
auch Sachverhalte aus dem Zeitraum von 1966 bis 
1983 zu untersuchen. 

Da der Bereich Kommerzielle Koordinierung Logistik 
und Finanzmittel für die Beschaffung von Embargo- 
gütern zur Verfügung stellte, erstreckt sich aus Sicht 
der SPD hierauf auch der Untersuchungsauftrag des 
Untersuchungsausschusses. Dies gilt auch für die am 
28. September 1994 dem BStU durch den BND über- 
gebenen vier Disketten, da nicht auszuschließen ist, 
daß über den Diplomatenfunkverkehr in die Schweiz 
Verbindungen zu Banken, Unternehmen und Perso- 
nen (z. B. Intrac S. A., Ottokar Hermann) gehalten 
wurden. Der BStU hat diese Disketten gleichwohl 
nicht an den Untersuchungsausschuß übergeben. 

Zudem muß die vom BStU verfügte Einstufung der 
Disketten als VS-Geheim in Frage gestellt werden. 
Eine derartige Geheimeinstufung ist nur dann erfor- 
derlich, „wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte 
die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder 
eines ihrer Länder gefährdet oder ihren Interessen 
schweren Schaden zufügen kann". Davon bei MfS- 
Unterlagen auszugehen, ist mehr als zweifelhaft. 
Auch Datenschutzgründe können die Einstufung 
nicht rechtfertigen. Infolge des verfügten Geheimhal- 
tungsgrades kommt es zu der grotesken Situation, daß 
die inzwischen kopierten Disketten nicht ausgewertet 
werden können. Die VS-Geheim eingestuften Dis- 
ketten dürfen nach Auffassung des Geheimschutz- 
experten des Bundestages nur an dafür zugelassenen 
TEM PEST- Geräten gelesen werden. Solche Geräte 
sind in der Bundestags Verwaltung jedoch nicht vor- 
handen. Es müßte erst mit erheblichen finanziellen 
Mitteln die entsprechende Gerätekonfiguration durch 
den Bundestag erworben werden. Bei Benutzung der 
dem Bundestag zur Verfügung stehenden COMSEC- 
Geräten können nach Vorgaben des Geheimschutz- 
experten die als VS-Geheim eingestuften Disketten in 
einem Jahr nur an drei Tagen jeweils zwei Stunden 
bearbeitet werden. Die inhaltliche Erschließung der 
beigezogenen Unterlagen würde somit Jahre in 
Anspruch nehmen. 

Die SPD hat den BStU daher mit Schreiben vom 
19. Oktober 1994 auf gefordert, die vorgenommene 
Einstufung von VS-Geheim auf VS-Nur für den 
Dienstgebrauch herabzustufen. Hierauf hat der BStU 
bisher nicht reagiert, wobei sich die Frage stellt, ob der 
BStU selbst über die angeblich erforderliche Geräte- 
konfigurationverfügt, auf der VS-Geheim eingestufte 
Datenträger eingesehen werden können. 

Bei allem Verständnis für die Arbeitsbelastung des 
BStU ist dies nach Auffassung der SPD insgesamt 
mehr, als einem parlamentarischen Untersuchungs- 
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ausschuß zugemutet werden kann. Hier wurden 
Rechte des Parlaments mißachtet und die Arbeit des 
Untersuchungsausschusses in eklatanter Weise be- 
hindert. Das Verhalten des BStU trifft letztlich auch 
die Rechts- und Dienstaufsicht der Bundesregierung. 
Die SPD hat den Bundesminister des Innern gebeten, 
das Verhalten des BStU zu uberprüfen. 


Beiziehung von Niederschriften des BND zur 
Befragung des ehemaligen Leiters der HA XVIII/8 
des MfS 

Nicht nachprüfbar ist für die Mitglieder der SPD im 
1. Untersuchungsausschuß die Auskunft des Präsi- 
denten des BND, daß über die Gespräche mit dem 
ehemaligen Leiter der Hauptabteilung XVIII/8 des 
MfS angeblich keine Befragungsprotokolle gefertigt 
worden sein sollen. Nach ergänzenden Mitteilungen 
eines BND-Mitarbeiters seien lediglich Stichwort- 
Notizen gefertigt worden, die jedoch nicht für Treff- 
berichte, Vermerke oder andere Texte verwandt wor- 
den seien. Dies wiederum widerspricht den Angaben 
Willy Kochs, der bei seiner Vernehmung durch das 
Hessische Landeskriminalamt ausgesagt hat, er habe 
seine Angaben zwei BND-Mitarbeitern zu Protokoll 
gegeben. 

Auch die Angaben des BND-Präsidenten zu Anzahl 
und Inhalt der Treffen seiner Mitarbeiter mit Willy 
Koch dürften so nicht zutreffen. Willy Koch hat in 
seiner Vernehmung auf 20 bis 25 Treffen mit Mitar- 
beitern des BND Bezug genommen. Ein Mitarbeiter 
des BND hat nicht die Zahl der Treffen bestritten, 
jedoch behauptet, nur fünf Treffen hätten dem sachli- 
chen Inhalt gegolten, die anderen Gespräche in Hotels 
in München und Berlin hätten lediglich organisatori- 
sche Fragen zum Gegenstand gehabt. 


3. Weitere Nutzung des 

Datenverarbeitungssystems zur Auswertung 
der Beweisunterlagen 

Aufgrund der Entscheidung des Ältestenrates des 
Deutschen Bundestages vom 26. September 1991 
wurde der 1. Untersuchungsausschuß zur Unterstüt- 
zung seiner Aktenauswertung mit einem DV-System 
ausgestattet. 

Die den Fraktionen mit diesem DV-System zur Verfü- 
gung gestellten Bildschirmarbeitsplätze ermöglichten 
den Aufruf und die Auswertung der gescannten 
Dokumente, die Recherche nach Schlagworten sowie 
die Erteilung von Druckbefehlen an die im Ausschuß- 
sekretariat installierten Drucker. 

Am 29. Juni 1994 wurde ein Mitarbeiter der SPD- 
Fraktion durch das Ausschußsekretariat darüber 
informiert, daß auf Entscheidung des Vorsitzenden 
des 1. Untersuchungsausschusses den Fraktionen der 
unmittelbare Zugang zum DV-System des Untersu- 
chungsausschusses ab sofort verwehrt werde. Ent- 
sprechend wurde der Zugang technisch gesperrt. 
Durch die Entscheidung des Vorsitzenden wurden 
den Mitgliedern und Mitarbeitern der Fraktionen irn 


1. Untersuchungsausschuß Recherchen im Rahmen 
der Erledigung des ergänzenden Auftrages des Unter- 
suchungsausschusses unmöglich gemacht. 

Für die Entscheidung des Vorsitzenden des 1. Unter- 
suchungsausschusses gab es keine Rechtsgrundlage. 
Weder lag ein entsprechender Beschluß des Untersu- 
chungsausschusses vor, noch wurden die Mitglieder 
des Untersuchungsausschusses vorab hierüber in 
Kenntnis gesetzt. Auch die Einhaltung der Grenzen 
des ergänzenden Untersuchungsauftrags aufgrund 
des Bundestagsbeschlusses vom 23. Juni 1994, der 
Schutz der im DV-System des Untersuchungsaus- 
schusses gespeicherten Daten oder Gesichtspunkte 
des Geheimschutzes — im DV-System sind Unterla- 
gen bis VS-Nur für den Dienstgebrauch gespeichert — 
können die Entscheidung des Vorsitzenden nachträg- 
lich nicht rechtfertigen. 

Die Aufforderung des Obmanns der SPD-Fraktion 
vom 29. Juni 1994, die Entscheidung wieder rückgän- 
gig zu machen, ist vom Ausschußvorsitzenden abge- 
lehnt worden. Die daraufhin eingeschaltete Präsiden- 
tin des Deutschen Bundestages hat sich auf Nichtzu- 
ständigkeit des Ältestenrates berufen und angeregt, 
der Abgeordnete Dr. Andreas von Bülow möge sein 
Anliegen zunächst in der nächsten Ausschußsitzung 
Vorbringen. Daraufhin hat sich der 1 . Untersuchungs- 
ausschuß am 7. September 1994 mit der Frage des 
Zugangs zu dem DV-System befaßt. 

Der während der Sitzung gestellte Antrag der SPD, 
den unmittelbaren Zugang zum DV-System in den 
Räumen der Fraktionen und Gruppen wiederherzu- 
stellen, ist vom Untersuchungsausschuß mit den Stim- 
men von CDU/CSU abgelehnt worden. Schließlich ist 
eine Einigung insofern erzielt worden, als die Fraktio- 
nen über die Bildschirmarbeitsplätze im Ausschuß- 
sekretariat Recherchearbeiten durchführen können, 
eine wenig zweckmäßige und umständliche Rege- 
lung. 

Es bleibt festzuhalten, daß die Arbeit der Mitglieder 
des Untersuchungsausschusses für die Dauer von 
mehr als zwei Monaten erheblich behindert wurde. 
Die Rechte der Minderheit sind willkürlich beschnit- 
ten worden. 


II. Bewertung 

des Untersuchungsergebnisses 

1. Feststellungen zur Hauptabteilung XVIII des 
MfS in bezug auf den Bereich Kommerzielle 
Koordinierung 

Bis zur Feststellung des Abschlußberichts am 27. Mai 
1994 war es dem BStU nicht möglich, die für die 
Ausschußarbeit wichtigen Akten der HA XVIII aufzu- 
arbeiten und dem Untersuchungsausschuß zur Verfü- 
gung zu stellen. Hieran haben weder Anmahnungen 
des Ausschußsekretariats unter Hinweis auf den 
Beweisbeschluß 12-5 vom 27. Juni 1991 noch Bespre- 
chungen auf Mitarbeiterebene am 6. Mai 1993 in Bonn 
und am 28. Juli 1993 in Berlin etwas ändern kön- 
nen. 
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Zusätzlich zu den beim BStU vorhandenen Unterla- 
gen der HA XVIII, es handelt sich bei den für den 
Untersuchungsausschuß relevanten Unterlagen um 
jeweils 100 m lfd. Akten der Abteilung 7 und 8, 
verfügte der BND über weitere Unterlagen der HA 
XVIII/8, ohne daß dies dem Untersuchungsausschuß 
durch den BStU oder den BND mitgeteilt worden 
war. 

Diese Unterlagen (Dossiers und Disketten) waren dem 
BND im Frühjahr 1990 vom damaligen Leiter der HA 
XVIII/8, Willy Koch, übergeben worden. Nach Anga- 
ben von Willy Koch bei seiner Vernehmung durch das 
Hessische Landeskriminalamt am 19. Juni 1991 bein- 
halten die Dossiers und Disketten das gesamte opera- 
tive Wissen der HA XVIII/8. 

Der Untersuchungsausschuß hat sich nicht mit der 
Frage beschäftigt, ob für das Verbleiben der Unterla- 
gen beim BND ein zulässiger Verwendungszweck 
bestand. 

Der BND hatte das Vorhandensein der Dossiers und 
Disketten mit Schreiben vom 23. März 1 992 dem BStU 
gemäß § 7 Abs. 1 StUG angezeigt. Vorausgegangen 
wären Gespräche mit der Behörde des BStU. 

Der BND hatte seine Anzeige mit dem Antrag nach § 8 
Abs. 2 i. V. m. § 25 StUG verbunden, die Unterlagen 
zum Zwecke seiner eigenen Sicherheit auswerten zu 
dürfen, und diesen Antrag mit der Feststellung 
begründet, daß eine Trennung zwischen Disketten 
mit BND-bezogenen Inhalten einerseits und Disketten 
mit technologiebezogenen Inhalten andererseits nicht 
möglich sei. Der BStU hatte daraufhin weder die 
Herausgabe der Unterlagen nach § 8 Abs. 1 StUG 
verlangt, noch den Antrag auf Nutzung abgelehnt. 

Erst als sich bei der SPD-Bundestagsfraktion die Frage 
der Einsetzung eines parlamentarischen Untersu- 
chungsausschusses gestellt hatte, bei dem im Mittel- 
punkt der Untersuchung die Akten der HA XVIII 
stehen sollten, wurden durch den BND in einer 
Besprechung am 17. Juni 1994 die Vertreter folgender 
Behörden über die vom Leiter der HA XVIII/8 an den 
BND übergebenen Unterlagen unterrichtet: BStU, 
Bundesamt für Verfassungsschutz, Bundeskriminal- 
amt, Generalbundesanwalt und Zentrale Ermittlungs- 
stelle für Regierungs- und Vereinigungskriminalität. 
Der BStU hat bei der Besprechung die Herausgabe der 
Unterlagen verlangt, die ihm vom BND daraufhin am 
28. Juni 1994 übergeben wurden. 

Die Mitglieder der SPD im Untersuchungsausschuß 
gehen davon aus, daß ohne Betreiben der SPD auf 
Fortführung der Ausschußarbeit 

— es nicht zu dieser Besprechung gekommen wäre; 

— die vom ehemaligen Leiter der HA XVIII/8 an den 
BND übergebenen Unterlagen unter Mißachtung 
des StUG weiterhin im Besitz des BND verblieben 
wären; 

— eine Prüfung strafrechtlich relevanter Sachver- 
halte, die sich aus dem Disketteninhalt ergeben, 
unterblieben wäre. Erst aufgrund der Besprechung 
sind dem Bundeskriminalamt am 23. August 1994 
auf Ersuchen des Generalbundesanwalts 44 Dis- 
kettenkopien übergeben worden, die sämtliche 


IMB und IM der HA XVIII mit Wohnadressen in 
den alten Bundesländern betreffen. Im Sommer 
1990 waren lediglich die übergebenen Dossiers an 
das Bundeskriminalamt weitergeleitet worden, 
soweit diese Hinweise auf mögliche strafbare 
Handlungen enthielten. 

Gemessen am Gesamtumfang der Unterlagen der 
Abteilungen 7 und 8 der HA XVIII (2 x 100 m) haben 
dem Untersuchungsausschuß nur vergleichsweise 
wenige auswertbare Unterlagen zur Verfügung 
gestanden. Hinzu kommt, daß aus den in Abschnitt 1.2. 
genannten Gründen eine inhaltliche Aufarbeitung 
der dem Untersuchungsausschuß nunmehr vorliegen- 
den Diskettenkopien nicht möglich ist. Der vollstän- 
dige Ausdruck der lesbaren Disketten hätte einen 
Umfang von ca. 80 Aktenordnern ä 500 Seiten. Wich- 
tige Dossiers zu den Embargohändlern Hans Joch- 
heim und Richard Müller, die der Leiter der HA 
XVIII/8 dem BND übergeben hatte, wurden dem 
Untersuchungsausschuß vom BStU bisher nicht vor- 
gelegt. 

Aus den wenigen Unterlagen, die der BStU dem 
Untersuchungsausschuß übergeben hat, ergibt sich 
aus Sicht der SPD folgendes Bild des Handels mit 
Hochtechnologie-Gütern der CoCom-Liste: 

— Die Aufkäufer der DDR hatten keine nennenswer- 
ten Schwierigkeiten zu überwinden, um an 
gewünschte Waren der westlichen Elektronikpro- 
duzenten in den USA, Japan oder Westeuropa 
heranzukommen. Die Waren wurden teils direkt 
beim Produzenten, teils über Vermittlungsunter- 
nehmen in verschiedenen Staaten bestellt und 
über mehr oder weniger verschlungene Wege 
geliefert. 

— Der Kaufpreis lag angeblich zur Abdeckung des 
Risikos und der Kosten der Umwege um 40 bis 70 % 
über den Listenpreisen. 

— Aus den Akten der HA XVIII läßt sich schließen, 
daß Mitarbeiter der großen internationalen Elek- 
tronikkonzerne ebenso wie die Mitarbeiter der 
kleineren Anbieter zugleich für westliche Geheim- 
dienste tätig waren oder als Doppelagenten agier- 
ten. Hierzu werden derzeit aus dem Bestand der 
vom BND an den BStU übergebenen Disketten im 
Auftrag des Generalbundesanwalts durch das 
Bundeskriminalamt 44 Diskettenkopien eingese- 
hen, um dem Generalbundesanwalt die Prüfung zu 
ermöglichen, ob hinsichtlich bestimmter darin 
genannter Personen (IMB und IM mit Wohnadres- 
sen in den alten Bundesländern) die Einleitung von 
Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts von 
Straftaten i.S.d. § 99 StGB geboten erscheint. 

— Es gibt Anhaltspunkte dafür, daß westliche 
Geschäftspartner versuchten, die östlichen Partner 
durch materielle Zuwendung in Form von Bargeld 
oder Überweisung von Geldern auf anonyme 
Nummemkonten zu korrumpieren. Aus den 
Berichten der IMB hatten die Führungsoffiziere 
des MfS in der Regel sowohl über die geheim- 
dienstlichen Hintergründe des Partners als auch 
die Korrumpierungsversuche lückenlos Kenntnis. 
Auch von Vorschlägen, einen Teil der erhaltenen 
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Gelder wie üblich anzugeben, den größten Teil 
jedoch auf einem Nummernkonto z. B. in der 
Schweiz anzulegen, war das MfS informiert (Doku- 
ment-Nr. 49). 

— Der Kreis der Nutznießer derartiger Schmuggel- 
Konstruktionen muß beachtlich gewesen sein. Die 
westlichen Elektroniklieferanten hatten ihre letzt- 
lich ungehinderten Absatzmärkte im Osten. Die 
Lieferanten, die dank der Deckung durch die 
eigenen Geheimdienste, kein Risiko mit der Liefe- 
rung eingingen, konnten satte Gewinne einstrei- 
chen. Sie konnten einen erheblichen Teil des 
Geldes neben der Einnahme aus der Spionagetä- 
tigkeit für sich behalten. Die östlichen Einkäufer 
von Embargoware ließen sich mit Wissen des MfS 
bestechen, führten einen Teil des Geldes ord- 
nungsgemäß an den Führungsoffizier ab, dürften 
jedoch insbesondere in den höheren Rängen der 
Einkäufer in der Tat ihr Scherflein für die Not ins 
Trockene, d. h. in der Regel auf ein Schweizer 
Nummernkonto, gebracht haben. Der Bereich 
Kommerzielle Koordinierung kassierte über die 
Vertreterfirmen seine Provision am überhöhten 
Preis für die „heiße" Ware. MfS und Bereich 
Kommerzielle Koordinierung teilten sich dann 
auch noch die Abstandszahlung westlicher Liefe- 
ranten für den Verzicht auf Strafanzeige und 
weitergehende kommerzielle Sanktionen, d. h. 
man blieb im Geschäft. Dies wiederum ermög- 
lichte den Westlieferanten die Einbeziehung von 
Abstandszahlungen in die Angebotspreise. Aus- 
führungen hierzu sind bereits im Abschlußbericht 
des 1. Untersuchungsausschusses auf Seite 513 
enthalten. 

— Eine Frage kann anhand dieser wenigen Fälle 
nicht beantwortet werden: die nach der direkten 
oder indirekten Teilhabe westlicher Geheimdien- 
ste an der Durchführung und Absicherung derarti- 
ger Geschäftskonstruktionen. Möglicherweise 
steckt die Sorge der Erhellung dieser Thematik 
neben der oben erwähnten offenbar werdenden 
Wirtschaftskriminalität hinter der Weigerung oder 
auch Unfähigkeit der Bundesregierung wie des 
BStU, die entsprechenden Unterlagen vollständig 
zur Verfügung zu stellen. Es wäre zumindest eine 
rational nachvollziehbare Erklärung für die auf der 
Hand liegende Mißachtung des Parlaments, durch 
die eine vollständige Erfüllung des Untersu- 
chungsauftrags in bezug auf die Akten der HA 
XVIII zunichte gemacht wurde. 


PC-Schulungen des MfS durch 
die Firma Siemens AG 

In den vom BStU an den Untersuchungsausschuß 
vorgelegten Dossiers war ein Gesprächsprotokoll vom 
13. April 1989 (Dokument-Nr. 50) über eine Beratung 
von Vertretern der Hauptabteilungen XVIII/8 und XIII 
enthalten, in der es um die Einrichtung von Computer- 
gestützten Arbeitsplätzen und um die Entwicklung 
von elektronischen Datenbankdateien für das ehema- 
lige Ministerium für Staatssicherheit (MfS) ging. Aus 
dem Gesprächsprotokoll wird deutlich, daß die Firma 


Siemens AG 1989 Mitarbeiter des MfS für die Arbeit 
an Computern geschult hat. MfS-seitig wurden Mitar- 
beiter hinsichtlich ihres Verhaltens und Auftretens im 
Zusammenhang mit diesen Schulungen instruiert. 
Außerdem wurden die Informationsinteressen der 
Hauptabteilung XVIII/8 zur Firma Siemens AG 
gegenüber der Abteilung XIII (Spionage) abgestimmt. 
Nach Presseberichten (Bonner Rundschau v. 22. Sep- 
tember 1994) konnte von der Siemens AG die Schu- 
lung von MfS-Mitarbeitem nicht ausgeschlossen wer- 
den. 

Da sich aus dem Dossier „RIAD" der Hauptabteilung 
XVIII/8 des MfS vom 7. April 1988 (Dokument-Nr. 53) 
möglicherweise eine Zusammenarbeit des Siemens- 
Vorstandes mit dem Bundesnachrichtendienst ergibt, 
liegt die Vermutung nahe, daß auch die genannten 
Schulungen durch die Firma Siemens mit dem BND 
abgestimmt waren. 


2. Aktivitäten des IMB „Gabriel“ 

Die Unterlagen der HA XVIII/7 über den Kaufmann 
Helmut Henschel, der vom MfS als IMB „Gabriel" 
geführt worden war, machen deuüich, wie ehemalige 
DDR-Bürger, die nach ihrer Flucht oder Ausreise in 
die Bundesrepublik Deutschland im Osthandel tätig 
waren, für geheimdienstliche Zwecke genutzt wur- 
den. 

Mit Wissen und Wollen des MfS hat Helmut Henschel 
für westliche Geheimdienste gearbeitet. CIA und 
BND versorgte er mit Informationen über den Außen- 
handel der DDR, die Kirchengeschäfte und über die 
Arbeitsweise des Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung. Im Mittelpunkt des Interesses des CIA, zu dem 
Henschel seit 1958 Kontakt hatte, standen bereits vor 
der Gründung des Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung die MfS-Firma F. C. Gerlach und deren 
Geschäftsführer Michael Wischniewski. Besonderes 
Interesse hatte der CIA später an der in der Schweiz 
ansässigen Firma Intrac S. A., Lugano. Neben dem 
„Statthalter" des Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung in der Schweiz, Ottokar Hermann, hielt Schalck- 
Golodkowskis Stellvertreter, Manfred Seidel, Anteüe 
an dieser Firma. 

Das MfS war nicht nur über die von Helmut Henschel 
an den CIA und den BND gegebenen Berichte infor- 
miert, sondern konnte sie auch bis zu einem gewissen 
Grad steuern. Im nachhinein betrachtet, war die 
Agententätigkeit Henschels, die er bis zu seinem Tod 
im Jahre 1980 ausgeübt hatte, für die westlichen 
Geheimdienste wohl eher irreführend als hilfreich. 
Unabhängig davon wird durch die Unterlagen der HA 
XVIII/7 noch einmal bestätigt, daß der Bereich Kom- 
merzielle Koordinierung seit seiner Gründung im 
Fadenkreuz westlicher Geheimdienste stand. Dies gilt 
auch für die Person von Dr. Alexander Schalck- 
Golodkowski. 

Wichtig war dabei für das MfS, über den IMB „Ga- 
briel" herauszufinden, über welches Wissen der geg- 
nerische Dienst verfügte, welche Techniken, welche 
konspirativen Verbindungen er verwendete und über 
welche Kanäle Informationen abgeflossen sein konn- 
ten. 
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3. Neue Erkenntnisse zur Zusammenarbeit 
Rechtsanwalts Dr. Vogel mit dem Bereich 
Kommerzielle Koordinierung 

Durch die weitere Auswertung der erst kurz vor 
Erstellung des Abschlußberichts zugänglich gewor- 
denen MfS-Unterlagen konnten die durch den Unter- 
suchungsausschuß bis dahin gewonnenen Erkennt- 
nisse zur Rolle von Rechtsanwalt Dr. Wolfgang Vogel 
als Bevollmächtigter der DDR-Regierung beim Häft- 
lingsfreikauf und zu seiner Mitarbeit für das MfS noch 
ergänzt werden. 

Die SPD geht davon aus, daß Rechtsanwalt Dr. Wolf- 
gang Vogel auch nach 1967 noch für das MfS gear- 
beitet hat. Nur hatte er inzwischen innerhalb des MfS 
eine Position erreicht, die weit über eine normale 
IM-Tätigkeit hinausging. Dies würde erklären, daß 
von 1968 an weder IM-Berichte vorliegen, noch ein 
Führungsoffizier bekannt ist. 

Durch das Landgericht Berlin wurde inzwischen das 
Hauptverfahren gegen Rechtsanwalt Dr. Wolfgang 
Vogel eröffnet. Die Anklage lautet auf mehrfache 
Erpressung Ausreisewilliger. Dr. Vogel soll Aus- 
reisewilligen für die Genehmigung zum Verlas- 
sen der DDR Grundstücke abgepreßt haben. Der 
Prozeßbeginn wurde auf den 2. November 1994 fest- 
gelegt. 

Der Untersuchungsausschuß hat festgestellt, daß 
Bewohner der DDR schneller mit ihrer Ausreise rech- 
nen konnten, wenn sie bereit waren, ihren Grundbe- 
sitz zu verkaufen. Inwieweit in Einzelfällen in diesem 
Zusammenhang Ausreisewillige erpreßt wurden, 
bleibt der gerichtlichen Klärung Vorbehalten. 


4. Konten von Unternehmen und Personen des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung bei 
der Otto Scheurmann Bank-KG 

Die Ergebnisse der staatsanwaltlichen Ermittlungen 
zur Anstalt Mondessa und zur Otto Scheurmann 
Bank-KG hatten dem Untersuchungsausschuß bis 
zum Ende der ursprünglichen Beweisaufnahme nicht 
Vorgelegen. Die von der SPD beantragten Zeugenver- 
nehmungen zu diesem Komplex waren von der Aus- 
schußmehrheit abgelehnt worden. 

Dies waren u. a. Gründe für die Forderung der SPD, 
die Arbeit des Untersuchungsausschusses mit einem 
begrenzten Auftrag über den Zeitpunkt der Kenntnis- 
nahme des Abschlußberichts hinaus bis zum Ende der 
12. Wahlperiode fortzusetzen. 

Über die Feststellungen des Untersuchungsausschus- 
ses, die aufgrund der vom Bundesministerium der 
Finanzen und der Staatsanwaltschaft bei dem Kam- 
mergericht Berlin — Arbeitsgruppe Regierungskrimi- 
nalität — zur Verfügung gestellten Unterlagen getrof- 
fen wurden, hat der Untersuchungsausschuß zu Kon- 
ten der Intrac S. A., Lugano, und von Simon und Josef 
Goldenberg bei der Otto Scheurmann Bank-KG 
Kenntnisse gewonnen. Die Einzelheiten hierzu sind 
im Feststellungsteil des ergänzenden Berichts aus- 
führlich dargestellt worden. 


Durch die gewonnen Erkenntnisse sind die Zweifel 
der SPD bestätigt worden, ob Dr. Schalck-Golod- 
kowski tatsächlich sämtliche treuhänderisch gehal- 
tene Vermögenswerte zurückgeführt hat. Es kann 
nicht ausgeschlossen werden, daß noch weitere Kon- 
ten von Personen und Unternehmen aus dem Bereich 
Kommerzielle Koordinierung bei Banken in der Bun- 
desrepublik Deutschland oder im westlichen Ausland 
bestanden oder noch bestehen, über die Dr. Alexan- 
der Schalck-Golodkowski, seine Ehefrau oder andere 
Vertrauenspersonen verfügen konnten oder noch 
können. So wie nur durch Zufall bekannt wurde, daß 
Staats- bzw. Parteigelder der DDR, in einem Fall unter 
dem Stichwort „Sultan”, dem Namen des Hundes des 
Ehepaars Schalck-Golodkowski, in der Schweiz ange- 
legt wurden, ist eher zu vermuten, daß weitere derar- 
tige Verstecke durch Dr. Alexander Schalck-Golod- 
kowski und dessen Umgebung angelegt worden 
sind. 


5. Bericht des Bayerischen Landtages in bezug 
auf den sog. Milliardenkredit und den Handel 
mit Agrarprodukten 

Abweichend von den getroffenen Absprachen wurde 
der Schlußbericht des Bayerischen Untersuchungs- 
ausschusses erst nach der Feststellung des Abschluß- 
berichts des 1. Untersuchungsausschusses der Öffent- 
lichkeit vorgelegt. Eine zusammenfassende Darstel- 
lung des dortigen Untersuchungsergebnisses ist in 
den Feststellungsteil des ergänzenden Berichts aufge- 
nommen worden. Die SPD verzichtet auf eine Bewer- 
tung des Untersuchungsergebnisses des Bayerischen 
Landtages. 

Aus dem Schlußbericht ist jedoch nicht erkennbar 
geworden, inwieweit der Bayerische Untersuchungs- 
ausschuß Hinweisen aus einer MfS- Abhörinformation 
vom 23. Januar 1985 (Dokument-Nr. 51) über eine 
geplante Übernahme finanzieller Forderungen an die 
DDR durch die Luxemburger Tochter einer Westber- 
liner Bank nachgegangen ist. Die damaligen Forde- 
rungen sollen aus einem Außenhandelsgeschäft zwi- 
schen der Firma März und einem Außenhandels- 
betrieb der DDR resultieren und sich auf eine 
Summe zwischen 15 und 18 Mio. DM belaufen 
haben. 

Nach der Abhörinformation wurde der Kredit 
zunächst über Kontokorrent durch die Firma März 
finanziert. Da diese jedoch Finanzmittel für Wertpa- 
piergeschäfte benötigte, bemühte sie sich um die 
Übernahme der Forderung durch die Luxemburger 
Bank. 

Nach der Abhörinformation wurde das Geschäft zwi- 
schen der Firma März und einem AHB der DDR 
am 19. September 1983 abgeschlossen. Es stand 
somit in einem zeitlichen Zusammenhang mit dein 
ersten Milliardenkredit, wodurch nach Auffassung 
der SPD ein besonderes Aufklärungsinteresse be- 
gründet wird. 

Bei den Untersuchungen des Bayerischen Ausschus- 
ses mußten zwangsläufig Zahlungen der Firmen März 
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und Moksel auf ein Konto von Simon und Josef 
Goldenberg bei der Otto Scheurmann Bank-KG in 
Berlin (West) unberücksichtigt bleiben. Dieses Konto, 
für das auch Dr. Alexander Schaick-Golodkowski eine 
Vollmacht besaß, wurde erst bei den ergänzenden 
Untersuchungen des 1. Untersuchungsausschusses 
festgestellt. 

Die Zahlungen der Firma Moksel auf das Goldenberg- 
Konto stehen im Widerspruch zur bisherigen 
Annahme, daß zwischen Simon Goldenberg und Ale- 
xander Moksel keine Geschäftsverbindungen bestan- 
den. Allerdings besteht auch die Möglichkeit, daß es 
sich dabei um eine Zahlung, die für Dr. Alexander 
Schaick-Golodkowski bestimmt war, gehandelt ha- 
ben könnte. 


6. Sicherung und Rückführung veruntreuter 
Vermögenswerte 

Bereits mit seinem Bericht vom 27. Mai 1994 war der 
Deutsche Bundestag über Vermögensverschiebun- 
gen durch „alte Seilschaften" im Zusammenhang mit 
der Abwicklung und dem Verkauf von Unternehmen 
des Bereichs Kommerzielle Koordinierung unterrich- 
tet worden. Die in dem Bericht getroffenen Feststel- 
lungen werden durch den vorgelegten ergänzenden 
Bericht aktualisiert. 

Im Zusammenhang mit der Sicherung und Rückfüh- 
rung von veruntreuten Vermögenswerten von nahezu 
500 Mio. DM des Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung liegen im Komplex F.C. Gerlach (Geschäftsfüh- 
rer Michael Wischniewski) bei den in Berlin, Vaduz, 
Tel Aviv und Wien anhängigen Verfahren bisher 
keine rechtskräftigen Urteile vor. Das beim Landge- 
richt Berlin anhängige Zivilverfahren im Komplex 
Asimex ist am 18. Oktober 1994 durch einen Vergleich 
beendet worden. 

Am 26. September 1994 ist Dr. Günther Forgber vom 
Landgericht Berlin wegen Veruntreuung von Vermö- 
genswerten des Bereichs Kommerzielle Koordinie- 
rung zu einer Haftstrafe von 21 Monaten verurteilt 
worden. Es bleibt abzuwarten, welche Auswirkungen 
die zur Bewährung ausgesetzte Verurteilung auf die 
laufenden Zivilverfahren hat. 

Im Verfahren gegen die Verantwortlichen der Firma 
Kowimex, die aus der BERAG Export-Import GmbH 
des Bereichs Kommerzielle Koordinierung hervorge- 
gangen ist, ist im Berufungsverfahren vom Kammer 
gericht Berlin als Verhandlungstermin der 8. Novem- 
ber 1994 festgelegt worden. 

Die vorgenannten Unternehmen gehörten alle zur 
Hauptabteilung I des Bereichs Kommerzielle Koordi- 
nierung. Bei dieser Abteilung waren nach der Flucht 
von Dr. Alexander Schaick-Golodkowski „aus 
Gründen der nationalen Sicherheit" zunächst Über- 
prüfungen untersagt worden. Es muß angenommen 
werden, daß durch diese Entscheidung, für die der 
damalige Ministerpräsident Modrow verantwortlich 
war, Vermögensverschiebungen erleichtert wur- 
den. 


Anwaltliche Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland bei gerichtlichen Prozessen zur 
Sicherstellung von Vermögenswerten 

Bei der Treuhandanstalt (THA) wurde im Januar 1991 
der Sonderbereich Außenhandelsbetriebe (AHB) un- 
ter dem Leiter Dr. Hinrich Strecker eingerichtet. Mit 
Rechtsanwalt 1 lans- Joachim Reuther war ein Berater- 
vertrag abgeschlossen worden. Während der Laufzeit 
dieses Vertrages erteilte der Bundesminister der 
Finanzen auf Vorschlag des Leiters des Sonderbe- 
reichs AHB die Rechtsanwaltskanzlei Kiethe & Part- 
ner (später Kiethe & Westphal) Mandate für die 
Verfahren gegen die Unternehmen des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung F C. Gerlach/Michael 
Wischniewski, Asimex und Günther Forgber. Auch 
während seiner Tätigkeit als Leiter des Sonderbe- 
reichs Al 1B als Nachfolger von Dr. Hinrich Strecker 
schlug Rechtsanwalt Hans-Joachim Reuther im 
Ergebnis ausschließlich die Kanzlei Kiethe & Partner 
für eine Mandatsvergabe vor. Der für die Mandatsver- 
gabe zuständige Bundesminister der Finanzen folgte 
seinen Vorschlägen. 

Geradezu grotesk muß in diesem Zusammenhang 
erscheinen, daß sich Rechtsanwalt Hans-Joachim 
Reuther kurz vor seiner Übernahme der Aufgaben als 
Leiter des Sonderbereichs AHB im Januar 1992 mit 
der Kanzlei Kiethe & Partner verbunden hatte. 

Im Jahr 1 992 wurde die Kanzlei Kiethe & Partner auch 
noch mit der Wahrnehmung des Mandats Kowimex 
beauftragt. 

Aufgrund des Ausscheidens von Mitgliedern der 
Kanzlei Kiethe & Westphal im Mai 1992 kam es ab Juni 
1992 zu einer Neuverteilung der Mandate, die sich 
angeblich an den bisherigen kanzleiinternen Aufga- 
benverteilungen orientierte. Es konnte nicht nachge- 
prüft werden, ob andere Gründe für die Vergabe der 
Mandate ausschlaggebend waren. 

Für die Verfahren F. C. Gerlach/Michael 
Wischniewski, Asimex und Kowimex verblieb das 
Mandat bei der Kanzlei Kiethe & Partner. Für das 
Verfahren Günther Forgber wurde das Mandat der 
Kanzlei Westphal & Spilker erteilt. Nach Beendigung 
des Verfahrens im Komplex F. C. Gerlach/Michael 
Wischniewski in der 1 . Instanz wurde die Kanzlei 
Westphal & Spilker damit beauftragt, die Bundesrepu- 
blik Deutsrhin.m in der 2. Instanz vor dem Kammer- 
gericht Berlin zu vertreten. Bereits im November 1991 
war ein Teilbereich des Komplexes Asimex auf die 
Kanzlei Westphal & Spilker übertragen worden. 

Mit der Mandatsvergabe für das Verfahren Bundesre- 
publik Deutschland gegen F. C. Gerlach/Michael 
Wischniewski — es geht hier insgesamt um eine 
Summe von 380 Mio. DM — schied Rechtsanwalt 
Karl-1 leinz Spilker, der dem Deutschen Bundestag als 
CSU- Abgeordneter seit sieben Wahlperioden ange- 
hört, als ordentliches Mitglied aus dem 1. Untersu- 
chungsausschuß aus. Da der Kanzlei Westphal & 
Spilker bereits im November 1991 ein Teilbereich des 
Komplexes Asimex übertragen worden war, bleibt 
festzuhalten, daß der CSU-Abgeordnete Karl-Heinz 
Spilker bis zum 15. Juni 1992 einer Kanzlei angehört 
hat, die die Bundesrepublik Deutschland seit Novem- 
ber 1991 in einem Verfahren gegen ein Unternehmen 
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bzw. gegen Personen aus dem Bereich Kommerzielle 
Koordinierung vertreten hatte, und zugleich Mitglied 
in einem parlamentarischen Untersuchungsausschuß 
war, der sich ebenfalls mit dieser Materie befaßt 
hatte. 

Erstaunen muß in diesem Zusammenhang auch, daß 
die Bundesrepublik Deutschland sich bei der Klage 
gegen Michael Wischniewski und die F. C. Gerlach 
Etablissement vor dem Fürstlich Liechtensteiner 
Landgericht durch den Rechtsanwalt Dr. Peter Ritter 
vertreten läßt. 

Dr. Peter Ritter war u. a. einzelzeichnungsberechtig- 
ter Verwaltungsrat von folgenden durch den Bereich 
Kommerzielle Koordinierung gegründeten Anstalten 
nach Liechtensteiner Recht; diese Anstalten wie- 
derum hielten Anteile an den in der Bundesrepublik 
Deutschland einschl. Berlin (West) ansässigen „Par- 
teifirmen 11 : 

— Anstalt BEFIMO, Vaduz 

— Anstalt MONVEY, Vaduz 

— Anstalt CONGREGATIO, Vaduz 

— Anstalt HIPPOKRATES, Vaduz 

— Anstalt MONDESSA, Vaduz 

Die Leitung der Anstalten lag in der Hand von 
ausländischen Vertrauenspersonen bzw. von mit der 
Verwaltung von Vermögenswerten der DDR im Auf- 
trag des Bereichs Kommerzielle Koordinierung beauf- 
tragten Gesellschaften. 

Nach Erkenntnissen des 1. Untersuchungsausschus- 
ses unterhielt die Anstalt MONDESSA bei der Otto 
Scheurmann Bank-KG in Berlin (West) mehrere Kon- 
ten. Für das Konto mit der Nummer 1 84743 war neben 
Dr. Peter Ritter auch Dr. Alexander Schalck-Golod- 
kowski unter dem Namen „Jürgen Keller” handlungs- 
bevollmächügt (Dokument-Nr. 52). 

Die SPD geht davon aus, daß Dr. Peter Ritter bekannt 
war, wer sich hinter dem Aliasnamen „Jürgen Keller” 
verbarg. Um so fragwürdiger muß die Mandatsver- 
gabe an diesen Anwalt durch die Bundesrepublik 
Deutschland im Liechtensteiner Prozeß gegen Mi- 
chael Wischniewski und die Etablissement F. C. Ger- 
lach erscheinen. 

Dr. Peter Ritter war darüber hinaus Repräsentant und 
Verwaltungsrat der Anstalt ABEVA, Vaduz, die am 
6. März 1991 aufgelöst wurde. Auch zum Liquidator 
der Gesellschaft, über deren Geschäftstätigkeit dem 
Untersuchungsausschuß keine Kenntnisse vorliegen, 
war Dr. Peter Ritter bestimmt worden. 

Ob die Bundesrepublik Deutschland ihren Rechtsver- 
treter in Liechtenstein, Dr. Ritter, gebeten hat, nun- 
mehr alle Anstalten zu benennen, bei denen er für 
Firmen oder Parteien der DDR als Verwaltungsrat 
tätig war, konnte nicht mehr untersucht werden. 

Verkauf der Intrac S. A., Lugano 

Rechtsanwalt Hans- Joachim Reuther war im Rahmen 
seiner Beratertätigkeit für die THA auch am Verkauf 
der Intrac S. A., Lugano, (jetzt: Immobilare del Piano 
S. A.) beteiligt. 


Die am 15. Dezember 1992 zu einem Kaufpreis von 
12 Mio. SFR veräußerte 40 % -Beteiligung der Intrac 
S. A., Lugano, gehörte zum Auslandsvermögen des 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung, das von der 
THA über die Effect Vermögensverwaltungsgesell- 
schaft mbH abgewickelt wurde. Der Verkauf erfolgte 
mit Zustimmung des BMF an den damaligen Mehr- 
heitsgesellschafter Ottokar Hermann. 

Der Verdacht, daß bei dem Verkauf des 40%-Anteils 
möglicherweise Vermögenswerte der Bundesrepu- 
blik Deutschland verlorengegangen sind, ergibt sich 
aus der Tatsache, daß Dr. Alexander Schalck-Golod- 
kowski in einem Schreiben an den damaligen Bundes- 
minister des Innern, Dr. Wolfgang Schäuble, das dem 
Untersuchungsausschuß im Konzept vorliegt, den 
Wert des Anteils bei einem Verkauf „nicht vor 1991 " 
auf „80 bis 100 Mio. DM" geschätzt hat. Dem Schrei- 
ben von Dr. Alexander Schalck-Golodkowski an Bun- 
desminister Dr. Wolfgang Schäuble vorausgegangen 
war ein Treffen mit Waltraud Lisowski auf dem 
Münchner Flughafen, bei dem diese ihrem früheren 
Vorgesetzten Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
Einzelheiten aus ihrem Tätigkeitsbereich bei der 
Effect Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH mit- 
teilte. Die THA hatte von diesem Treffen keine Kennt- 
nis. 

Bei den Verkaufsverhandlungen soll Ottokar Her- 
mann angegeben haben, daß ihm der 60% -Anteil an 
der Intrac S. A. schon immer gehört habe. Inwieweit 
diese Behauptung von der THA geprüft wurde, ist 
dem Untersuchungsausschuß nicht bekannt gewor- 
den. 

Zur Sicherung des Vermögens hatte der Bereich 
Kommerzielle Koordinierung Holdinggesellschaften 
in Drittländern errichtet, deren gesetzliche Bestim- 
mungen die Gründung derartiger Firmen zuließen. 
Oftmals hielten die eingesetzten Geschäftsführer 
Anteile an diesen Firmen. Die Dokumente, aus denen 
sich die tatsächlichen Eigentumsverhältnisse erge- 
ben, befanden sich immer im Besitz des Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung. Es ist daher nicht aus- 
zuschließen, daß es sich bei dem 60 %- Mehrheitsan- 
teil an der Intrac S. A. um Vermögenswerte der DDR 
gehandelt haben könnte. Diese Annahme wird 
gestützt durch die jetzt gefundenen Unterlagen über 
ein Konto, das die Intrac S. A. bei der Otto Scheur- 
mann Bank-KG unterhalten hat. Für dieses Konto 
waren auf dem Unterschriftsblatt unter der Rubrik 
„Inhaber, Vorstandsmitglieder, Geschäftsführer" ne- 
ben Hermann auch Schalck-Golodkowski und Seidel 
aufgeführt. Frau Gutmann, die spätere Ehefrau von 
Dr. Alexander Schalck-Golodkowski, wurde dort als 
Prokuristin geführt. 


Sicherung von Ansprüchen der Treuhandanstalt 
durch Maßnahmen der Staatsanwaltschaft 

Bereits bei ihrer Vernehmung durch den Untersu- 
chungsausschuß am 17. Juni 1992 hatten sich Hin- 
weise ergeben, daß die frühere enge Vertraute von Dr. 
Alexander Schalck-Golodkowski, Waltraud Lisowski, 
während ihrer Tätigkeit bei der Effect Vermögensver- 
waltungsgesellschaft mbH im Zusammenhang mit der 
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Abwicklung von Unternehmen der ehemaligen Abtei- 
lung Firmen an Manipulationen durch den Verkauf 
unter Wert, gezielte Unterbewertung von Aktivposten 
in der Bilanz und den Verkauf an ehemalige 
Geschäftsführer, die Gesellschaftsanteile an Firmen 
außerhalb der DDR für den Bereich Kommerzielle 
Koordinierung gehalten haben, beteiligt war. Gegen 
Waltraud Lisowski und andere Beteiligte wurden 
Ermittlungsverfahren eingeleitet, die jetzt, nachdem 
neue Beweismittel sichergestellt werden konnten, zur 
Verhaftung von Waltraud Lisowski und den Ge- 
schäftsführern der „ Parteifirmen “ Wittenbecher & Co. 
Handelsgesellschaft mbH, Berlin, sowie deren Toch- 
ter EMA Industrieanlagen Handelsgesellschaft mbH, 
Essen, Dr. Wilhelm Schwettmann und Walter Welker, 
geführt haben. 

Bereits im Bericht vom 27. Mai 1994 hatten die 
Mitglieder der SPD im 1 . Untersuchungsausschuß ihr 
Unverständnis darüber zum Ausdruck gebracht, daß 
Waltraud Lisowski bis Ende September 1991 bei der 
Effect Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH be- 
schäftigt war. Nachdem sie dort mit einer Abfindung 
ausgeschieden war, wurde sie von einem für die THA 
tätigen Liquidator beschäftigt. Dort wirkte sie als 
Liquidatorin der Simpex GmbH, die der ZK- Abteilung 
Verkehr zugeordnet war und in enger Verbindung zur 
ehemaligen Abteilung Firmen der Abteilungsleiterin 
Waltraud Lisowski im Bereich Kommerzielle Koordi- 


nierung stand. Durch die in Verantwortung der THA 
getroffenen Personalentscheidungen wurden Mani- 
pulationen und Veruntreuungen von Vermögensge- 
genständen Vorschub geleistet. 


III. Empfehlung 

Auch durch die ergänzenden Untersuchungen 
konnten nicht alle Teile des Untersuchungsauftrags 
(BT-Drucksache 12/654, 12/662) vollständig erledigt 
werden. Die nicht vollständig ausgeführten Teile sind 
im Teil L. des Abschlußberichts auf geführt. Bei Erle- 
digung des ergänzenden Auftrags (BT-Drucksache 
12/8066) sind insbesondere Lücken in bezug auf die 
Akten der Abteilungen 7 und 8 der Hauptabteilung 
XVIII des MfS geblieben. 

Die SPD-Fraktion empfiehlt daher weiterhin, daß der 
13. Deutsche Bundestag prüft, inwieweit es sinnvoll 
ist, einen Untersuchungsausschuß zur Aufklärung der 
bisher noch nicht erledigten Teile des Untersuchungs- 
auftrags einzusetzen. Dabei sollte auch geprüft wer- 
den, ob es sinnvoll ist, nicht erledigte Teüe des 1. und 
2. Untersuchungsausschusses der 12. Wahlperiode 
von einem gemeinsamen Untersuchungsausschuß 
untersuchen zu lassen. 
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VIERTER TEIL 

Register, Übersichten, Anlagen 

A. Register und Übersichten 


I. Abkürzungsverzeichnis 


A 

Abg. 

Abs. 

AG 

AG 

AG BK K 
Art. 


Abgeordnete(r) 

Absatz 

Aktiengesellschaft 

Arbeitsgruppe 

Arbeitsgruppe Bereich Kommerzielle Koordinierung 
Artikel 


B 

BB 

Bd. 

Beschl. 

betr. 

BfV 

BGAG 

BHE 

BKA 

BMF 

BMJ 

BMWi 

BND 

BRD 

BStU 

BT 
B. V. 
bzw. 


Beweisbeschluß 

Band 

Beschluß 

betreff end/betreffs 

Bundesamt für Verfassungsschutz 

Beteiligungsgesellschaft für Gemeinwirtschaft AG 

Bank für Handel und Effekten 

Bundeskriminalamt 

Bundesministerium der Finanzen 

Bundesministerium der Justiz 

Bundesministerium für Wirtschaft 

Bundesnachrichtendienst 

Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik (Gauck-Behörde) 

Bundestag 

Besloten Vennootschap (entspricht einer GmbH) 
beziehungsweise 


C 

ca. 

CDU 

CIA 

Co. 

CoCom 

COMSEC 

CSU 


circa 

Christlich-Demokratische Union 
Central Intelligence Agency 
Kompanie/Compagnie/Company 

Coordinating Committee for East-West-Trade-Policy auch Coordinating Committee for Multi- 
lateral Export Controls 
Computer Security 
Christlich- Soziale Union 


D 

DABA 

DDR 

DGB 

d. h. 

DM 

Dr. 

DSM 

DV 


Deutsche Außenhandelsbank AG 
Deutsche Demokratische Republik 
Deutscher Gewerkschaftsbund 
das heißt 
Deutsche Mark 
Doktor 

Deutsche Stahl- und Metallhandelsgesellschaft mbH 
Datenverarbeitung 
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E 

ehern. ehemalig 

einschl. einschließlich 

EKD Evangelische Kirche in Deutschland 

etc. et cetera 

F 

F Festgeld 

f. folgende 

Fa. Firma 

F.D.P. Freie Demokratische Partei 

ff. fortfolgende 

G 

Gauck- Der Bundesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 

Behörde Deutschen Demokratischen Republik (BStU) 

GBA Generalbundesanwalt 

GG Grundgesetz 

ggf. gegebenenfalls 

GM Gesellschaftlicher Mitarbeiter 

GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

H 

HA Hauptabteilung 

HB Handelsbereich 

HBK Hanseatisches Baustoffkontor GmbH 

HVA Hauptverwaltung Aufklärung 

I 

IM Inoffizieller Mitarbeiter 

IMB Inoffizieller Mitarbeiter mit Feindverbindung bzw. zur unmittelbaren Bearbeitung im Verdacht 

der Feindtätigkeit stehender Personen (vor 1979 IMF und IMV) 

IME Inoffizieller Mitarbeiter für den besonderen Einsatz 

IMF vgl. IMB 

IMS Inoffizieller Mitarbeiter für Sicherheit/Inoffizieller Mitarbeiter zur politisch- operativen Durch- 

dringung und Sicherung des Verantwortungsbereichs 
Inc. incorporated 

i. S. d. im Sinne des 

i. V. m. in Verbindung mit 

J 

JuB Justier- und Belichtungsanlage 

K 

KCZ Kombinat Carl Zeiss Jena 

KG Kammergericht 

KG Kommanditgesellschaft 

KoKo Kommerzielle Koordinierung 

L 

lfd. laufend 

LT Landtag 

M 

m Meter 

Mat Materialie 

mbH mit beschränkter Haftung 

MdB Mitglied des Bundestages 

MfS Ministerium für Staatssicherheit 

Mio. Million(en) 

Mrd. Milliarde(n) 

MRG Militärregierungsgesetz 

N 

Nr(n). Nummer(n) 
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O 

o. g. 

OHG 

OibE 

OPK 

OV 

OVG 

P 

PC 

PDS 

PKW 

Prof. 

R 

RGW 

S 

S. 

S. A. 

SED 

SEL 

SFR 

sog. 

SPD 

StA 

StGB 

StM 

StPO 

StUG 


T 

THA 

U 

u. 

u. a. 

UA 

UdSSR 

UKPV 

US 

USA 

V 

v. 

VE 

VEB 

VG 

vgl. 

VM 

VS 

VS-NfD 

VSH 

Z 

z. B. 

ZERV 

Ziff. 

ZK 

ZMD 

§ (§§) 


% 

& 
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obengenannt 

offene Handelsgesellschaft 
Offizier im besonderen Einsatz 
Operative Personenkontrolle 
Operativer Vorgang/Operatiworgang 
Oberverwaltungs gericht 


Personal Computer 

Partei des Demokratischen Sozialismus 

Personenkraftwagen 

Professor 


Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe 


Seite 

Societe Anonyme (entspricht einer AG) 

Sozialistische Einheitspartei Deutschlands 
Standard Elektrik Lorenz AG 
Schweizer Franken 
sogenannt 

Sozialdemokratische Partei Deutschlands 

Staatsanwaltschaft 

Strafgesetzbuch 

Staatsminister 

Strafprozeßordnung 

Gesetz über die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demo- 
kratischen Republik (Stasi-Unterlagengesetz) 


T reuhandanstalt 


und 

unter anderem 

Untersuchungsausschuß 

Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

Unabhängige Kommission zur Überprüfung des Vermögens der Parteien und Massenorgani- 
sationen der DDR 
United States 
United States of America 


von/vom 

volkseigen 

Volkseigener Betrieb 

Verwaltungsgericht 

vergleiche 

Valuta-Mark 

Verschlußsache 

Verschlußsache — Nur für den Dienstgebrauch 
Vorverdichtungs-, Such- und Hinweiskartei 


zum Beispiel 

Zentrale Ermittlungsstelle für Regierungs- und Vereinigungskriminalität 
Ziffer 

Zentralkomitee 

Zentraler Medizinischer Dienst 
Paragraph(en) 

Prozent(e) 

und 
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II. Personenregister 


A 

Arnes 16 

Andrä, Wolf gang, Dr. alias IMF „Rolf Anders" 8 


B 


Bahl, Holger 

35 

Bleßing, Meta 

30 

Brandt, Herbert, Dr. 

31 

Breuel, Birgit 

37 

Brückner, Siegfried 

1 6 f . 

C 

Chew, Andrew 

18 

D 

Danckert, Peter, Dr. 

31, 33 

Dimitroff, Peter 

28 ff. 

Dimitroff, Waradin 

28 ff. 

E 

Emmerich, Inge 

29 

F 

Fehr, Adolf 

28 

Forgber, Günter, Dr. 

49 

Fritsch, Kurt 

11 


G 

Gardon, Ingrid 

Gath, Günther alias IM „Hans" 

Geißel, Ludwig 
Genscher, Hans-Dietrich 
Gioeritz, Franz 
Gioeritz, Käthe 
Goldenberg, Josef 
Goldenberg, Simon 
Gräfe, Jürgen 
Grüber, Heinrich 

Gutmann, Sigrid (Geburtsname von Schalck-Golodkowski, Sigrid) 

H 

Hauff, Alfred, Dr. 

Heiter, Hannelore 

Henschel, Gertraude alias IM „Gabriele", alias Gl „Julia" 

Henschel, Helmut alias IMB „Gabriel", alias GM „Bertram" 

Hermann, Gerda 

Hermann, Ottokar 

Hilmer, Adolf 

Hörwarth, Ulf-Dietrich 

Hrobsky, Leopold 

I 

IM Alois (Kategorie IMS); Lösch, Gerhard 

IM Bertram (Kategorie GM); Henschel, Helmut 

IM Burmeister/Burmeester (Kategorie IMS); Schürer, Siegfried 


20 

29 

14 

6, 8, 14f., 16f., 47 
26 

16, 26, 44, 47, 50 

14 

16f. 

20 


17 f., 25 

14 

18 f. 


18 

19 

16 

34 

29 

29 

23 ff., 31, 33, 48f. 

16f. ( 23 ff., 26, 31, 33, 36, 48f. 
19 f. 

16 

12, 22, 26, 28, 30, 33, 50 
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IM Gabriel (Kategorie IMB); Henschel, Helmut 

IM Gabriele; Henschel, Gertraude 

IM Georg (Kategorie GM); Vogel, Wolfgang, Dr. 

IM Hans; Gath, Günther 

IM Julia (Kategorie Gl); Henschel, Gertraude 

IM Messing (Kategorie IME); Kupfer, Dietrich 

IM Rolf Anders (Kategorie IMF); Andrä, Wolfgang, Dr. 

IM Saale (Kategorie IMS); Ronneberger, Gerhardt 
IM Siegfried (Kategorie IMB); Seidel, Eberhard 

J 

Jenninger, Philipp, Dr. 

Jochheim, Hans 
Johde 

K 

Keller, Jürgen (Deckname von Schalck-Golodkowski, Alexander, Dr.) 
Knoll 

Koch, Willy 
Kohl, Helmut, Dr. 

Kupfer, Dietrich alias IME „Messing" 

L 

Labom, Hans-Jürgen 

Lisowski, Waltraud 

Lösch, Gerhard alias IMS „Alois" 

Lutz, Erich 

M 

Manne witz, Klaus 
März, Josef 
März, Willi 
Mayer, Albert, Dr. 

Mielke, Erich 
Mies, Herbert 
Mittag, Günther, Dr. 

Modrow, Hans, Dr. 

Moksel, Alexander 
Moser, Max 
Müller, Richard 

N 

Neubert, Klaus-Dieter, Dr. 

R 

Reuther, Hans- Joachim 
Riederer, Liliane 
Ritter, Peter, Dr. 

Ronneberger, Gerhardt alias IMS „Saale" 

S 

Schäuble, Wolfgang, Dr. 

Schalck-Golodkowski, Alexander, Dr. alias „Jürgen Keller" 

Schalck-Golodkowski, Sigrid 
Schaller 

Scheurmann, Otto 
Schmidbauer, Bernd 
Schneider, Tim 

Schürer, Siegfried alias IMS „Burmeister/Burmeester" 

Schulze, Heinz 
Schwettmann, Wilhelm, Dr. 

Seidel, Christa 


6, 8, 14f„ 16 f. , 47 
14 

6, 21 f., 40, 48 

19 

14 

18f. 

8 

18f. 

14 


34, 36 
10, 46 
22 


12, 28, 31 f,, 50 
22 

9 ff., 14, 45f. 

34, 40 
18f. 


28 ff., 32 f. 

27, 30, 32f., 38, 50f. 
17f., 25 

28, 33 


19 
35 f. 
35 
28 
22 
11 
24 
49 
49 
26 ff. 
10, 46 


21 


49f. 
27, 31 
50 
18f. 


50 

5, 8, 1 2 f ., 15 ff., 22 ff., 
26 ff., 47 ff. 

26 ff. , 30, 32 f. , 37 
16 

26, 28, 33 
9 

31, 33 
1 8 f . 

20 

38, 51 
32 
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Seidel, Eberhard alias IMB „Siegfried" 

14 

Seidel, Manfred 

17, 21, 23 ff. 

Seifert, Siegfried 

16 

Solle, Horst 

16 f. 

Sommer alias „Rüger" 

22 

Sordi, Massiino 

19 

Spilker, Karl-Heinz 

49 

Stoerkel, Jean-Marie 

25 

Strecker, Hinrich, Dr. 

49 

Strauß, Franz Josef, Dr. 

34 ff., 40 

U 

Uhlmann, Emst 

19 

Uhlmann, Hans 

19 

Urban, Felice 

1 8 f . 

V 

Vogel, Wolfgang, Dr. alias GM „Georg" 

6, 21 f., 40, ■ 

Volpert, Heinz, Dr. 

21 f., 40 

W 

Wachsen, Christa 

30, 33 

Wagner, Dr. 

17 

Weber, Werner 

25, 33 

Wedel, Reymar von 

24 

Weiss, Walter 

29 

Weißbach, Albert 

17 

Welker, Walter 

38, 51 

Wenck, Georg 

16 

Wenzel, Artur 

44 

Wiegand, Wolfram 

16 

Wirtz, Peter 

28 

Wischniewski, Michael 

16, 47, 49f. 

Wünsche, Manfred 

17, 25 

Z 

Zahn, Wolfram 

18 


57 



Drucksache 12/8595 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


III. Institutionenregister 


A 

A. Moksel AG, Buchloe 

agena Außenhandelsvertretungen GmbH, Berlin (Ost) 
Agrotrans AG, Zug (Schweiz) 

AHB, siehe auch VE AHB 

AHB Mikroelektronik, Erfurt 

Akademie der Wissenschaften, Berlin (Ost) 

Allmeat AG, Speicher (Schweiz) 

AMMC, New York (USA) 

ANDO, Japan 

Anstalt Abeva, Vaduz (Liechtenstein) 

Anstalt Befimo, Vaduz (Liechtenstein) 

Anstalt Congregatio, Vaduz (Liechtenstein) 

Anstalt Hippokrates, Vaduz (Liechtenstein) 

Anstalt Mondessa, Vaduz (Liechtenstein) 

Anstalt Monvey, Vaduz (Liechtenstein) 

Asimex Import-Export-Agentur, Berlin (Ost) 

Asurma, Tokio (Japan) 

Advanced Microcircuit Products Inc., Tao Yuan (Taiwan) 


24, 29, 34, 36, 37, 40, 49 
16 
29 

20 

20 

29, 36 
16 
18 
50 
50 
50 
50 

6, 8, 12, 26, 27, 28, 30, 31, 32, 33, 
43, 48, 50 
50 

16, 49 
16 
18 


B 

Baltica Außenhandelsvertretungen und Untemehmensberatungen GmbH, 
Rostock 

Bank für Handel und Effekten (BHE), Zürich (Schweiz) 

Bank für Handel und Effekten, Nassau (Bahamas) 

Bank für Handel und Industrie AG, Berlin (West) 

Bankhaus Hugo Kahn & Co., Zürich (Schweiz) 

Bayerische Landesbank 

Bayerische Landesbank International S. A. 

Bayerische Staatsregierung 
Bayerischer Landtag 
Bayerischer Landtag, SPD-Fraktion 

Bayerischer Landtag, Untersuchungsausschuß betreffend bayerische Be- 
züge der Tätigkeit des Bereichs „Kommerzielle Koordinierung" 
Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Beteiligungsgesellschaft für Gemein Wirtschaft AG 
BHE, siehe Bank für Handel und Effekten 
Bundesamt für Verfassungschutz (BfV), Köln 
Bundeskriminalamt (BKA) 

Bundesministerium der Finanzen (BMF), Bonn 
Bundesministerium des Innern 
Bundesministerium der Justiz (BMJ), Bonn 

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (BML), 
Bonn 

Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen, Rechtsschutzstelle, Berlin 
(West) 

Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen (BMB), Bonn 
Bundesministerium für Wirtschaft (BMWi), Bonn 
Bundesnachrichtendienst (BND), Pullach 

Bundesregierung der Bundesrepublik Deutschland 
Bündnis 90/Die Grünen, siehe Deutscher Bundestag 
Bundesverfassungsgericht, Karlsruhe 


16 

22, 27, 29, 30, 31, 33 
27, 31, 33 
22 

26, 27, 29 
34, 35 
34 
36 

34, 43, 48 
34 

5, 6, 8, 24, 25, 26, 30, 34—37, 40, 
43, 48 

36 

42 

9, 16 
9, 11 

8, 40, 48—50 

6, 42, 45 

9, 44 

36 

22 

21 

20, 36 

9, 10, 11, 14, 16, 17, 19, 20, 39, 
43—47 

7, 9, 37, 40, 47 
41 


C 

Carnet Industrievertretungen und Beratungen für Chemie, Agrar und 
Metallurgie Export/Import, Berlin (Ost) 

Carnet S. A., Madrid (Spanien) 

Canon, Japan 

CDU, siehe Deutscher Bundestag 


27, 33, 36 
36 
18 
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Central Intelligence Agency (CIA), (USA) 15 ( 16, 47 

Christlich- Demokratische Union (CDU), siehe Deutscher Bundestag 
Christlich-Soziale Union (CSU), siehe Deutscher Bundestag 
CIA, siehe Central Intelligence Agency 
CSU, siehe Deutscher Bundestag 


D 

DABA, siehe Deutsche Außenhandelsbank AG 
Degussa 

Der Bundesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der 
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik (BStU) 

Deutsche Außenhandelsbank AG (DABA), Berlin (Ost) 

Deutsche Bundesbank, Frankfurt a. M. 

Deutsche Cargill GmbH, Hamburg 
Deutsche Handelsbank AG (DHB), Berlin (Ost) 

Deutsche Stahl- und Metallhandelsgesellschaft mbH (DSM), Berlin (Ost) 
Deutscher Bundestag 

— Ältestenrat 

— GRUPPE BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

— CDU/CSU -Fi aktion 

— F.D.P. -Fraktion 

— Gruppe PDS/Linke Liste 

— Präsidentin 

— SPD-Fraktion 

DHB, siehe Deutsche Handelsbank AG 
Diakonisches Werk der EKD e. V., Stuttgart 
Digital Equipment Corporation (DEC), USA 
Dresdner Bank AG, Berlin (West) 

Du Pont, USA 


20 

6, 8, 9, 10, 11, 14, 15, 21, 

40—47 

31, 33, 34, 36 

25 

29 

20, 23, 27 
15 

5, 7, 11, 13, 14 
8 

6, 42 

6, 7, 13, 45 
6, 7, 13 
6 

6, 7, 8, 12 

5, 6, 7, 8, 10, 13, 34, 40—43, 45, 
46, 48, 50, 51 

21 

19 
22 

20 


E 

Effect Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH, Berlin 50, 51 

EMA Industrieanlagen HGmbH, Essen 38, 51 

Erste Österreichische Spar-Casse 20 

Essener Stahl- und Metallhandelsgesellschaft mbH 16 

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) 16 


F 

F. C. Gerlach Export-Import, Berlin (Ost) 

F.D.P., siehe Deutscher Bundestag 
FELA, Schweiz 

Forschungsinstitut Manfred von Ardenne 
Franz und Käthe Gioeritz, Lugano (Schweiz) 

Freie Demokratische Partei (F.D.P.), siehe Deutscher Bundestag 

G 

Generalbundesanwalt bei dem Bundesgerichtshof, Karlsruhe 
Genex Geschenkdienst GmbH, Berlin (Ost) 

Gerhard Wachsen Im- und Export GmbH, Berlin (West) 

Günther Forgber Wahrnehmung von Interessen für Industrie und Handel, 
Berlin (Ost) 

H 

Handelsbereich 4, siehe VE AHB Elektronik Export-Import 
Hanseatisches Baustoff kontor GmbH (HBK), Bad Schwartau 
Hartwich & Kaden, Hamburg 
Hoesch AG 
Houdek 

Hugo Stinnes OHG, Mühlheim/Ruhr 


I 

Ikotex AG 20 

Imog BV, Rotterdam (Niederlande) 29, 36 

Ing. Walter Weiss, Wien (Österreich) 29 

Intema Gesellschaft für technischen Handel und Marktberatung mbH, 

Essen 16, 17 


15 

29 

15 
36 

16 


9, 11, 19, 44, 46 

17 

30 

16, 18, 20, 49 


15, 16, 17, 47, 49, 50 

19 

20 
29 
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Intema, Haarlem (Niederlande) 

Interhandel Export-Import, Berlin (West) 

Intershop GmbH, Berlin (Ost) 

Interver Internationale Vertretungen GmbH, Berlin (Ost) 
Intrac Handelsgesellschaft mbH, Berlin (Ost) 

Intrac S. A., Lugano (Schweiz) 


17 

15 

16 
16 

15, 16, 21 

26, 31, 33, 44, 47, 48, 50 


J 

Josef & Willi März KG, Rosenheim, siehe März AG 

Justizvollzugsanstalt Moabit, Berlin (West) 30 


K 

Katholische Kirche 17, 39 

Katholische Kirche in der DDR 17, 25, 39 

Keithley, USA 18 

Khakshouri AG, Zürich (Schweiz) 29 

Koimex 15 

Kombinat Robotron 19 

Kombinat VEB Carl Zeiss Jena 18, 20 

Kontakta Außenhandelsvertretungen GmbH, Berlin (Ost) 16 

Kontor 45, siehe VE AHB Heim-Electric Export-Import 

Kreditanstalt für Wiederaufbau, Frankfurt a. M. 35 

Kowimex, Berlin 49 

Kyocerta, Japan 18 


L 

Landeskriminalamt Hessen 9, 11 

Landeszentralbank, Berlin (West) 32 

Leopold Basarus, London 16 

Leybold AG, Hanau 18, 20 

LTX, USA 18 

LPE 19 


M 

Marox, Rosenheim 
März AG 

Megasoft, Bundesrepublik Deutschland 
Metallmontan, Stockholm (Schweden) 

Metama Außenhandelsvertretungen GmbH, Berlin (Ost) 
Ministerium der Finanzen der DDR 
Ministerium für Staatssicherheit der DDR 

— Abteilung V/5 

— Abteilung XVIII 

— Abteilung XVIII/7 

— Abteilung XVIII/8 

— AG BKK 

— Hauptabteilung XX 

— Hauptverwaltung Aufklärung 
Moksel AG, siehe A. Moksel AG, Buchloe 


23, 34, 36 

23, 24, 36, 37, 48 

19 

16 

16 

31, 33 

7, 14, 15, 16, 17, 19, 20, 21, 23, 

32, 39—41, 47, 48 
21 , 22 

5, 8, 9, 10, 11, 14, 18, 39, 41, 43, 
44, 46, 47 

5, 9, 10, 14, 15, 17,25, 43,44,46, 
47, 51 

5, 8, 9, 10, 11, 14, 18, 19, 20, 
43—47, 51 
14, 44 
22 
17 


N 

Nolte KG 16 


O 

OMNE Engineering, Schweiz 

Österreichische Volksbanken AG 

Otto Scheurmann Bank-KG, Berlin (West) 


Oberverwaltungsgericht Münster 
Oxyde, Amsterdam (Niederlande) 


19 

20 

5, 6, 8, 12, 22, 24, 25, 26, 27, 28, 
29, 30, 31—33, 40, 42, 43, 
48—50 
11 , 12 
16 
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p 

PDS/Linke Liste, siehe Deutscher Bundestag 

Perkin-Elmer, USA 18 

Prasidialanstalt, Vaduz {Liechtenstein} oo 

Phönix 19 

Pro Sherkate Saderate Payapaye, Aserbeidshan 29 


R 

Rechtsschutzstelle, siehe Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen, 
Bonn 


S 

Schafft Fleischwerke GmbH, Ansbach 
SEL Standard Elektrik Lorenz AG, Berlin 
Sepoco 

SGS Catania, Italien 
Siemens AG, München 
Simetal, Vaduz (Liechtenstein) 

Simon Industrievertretungen GmbH, Berlin (Ost) 

Simpex Büro für Handel und Beratung GmbH, Berlin (Ost) 

Socoli, Brüssel (Belgien) 

Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD), siehe Deutscher Bundes- 
tag 

Staatsanwaltschaft bei dem Kammergericht Berlin, Arbeitsgruppe Regie- 
rungskriminalität 
Staatsanwaltschaft Bonn 
Staatsanwaltschaft Augsburg 
Stahlwerke Westig 


29 



19 



20 



19 



47 



24, 

25, 

33 

16, 

23, 

25 

16, 

38, 

51 

16 




8, 26, 27, 28, 29, 30, 31, 32, 38, 
48, 49 
6 , 12 
40 
15 


T 

Tektronix 

Textilvertretung GmbH, Berlin (Ost) 
THA, siehe Treuhandanstalt 
Tomarack 
Topaz, Japan 

Transinter GmbH, Berlin (Ost) 
Transthermos GmbH, Bremen 
Treuhandanstalt Berlin (THA) 

Trierer Walzwerke AG, Wuppertal 
TTS, Schweiz 


19 

16, 23 


19 

18 

15, 16, 23 
29 


5, 6, 8, 30, 31, 37, 38, 40, 41, 

49—51 

15 


18, 19 


U 

Ultratech, USA 18 

Ulvac, Japan 18 

Unabhängige Kommission zur Überprüfung des Vermögens der Parteien 
und Massenorganisationen der DDR (UKPV) 37, 38 

V 

VE AHB Elektronik Export-Import (ELEI), Berlin (Ost) 18, 19, 44 

VE AHB Heim-Electric Export-Import, Berlin (Ost) 18 

VE AHB Nahrung Export und Import, Berlin (Ost) 27, 36 

Verwaltungsgericht Köln 11,12 

Vingena GmbH (Ort unbekannt) 29 

W 

Wamag GmbH, Berlin (Ost) 16 

WAN Warimex Industrieanlagen und Maschinen Vertriebsgesellschaft 
mbH, Berlin (West) 16 

Westdeutsches Stahlkontor, Düsseldorf 16 

Wispi GmbH 29 

Wittenbecher und Co. Handelsgesellschaft mbH, Berlin (West) 38, 51 

Z 

Zentrale Ermittlungsstelle für Regierungs- und Vereinigungskriminalität 
(ZERV) beim Polizeipräsidenten Berlin 9 

Zentralkomitee der SED (ZK SED) 24 

Zentral-Kommerz Gesellschaft für internationalen Handel mbH, Berlin 

(Ost) 16, 36 
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IV. Übersicht über die zur Beweiserhebung beigezogenen Materialien (A-Materialien) 

Verzeichnis der nach dem 27. Mai 1994 zur Beweiserhebung beigezogenen Materialien 
(A-Materialien) 


Mat A 

BB 

Inhalt 

A 364 

12-5 

Schreiben der „ Gauck-Behörde " vom 13.05.94 betr. Siegfried Maras, alias 
IMB „Reinhardt" 

A 365 

Besch! BT 
v. 23.06.94 

Übersendungsschreiben der „Gauck-Behörde" vom 28.07.94: Schrift- 
stücke der HA XVIII (50 Seiten) 

A 365 I 

Besch! BT 
v. 23.06.94 

Übersendungsschreiben der „Gauck-Behörde 11 v. 02.09.94: Informationen 
zur HA XVIII (Diskettenausdruck, 1 Ordner und Akten IMB „ Rolf Anders 11 ; 

14 Ordner) 

A 365 II 

Besch! BT 
v. 23.06.94 

Schreiben der „Gauck-Behörde 11 v. 02.09.94: Auskunft über Identität des 
IMB „Rolf Anders" 

A 365 III 

12-5 

Übersendungsschreiben der „Gauck-Behörde" v. 02.09.94: Diskettenaus- 
drucke mit Informationen zur HA XVIII (VS-eingestuft; 1 Ordner) 

A 365 IV 

12-5 

Schreiben der „Gauck-Behörde" v. 26.09.94 betr. Herausgabe BND- 
Disketten 

zu A 365 IV 

12-5 

Schreiben des BND vom 19.09.94 betr. Unterlagen der HA XVIII des ehern. 
MfS 

zu A 365 IV 

12-5 

Schreiben des BStU vom 06.10.94 betr. Unterlagen der HA XVIII des ehern. 
MfS 

zu A 365 IV 

12-5 

Schreiben Dr. Andreas von Bülow, MdB, vom 28.09.94, betr. Unterlaqen 
MfS 

zu A 365 IV 

12-5 

Schreiben Dr. Andreas von Bülow, MdB, an den BStU vom 11.10.94, betr. 
Unterlagen MfS 

zu A 365 V 

12-5 

Übersendungsschreiben des BStU vom 10.10.94: Unterlagen aus der HA 
XVIII/8 des ehern. MfS (2 Blatt) 

A 366 

12-29 

Übersendungsschreiben des BMI vom 26.05.94: Unterlagen zu Konten bei 
der Deutschen Handelsbank AG 

A 367 

12-390 

Schreiben der Otto Scheurmann Bank-KG vom 04.10.94, betr. Geschäfts- 
verbindungen 

A 368 

Beseht. BT 
v. 23.06.94 

Übersendungsschreiben der StA bei dem KG Berlin vom 22.07.94: Akten 
zum Verfahren 23 Js 1002/93 „Anstalt Mondessa" (6 Ordner) 

A 369 

12-120 

Schreiben der „Gauck-Behörde" v. 28.07.94: Aktenauskunft betr. Gisela 
Westerdorff und Ingeborg Westerdorff 

A 370 

12-15 

Schreiben des BND vom 03.08.94 betr. Disketten aus der HA XVIII des 
ehern. MfS 

A 371 

12-5 und 
Besch! BT 
vom 23.06.94 

Übersendungsschreiben der „Gauck-Behörde" vom 17.08.94: Schrift- 
stücke der HA XVIII/8 des ehern. MfS (Disketten-Ausdrucke) 

A 372 

Besch! BT 
v. 23.06.94 

Übersendungsschreiben des Bayerischen Landtages vom 02.09.94: 
Abschlußbericht des Schalck-Untersuchungsausschusses 

A 373 

Besch! BT 
v. 23.06.94 

Übersendungsschreiben der Treuhandanstalt vom 13.09.94: Auskunft über 
Rückführung von veruntreuten Vermögenswerten des Bereichs „ Kommer- 
zielle Koordinierung" 

A 373 I 

Besch! BT 
v. 23.06.94 

Übersendungsschreiben der Treuhandanstalt vom 10.10.94: Aktualisierte 
Auskunft der THA zum Beweisbeschluß des 1. UA vom 24.06.94 (Stand: 
30.09.94) 
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Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/8595 


B. Anlagen 

I. Inhaltsübersicht 

Aufgeführt sind nachfolgend Dokumente, die nach dem Bundestagsbeschluß über den noch zu erstellen- 
den ergänzenden Bericht beigezogen worden sind. 

1 Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P., BT-Drucksache 12/8066, vom 22.6.1994 

2 Brief vom Staatsminister Bernd Schmidbauer an den Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses vom 
22.6.1994 

3 Brief vom BStU an den Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses vom 26.9.1994 

4 Brief des Leitenden Oberstaatsanwaltes an Volker Neumann, MdB, vom 12.10.1994 

5 Bericht der AG BKK über ein Gespräch mit dem Geschäftsführer des HBK, Adolf Hilmer, 
vom 6.9.1989 

6 Treffbericht der Bezirksverwaltung Dresden des MfS mit Henschel vom 2.7.1954 

7 Treffbericht des IMB „Gabrier vom 7.12.1964 

8 Treffbericht des GM „Gabriel" vom 29.6.1965 

9 Treffbericht des GM „Gabriel" vom 29.4.1967 

10 Treffbericht des GM „Gabriel" vom 9.10.1969 

11 Organigramm des Bereichs Kommerzielle Koordinierung von GM „Gabriel" 

12 Treffbericht des GM „Gabriel" vom 12.6.1965 

13 Treffbericht des Gl „Gabriel" vom 30.3.1967 

14 Treffbericht des IMF „Gabriel" vom 21.1.1972 

15 Treffbericht des GM „Gabriel" vom 10.2.1969 

16 Treffbericht des IMF „Gabriel" vom 17.2.1970 

17 Treffbericht des IMF „Gabriel" vom 31.8.1977 

18 Treffbericht des IMS „Alois" vom 18.11.1982 

19 Vermerk von Wolfram Zahn vom 1.2.1988 

20 Diskettenausdruck zur „Lieferstrecke Thai" 

21 Diskettenausdruck zum Unternehmen LPE 

22 Diskettenausdruck zu Dossier „Adel" 

23 Bericht der HA XVIII/8 vom 7.4.1988 

24 Bericht der HA XVIII/8 vom 16.6.1989 

25 Bericht der HA XVIII/8 vom 29.1.1988 

26 Bericht der HA XVIII/8 vom 10.4.1989 

27 Brief der Otto Scheurmann Bank-KG vom 4.10.1994 

28 Undatierter Blankoscheck 

29 Verwendungsnachweis über auf das Konto 53 396 gezogene Schecks 

30 Undatierter Blankoscheck 

31 Mitteilung der Otto Scheurmann Bank-KG an Josef und Simon Goldenberg vom 13.5,1972 

32 Brief der Otto Scheurmann Bank-KG vom 13.10.1994 

33 Kontoeröffnungsantrag der Intrac S.A. vom 11.12.1975 
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34 Handelsregisterauszug des Fürstentums Liechtenstein vom 5.12.1991 

35 Brief von Max Moser-Bucher vom 27.9.1989 

36 Brief von Max Moser-Bucher vom 2.12.1987 

37 Bankvollmacht vom 18.1.1985 

38 Bankvollmacht vom 3.12.1987 

39 Brief Präsidial-Anstalt an Max Moser-Bucher vom 14.12.1982 

40 Brief der Otto Scheurmann Bank-KG vom 9.2.1994 

41 Brief der Otto Scheurmann Bank-KG vom 25.4.1980 

42 Scheck vom 20.3.1987 

43 Bankvollmacht vom 2.10.1989 

44 Brief der Otto Scheurmann Bank-KG vom 15.12.1989 

45 Zeitungsannonce vom 5.4.1994 

46 Brief der Treuhandanstalt an den Untersuchungsausschuß vom 13.9.1994 

47 Brief der Treuhandanstalt an den Untersuchungsausschuß vom 10.10.1994 

48 Brief des BStU an den Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses vom 6.10.1994 

49 Berichte der HA XVIII/8 vom 31.7.1989 und 19.9.1989 

50 Gesprächsprotokoll der HA XVIII/8 vom 13.4.1989 

51 MfS- Abhörinformation vom 23.1.1985 

52 Unterschriftenkarte der Scheurmann Bank-KG vom 20.12.1982 

53 Dossier „RIAD“ der HA XVIII/8 vom 7.4.1988 
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II. Dokumente 
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Dokument 1 


Deutscher Bundestag Drucksache 12/8066 

12. Wahlperiode 22.06.94 


Antrag 

der Fraktionen der CDU /CSU, SPD und F.D.P. 

Beschlußempfehlung und Bericht des 1. Untersuchungsausschusses 
nach Artikel 44 des Grundgesetzes 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bericht des 1. Untersuchungsausschusses wird als Bericht gemäß 
Beschluß des Deutschen Bundestages vom 17.06.1993 zur Kenntnis 
genommen. 

2. Der 1. Untersuchungsausschuß wird in Ergänzung seiner Arbeit bis zum 
Ende der 12. Wahlperiode ausschließlich die Akten der Hauptabteilung 
XVIII, insbesondere der Abteilung XVIII/7 und der Abteilung XVIII/8 des 
MfS, die Unterlagen des BStU über den IMB "Gabriel" und Rechtsanwalt 
Prof. Dr. Wolfgang Vogel, die noch ausstehenden Ergebnisse der 
staatsanwaltlichen Ermittlungen über die Anstalt Mondessa und die Otto 
Scheurmann Bank-KG, den zu erwartenden Bericht des 
Untersuchungsausschusses des Bayerischen Landtages, sowie die von der 
Treuhandanstalt angeforderten Hinweise zur Rückführung veruntreuter 
Vermögenswerte untersuchen. Im übrigen bleibt die Arbeit des 

1. Untersuchungsausschusses abgeschlossen. Über die Erkenntnisse zu 
diesen Sachverhalten legt der 1. Untersuchungsausschuß einen 
ergänzenden Bericht vor. 


Bonn, den 22. Juni 1994 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 

Hans-Ulrich Klose und Fraktion 

Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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Dokument 2 


Bernd Schmidbauer MdB 

Staatsminister beim Bundeskanzler 


An den 

Vorsitzenden des 1. Untersuchungsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
Herrn Friedrich Vogel 


531 13 Bonn, den 22 . Juni 1994 

AdenaueralleeJ 39-141 
Telefon (02 28) 56 - 2070 



An den 

Stell vertretenden Vorsitzenden 
des 1. Untersuchungsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Axel Wernitz 


Bundeshaus 

Bonn 



Deutscher Bundestag 
1. Untersuchungsausschuß 
AussefiuMnicksadie 

S79 

12. Wahtoerlode 


f'e ^>4 ^ 



Betr , : Unterlagen der Hauptabteilung XVIII des früheren MfS 

(Disketten) - Unterrichtung des 1. Untersuchungsausschusses 
durch den BND 


Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

sehr geehrter Herr Stel 1 vertretender Vorsitzender, 


ich unterrichte Sie nachfolgend über den mir zugegangenen Bericht 
des Präsidenten des Bundesnachrichtendienstes, in dem er zum Inhalt 
der o.g. Unterlagen sowie dazu Stellung nimmt, wie und in welchem 
Umfang dem 1. Untersuchungsausschuß der Inhalt dieses Materials zur 
Verfügung gestellt wurde. 
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1. Die von mir aus gegebenem Anlaß angeordnete Durchsicht der 

Disketten in der Zentrale des BND hat laut Bericht des Präsi- 
denten folgenden Inhalt ergeben: 

- Auflistung von OV (Operati v-Vorgänge mit zugeordneten Personen 
(Name, Vorname, Geburtstag, z.T. Wohnland); insgesamt 329 An- 
gaben, die bisher nicht einzeln überprüft wurden. 

- Maßnahmen/Überprüfungen gegen/von Personen, die Ausreiseanträge 
gestellt haben oder Unregelmäßigkeiten begangen haben (z.T. Ver- 
weis auf MfS Reg. Nr., teils mit Namen). 

Gleiches zu DDR-Angehörigen, die übergesiedelt sind. 

- Hinweis auf Maßnahmen gegen Personen mit erkannten bzw. ver- 
muteten Kontakten zu westlichen Diensten. 

- Hinweis auf und Prüfung des Verdachts auf Stützpunkttätigkeiten 
westlicher Firmen. 

- Verpflichtung von Personen als IM nach Abschluß von Unter- 
suchungen und Verurteilungen. 

- Katalog möglicher Verfehlungen (als Ansatz für die Verpflich- 
tung zur Mitarbeit) mit Zuweisung von Buchstabenkombinationen 
einschließlich Länder und DDR-Firmen. 

- Grenzübergangsverkehr: Überprüfung von Personen durch den BGS 
im bundesdeutschen Fahndungssystem. 

- Hinweise auf Lieferkonditionen, -wege, -konstel lationen und 
beteiligte Firmen. 

- Auflistung von Personenforschungen durch den englischen Geheim- 
dienst. 
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- Hinweise auf Sparkassen/Banken, Speditionen, Umschlagplätze, 
Zwischenlager, Rechtsbeistände, Abdeckungen, Legenden, benutzte 
Fahrzeuge mit Kennzeichen etc., die für Beschaffungsmaßnahmen 
eingesetzt waren. 

- Hinweise auf Personen, die nach einem Westaufenthalt 
(Verwandtenbesuch, Seminar etc.) nicht mehr in die DDR 
zurückkehrten, und die entsprechenden Rückführungsversuche. 

- Personenauskunftsberichte zu Mitarbeitern von Westfirmen, die 
in Geschäftsbeziehungen zu DDR-Firmen standen. 

- Wiedergutmachungszahlungen. 

Daneben enthalten die Disketten eine umfangreiche Datei mit 
Verknüpfungen von Namen und Vorgängen. Ein Auswahlmenü ermöglicht 
den Zugang zu dieser Datei und läßt über Namen die Verknüpfung 
mit Sachverhalten zu. 

Über diesen Inhalt wurden in einer Besprechung am 17. Juni 1994 
in der Zentrale des BND Vertreter folgender Behörden unter- 
richtet: 

- Bundesbeauftragter für die Unterlagen des Staatssicherheits- 
dienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 
(BstU) 

- Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) 

- Bundeskrimi nal amt (BKA) 

- Bundesverwaltungsamt (BVA) 

- Generalbundesanwalt (GBA) und 

- Zentrale Ermittlungsstelle für Regierungs- und Vereinigungs- 
kriminalität (ZERV). 
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Der Beauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik bestand darauf, 
daß die Unterlagen zuerst an ihn herausgegeben werden. Nach 
Durchsicht wird er über die Beteiligung der anderen Stellen 
entscheiden. 


2. Zur Frage, wie der BND in Erfüllung seines Auftrags und bei der 
Unterrichtung des 1. Untersuchungsausschusses mit dem Material 
verfahren ist, teilt mir der Präsident im wesentlichen mit: 

- Von 96 dem BND überlassenen Disketten konnten 70 lesbar gemacht 
werden. Die Unterlagen stammen aus dem MfS HA XVIII/8. Diese 
Dienststelle war zuständig für die Sicherheitskonzepte (Gegen- 
spionage aus dem Westen und Spionageabwehr) in der Industrie. 
Nur in diesem Rahmen befaßten sie sich mit dem Bereich KoKo. 

Sie beschäftigte sich nicht unmittelbar mit den Embargo-Aktivi- 
täten der KoKo, sondern selbst mit der Führung von Quellen und 
Beschaffung von Hochtechnologie für das MfS. Sie ist keine 
Einrichtung der KoKo und war insoweit mit deren internen 
Angelegenheiten nur mittelbar im Sinne eines Sicherheitskon- 
zeptes befaßt. 

- Die Auswertung ergab Erkenntnisse zu den Themen Embargo/Techno- 
logietransfer, die in Informationen an die Bundesregierung 
umgesetzt wurden. Soweit diese Erkenntnisse Hinweise auf 
mögliche strafbare Handlungen (Verstöße gegen das Außenwirt- 
schaftsgesetz und des StGB) deutscher Staatsbürger enthielten, 
wurden sie im Sommer 1990 an das Bundeskriminal amt (ST 14) 
weitergegeben . 

- Eine Weitergabe der Originalunterlagen an den 1. Untersuchungs- 
ausschuß erfolgte aus Quellenschutzgründen nicht. Dem 1. Unter- 
suchungsausschuß wurde der Teil der Erkenntnisse und Analyse 
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vorgelegt, die den Komplex KoKo betrafen (30/31C - 0354/90 
VS-Vertraulich vom 27. Juli 1990; 30/31C - 0304/90 VS-Vertrau- 
lich vom 5. Juli 1990; 32Y - 0557/91 VS-Vertraulich vom 
2. September 1991; 35V - 0374/91 VS-Vertraul ich vom 18. Juni 
1991 ; 35 Y - 0515/90 VS-Geheim vom 26. September 1990). 

- Mit Schreiben vom 23. März 1992 wurden die Unterlagen dem 
Beauftragten für die Unterlagen des ehemaligen Staatssicher- 
heitsdienstes angezeigt. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Dokument 3 


DER BÜNDESBEAUFTRAGTE 

für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 


BStU. Postfach 2 16, 10106 Beftin 

Deutscher Bundestag 
1. Untersuchungsausschuß 
"Kommerzielle Koordinierung" 

Herrn Vorsitzenden Friednch Vogel, MdB 
Bundeshaus 
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Betr.: Herausgabe des Gesamtausdrucks der 70 vom BND an den BStU 

übergebenen Disketten 

Mitteilungen von KoKo-relevanten Informationen, die aus MfS-Unter- 
lagen der Hauptabteilung XVIII bei deren Grobsortierung aufgefunden 
wurden 

Herausgabe der dem BStU vom BND übergebenen Originaldisketten 
Bezug: Ihre Schreiben vom 08. 09., 14. 09. und 21. 09. 1994 und unser Telefonat vorn 

22. 09. 1994 
Anlq,: - 5 - 


Sehr geehrter Herr Vorsitzender. 

zu den in Ihren vorgenannten Schreiben enthaltenen Anträgen und Fragen nehme ich wie 
folgt Stellung: 

Fehlende Seiten 1 - 64 im vom BND gefertigten Ausdruck 

Der Leiter des Sekretanats des 1. Untersuchungsausschusses "Kommerzielle Koordinierung", 
Herr Dr. Heymer. hatte am 25,/26. 08 1994 durch Einsichtnahme in das "VS"-eingestufte 
Begleitschreiben zur Übergabe der 92 Originaldisketten (davon 22 nicht lesbar) durch den 
BND feststellen können, daß die mir in 10-facher Ausfertigung vom BND zur Verfügung 
gestellten Ausdrucke der Disketten nicht deren gesamten Inhalt wiedergeben. Vorsorglich 
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wurde am 25. 08. 1994 eine Bestätigung dieses Sachverhaltes telefonisch vom BND 
eingehoit. 

Mit Herrn Dr. Heymer wurde vereinbart, dem 1. Untersuchungsausschuß eine bearbeitete 
(anonymisierte) und eine ’VS-VertraulicIV'-eingestufte, aber ungeschwarzte Fassung der Teile 
des BND-Ausdruckes zu übermitteln, die KoKo-relevante Inhalte aufweisen oder aus anderen 
Gründen für den 1. Untersuchungsausschuß von Bedeutung sein können. 

Vor der Selektion der Textteile wurden die zur Übergabe vorgsehenen Diskettenausdrucke 
von mir paginiert. 

Die ersten 64 zusammenhängenden Seiten wiesen keinen Bezug zum Antrag des 1. Unter- 
suchungsausschusses auf. Sie enthalten beispielsweise Informationen zur Gründung Freier 
Gewerkschaften in der ehemaligen DDR und zur Gründung der SDP im Herbst 1989. 
Dementsprechend sind diese Seiten nicht mit übersandt worden. 

Übersendung von Unterlagen aus der Hauptabteilung XVII!, Abteilungen 7 und 8 

Der 1. Untersuchungsausschuß hatte gebeten, den Untersuchungsauftrag betreffende 
Unterlagen aus der Hauptabteilung XVIII, Abteilungen 7 und 8 zu übersenden. Die Unterlagen 
dieser Abteilungen umfassen ca. je 100 laufende Meter. Sie sind vom MfS völlig unsortiert in 
Bündeln hinterlassen worden und enthalten mehrere hunderttausend Blatt Papier. 

Selbstverständlich wurde auf die Bitte des Untersuchungsausschüsse hin mit der 
Erschließung begonnen. Diese ist jedoch aus der Natur der Sache heraus sehr zeitaufwendig. 
Die Feststellung, ob sich darunter den Auftrag des Ausschusses betreffende und noch nicht 
bereits übersandte Unterlagen befinden, können nur sehr wenige Fachleute meiner Behörde 
treffen. In der Zwischenzeit sind hierbei erste Erkenntnisse angefallen, die in den nächsten 
Tagen entsprechend der vereinbarten sukzessiven Übermittlung zugesandt werden. 

Bei dieser Gelegenheit darf ich nochmals darauf hinweisen, daß dem Ausschuß bereits vor 
längerer Zeit zentrale Unterlagen der BKK übersandt wurden, in denen sich meiner Erfahrung 
nach die wesentlichen Informationen aus den einzelnen Abteilungen der Hauptabteilung 
XVIII, also auch der Abteilungen 7 und 8 befinden. 

Gesamtausdruck der Disketten 

Sie bitten, der Entscheidung des Ausschusses in seiner 186. Sitzung am 07. 09. 1994 zu 
entsprechen, einen in meinem Hause gefertigten Gesamtausdruck der 70 vorhandenen und 
lesbaren Disketten zu übersenden Bisher war ich noch nicht in der Lage, einen 
Gesamtausdruck herzustellen. Zum Inhalt der Disketten kann ich jedoch folgendes berichten: 
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Der» inhaltlichen Kem dieser Disketten bilden drei Festplattenabzüge. Diese lassen sich auf 
PC-Festplatten zurückspeichem. so daß ihre Funktionalität weitgehend wiederhergestelit 
werden kann. Im wesentlichen handelt es sich hierbei um die Prgrammdateien des Betriebs- 
systems (MS-DOS), logisch verknüpfte Dateien zur Bearbeitung von Datenbanken sowie 
einige mit Hilfe einesTextbearbeitungssystems erstellte Textdateien. Die von mir erstellte 
Gesamtübersicht der etwa 170 Dateien ergibt sich aus Anlage 1. 


Erläuterung der Vorgefundenen Datenbanken: 


1 . VSH-System (Vorverdichtungs-, Such- und Hinweisdatei) 


Das System wurde von der Abteilung XVIII/8 um 1986/87 entwickelt und im Juli 1989 der 
gesamten Hauptabteilung XVIII zur Nutzung übergeben. 

Das Hauptmenü zur Steuerung, Bearbeitung und Auswertung des VSH-Systems ist in der 
Anlage 2 dargestellt. 

Das VSH-System enthält eine etwa 13.000 Personen umfassende VSH-Datensammlung. Mit 
ihm können Informationen zu Personen aus drei Hauptdateien und noch einige Nebendateien 
zusammengestellt und über Bildschirm ausgegeben werden. Der Nutzer kann den Namen der 
ihn interessierenden Person oder eine VSH-Nummer angeben und erhält dann Informationen 
über diese Person (Beispiel siehe Anlage 3). Das Ergebnis ist in verschiedenen Varianten 
ausdruckbar. Es ist aber nicht möglich, mit einem einzigen "Knopfdruck" alle Informationen 
über alle Personen zusammenstellen zu lassen und diese dann hintereinander auszudrucken. 
Der Zeitaufwand für einen Gesamtausdruck aller Disketten beläuft sich unter anderem wegen 
der ständig notwendigen manuellen Eingriffe auf 9,9 Wochen. Der Ausdruck selbst würde ca. 
80 Leitzordner ä 500 Seiten einschließlich nicht unterdrückbarer Leenseiten umfassen (zur 
Berechnung siehe Anlage 5).' 


Andererseits ist es jedoch möglich, sich unter Angabe von Deskriptoren (Listen wurden Ihnen 
bereits zugestellt) bestimmte Personengruppen zusammenstellen zu lassen oder zum 
Beispiel Angaben darüber zu erhalten, welcher MfS-Mitarbeiter für welche Personen 
verantwortlich war. In einem Extramenü können die Operativen Vorgänge (OV) bzw. 

Operative Personenkontrollen (OPK) betrachtet werden. Bei den Personen, zu denen OV 
oder OPK angelegt worden sind, handelt es sich um nach dem Stai^Unteriagen-Gesetz 
besonders zu schützende Betroffene, deren Daten vor einer Einsicht oder Übermittlung in der 
Regel anonymisiert werden müssen. 


2 System Reise- und Auslandskader (Auswahlmenü siehe Anlage 4) 
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Mit Hilfe dieses Systems lassen sich auf dem Bildschirm Informationen zum Ausiandseinsatz 
bzw. zur Reisetätigkeit von Mitarbeitern im Bereich des Ministenums für Elektrotechnik/ 
Elektronik darstellen. Es sind verschiedene Möglichkeiten des Ausdrucks gegeben. Enthalten 
sind Personendaten von DDR-Reise- bzw Auslandskadem und auch Informationen über 
westliche Verhandlungspartner, weiterhin über Umstände der Reise, d. h„ wo übernachtet 
wurde, über Reisebegleiter und Verhandlungspartner. 

3 Weitere Systeme (HDE-Verhandlungen im Haus der Elektroenergie;- IM-Statistik, F10 
(Suchkartei)) geben nur die Informationen wieder, die sich auch unmittelbar aus den Dateien 
ablesen lassen. Möglicherweise waren diese Systeme noch nicht fertig oder sind nicht ganz 
vollständig. 

Das HDE-System enthält vor allem eine Art Hausbuch, in das alle Besucher, getrennt nach 
DDR und NSW (Nichtsozialistisches Wirtschaftsgebiet) eingetragen sind. Es sind einige 
Dateien mit IM-Vorgängen vorhanden. Sie enthalten Decknamen, Vorgangsnummem und den 
Namen eines MfS-Mitarbeiters, jedoch keine Klamamen. 

Die Zusammenstellung der auf den Disketten Vorgefundenen Daten und Systeme hat sich als 
zeitaufwendig erwiesen. Mit dieser Aufbereitung ist meines Erachtens bereits ein wichtiger 
Beitrag für die Nutzung dieser Informationen und insbesondere deren 
Verknüpfungsmöglichkeiten geschaffen. 

Zu dem vom BND gefertigten Diskettenausdruck ist in diesem Zusammenhang noch 
folgendes anzumerken: 

In den übergebenen Ordnern finden sich Ausdrucke zu 

- den zum VSH-Komplex gehörenden Dateien, 

- Texten/Dossiers (hierzu sind jedoch keine Programmbeschreibungen oder 
persönliche Notizen ausgedruckt worden) und 

- vom BND offenbar nicht für wesentlich gehaltenen Dateien. 

Hier wurden nur die Dateistruktur und einige Beispielsätze ausgedruckt, so daß der 
Nutzer selbst beurteilen kann, ob ihm ein Gesamtausdruck in seiner Arbeit weiterhilft Diese 
Dateien können von uns jederzeit auf Antrag problemlos vollständig ausgedruckt werden. 


Ein Gesamtausdruck allein der 13.000 im VSH-System erfaßten Personen erfordert, wie 
bereits ausgeführt, einen hohen Zeitaufwand. 
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Aus den vorgenannten Gründen unterbreite ich, wie Ihnen persönlich bereits fernmündlich 
mitgeteilt, zu Ihrem Antrag auf Anfertigung eines Gesamtausdrucks folgende Vorschläge: 

Vorschlag 1: 

gezielte Sach- und Personenrecherche 

Konkrete Rechercheaufträge des Ausschusses werden kurzfristig beauskunftet Das 
Rechercheergebnis wird ausgedruckt und als Kopie zugestellt. Dadurch könnten die 
Disketteninhalte gezielt und schnell ausge',vertet werden. 

Vorschlag 2: 

Vorfilterung 

Nutzung der BND-Ausdrucke als Vorfilter, um gezielt den Ausdruck interessierender Daten 
über Personen oder einzelner Dateien beim BStU zu beantragen. 

Bei diesem Verfahren würde ebenfalls vermieden, nicht interessierende Daten/Dateien 
auszudrucken. Allerdings wäre selbst diese Datenmenge möglicherweise immer noch so 
umfangreich, daß der Ausdruck wegen des Zeitbedarfs sukzessive übergeben werden müßte. 

Antrao auf Begehung der Orioinaldisketten 

Wie sich bereits aus dem vom BND erstellten Teilausdruck und aus der Gesamtübersicht der 
Dateien ergibt, enthalten die Disketten zum Teil auch personenbezogene Informationen über 
Vorgänge, die den Auftrag des 1. Untersuchungsausschusses nicht berühren (vgl. BVerfGE 
67. 100, 134) Da manche dieser personenbezogenen Informationen in Operativen 
Vorgängen und Operativen Personenkontrollen gespeichert sind, müssen solche Daten 
"Betroffener nach dem Stasi-Unterlagen-Gesetz besonders geschützt, gegebenenfalls vor 
einer Übermittlung anonymisiert werden. 

Da ich bisher wegen des Zeitaufwandes einen Gesamtausdruck des Disketteninhalts nicht 
erstellen konnte, kann ich nicht ermessen, welche personenbezogenen Daten ich im Einzelfall 
zu anonymisieren oder "VS" einzustufen hätte. Daher bitte ich um Verständnis, daß mir die 
j erbetene Überlassung der Originaldisketten nicht möglich ist. Auch Aspekte der 
I Datensicherung spielen hierbei eine Rolle. 

Ich biete jedoch die Erstellung einer Kopie aller Disketten an. die - soweit gewünscht - in 
! Gegenwart eines Ausschußmitgliedes in Berlin gezogen werden könnte. 
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Diese Kopien müßten aus den genannten Gründen des Persönlichkeitsschutzes "VS- 
Geheim"eingestuft werden. 

Bei der Nutzung müßten sodann die Regelungen des Stasi-Unteriagen-Gesetzes, 
insbesondere die Belange des Persönlichkeitsschutzes, beachtet werden; hierzu biete ich 
meine Unterstützung an. 


Abschließend daif ich Ihnen mitteilen, daß ich unverzüglich nach Erhalt Ihres Schreibens vom 
08. 09. 1994 veranlaßt habe, vorrangig nach Unterlagen der Hauptabteilung XVIII/8 über 

- OV "Embargo" 

- OPK "Kaiser 

- OPK "Porst" 

zu suchen. Zwischenzeitlich sind 10 Signaturen zu OV "Embargo“ und eine Signatur zu OPK 
"Kaiser recherchiert worden. Die Akten werden kurzfristig gesucht, beigezogen und nach 
Durchsicht in Kopie herausgegeben. 

Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 
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Der Leitende Oberstaatsanwalt 


Staauanw.-drschart Bonn - SUU Bonn 

Herrn 

Volker Ncumann, MdB 
Bundeshaus 

53113 Bonn 


Geschafts-Nr.: 5 0 Ja 8 55/94 

(Biirc bc« allen ScIuhIkjh juuelieii) 


53222 Bonn 


Telefon: 

(0228)97520 

Durchwahl: 

(0228)9752-318 

Telefax: 

(0228) 9752600 


Datum: 

12.10 . 1994/Kö 


Betrifft; : 

Ihre Strafanzeige vorn 29.09.1994 gegen Dr . Alexander Scbalck- 
Golodkowski 

wegen falscher uneidlicher Aussage 'gern. § 153 StGB 


Sehr geehrter Herr Abgeordneter, 

nach Beiziehung der entsprechenden Unterlagen des 1 . Untersu- 
chungsausschusses des 12 . Deutschen Bundestages 
- -"Kommerzielle Koordinierung" - hat die Prüfung des Sachverhalts 
ergeben, daß die Angaben des ehemaligen Leiters des Arbeitsbe- 
reichs "Kommerzielle Koordinierung" vor dem 1. Untersuchungs- 
ausschuß keine falsche uneidliche Aussage im Sinne von § 153 
StGB sein können. 

Zwar ist Dr . Schalck-Golodkowski von dem Untersuchungsausschuß 
als Zeuge geladen und nach entsprechender Belehrung vernommen 
worden. Die Frage, der Strafbarkeit einer Aussage vor dem Aus- 
schuß nach § 153 StGB entscheidet sich aber' nicht nach der 


evis'l •.rtrriirr.^b'ih Xa'. htbricfkäal-.n I leihcrt-l* .thnin.y.i'.l 5 ? y V225 3 >NIi 
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Stellung, die der Vernommene dort: formal innehatte. Entschei- 
dend ist vielmehr, welche Stellung der angehörten Person 
s a c h 1 ich zukam. Dies wiederum hängt in erster Linie 
von dem Untersuchungsauftrag ab (vgl. BGH St 10, 8 ff -10, 12-,- 

17, 128 ff - 130 ; Wagner in Go lt dämme r ' s Archiv für Straf- 
recht 1976, 257 ff - 269, 271, 272 - ; Go.l Iwi t zer in Festschrift 

für Dünnebier, 1982, Seite 327 ff - 34-5, 336, 338; Leipziger 

Kommentar zum StGB, 10. Auflage, § 153 Ed. -Kr. 10; Schänke - 

Schröder, StGB, 24. Auflage, § 153 Rd. -Nr. 4; Systematischer 

Kommentar zum StGB, 5. Auflage, § 153 Rd. -Nr. 3) . Der Untersu- 
chungsauftrag des 1. Untersuchungsausschusses hatte aber auch, 
wie sein Wortlaut sowie die Feststellungen im Abschlußbericht 
(BT-Drucksache 12/7600, dort Seite 422 ff) belegen, die Aufklä- 
rung strafrechtlich relevanten Verhaltens des Dr. Schalck- 
Colodkowski zum Gegenstand. Er befand sich mithin bei seine! 
^Anhörung in einer einem Beschuldigten im Strafverfahren ähn- 
lichen Stellung, so daß seine Aussage nicht als die eines 
Zeugen im strafrechtlichen Sinne gewertet werden kann. 

Das Ermittlungsverfahren war daher einzustellen . 

Mit vorzüglicher Hochachtung 




(Dr. Gehrlinj 
Leitender Ob< 



) 
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Arbeitsgruppe BKK Leipzig, 6. September 1989 

ha r-b r 


Treff: 5. 9. 1989 

IMB, "Siegfried" 

Ort: "Hotel" 

Zeit: 19.00 - 21.30 Uhr 

Major Hartung 


Tonbandabschrift 


Bericht 

zum Gespräch mit Hilmer, Adolf, Geschäftsführer HBK, 


am 4. 9.. 1989 im Messequartier 


Im Verlauf des Gespräches fragte mich Hilmer gezielt, Mas 
es eigentlich mit oer Frau Henschel auf sich hat. 

AnlaO dafür war , daß er in der vergangenen' Ifotrh^r an. 

31. 8. 1989, während meiner Reise in die BRD, eine Einladung 
zu einem Gespräch zu Limex hatte, ein dringendes Gespräch, 
das Frau Henschel vermittelt hat, mit Bezug auf Dr. Andrä, 
der an diesem Gespräch sehr interessiert sei. Hilmer hatte 
mir bereits in Essen gesagt, das wird hoffentlich nicht 
wieder so ein Gespräch, wie ich es schon auf der Messe 
mit Andrä hatte und hoffentlich ist nicht wieder Prof. Michel 
im Spiel. 


Hilmer hat dann dieses Gespräch mit dem atellv«. Generaldirektor, 
Genn. Schott, von Limex geführt und hat an diesem Abend auch 
mit mir darüber geredet-. Es ging um ein vier-Augen-Gespräch , 
das er mit ihr im Grand-Hotel hatte. Es war ein Fachgespräch 
mit dem Ziel, inwieweit er Ergänzungsleistungen zu Bauleistungs- 
exporten der Firma Limex leisten kann. Er sagte, es hat do^h 


nichts mit all dem Kram von früher zu tun gehabt. 
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Das Gespräch sei zwar nicht besonders konstruktiv gewesen, 
aber es war ein Fachgespräch und er wird sich überlegen, 
was er machen kann. Im allgemeinen will er nichts machen. 

Hier sagte Hilmer, die Frau Henschel, die ja i<n~all diesen 

# 

Fragen eine Rolle spielt, und die ja auch von Hilmer mit 
18.000,-- Hark bezahlt w-ird als Co-Büro in Westberlin, 
hätte ihn angesprochen, daß sie umgehend 15.000,-- D-Hark 
braucht. Sie hätte gebaut, müßte Rekitzki (ph) auszahlen, 
das ist der Mitarbeiter von ihr, und habe überhaupt kein 
Geld mehr. Sie habe darüber auch mit Dr . Andrä gesprochen 
und der hätte ihr geraten, daß sie es versuchen sollte. 

Hiimer sagte, er wird ihr das Geld borgen, aber er möchte 
eigentlich mal wissen, was die Henschel für eine Rolle spielt. 
Er kann sich gar nicht vorstellen, daß ein Mann wie Dr. Andrä 
ernsthaft mit dieser Frau verhandelt oder Geschäfte betreibt. 
Ich habe in diesem Zusammenhang geantwortet, daß mir die 
Dinge nicht genau bekannt sind, aber daß die Rolle der 
Frau Henschel eigentlich mit ihrem Mann zusammenhängt , der ' 
früher eine Vermittlerrolle in den -Wirtschaftsgesprächen, 
gespielt hat, zwischen Behrendt und. dem westdeutschen Ver- 
handlungspartner, und daß ich mir nur vorstellen kann, daß 
man diese Täigkeit von Herrn Henschel in gewisser Weise 
honoriert. Dazu kommen traditionelle, allerdings kleine 
Verbindungen mit Metallurgiehandel. Damit war dieses Thema 
erledigt . 

Frau Henschel hätte mit ihm auch über eine Gesellschaft 
Comco gesprochen, die eine lOOXige Tochter von ASC0 ist. 
Angeblich sollte diese Firma ihn wegen Entsorgungsproblemen 
ansprechen'. In Wirklichkeit aber geht es darum, daß das MAH 
einen Auftrag für Weine ausgelöst hat. Frau Hegschel hätte 
ihm erzählt, daß die ASCO-Comco-Leute , die von Hilmer als 
mieserabel dingeschätzt werden, sie gefragt hätten, ob der 
Dr. Andre und Steger etwas brauchten, Anzüge und so. 
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Andrä hätte angenommen, Steger hätte abgelehnt, Jetzt würde 
sie Blusen für die Frauen besorgen. 

Hier hakte Hilmer noch einmal ein, daß es ihm unangenehm ist, 
mit solchen Partnern Geschäfte zu machen und es ist ihm auch 
unerklärlich, warum Frau Henschel ihm das ganze Zeug e-rzählt. 
Ich hab ' geantwortet , daß ich mir das auch nicht vorstellen 
kann und nichts damit zu tun habe. 


gez. "Siegfried” 
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Dokument 6 


ix 

• M.24 


Bezirksverwaltung Dresden Dresden, den 2.7.54 

Abteilung II - Ref. 2 

Betr.: Durchgeführten Treff mit Henschel am 29-6.54 

in Berlin von 16.oo - 17. 3° Uhr 

fourchceführt : Gomoll, Leutnant , 

Verlauf des Treffs: . 


Die Mutter des Henschel wurde um 8.3o Uhr zu ihren Sohn 
nach Y/estberlin geschickt und kehrte gegen 12. oo Uhr mit einem 
Brief von ihren Sohn zurück. Henschel ließ ausrichten, daß 
.wir entschuldigen sollten , daß er nicht persönlich kommen 
könnte, es würde ihn erst nach 16. oo Uhr passen. 

Die Hutter wurde zurückgeschickt und kehrte mit ihrem Sohn 
um I 6.00 ü- n r zurück. . 

Der Tpeff wurde im ehemaligen ^elände der Reichskanzlei durch— 

•geführt. 

Henschel verhielt sich offener als bisher und' bracht- zum 
Ausaruck, daß er für uns so nebenbei einiges miterledigen 
wollte, er aber sich nicht fest binden will. Br sagte wört- 
lich: " Vielleicht können sie dann mir auch einmal behilf- 
lich sein, da ich ein besseres Betätigungsfeld bx'auche." 

Er machte noch den Vorschlag, daß wir in Zukunft, wenn er 
nach Westdeutschland fahrt in " Drei Linden " in reinen 
Pi?;! zusteigen können und bis Marienborn, dann alles absprechen 
können. Danach berichtete er mündlich über den 

T o o d , Jochen 

Er führte aus, daß seine Ehefrau diesen ^©hannt habe aber 
nicht mit ihn in Berlin gewesen sei, sondern eine gvissc 

Angelika 

% 

Dssveiteren sagteer, der Todd, Johhen müsse sich jetzt in 
England oder in Westberlin befinden. Er ^agte noch, daß er 
kurz die Eltern des food , Jochen kenngelernt habe, 
danach sagte er über den 

Julius Meyer 

daß dieser bis 1952 Mitglied der Volkskammer und Vorstand der 
jüdischen Gemeinde gewesen sei. Das dieser zuletzt in Berlin- 
Dahlem gewohnt habe und jetzt in Israel wohnen würde. 

Ebenfalls berichtete er noch über den 

Mr. L a w s o n 

dieser soll .45J-: 5p Jahre alt sein , 175,- 1 ,8 JCpfe 
blondes, links gescheiteltes kurzon^^^r^nid kl^Lnö 
Schnur/bart fragen. Lawson wai^mnlB-errlli Grunewald, Teplitzer 
Straße mit Frau und drei^^prih ^Er soll anspruchslos und 
sehr fleißig~sein und gern trinken. 

Henschel betonte, daß er zu diesem jederzeit hingehen und sich 
"mit diesen unterhalten kann. 
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V' Maj or ; im amerikanischen 

||T- •.> ; ' - r > V v c| -.a^; Ülbwehr-di ens t ,’nMi t arb eit er; ini Stöbe ' . Dimm ermann 
)ßf ■ • . !v Wärschöiniich ;Leit er der* .: Ab t eilung ' II des Ab- 

%:/. : ;: ;i \ v V’ . .Wehrdienste s ’ •' --.n •; ;• 

.Größe' i,65':;m • ’ t , kl eine viint ersetzte Figur, dunkel- 
|y •' - blondes nach hinten . gekämmtes Haar , Alter . mitte 

£&■■ • ?: der 4o ,er'; Jahre , ;;DeutsQh-Amerlkan.ery soll 1926 

W:. aus Deutsclilaiid'iausgewande'rt sein. und in Süddeutsch- 

$/, land noch yervvandte 'besitzenV Kilitäriscbe Aus- 

bildung * als Artillerie »' Seine - Dienststelle soll 
Berlin— Dahlem, .Clay— Allee -seih; Seine Privatwohnung 
Berlin-Steglitz, Telefon: 72367^. 

Eentschel hat diesen nach seinen Angaben erst an 27.6.54 in 
gesellschaftlichen Kreisen kennengelernt . Br will ßich für 
diesen weiter interessieren. Er führte äus, , daß dies für ihn sehr 
leichte- sei. 7- 

Henschel fragte, ob von uns aus Interesse bestehe, für beliebige 
Mengen jeder Valuda ♦ Er könne diese sehr kurzfristig besorgen 
und zwar unter dem Kurs der allgemeinen ‘ t)b lichkeit . Ob es sich 
Franc , Pfunds , Dollars, Westmark . , Rubel, oder Kronen handele sei 
■egal. - 

Danach sagte er, daß wenn die anderen den Kalten Krieg gegen 
und führten , wir ihren noch viel besser führen müßten indem 
wir, die Vorteile der freien Wirtschaft dahingehend ausnutzen, 
um gut gefälschtes Geld in die Westdeutsche Wirtschaft einzaschie- 
ben um durch dieses zu beschleunigen und Bonn wirtschaftsoclitisch 
kaputt zu machen. Dadurch ;könne man wiederrum erreichen, daß Bonn 
in kürzester Zeit den West-Ost Handel auf nehmen muß, da es durch 
den starken Geldumlauf der künstlich erzeugt wurde, gewzwungen 
wird einen Ausweg zu finden. 

Henschel führte aus, daß. er auf diesem Gebiet Erfahrung habe, 
und wenn; Interesse von uns vorhanden sei, v/erde er einen konkreten 
•Plan aüsarbeiten, um den mit zuständigen Vertreter für dieses 
Gehiet zu besprechen. . • v .7 •' ü:'/7;; 

Hüter zeichneter Sachbearbeiter erklärte dem Henschel, daß man 

jauf die: letzte Angelegenheit nochmals .zurückkommen könnte beim 

nächsten Treff , es aber erforderlich ist, daß er. zu einer^ .4. m 

längeren Aussprache mit in den. demokratischen- 

Henschel lehnte • dieses . nicht ab , -/sägte aber ^aüch 

'zu . Hit ihm- wurde vereinbart , daß seine ^Jtl w I W er in ^kunft aus 

'dem Spiel- bleibt und er ‘ an . die ' D ock ^^ 9 ,^ 

7 • Richard fi <3 h 

££ '] .. : : " Dresden N 

Lommatzscher- Str.. 27 . .. : v >\ 

Unter- speudo nymen 'Absender'.' einen-, B r ief . schreibt indem er 
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:das . Datum des. ..nächsten; Treffs ' bekannt gibt. 

Zu den AngabeQ^des; Henscbel:) ist - zu'^sageri, daß diese 
;-t eilweise ? stimmen ^weiden , Vor aber“; üb er Mayor ..und Tood 



'Bericht in Arbeitsamtes 
Maßnahmen: ' . * •/ 


Keine erforderlich 

Neuer Auftrag: 



Sich mit Lawson und 3urchard in Verbindung :seczen und dabei 
Gespräche neutralen Art führen um näheres: über beide in Er- 
fahrung zu bringen. Dabei soll ervüb er is einen schlechten ’ 
Geschäftsgang mitsprechen und durchh licken - las s en, daß er 
sich um eine andere Beschäftigung bemüht, 


Nächster Treff: Nach schriftlicher? Mittexiung c.es Henschel 
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Dokument 7 


7. 12. 1954 


Bericht : Sohaller 


Am tilttwooh den 2. 12. 15 Uhr hatte ich einen Treff mit Sch. in unscr rt n 
"bekannten Treffpunkt. 

Wie verabredet habe ich Sch. über einig* festgolegte Fünfte berichtet. 
1. DUngemlttelkonbinat Schwedt, Devisenaituatiorr-im Außenhandel, 
Gespräche mit Georglno, Platal know how, Außenhändlcr der DDR Simon. 
Soh. hat rieh dieses mal zu all meinen Darlc /runden Notizen gemacht. 
Zunelnen Ausführungen Uber cla3 DUngenittelko binat Schwedt gab es 
insofern Diskussion weil ich ihm mitteilte, daß die Engländer bei 
diesen Projekt besonders elngcctlegcn sind. Er hingenen irar auf Gr un d 
westdeutscher Pressenotizen davon unterrichtet, daß auch die Fran- 
zosen bei diesem Projekt mit oa. 66 mio elngestlegcn seeien. 7/ir sind 
ttbei*aingckor.:mcn, von den JSlcrküpfen von Washington klarer zu lassen 
ob cs sioh um oine Desorientierung cler v;ertdeutsohen Prosse handelt 
oder ob das Objekt größrr i3t als anccnonr.cn u. sich um eine Arbeits- 
teilung zwischen Briten und Franzosen handelt, ./obei die Briten evtl- 



rind die 
Präsidenten 

ndruck, daß oa 
Geh. früher 


nooh stärker beteiligt sind als die Frahzosen. 

Die Üeteiligu::g3su;.'.rac der Briten wußte Sch. offensichtlich nicht. Da r 
e». sioh in dieser Angelegenheit an die Eierköpfe wenden rollte ist 
auoh. anzunehmen, daß das genaue Verteilungverhältnis zumindest ln Berlin 
nicht bekannt ist. (Die Formulierung Eierköpfe ist "nt standen durc.; 
verschiedene Berichte der westdeutschen P-eese, gerne} 

Sachver3tilndlgrn V.'issensohaftlcr, im Pentagon u* 
der USA) 

Auf Grund seiner ^eaktion hatte loh den unbet 
sich bei Schwedt um das Cheniepro Jekt hru ‘ ~ 
gesprochen hatte. 

Sch. hat Mir auch verproch n, daß er nick Urteil der Eierköpfe 

unterrichten wird. Zu gegebener werde ich 1h daran eri: nem. 

Über die Devlseusituation in AuÄMB^Mel scheinen die Anis absolut 
ln unklaren zu sein« Als witJ^ÄÄt^^ragc zu diesen Problem möchten 
die Amis wissen woher d 1 j^enf lu ß könnt. Offensichtlich ist 

die Nachricht Uber die^IÄlSBÄreit internationaler Zahlon.gmlttel 
von versohiedenen S &wix ^aml 1 e Ajpls herangetragen worden«. 

Die ^eise von G e0 rglÄÄ^moogk nach V/estdeuts'-rland br.w. ins west- 
lloho Ausland war für^Boh. nloht cond erlich benerkensv.-s.rt« 

Desweitcren habe ich über die Angeles» ■ heit des Kaufes einer Platal 
Anlage sowie Uber das Platal know how ln Halmen des Ais cn-i'U ■. tenkon- 
blnates Ost beriohtet. Ich habe in diesen Zusammenhang sowohl die Llme:c 
Frau heiter, als adoh die DIA Fasch Kontor 43, Horm «V.olkenthin, 
Kothmanck, Mauke u, Frau Dlö be’.avnntg.vgebcn. Uber diese.- Konsortium 
hat sich. Sch. genaue Aufzeichnungen gemacht. Nach Je ich ihr Je :r 
diese gesamte Agelegcnhcit berichtet hatte wollte Sch. Uber PLATAL 
genaue Unterlagen haben. Ich habe des halb Sch, nach meiner Besprechung 
mit ihm auf der Fahrt zur Flughafen (wo Ich Herrn Dern 7/estir ab- 
holte) auf der Berliner 3tr. entsprechendes Infornatio..snatcrial über- 
geben. Bemerkenswert ist die Tataoaoho daß mich Sch. zu dem PLATAV* 
Projekt fragte ob er diese Angelegenheit in Umlauf geben kB ne oder 
ob dr dan nur den Eierköpfcn cur Kenntnis bringen dürfte. Daraufhin 
habe ich einige Erklärungen von ihn verlangt. 

Er erklärte mir folgendes: 


Von meinen Mitteilungen würden verschiedene Dingern 1 gerne in in Um- 
lauf gesetzt, d . h. auoh anderen Abteilungen des crliner IIsadq.uarder 
sowie dor bundesdeutschen Dienststellen zur Kenntnis gebraoht, während 
euadere Dinge aussohließlioh u. allein den Elerköpfcn in «vashlngton 
zur ^-enntnio gebraoht würden, dio übrigens wenn, nicht meine Person 
so doch nloh als Kr. zumindest kennen würden. Es bleibt zu überlegen 
ob hierbei nb nicht nur ein gezieltes Konpllnet gemacht worden sollte* 
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Selbstverständlich habe loh Soh. besohworen di® PLXTAI/- Angelgenheit 
ausschließlich als geheime Konraand J osaohe nur an die Eicrköpf o zu 
gehen# weil der Urhebef dieser Angelegenheit nur auf meine I’erson zurüok- 
zuführen sein kann* loh habe i’ . klargemaoht, daß er in dieser An- 
gelegenheit nlohta versuchen soll, es sei denn daß ermir sohaden will; 
denn alles Yfas er in dieser Angelegenheit erfahren kann, kann er duroh 
mich aus allererster Hand erfahren. 

nicht unerwähnt nöohte ich lassen, daß die PLATAL- Angelgenheit für 
Sch. für allergrößte Wichtigkeit v:ar. 

tfährond des ,vnien Treffs hat Soh. von sich aus eine für : loh nicht 
unwichtige ^rage gestellte. Wobelxer hetonto, daß di® Prägest eil ung 
evtl, unrichtig oder umklar, sei* 

kurzum die Amis tappen im Dunklen. Er fragte ich wörtlich: 

'Was ändert sich hei der DSM "1 Mein» 'egenfrago: " k in - 

Inf oroat Ionen, da< sich hei der DSM was ändert^ bltte^M^yi sie 
genauer was sie meinen! Daraufhin Sch. wir haben u^fenfcJP^lnfor- 
mationen, daß sioh bei der DSM was ändert. SeiiM^iijÄvon mir aus- 
geqiuetscnte Frage formulierte sich dahingehend^3SkÄw DSM. evtl, 
eins Unterabteilung oder eine Sonderins tutl tuiq^Foder ein Staats- 
setcretariat oder sonst loh weiß nicht^flQXf ras xxxx des H. A. X. 
wird# oder oh vorgesehen ist aus der^ÄÄieraus duroh Umbildung oder 
Heugründung eine Paralellergänaunfl^J^X^Irsatzor anlsation zu 
schaffen. Trotz vieler Areutz-u. fc^blpagen meinerseits ko wte ich 
von Sch. weiteres nicht erfal^Ämewiß ist lucdirli h die Tatsache, 
daß den Amis «tv/as bekannt^v^^^ukLet, daß darauf schließen lässt, daß 
in Bereich der DSM oder d(UfcglW^DSM etwas in Gange ist. 

Ich bin beauftragt 3ch. sÄprt anzurufen auch außerhalb der Dienste eit 
über ± die bekrönte Nr. faTlo ich in dieser Angelgenheit ,irgend»tvr.;; 
in Erfahrung bringen sollte. 

beiläufig konnte .ich festst eilen, daß die Ttlefcrvechnurg ( Schema 1335 
unseres Domizils Forststr. wi- folgt lautet: Hufnr. 84 50 46, Ilr. 
TXXhJXdX Harold 0. Joung. 

ich v Jn mit Sch. wo verblieben, daß ich mich falle .nicht' ‘•eson’urcs 
eincrltt am 23. 12. um 15 Uhr mit ihm wieder treffe. 
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Dokument 8 


0 2 j 5 


Hauptabtei 1 füg XVIII/7/ 


Berlin, den Juni 1965 
3er/ J u 

G!.i "Gabriel" 


B e r ± o h t 


En tgegen.pj normen: übers tltc. Berber 
Tor;bandabscbrif t ! 


Am Donnerstag, dem 24.6.1965, war leb mit GCHALlbR verabredet. 
GCRAXLSR batte zu diesen Treff von seiner Seite au^c-ine einzige Frage, 
u. sw. fragte er Mich nach eloen Ee: p c r t -I ; p o r t o^Li. n I e r u n ,gs orga c 


in Pankow, womit ich oiebt 3agen will, daß Organ in 

Pankow befinden muß, sondern er vlelnehr^yA^Ssoruck br:.e.;/:c v;cl.. 


daß dieses Organ ein Organ der )ÜB ist.w^y 

Diees OrgaD muß s^ch KO IMEX oder COIMEX ornnco. Offensichtlich v/is~co 
sie darüber nooh ntbt viel und n eioe auf Klärung darüber, was 

es für eine SewaDutnis mit n hat bsvi. welche Aufga -cn 

cs zu leseo hat. 


Ira weiteren Verlauf 


O 


h v oo mir einiges vorgetrageo über die 


Situation in Interzor^iba&del UDd da interessierte ihn in der Haupt- 
sache, welohe Perspektiven der Iotersonenhc.n ici jetzt bat und was 
es a.uf diesen Gebiete Heues gibt. 

lob habe ihm zu diesen Punkt besonders übermittelt, laß nach -meiner 
Erwartung und. nach meinem Überblick der Intcraonenandel sich we.-ent; ich 
sicht mehr erweitert, Im Gegenteil es die IHR darauf abgesehen hat, 
den Ioterzonenhandcl wesentlich einzuengen, insbesondere, wenn es 
darum gebt, die Industrie der ORK mit Rohstoffen zu versorg.“ o. 

Zum anderen habe ich ihm gesagt, da^ der Interzonenhcn dsl für die OR, 
soweit es sich um Brrvnkohle und Vergaserkraftstoff handelt ( ::u 
eine:.'; annehmbaren Preis), immer noch eine interessante Angele. pn’n it 
ist. 

In Gegengeschäft, o*-bv in Ingo :t der AwR, scheinen in v-c itgehandnt*', 

.Vaße Maschinen auf -ckauft zu w.r-lcn, wenig fr aber f ndustricroha :fc 

v 

für die kontinuierliche ercorg-ung der Industrie. 


2 





_ 9 _ 


jo 


Das war eioe Angelegenheit , die er ausarbeiten wollte, um sio den 
"Eierköpfeo'* io Y/ashington mitzuteilen« Er hat mioh darun gebcteD, 
ihm alles Wissenswerte auf diesen Gebiete nitzutoilen. 


Des weiteren habe ioh ihn nitgeteilt, daß man nioh~letzthin 
an der Grenze ( duroh den Zoll) auseinander genommen hat, um iha 
wissen zu lassen, daß bei mir nicht immer alles glatt gebt* 

Hierauf hat er keine Reaktion gezeigt, sondern hat dieses zur 
Kenntnis genommen und mir zu verstehen gegeben, dad man doch sehr 
vorsiohtig sein muß* 


groß 



Y/ir -haben dann über die Situati on in Santo Domingo^*^»roohen, und 
mir ging es hierbei in wesentlichen darum - icl^afcaL^lbverständlich 
auch meine Meinung vortragen-, seine Lteinuo^Ä^Ä zu hören* 

Seine Meinung Geht dahin, daß die SituatiX^Ä oanto Domingo das 
sobleobtoste ist, was JOH1JSOK bisbe^io die^ege geleitet hat. Kr 
raointo, daß sich den Augenschein^Äi^'räsideDt JO.TKSOK hat von den 
Militärs Überfahren, lassen io^»mwsicht, ein neues Kuba niobt 


aß sich aus Santo Domicgo ein 


oäfcheutc dio 

C UC8 


entstehen zu lassen* Eff ej^^^p^at cache ist aber 
e Gefahr darin bas^eJ 

Kuba entwickelt könntc^UTzw. duroh das Eingreifen der Amerikaner. 
Das ist absolut seine Meinung* Ich kann aber nicht beurteilen, in- 
wieweit das auch die Meinung seiner Amtsstelle ist. 


Wir haben auch über die b'eue Situation in Algerien gospree b 
hierzu meinte dCIL‘J.7» .R, daß die Leute in Moskau mit der Ent 
Id Algerien auch nicht einverstanden sind und dio Entwickln 
ckepti. oh sehen, ./eil der neue Mann in der Führung Algeraon 
Augenschein nach ein Mann ist, der mit den Kommunisten in 
und Dicht mit denen ln Moskau Sympathie! rt* 


?n, uol 
v/ icklur.g 
ng sehr 
c allen 

rskiog 


In weiteren Verlaufe haben v/±r über die Berliner Situation gesprochen, 
insbesondere über die Kündigung der Fachtarife und die Hubochiv. über- 
flöge der Streitkräfte der DDR. 

Sohaller vertritt den Standpunkt, daß zunächst diese l 1 ]/ä nie leie - 
erst kn Anfang Garst ellon , also den Anfang cioov gesteuerten 
Kampagne zur Durchsetzung der 3-St aatch-Thcoric und insbesondere der 
Theorie von der Abspaltung Westberlins von ti er Bundesrepublik. 
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Sr uberbiöht dabei oioht, daß die Angelegenheit dor Hubsohrauberflüge 
eine sehr gefährliche Sache i3t, well duroh aolohe kleine Plänke- 
leien evtl* eio kleiner Lokalkritg entstehen könnte. _ 

Ale auf meiDe versohiedeneD T estfrageo hiDsiohtlioh der Sicherheit 
Berlins und hiosiohtlioh der Tatsaohe, daß evtl* die Amerikaner 
in Anbetracht ihrer eig&Den gespaooten Situation io SUdvietnara 
und in Santo Domingo die Luft verlieren könnten, weiterhin die Garan- 
tien für Westberlin aufrechtzuerhalteo, weil dadurch ^e Gefahr 
besteht, daß sie evtl* von der DDR eben duroh s olch^ J»bschrauber— 
’lügo zu den Waffen gerufen werde könuteo , mei ajj^fcrNmtegorir.oh, 
es gäbe keine Mögliohkeit und kelpr . Sit uatioj^fp^ dazu fuhren könnte-, 
daß die Amerikaner Berlin verlassen* In dic^^Rf^lle würden die 
Amerikaner in Westberlin bleiben* 


Am Donnerstag, dem 24*6.65, hatt^ 
einige Male von Hauptquartier 
erklärte mir dann, daß sein ] 

vertreten müßte. * I 


-*r r\ r\ 


ÄHB^R Chefdieoßt, d.h. er wurde 
fuhren und rief auoh zurück* Er 
7aok sei und er heute den Oberst 


*rau BOROWSCI, die Mutter von Ingrid ROGERS (?), die in früheren 
Beriohteo gemeinsam mit Jaok ROGERS behandelt worden ist, hat 
letzthiD telefonisch mit meiocr # Frau gesproobeo wegen des Kaufs 
einiger Kleider, und bei dieser Gelegenheit hat Frau BOROWSKI nit- 
geteilt, daß ihr Sohwiegersohn ( Jaok RÜGERS) jetzt für ein Jahr nach 
St.dvietoam kommt, J.b« nach dort kommandiert w'rd, und die Ingrid 
während dieser Zeit' nach Westberlin kommt und sich mit der Absicht 
trägt, in WcGtboriin eine Arbeit anzunebneo , möglicher weise als 
Laboraotin* Zweifellos werden wir . erfahren, wenn Ingrid io West- 
berlin ist, denn sie wird aorufen« Dann könnte man die Angele ger heit 
weiterverf ol *en « 


"Gabriel" 
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Hauptabteilung XVIII/7 
durchgef.: Gen. Beyea: 


Berlin, den 29. April 19^7 
Be /Bo 


Treff : 


'Gabriel' 


Ort: K.7 "Heike' 
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"b 7 


Stark 


An Mittwoch, den 26. 4. 1967, 15*00 Uhr, habe ich nich 
vereinbaamngsgemäß in der Salzachstraße mit Itr. Stark ge- 
troffen. D 0 s war der verabredete T^eff nach neinen 5esuch 

hilft* 

bei den B jorn sc Walzwerken in Wuppertal. 

Zu diesen Treff standen bestimmte Punkte, die bis dahin zu 
klären raren, nicht an. Ich sollte lediglich Briefpapier 
nitbringen, aber das hatte ich vergessen auszuliefern. 

Ich werde das das nächste Mal tun* 


Zur Tagesordnung unserer Besprechtang stand im wesentlichen 
die Hannover Messe an. Da habe ich Mr. Stark berichtet, daß 
ich mit Herrn Haupoldy vom MAI geklärt habe, daß 
nunmehr Herr Minister Behrendt , Herr Haupolcbe' 
und die in Westdeutschland anwesenden Herren an der Messe 
in Hannover teilnehmen. Dabei ließ mich Mr. Stark wissen, 
daß von der Messeleitun g ln Hannover auch Herr B a >f 1 k o 
und Herr S ö 1 1 e eingeladen worden sein. Er fragte 
ob ich wohl wisse i welche Harren zur Messe konmeaj^ÄÄfl* 

Ich habe ihm gesagt, daß von der Spitze ge sentjRir 
lediglich die Teilnahme von Ministap^ÄAmdt bekannt ist 
und daß ich von den anderen j^l^L^iÄge.n^bxsher noch nichts 
gehört hätte. Stark beste jedoch, daß es Tatsache 
sei, daß sowohl Ba#lkow al* auch Solle eingeladen worden 
seien und ich konnte seiner Rede entnehmen, daß die Amerikaner 
sehr stark damit rechnen, daß der stellv. Ministerpräsident 
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Herr Bo&lkow in Hannover anv/eoejod sein wird. Ich habe Garaufhi:. 
meine H^indung zum Besten gegeben und habe gemeint, daß ich 
keinesfalls daran glaube, daß Herr Bahlkov/ nach Hannover fahre:; 
wird in Anbetracht der Ausladung im letzten Jahr. Baß ich 
höchstens daran glaube, daß möglicherweise , wenn es stimmt, 
daß die H e rren eingeladen v/orden sind, Herr Außenhandels- 
minister Sölle zusätzlich noch in Hannover anwesend sein wird. 

E a wurde besproch en, daß ich möglichst alles berichten soll, 
was in den Gesprächen mit Herrn Behrendt~ü n_d_oe.iner Begleitung 
und~möglicherweise eben dann mit Herrn Sölle oder Herrn Bahlkav; 
besprochen wird, daß ich das den Amerikaner gleich nach der 
Messe “mitte ile . 


J • • *+ • W J ^ • J 


Des weiteren hatte er eine Anfrage der Zentrale in ..'s 
und zwar hinsichtlich des Kirc heng esc häftes. Seine Prager, wäre: 
etwas unkonzentriert und undurchsichtig und er war, nicht ir. >;•: 
Lage, sie genau in das Deutsche zu übersetzen und genau zu 
formulieren# Es ging jedenfalls darum, ob mir erstens bekannt 
sei, daß das Kirchengesch äft ü ber mehrere westdeutsche Firmer, 
lief. Ich habe dazu gesagt, daß mir bekannt sei, daß das Ge- 
schäft früher über die Firma ST3HES und seit einigen J eh rer. 
nunmehr 'seit der Pleite von ST3JIZS über die Essener Stchl- 
und Mctallhandels-GnbH läuft. Darüber hinaus sei mir jedoch 
keine Firma bekannt über die ein weiteres Kir che nge schüft 
lauft. Ich habe das auch in Abrde gestellt und habe gemeint, 
daß das Kirchengeschäf t 100 %±g Uber MAAS & FRITZSCH 4ä%t. 


Er wollte dann v/issen, welches Materi al üb 

:ht lichtes Geschäftes 
iuer durch die Palette 


t. 


Ich habe ihm gesagt, soY/eit ich hi: 
mit der DSK unterrichtet bin, 

der DSM, angefangen voy!fiecfe|<^ über Edelstahlrohre, Le- 
gierungen NE und Früher sei da3 Geschäft auch 

noch über Bergbau/Hanixtel und ich glaube über Nahrung gelaufen. 
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Abor das sei mir heute nicht mehr bekannt, sondern ich könnte 
lediglich die Geschäfte der DSM einigermaßen übersehen. 

Er bat mich dar um j ob es mir möglich sei hierzu genau eres in 
Erfahrung zu bringen. Besonders interessierterer sich dafür, 
ob Edelmetal le von der DSM~importiert würden, oder ob das 
noch andere Institutionen machen würden und da habe ich ge^- 
meint i daß das möglicherweise die Intrac machen würde. Aber 
sonst sei mir nichts genaueres darüber bekannt, aber ich würdo 
mich selbstverständlich dafür interessieren. 

Dann sind wir noc hma ls zu dem Komplex» Messe in Hannover zu 
sprechen gekommen, wobei er mir wissen ließ, daß die Afrikaner 
in Hannover nichts machen wollten. Einige Z e it später in unsere 
G e ßpräch sind wir jedoch nochmals auf meine Initiative hin auf 
die Messe zurückgekonnen und ich habe gemeint, wenn sich in 
Hannover etwas sehr wichtiges tun sollte, ob es dann richtig 
wäre, wenn ich ihn in Berlin Uber die mir bekannte Same 1- 
nuram er anrufen würde. Dabei hatte er mir gesagt, das sollte 
ich keinesfalls tun, weil die #19-Nummem sämtlich vom Oster* 
abgehört würden und es gäbe lediglich eine Möglichkeit, daß 
er mir eine westdeutsche Hummer geben würde i die ich anrufen 
könnte und von dort aus würde das Hauptquartier in der £ls^- 
allee verständigt. Aber das wollte er sich noch überlegen 
und wollte mir dann möglicherweise, wenn es notwendig wäre 
noch Mitteilung zukommen lassen. 


3tunce, 


E r gab mir dann auch zu, daß evtl, die Möglichkeit bestündcj 
daß er ebenfalls in Hannover anwesend wäre, wobei ich_ 
anbot, daß wir uns dann sehen könnten^ daß er 4 

Zeit vom 3,, 4, oder 5. Mai auf dem ^tand fR^fÜitfvcr 

erreichen könnte und da sind wir hi Angelegenheit 

so verblieben, daß er ' t sobald^»^^?ß|: otf^er nach Hannover 
fährt, mich noch in BerÄ^^v^pfäiidigt , damit wir möglicher- 
weise einen kurzen Treff ^bder eine kurze Verständigung in 
Hannover bewerkste lügen könnten. 
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Darm sind wir auf die Person von Herrn Haupold^ zu sprechen 
gekommen und da fragte er mich, ob ich nunmehr wiese, wann 
Herr Haupoldt nach Düsseldorf komme. Ich habe ihm gesagt, 
daß icir~in Gesprächen mit Herrn Haupoldt erfahren habe, daß 
Herr Haupoldt zunächst die Leitung des Hesse Stabes in Ilonnovo 
hat, nach Hannover al30 zu dem HAI zurückgeht, um die r e s 3 e 
zu liquidieren^ die Berichterstattung vorzunehmen, d. h. noch 
einige Z e it der Abwicklung brauch^ und erst dann nach Düsocldc 
geht. D. h. daß es möglicherweise noch vier oder sechs Wochen 
dauern könnte. 


Die nächste Pyage, ob ich wisse, wann Herr And r 6 aus 
Düsseldorf wegginge und nach Berlin käme. Hierüber konnte ich 
ihm keine Auskunft geben, ich habe aber die köglichkeix ein- 
geräumt, daß ich mit H e rrn Andr£, den ich ja mit Sicherheit 
in Hemover treffe, darüber sprechen könne und ich würde ihn 
dann nach Hannover Bescheid sagen. 


Während unseres Gespräches wurde Hr. S^ark angerufen. Ich neh 
an, daß von Hauptquartier durchgestellt worden ist und er hat 
ein Telefonat, zweifellos mit einem Deutschen und dem YerneLr. 
nac h, ha ndelte es sich um einen deutschen Agenten . Denn die 
Art in der er gesprochen hatte, war die gleiche oder das ^.eic 
Wortspiel das zwischen uns beiden stattfindet, wenn v/ir einer. 
T r eff ausnachen und es wurde ein Treff ausgemacht für der. 

27. 4. 1967, 14.00 Uhr, Porst. Bei dieser Gelegenheit möchte 
ich erwähnen, daß Stark den von mir bereits in früheren 
Charakteristiken bezeichneten Ring trägt, einen goldenen 
ring mit einem quadratischen etv/a 1 y2 cm großen 
Stein und in der Mitxe einen 5 mm im Quadrat als 
stellten, nicht Gcoamtbrillanten, BondQtt’lT^L.s BriManten- 
splittorn zusammengeaetztn Steij 
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Y/ir haben über den Parteitag gesprochen. Dabei hat er zun 
Ausdruck gebracht, daß der Parteitag selbst keine Überraschungen 
und auch nichts Neues gebracht hätte J sondern daß sich aus 
amerikanischer Warte her gesehen; der Parteitag aus freiner 
Routineangelegenheit sich abgewickolt hätte und das möglicher- 
weise das Wesentliche und Entscheidende jetzt in diesen Tagen 
in Karlsba^d sich abgewickelt hat. 


In Laufe des weiteren Gespräches über die augenblickliche 
geschäftliche Situation wurde auch davon gesprochen^ vom 
Min eralölgeschäft und da wollte Mr , Stark wissen; daß die 
DDR ihr überschüssiges Mineralöl jetzt in die skandinavischer, 
linder verkauft, und zwar sagte ich; dam mir das auch bekennt 
seii das hätte ich von Herrn Pritzsch und das ist auch Tat- 
sache t daß es die BP in llorwogen kauft und da teilte mir Stark 
mit , daß auch Mineralöl nach Schweden verkauft würde. 


Schließlich kan er noch auf eine Präge zurück, 
notiert hatte, wobei ich jedoch glaube; "von 

den ^Eierköpfen" als Abfrage vorlagLund dS^^TIrage konnte 
er genauso wie die erste \ nur -ggfeme^Bn stellen. Es handelte 
sich 1m wesentlichen um 




S-fcark wollte von mir^oSfeen, ob ich S^nntnia davon hätte, 
daß 4 a die DDR einige neue Organisationen oder Firmen ge- 


gründet hätte j die möglicherweise im W e sten oder im Y/est- 


geschäft tätig würden. Er brachte hierzu die Parallele so 


wie die Firma LEHNHARDT und andere ins Geschäft von den 
Außenhandelsorganen zwischengeschaltet würden. Aber er konnte 
es nicht so genau formulieren. Er meinte auch nicht ähnlich 
wie die Utimex ;reine Vertreterorganisation; die ich glaubte 
aus seiner Rede verstehen zu müssen; sondern es muß sich 
effektiv um neue Firmen handeln; die 

Einfluß nehmen auf das Westgeschäf t ; weil-ebea-ven und zum 


95 


- 6 - 




Teil eben vom Westen aus ihre Geschäfte wahrnehmen. 

Ich habe ihm versprochen, daß ich mich hierfür interessieren 
werde j daß mir Jedoch bisher nichts davon zur Kenntnis gelangt 

ist. 

Wir haben uns abends gegen 20*00 Uhr getrennt. Ich möchte 
erwähnen, daß Stark diesmal noch im Domizil verblieben 
ist , mit dem Bemerken^ daß er noch einige Anrufe zu erledigen 
hätte. Schließlich sind wir so auseinander ge gangen, daß ich 
entweder vor der Hesse von ihn höre^ ob er evtl, doch nach 
Hannover kommt, ansonsten werde ich ihn anrufen sobald ich 
von. Hannover zurück bin, um in der Y/oche darauf , einen Treff 
mit ihm zu vereinbaren. 


gez. : "Gabriel" 
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Hauptabteilung XVII 1/7 
durchgef.: Gen. Beyer 


- Tonbandabschrift - 


Berlin f den 9. Oktober 1969 
Be/Bo 


Treff : 

GM: 

Ort: 


8 . IO. 1969 
"Gabriel* 

KW n Junghan3" 




Mr. A e m s 


Vereinbarungsgemäß habe ich mich nach meinem Anruf am Mittwoch, 
dem 1. 10* 1969, am 2. 10. 1969, mit Aeras getroffen. Ich bin 
wie üblich in das alte Domizil, in Lichterfelde, in die 
straße gefahren und dort empfing mich Aems bereits an 
gangstür. Dabei konnte ich feststellen, daß in df^: 
lei Gerät herumstand, Staubsauger u. ä. Zeug. IlLÄk^s^lne reich- 
liche Unordnung. Aems teilte mir mit, da£ wir d^HDomizil wech- 
seln wollten. Unser neues Domizil kleines Einfamilien- 

haus, ein Eckgrundstück in Dahl^rff*%p«^^er3traße 13. Das i3t 
eine Nebenstraße, die von dötf^9^^. a llee abgeht, unweit der 
Freien Universität und Afcdps Henry-Ford-Baues . 


Wir hatten vereinbart, daß er, da ich die Eppingerstraße nicht 
kannte, vor mir herfuhr* Dabei konnte ich feststellen, daß Aems 
einen neuen Wagen jetzt hat. Ob es nun sein eigener ist oder ob 
es der Wagen der Dienststelle ist, entzieht sich meiner Kennt- 
nis. Der Wagen ;ist : ein VW 1300, beige, mit dem Kennzeichen 
CP 6092. In dem ’neüeny Haus hah m. E. noch kein Treff stattge- 
funden. Denn a is wir /das ' Haus betraten, war völlige Unordnung. 
Ich würde sagen, eine' Unordnung so wie man ein Haus nach dem 
Auszug 'y er läßt; und^so^ wie' eih ; Haus . aussieht ,; .wenn der, neue 
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Wir haben von dem neuen Domizil aus ein Funk-Taxi angerufen, 
damit ein Wagen in die Letzestraße fährt, uro Frau J ö r s , 
d. h., das ist die alte Haushälterin des bisherigen Objektes. 
Die blonde Deutle mit dem schwarzen Pudel. Frau JÖrs kam dann 
auch noch mit einigem Gerät an und hat uns ein kleines Abend- 
brot zurecht gemacht. 


Bei der Unterhaltung mit Frau Jörs, die einige Ano b änd e vor zu- 
bringen hat, hat sich auch ergeben, daß sowohl da3 jetzige Ob- 
jekt als auch das letzte Objekt in der Lotzestraße in der Zu- 
ständigkeit eines Kollegen von Aems war. Aeras war lediglich bei 
diesen Objekten Mitbenutzer. Wahrscheinlich ist es so, daß Aems 
hier in Berlin in eigener Verantwortlichkeit kein Domizil-Objekt 
hat, sondern wahrscheinlich nur welche mitbenutzt. ^ 

Es ist zu bemerken, daß Aems an dem DonnerstjM^iflLn^recht bei- 
sammen war. M. E. hatte er Fieber, er saJsÄu3fj^P[.cht gut aus. 

Und er sagte mir, er sei gegen Gelbf ieb^B^jH.mpf t worden und die 
Ärztin hätte ihm schon gesagt, er mit Unwohlsein und Fieber 

rechnen müsse, daß er eige n^l^ c^pa» Bett gehöre. Deshalb war die 
Unterredung auch nur k urz m V jffi^apen uns bereits gegen 18.30 Uhr 
wieder getrennt. Zu de^Iilftr’fbng sei bemerkt, daß er mir mitteilte, 
daß er wahrscheiÄJKh^ömiachst in ein Land reisen müsse, wo es 
von den /unerikane^^ aus Vorschrift sei, daß man gegen Gelbfieber 
geimpft wird. Ich nehme an, daß es sich um ein asiatisches Land 
handelt. Auf meine Fiage, ob er Mao Tse-tung einen Besuch ab- 
statten wollte oder auch villeicht Saigon, meinte er lächelnd 
nein, weder das eine noch, das andere. Offensichtlich wollte er 
mir aber nicht sagen, in welches Land er diese Reise unternimmt. 


In diesem Zusammenhang sind wir dann ein bißchsn auf seine Auf- 
gaben zu sprechen; gekommen,«; d.; : h. 3 die Frage würde eigentlich von 
mir" angeschnitten,; indem ich . ihm sagte daß ich eigentlich nicht 
recht, klar ' sehe beiJseiiier; Tätigkeit ..-Ich würde; von; mir aus doch 
annehmen/: daß er 'sich; mitVdenvv innerdeutschen;- Handel:- beschäftigt 

uT.'.-.y/ ■ l/.i 


98 




/lw 


3 - 


und infolge dessen könnte ich nicht übersehen was er für 
Reisen in ein Gelbfieber land zu unternehmen hätte. Und er 
meinte da, daß er außer den Bereich IDH noch andere Aufgaben 
hätte und daß er bei seiner Truppe ohnehin der Reiseonkel sei. 
D. h. erstens würde er gern reisen und zweitens würden ihn 
wahrscheinlich von seinem Chef oft Dinge übertragen, die mit 
einer Reise in Verbindung stehen. 


In bezug auf unsere Arbeit ließ sich auch anklingen, daß es 
sicherlich ja richtig sei und zweckmäßig, daß er sich noch 
mit anderen Leuten auf dem Sektor innerdeutscher Handel unter- 
hält, da das, was ich ihm sagen könnte, ja u. U. nur ein Mosaik- 
steinchen wäre und sich daraus nicht immer ein klares Bild er- 
geben könnte. Dabei meinte er, daß das selbstverständlich ge-^, 
schehen würde. Allerdings würde er sich auf dem Stahlsektor^uÄ 
mit mir treffen und in diesem Zusammenhang meinte er alftÄJrz- 
hafterwej.se, daß es ja nicht lukrativ wäre, sich 


M a t 1 a g e zusammenzusetzen, weil wir f rüher^feJRits schon 
mal über das Niveau von Matlage gesprochea^hatten. In jedem Falle 
geht jedoch daraus hervor, daß Herr jfla,^ l |p^# den er persönlich 
kennen muß, ihm noch immer in Er^niwjnJn g^A^ t . Abrundend zu diesem 
Gesprächskomplex meinte er, daffdrÄ wnerikaner sich selbstver- 
ständlich auch mit anderei^jLu3»#^u3 dem IDH-Bereich besprechen 
würden, um sich ein umfassendes Bild zu machen. So z. B., und 
hier versuche ich jetzt ihn wörtlich zu zitieren, hätte man 
Gesprächspartner auf dem Sektor C hemie , A nlag en, Tr ans por t- 
geräte, Maschinen, Landwirtschaft, Eier .Und ich möchte sagen, 
dieses Eier ist ihm so wie als Schlußpunkt gerade noch so be- 
merkenswerterweise herausgerutscht. 


Wir sind dann im Laufe unserer weiteren': Unterhaltung zu Fragen 
des MAW zu; sprechen gekommen. Und. er-' stellte mir.,. eine Frage, 
und zwar "sägte er , man. hätte Informationen/! daß • es im MAW eine 

- . . - -v • • ;* V • ■'0' , ' ~ '* *>* ‘ ' 

; könnte sich 



Verständlich zu 
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machen, wenn man fixierte, daß der innerdeutsche Handel sich 
in einer Größenordnung von 3,7 bis 3,8 Mrd. bewegen würde, 
dann wären das eigentlich nur 3 Mrd. , die in dem normalen 
IDH-Geschäft , das sich auch Uber die einzelnen Konten ab- 
wickeln würde, daß es also nur 3 Mrd. betragen würde und daß 
etwa 700 bis 800 Mio. diese Sondergeschäfte ausmachen würden. 

Er nannte in diesem Zusammenhang auch G e r 1 a c h 
und die INTRAC. Zweifellos, und das habe ich ihm dann auch 
gesagt, kann es sich dabei nur um den Bereich Kommerzielle 
Zusammenarbeit handeln, von Minister Schalk. Aber ich habe 
ihm dazu noch einige Aufklärungen gegeben, daß es sich hierbei 
zweifellos um keine Sondergeschäfte handelt, sondern um Geschäfte, 
die im Rahmen des innerdeutschen Handels zu sehen sind, wobei 
natürlich diese Gruppe durch Provisionen aber auch Provisionen 
mit, bezüglich Geschäfte, die mit dem übrigen kapitali^tiÄ^ien 
Ausland abgeschlossen werden. Daß man da einige 5j^t rr ^f^,|* TT1Tno ' 1 1 
aber ich habe bezweifelt, daß das 700 bis 8Q9ÄiW%iSßacht . 


Im Laufe unserer weiteren UnterhalbÄTa hatten' wir dann noch 
abschließend den Komplex S behandelt. Lnd er 

wollte mir eine Mitteilun^te^feren und sagte, es sei nun geklärt, 
daß Herr Schnell mit m cngrallb nicht in den Bereich des MAW 
oder überhaupt in eMErteBereich zurückkommen würde, denn die 
Dinge würden jetzt so aussehen, daß Frau Schnell mehrere tausend 
DM unterschlagen habe. Er nannte 6 000 bis 7 000 DM, verbesserte 
sich jedoch später und meinte, es könnten auch weniger sein, 
vielleicht 2 000 oder 3 OOO DM.,' Ich hatte den Eindruck, daß es 
ihm nicht angenehm war,' daß er mir die Summe 6 000 bis 7 000 DM 
genannt hatte und das wollte er. wohl ein bißchen abschwächen. 

Des weiteren- hat er nach -.Herrn ,|.'A n- d r ä /.^gefragt. . Ob er 
sichj>in£seiner neuen | Funkt ion v wohivf üble ^ leb» hi^be ihm dazu 
hinreichend Auskunft \ gegeben mit der v : Zielrichtung , daß Andrä . 
sicherlich, kein Mann wäre ^ der; in; eine; Betrachtung ‘ einbezogen 

werden*könnte , .um , evtll&fürrdievAmerikäher:;; tätig;, werden, zu 

« " " $&*.>:■&• 


abschließend den Komplex 
v/ollte mir eine Mitteilu 
daß Herr Schnell mit ^c! 


könnend 






Dann fragte er auch. ’ nach ''%H e' 1 1 m u t h . Den Empfang, 
den Handelsrat Hau bol dt ln Düsseldorf anläßlich 
des 20. Jahrestages gibt, von dem wußte er auch und er wußte 
auch, daß Minister Behrendt zu diesem Empfang nach Westdeutsch- 
land kommt. ‘ ■ 


Schließlich hat er danach gefragt, ob mir wohl bekannt sei, 

warum das Thyssen- Rohr-Projekt mit der SU geplatzt wäre. 

Oder was wohl die Hintergründe wären, daß dieses Projekt 

nicht zum Klappen käme. Ich habe ihm dazu aus meiner Warte 

einige Aufklärungen gegeben, die darauf hinaus laufen, daß 

« 

man sich wahrscheinlich bei' den Überlegungen keine klaren 
Vorstellungen über die vertraglichen Bindungen, die hin- 
sichtlich der Erdgas-Verträge gemacht hat, die die Bundes- 
republik mit Holland und anderen Organisationen, wie 
Standard Oil, abgeschlossen hat. 



Zum Ausgang der Bundestagswahl hat er keine 
vertreten. Er meinte, daß das ein rein innei 
legenheit sei und daß er speziell lyi^cn Uber! 

Schließlich wäre (zu erwarten .^^ÄfllcLgdie künftige Regierung 
im NATO-Bündnis verbleib guch unter einem Kanzler 
Brandt. Daß sich alapJau iengB li tisch nicht all zu viel ver- 
ändern würde. AnsonOTEmJkönnte man annehmen, daß vielleicht 
ein Regierungswechsel; gut tun würde, weil es dann einige 
neue Aspekte hinsichtlich' der : . inneren . Entwicklung geben, 
könnte’ und das ; Telegramm ,•• dasiNixon'^in der Wahl noch'-; an .r. : , v 

■’f ‘ • : r. -i ■ 

Kiesinger abgesandt hatVjbezeichnete er als einen ausge- ' :• 

... ; : >. *<& «•;*/.* »*. : 'ff*, ^ys-y ** ? . 

spröchenen 'Fehler/;? der* aber;.- wahrscheinlich nicht auf das '* 

: . • X • *;.•> i-< ; 'vJ'r.T' ^ ' •' -;5 V' 1 - ; v/ ; ■ r ' ■ 
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Ara 22. 10. 1969 macht Aems eine längere und größere dienstliche 
Reise. 

Wir haben vereinbart, daß ich Aems am 15. 10. 1969 anrufe, 
damit wir uns vor seiner großen Reise noch einmal treffen 
können. 


gez.: "Gabriel" 
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Hauptabteilung XVIII/7 Berlin , den 12. Juni 1 yo 5 

Treff: 11. Juni 1965 

GM: "Gabriel" 

durohgef.: Gen. Berger 

— Tonbandaufnahme - 


B e r i o h t 


Schaller 


Am Dienstag, dem 8. 6. 65, hat mich frUh SCHALLER angerufen, 
um mit mir einen Termin für den 9. 6. 65, 15.00 Uhr, zu ver- 
einbares. loh bin zur gewohnten Zeit in unserem Treffpunkt 
Porststraße in Zehlendorf gewesen, und SCHALTER war - wie 
üblich - sohon anwesend. 




Als Besprechungspunkte von meiner Seite |gTL8dn^86ie Prospekte 
aus dem Lief erprcgramm VEB SchwermasoJJÄ^iij^w. "7. Oktober" und 
die Angelegenheit V/ISCHHE'.7SKI sowie d^^St aal 6 besuch von Prä- 
sident Tito. SCHALLER h3tte einige Fragen, die ich jetzt cor 
Reihe naoh behandeln möchte, 

Zunächst fragte mich SCHALm*^ ob Generaldirektor MOGK von der 
DSH, der nach seinem Be#uc® in Schweden nach Japan hätte fahren 
wollen, schon wieder j0oir®^ipan zurüok sei. Ich konnte diese 
Phage nicht beantworKn^ weil mir erstens der Japan-Besuch von 
MOGK nicht bekannt war und ich z. Z. auch nicht wußte, ob 
MOGK bei der DSM anwesend w«-r. Ich habe ihm aber versprochen, 
daß ich diese Angelegenheit klären werde. 


Zum anderen wollte er von mir wissen, ob es stimme, daß die 
DSM in der letzten Zeit - und besonders zur letzten Messe - 
viel Rohne gekauft hätte. Ich konnte ihm aus eigenem 'Missen 
von Hoesch sowie auch von Erzählungen anderer Rohrhändler 
diese Frage bestätigen, weil loh der Meinung bin, daß die DSM 
besonders ira Interzonerihandel ziemlioh viel Rohre gebunden hat. 

Dann habe ioh ihm meinen Besuch bei iVISCHNE'.VSKI mitgeteilt, 
und dabei habe ich fcststellen müssen, daß SCHALLER SICH weniger 
für die Person und das Tun von 'ATS OHNE V/3KI interessierte, 
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sondern in der Hauptsache eigentlich um das Material, was 
tTber die Verbindung WISCHNEWSKI gebunden werden sollte. 

Er hat mich aber ln diesen Zusammenhang dringend davor gewarnt, 
die Verbindung zu WISCHNEWSKI. weiterhin aufrechtzuerhalten 
oder auszubauen, Inder er mir sagte, daß der 3unde3verfas3ungs- 
schutz hinter WISCHNEW3KI her Ist md daß e-rtl. damit ge- 
rechnet werden müßte, wenn der Bundesverfassungseohuts davon 
Kenntnis erhält, daß loh mit WISCHNEWSKI zu tun habe, daß sie 
mich dann telefonmäßig überhören und daß loh evtl, auoh zu 
einem Verlier geholt werde, wogegen loh mloh nioht wehren könn- 
te. loh habe ihm versproohen, daß loh tunllohst — soweit das 
gesohäftlioh möglich ist - die Verbindung zu WISCHNEWSKI nioht 
ausbauen werde und bin Ihm darüberhinaus dankbar gewesen, daß 
er mir das mitgeteilt hat. 


Zu den Prospekten, die loh SCHÜLER übergebe 
lioh des VEB "7. Oktober" Weißensee habe 
spektmaterial gegeben von den Niles-Wer 
sammenhang stehen. Obwohl er in meinem Be 
durohgeblättert hat, habe ich kei 
nehmen können und er hat zu dem 




, hlnsioht- 
auch Pro- 
damit im Zu- 
di e Prospekte 
eaktion bei ihm wahr- 
Fragenkomplex auoh 


achen einge3teokt und 


keinerlei Fragen gehabt. Er 
gefragt, ob or sie behalte 


Desweiteren habe ioh S&gä&ER im Verlaufe unserer Unterhaltung 
raitgeteilt, daß am 10. J®ii eine Aus schuß tagung im kleinen 
Kreis bdi Herrn HOFHÄANN stattfindet. Und zu diesem Punkt hat 
SCHALL ER überhaupt keine Reaktion gezeigt! Er hat darauf ein- 
fach geantwortet: "So?E Das heißt, er hat meine Äußerung zur 
Kenntnis genommen, hat aber weder gefragt, wer H OFFMANN ist, 
wo die Tagung stattfindet, wer daran teilnimrat oder was be- 
sprochen ' werden soll. 


An 1er Tagung am 10. 6. bei HOFFMANN hat Herr HOFFMANN selbst 
niont t eilgenomraen, well er in Urlaub war. Es war seitens der 
DDR als Verhandlungsleiter Herr VOLLMER da, der Herr SIIMER 
VON DIA Nahrung und der stellv. GEncral diroktor BECKER von 
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DIA Elektrotechnik« 


Von westlicher Seite war Herr QUITKAT da von der Stahlceite, 
loh von der Stahlseite, der Herr STREHLOW, Holzhändler und 
der Herr WOLF* der mit DIA Nahrung zusammenarbeitet und 
Gesohäf tarf Uhrer einer Fleisoh— Import— Firma ist, die sioh meines 
Wissens vornehmlich mit Import von Lebendvieh beschäftigt. 


Eine halbe Stunde später ist dann nooh »aARQUARJDT als Vorsitzender 
des Ost-Aus sohußes dazu gestoßen. 


Im Daufe unseres Gespräches bin ioh zweimal auf den Staatsbesuch 
von Präsident Tito zu spreohen gekommen. Aber auoh dazu hat 
er kaum Stellung gonommen« S Q i ne kargen AußeiÄn^» gingen 
lediglioh dahin, daß er den Eindruok hat , dcÄ^jlws ident Tito 
nio.’nt sehr begeistert naoh Ostberlin gekc^^Ä iTst und daß auhh 
die Teilnahme der DeJölkerung in den S^^Sh^Wiloht allzu groß 
gewesen wäre. Aber das wäre ja auoh rio l^^^ er wunderlich naoh 
seinen Worten, weil Ja Tito nooh^ror einigen Jahren von der 
Ostseite als Fasobist bezeiohn^two*den wäre. 


Treff verabredet, daß ich gegen 



Wir haben uns für den näc 

der. 24. 6., in 14 Tagen 4h^wjJ, wieder anrufe. loh habe während 
unseres Treffens einigl^^HTe versucht, unsere Arbeit etwa*? zu 
foroieren. loh habe ^c^ntlich zum ersten Mal in unserem ganzen 
•.nammensein gefragt, ob ich nooh etwas für ihn tun könne oder 
jt cs sonst etwas zu tun gäbe. Er hat mir gesagt: "Nein, im 
Moment gar nicht." Was ihn interessieren würde, da^ wüßte ioh 
Ja im allgemeinen und wenn ich da natürlich etwas hören sollte, 
wenn sich etwas besonders tut, dann soll ioh auch etwas früher 
durohrufen und ansons+en würden wir uns in 14 Tagen Wiedersehen 
zu einer reinen Erutinebespreonung, falle bis dahin nichts an- 
deres vorliegt. 


Im Laufe unserer Unterhaltung hat mich SCHALLER noch gefragt, 
wie weit die A n ^r e ^ e g erL ^ott mit der Platal— Anlage gediehen ist . 
Und da habe ioh ihm raitgeteilt, daß auf Grund meiner letzten 
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Bespreohung mit dem Einkäufer, Herrn HAUSMAirN , die Din Ge so 
stehen, daß zunächst die ganze •'Angelegenheit auf Eis gelegt 
worden ist, d. h. daß jetzt überhaupt nicht daran gearbeitet 
wird. loh nehme an, daß das im Zusammenhang mit den Besprechungen 
mit Minister BEHRENDT und Herrn FOLLACK zusammenhängt, weil die 
Angelegenheit nooh nioht weitergekommen ist, die Lreditf ragen 
noch nicht geklärt sind und daß man da zunäohst nooh ahwarten 
muß. 



SCHALLER hat sioh besonders dafür interessiert, wer Herr HAUS- 1 - 
MAHN ist und wp.3 Herr HAUSMANN maoht. Aber das ist niohts 
absonderliches, denn wenn ich im Laufe des Gqcp^yhes einen 
Namen fallen lasse von Einkäufern, sei esv^^hg D3M oder 
von Mas ch.— Export , dann interessiert er jedem Palle, 

was diese Personen maohen und welches^^Ä^Keitsbereioh sie 
haben. 

Bei dieser Gelegenheit kam auch darauf zu sprechen, 

daß er demnächst, wenn wir j^la^t?edert reffen , die Unterlagen 
der DSM mitbringen wollta^tfnlt wir wieder einmal den Stellen- 
plan der BSN durchgehen feömrten wegen evtl. Veränderungen, 
loh hatte den Eindr^J^Jaß die Unterlagen auf den neuesten 
Stand gebracht werder^ollen. 


SCHALLER hat mich noch gefragt, ob mir inzwischen weiteres 
bekanntgeworden ist Uber den Ausbau des Kaltwalzwerkes in 
Karl-Marx-Stadt . Wir hatten seinerzeit, vor der letzten jrüh- 

jahrsmesse, Uber das Kaltwalzwerk im Rahmen der l 

Werke, der früheren —Werke in Karl— Marx— Stadt 

gesprochen, evtl, auch Diamant, aber ich glaube, daß es das 

frUhere -Werk ist. Er wollte wissen, ob mir etwas 

bekannt geworden ist, daß der Ausbau dieses Kaltwalzwerkes 
weiter vorangesohritten ist. Dazu habe ich ihm vorgesohlagen, 
daß er sich das vormerkt für die nächste Herbstmesse, damit 
loh evtl, ln Leipzig darüber Erkundigungen einziehen kann. 
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Hauptabteilung ^* r ixI/7 
curchgef . : Ger-, Beyer 


- Tonband üb sehr i 


Berlin, den 30. März 1 9o? 
Be /Bo 

Treff: 23. 3. 1 3y7 

Gl: "Gebriel" 

Ort: "Nelke" 


7<y 


. i /"■ /n 


kr. Stark 


Vereinbarungsgemäß habe ich nich mit Mr . Stark an 21, 3. 19c7 
getroffen. Xr. Stark eröffnet© mir am T e lefon, daß es ober 
leider nicht möglich sei, daß wir uns in unserem alter. Domi- 
zil in Zehlendorf treffen, sondern wir müßten diesmal nieder 
in der Salzachotraße tagen. Wahrend unserer Unterredung und 
auch im Anschluß azurnere Unterredung beim Bestiegen des 
neuen Treffs, hat mir Mr. Stark auch noch gesagt, daß vir 
uns das nächste Mal in der Salzachstraße wieder treffen. 

A*»f meine Frage, ob die <4 • }Un'**s krank ist, hat er 

ausweichend geantwortet. Ich habe aber heute feststellen 
können^ daß die Wirtschafterin in der Porststraße in Berlin 
anwesend istj denn ich habe sie heute an der Argentinischen 
Allee, unweit ihres Hauses an der Omnibushaltestelle warten 
sehen. Ich kann auch nicht annehmenj daß das Haus Porststraße 
z. Zt. renoviert wird, weil$ es gerade renoviert worden ist, 
möglicherweise sind andere Reparaturen vorgesehen odea dfc 
Haus wird z. Zt. für andere Zwecke benutzt. 

Zu dem vT e sen unseres Treffs habe i charnä ch s Stark einen 

Überblick über die einzelnen Meose&hip^n gegeben. Erstens habe 
ich Ihn zun Thema "Siemon" daß ich in Erfahrung 

bringen konnte, welche. B^rfenHbF vertritt und habe dabei ge- 
nannt die Pirna. Leopolafnfcearus London, Oxyde Amsterdam, 
Ketallmontan Stockholm, Asurrna Tokio, AHMC New York. Hierbei 
machte Stark die Einschränkung, daß sich die New Yorker Firma 
möglicherweise mit einem M schreibe. Es kann natürlich auch 
sein, daß es sich um eine Firma handelt, die Stark nicht kennt. 
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Dos weiteren habe ich Ihm berichtet , daß ontgogon dor Er— 
Wartung di« Oetgruppe des Ausschüsse« zur Förderung des 
deutschen und BerU»®* Hendels in Leipzig doch Eueammenr. 
JcUnfto gehabt hat, und zwar wurden von dieser' Ost gruppe 
westdeutsche und Westberliner Kaufleuto zu einer Aus— 
spräche oinge laden. Stark hat sich dazu zwar Notizen ge- 
macht, aber nur sehr geringfügig und ich glaube, daß er 
hierüber bereits unterrichtet war, 


Gänzlich unerwartet fand ich die Tatsache, daß 'Stark Uber 
die Angelegenheit von Generaldirektor M opc scheinbar 
nicht unterrichtet v:er oder cs meisterhaft verstand, eich 
unwissend zu dieser Angelegenheit zu stellen. Ich habe ihm 
erzählt, daß in dieser Angelegenheit auf der Messe kolpor- 
tiert wurde und daß sowohl von Schweden und auch von ./er 
deutschen erzählt -.vorder, ist, daß er möglicherweise bei 
seiner ?r ankr eichreise in Paris nicht die Linie der Partei, 
vertreten hätte und mir sei auch zu Ohren gekommen, daß er 
mit Amerikanern in Meinungsverschiedenheiten gekommen so; , 
wobei er möglicherweise auch die Linie und die Perspektiven 
die von der Partei gegeben worden sind, überschritten hr\ 
oder nicht beachtet hat. Ich habe zum Ausdruck gebrach:, 
daß ich damit rechne, daß Herr Kok nickt wieder 
A-t zurückkehr t und er stellte deshalb die 

folgcrs. Dazu konnte ich ihm aber leider , ^fl ttS|Rgen. Ich 
habe lediglich zum Ausdruck gebracht,* daß ^flrnicht glaube. 


daß der bisherige 1. Stellver tr 
A n d i n g , die Punktion 



n Kok, Herr 
n wird. 


Zu dem Thema "Kok" t ar k ausführliche Notizen ge- 

macht und fast restlow^ fnlloo ni t ge sehr i eb er. und hat mir noch-: 
aufgegeben, falls ich in den nächsten Tagen oder wenn euch 
inner zur Angelegenheit Kok etwas Neues in Erfahrung bringen 
kann, ihn doch möglichst telefonisch zu verständigen, damit 
wir uns evtl, auch in der Zwischenzeit oder außerhalb des 
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normalen Turnuoses einmal kurz sprechen können 


Alsdann habe ich ihn erzählte, daß Herr P o 1 a c k 
von der Treuhandatelle der I n dustrie hoi uns auf dem 
Stand gewesen ist und habo ihm berichtet was in diesem 
Gespräch alles besprochen wurde. In diesem ? a lle hatte 
ich absolut den Eindruckj daß es Heuland für ihn war, 
daß er darüber bisher keine Mitteilungen hatte. Selbst- 
verständlich von dem Gespräch auf dem Messestand sowieso 
nicht, aber Polack ist ja auch auf anderen Ständen ger/esen 
und hat dort möglicherweise ähnliches oder gleiches zum 
Ausdruck gebracht. Ich habe erwähnt ' t daß Polack über die 
Zurücknahme der Vorbehaltsklausel gesprochen hat und daß 
wir von dem Artikel in der Frankfurter Allgemeinen vom 
3« 3. 1967 gesprochen haben, daß Polack darüber sehr er- 
bost war, daß dieser Artikel überhaupt erschienen ist 
und seine Bemerkung, diese lfotiz^ sollte überhaupt^ nicht 


erscheinen. Und ich habe ' auch von dem Anerbieten Polecks 
berichtet, indem er uns sagtet daß wir uns vertrauensvoll 
an ihn wenden könnten^ falls die Situation eintreten würde, 
daß ein Geschäft infolge der Vorbehaltsklausel zu scheitern 
drohte, dann würde er dafür sorgen, daß für die sea^Ce schüft 
die Vorbehaltsklausel außer Kraft gesetzt wird^%arBoer 
brachte Stark sein allergrößtes Br stcunan, c k f v/eil 

er es für unsinnig hielt, eine bisher w^fc5£ntige und primäre 
Angelegenheit nunmehr von F 0 11^*»Ä Pall statt überhaupt von 
Tisch zu nehmen.. Insofern^alÄE^^r uns eigentlich auch in 


der Anschauung zun 



einig. 


Alsdann bin ich Grundtbema meines Ko sseauf träges 

zu sprechengkomnen, nämlich auf das kürzlich erlassene 
Bürgorgesetz und die damit möglicherweise eingeleitete neue 
Entwicklung in der DDR in bezug auf die Bundesrepublik t in 
bezug auf den innerdeutschen Handel und in bezug auf den Hände 
mit dem übrigen kapitalistischen A u sland. 
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dieser; Möimar J&DDR$pr jjBäa^alcl^^ ^An^' 
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Mom 
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darum "geilt i 
DDR und . 

liaierung im Handel ox,anznx^eilTO*|fI<^$ habe/ dann >uch 
den Begriff; . HormalJ alerimg,^0’o|^eMiÄll«ÄYe^tre,ter "der 
DDR verstanden haben -wollener läutert 

: ' •• •' * ■:■ ' f : r *•'% *r-. 0 > •• 

sagt; daß vornehmlich .untere Hoi^l^iernng*^ 
gung aller H emmni sse im Hgndol? wie ^Jorbehaltgiclangeal . 

■ ■•"' • •"- ■• -’i- ^ -..'-■ , ' 


•Brie Saldenausgleich^^ f / _ 

alles was damit . ^n^aasaaeiüidngt^I^t^%}fochan1.smnfl »V 

_ r . . y • .■ • V*- ■ • ' ! *‘ 

Vereinfachung, des ; Hand« la JJ* ge gana o ±t iRo;""Ac^fmig Jrcnd was - 

alles damit zxxs nmTnenhKngt^lch^hase^ihiaTauoH^gaaagt . ima : 

„ - ■■- ■■•*- -ifV* ' ’- 

die DDR nach Äußerungen .die seri Herren^mit: »Sicherheit nicht 

... ••"••- •: ••• -M.\- ■;.*■■:■-■»'#>■}-*■ ^■r>-r *T“ 

unter . Hormali a iertrag r, v er3teht ^ wenn^»Rinlich^dör v 'Bot schaf- 
ter der Bundear e4g±ertmg ?heispielßT»eiae^;±n'iUruguay 
führte Herr oglnolaxis^hin geht^Tmd ym^’ Grund • seines 



Messe genehmigt »fae 

»•'•'•■ . : " - l .;,■' 'r.>ivV *>"•.- fer-Viwv'^ - 

arnt l" die ¥ftr./io(imoniii03nüW8it verzJicrei’ii ^ 


xmd ^alXXdle a e iKxiüppel^i «örtlich ^ au ch, an\terer*f 

erts xund , ±m : ander enfZi«sÄiia®Jhang f den:i Bo o icebungo n der DDR . 
entgegengeworfen wo»Än*^WeMX-das-allea > nicht mehr unter-, 

^ •— j». 1. ^ ^ üh 51^* ] < ‘ i " «;* 1 : • : ^'. £ ‘r^’ * t^'. ’ 'itS • ' '~ : ' *. *; • ■*. ••':•; 

nogc^h^v^rlrd^ ; r^Qmi'diey'lünat^^<';6 
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•b • a«4.t t'lph /£wtirde ;. die DDR dio 
;Ho:roali8±erung£dee&Ve*bäl^nisßesiver stehen -wollen. 



Eindruckitkahe ,$£aßy im^innerdeuts .aon^Eandol- zwar eine 
neuft}Sprcu3lireglxmÄ'liiaofer^)öiiiÄetreten ist :\daß . man 

,tunllohat--nlcdit j;^aahr^voia^limjardeuteoheDy Haxtd'3l lj sondern 

l&Jiiä' Ktowzn. ^r.-rW; S*- J» ■*'sy>^<]^ri;r^^.;r- V~~ • ■■/ . •> . . *: . 


hörige : ijmerdeu'jtÄQh^^^ eine;a* Au^ 
deklariert wtc^rim^.^i^Aiißerü^arideltbehandölt wird. 

Dae' lotztere^beioplelBwois^eÄwaryeiii. Moment - wofür : er 

-*:--■ '-' ".•r:-' t 

sich sehr stark inter.eesierte; t icadi:hier wollt e er meine 

Bezußsmöglichkeiten/jodej^Tneine^Quellen^wissen und ich 
habe goaagt» v daß ich- mich'4boeondex i ß über dieses Problem 
sowohl; mit Herrn Ge ogino-; als, \auchVmit -Herrn AndrÄ und 
mit Herrn Helmut , auoh^xait>HexrniHaupoldt^ unterhalten 
habe tmd die leute habeh-’ndir/Uberöinatiinmend zum Atis-^' 
druck gebracht ,'-:daß,: e s^ im - Augenblick All ch t ; darum ginge . 
den innerdeutacÄen :V HandelvrZUvVlnemVAußenhandel werden 
zu lassen, sondern eslgihge^dartm^das/^erhällJniB im 
Handel zwischen den 'ibeidentdeut sehen «Staaten zu ver- 
bessern tmd dazu; wär e ie a^nioht ^notwendig, 5 daß dieser 
Handel. ein AiLßenhaxideliwUrde.>I)*^hV^ich habe ;'dem Stark 
zun Ausdruck gebracht .die^Auaführungen dleser Herren 
waren eigentlich., so: ;eiixdeutig,dar auf rabge stellt ^ «iaß : 
man nicht ’ ohne weitere B^daraus^entnehmen ii^ßjtfi^ßrjent-^ 1 
nehmen : kann/ daß :• manlj^hat!g"deh ;‘inn ^^| nj£«^att .Handel 
grundaät z 11 ch !• mit J: neuexi^7 w?zei xhen^zi»^|^hen. Ich habe 
in diesem Znoemmenhangi'demtSt * ' ' 

1 ‘ " 1 ;; " • >> i’tZl&jXO • ^;v< Q *4^ 

Eindruck ;ge wo nnenyhab ei*”- A 

n.auf- der: Xs«8 SfUHen^sind"^ daß . die . Bundes- 1 

lzuribequem«»^ soll te/Jheute das 

.Snv.T'tfiÄiri:- .,■■•:;• .: “. s 

A 4 T» V ^ 4--» rt 1 ^ > 


regienragsi oh 



^auch./ ge oa gt /.d a ß ich den 
Wesen' nach auch ähnliche 

iV*; < y^ , v 5i -" jV’V; -C” ••;••« 4 •• • . . .= 

l>r-« — 
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hinterherhinken. Ich habe zum Ausdruck gebracht, dcß 7/ir 
noch vor einem halben Jahr etwa verschiedentlich in 7/ect- 
deutschland hören könnten; daß der innerdeutsche Handel 
eine Angelegenheit ..wäre ; die^' ausschließlich für Berlin 
betrieben würde ^>we gen der. Sicherheit .Berlins , wegen 
der Sicherheit ;der- Zugangsstraßen; . d. :h, daß man sich 
verschiedentlich- in^ ^Westdeutschland noch immer nicht von 
der M c ihung entfernen kann); / daß .der sogenannte Interzonen- 
handel ein Jungt eäm .bildet" zwischen' dem Handel mit der 
DDR tmd dem freien' Zugang nach dBerlin«-I)*':;h* man müsse 
endlich erkennen;' daß ‘'politische Forderungen an den 
innerdeutschen Handel nicht mehr - geknüpft werden können. 




In diesem Zusammenhang kann 'iclf feststellen; daß Kr. Stark 
in der eingehenden Diskussion über dieses Problem eigent- 
lich vollinhaltlich sich meiner Meinung näherte und da ich 

. . . - . --r„ . - t \ v**, • 

aus Erfahrung weiß, daß/Stark mit; Sicherheit keine eigene 

r~ Ti ^ ■ i v-' t 

M ein u ng zum Ausdruck. brin^'undferT'tuiilichstv auch ver-]. 
neidet überhaupt oine Meinung,- zim rAyupdruck'^zn bringen^ 
weil es seine Aufgabe- ist -Ansichten und'/Keintmgen und 
Gehörtes zu sammelnd Aus diesen -Erwägungenrher aus, möchte 
ich ar.nehmen; daß es sich hier, wirklich Hmi eine Einstellung 

■■ • ' - -vo: i' i. /Vf-... - -yjV't-'Y/Vk- 

der Amerikaner zu den Dingen-handelt.*^ 


Insbesondere bin ich‘_dann daretif . zu sprechen gekommen, 
daß Herr Minister Bghr e~n<i; in' e inen -.gehr ^langen’ Gespräch 
auf der Basis des gegenseitigen -Verstehe^ und der Freund- 
schaft auf unserem ' Stand^gewesen. i 8 t; ttnd;daß eja im diesem 
Gespräch die Verworreiüieit. d.esl jetzigen : AbJw*&>fflp^um Aus- 
druck gebracht hatrj daß dln Bes AhkomiiMJff*te^^PionsbedUrftig 
ist, insofern, als ea v ver einfacht- wer d^fjareiß.. " Av»er auch in 
den Geap^äch mit Herrn Hehr en^Memals zum Ausguck ge- 
kommen ist;' daß das Handalia©^kctasf$n - zwischen den beiden 


deutschen Staaten 



neue Grundlagen; wie etwa 
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den Grundlagen eines Außenhandels gestellt werden müßt« . 

In diesem Zusammenhang hebe ich dann auch die Festotel .ung 
getroffen, daß Herr Behrend vor der Messe niemals in '»Ost- 
deutschland gewesen ist. Hierbei konnte ich Ur • Stark ia- 
boi ertappen, daß er mir zugab, daß die "Eierköpfe", <b 
nun in Berlin oder anderswo , doch noch immer an der V- rsior 
festhalten, daß Behrend möglicherweise in geheimer Mi ision 
vor der Hesse doch in Westdeutschland gewesen sei, Ic i habe 
das aber abtun können und habe sagen können, daß es c i.r 
gleich ist, wem er glaube, ich wisse jedoch mit Sicherheit 
eus einem Gespräch mit Herrn Eau^oldt, daß sich Herr Behrei 
in der Habe von Berlin befunden habe, um einige Dinge , Fad« - 
komplexe und Abarbeitungen für den VII. Parteitag z * tref: 


Diese Mitteilung, überhaupt die Angelegenheit der Ho; mali- 
sierung, der Entwicklung im Handel zwischen den beid- n 
deutschen Staaten und die Tatsache , daß sich Minister-Behae; 
auf den VTI, Parteitag vorbereitet hat, das hat er s ch fa: 
alles wörtlich und genau aufge schrieben und zum Teil ließ 
er sich das sogar passagenwsiss von mir wörtlich dik ieren ; 
um bei der Übersetzung keinen Fahler zu machen. Und <r 
meinte, wenn sich hinsichtlich dieser Angelegenheit eue 
Gesichtspunkte ergeben oder ich sollte in den nächst«, a 
T e gen etwas erfahren, denn er möfchte er auch zu diese a 
Thema bitten, ihn sofort anzurufen. 


In diesem Zusammenhang habe ich ihn auch ge sagt^ «aß I err 
Eckmann Minister 3ehrend nach Hannover ei^üglfe ^ ^at. 

Sy wo 1 Ixe wissen, ob Behrend zugesagt r£h habe ihm 

gesagt, daß das nicht zu erwarten war er sofort z '.sag", 
weil er möglicherweise dazu d^^penehnigung einer vorgt- 
setzt-en Stelle oder der müsse, aber daß ici 

das sehr bald erf ahr^i^Wwpe , weil F e Messe ja nicht ix 
allzuferner ZukxA^^taftt f ind e t u* daß ich 1 hm dann 30 . ori 
Bescheid sagen würde . 
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In diesem Zusammenhang stellte er mir jedoch eine Frage , 
und zwar, ob ich in Erfahrung bringen konnte, ob er 
Ministerpräsident Bahlkow nach Hannover käme; so wie 
das auch im Vorjahr vorgesehen gewesen sei. 'Das möchte 
ich sagen, die Frage; ob Herr Behlkow nach Hannover kommt, 
ist eigentlich die -wichtigste Frage gewesen, die er auch 
als solche herausgeBtellt hat, wärm ich also darüber etwas 
erfahre, dann sollte ±fa ihm per Blitzgespräch anrufen. 

Das. scheint für die Amerikaner im Momente' das Zentral thema 
zu sein* D a hei habe ich auch erwähnt denn er hatte mir den 
Antrag gegeben, doch möglicherweise in Leipzig zu klären, 
vras mit dem Gespräch von Ministerpräsident B^flkow in Moskau 
vor etwa vier Wochen gewesen sei und ob ich da etv/as er- 
fahren habe« Dazu habe ich ihm gesagt, daß ich nirgendwo, 
weder auf der E^ene MAI noch Außenhandel oder auf der VHB— 
Ebene bei meinen Gesprächspartnern dazu etv/as erfahren 
konnte. Bei dieser Eröffnung hat er hintergründig gelachelt 
und mir gesagt, daß wäre auch sehr verwunderlich \ wenn ich 
dazu hatte etv/as erfahren können;" denn die Tatsache, daß 
Behlkow in bestimmter Mission vor einigen Wochen in Moskau 
gewesen sei; daß wäre nur auf allerhöchster Ebene bekenn t- 
geworden und es wäre schon ein Wunder, wenn diese Angelegen- 
heit in irgendeiner Form nach unten gedrungen wäre. 


Im weiteren V e r_eufe unseres Gespräches habe 
die rege Geschäftstätigkeit beim westdeutaabBW'S^Bfilkontor 
Eay üggert gesprochen und dazu' hat er sioB^^Sge Notizen 
gemach v, I c h habe auch davon berietet, daß es möglicher- 
weise jetzt die Linie der Vertreterorgani- 

sationen, ihre Service jiif^&vwauen, indem diesSi^lSchäfte 
zugeschoben werden^^trEBtb© besonders dabei an das Ge- 
schäft Dortmunder D^äht seilwerke gedacht, an car Geschäft 
Schmiedak 40, Plani er raupen, wo die Firma Nolte dazwischen- 
geschoben wird und habe bei dieser Gelegenheit auch davon 
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gesprochen, daß im Geschäft Dortmunder D r ahtseilv/eri:e 
mit der Union Herr L e h n h a r d/” ciazwischenge- 
schoben wird, wobei ich hier die Ergänzung machen muß, 
daß tatsächlich natürlich Lehnhard nicht von der DDR, 
sondern möglicherweise von Angestellten der Union durch 
besondere Beziehungen dazwischengeschoben wird. A^er mir 
kam es darauf an Lehnhard ins Gespräch zu bringen. 
Während er sich zu Nolte und den S c hmiedakraupen einige 
Notizen machte \ hat er von der Angelegenheit Lehnhard 
keine Notiz genommen. 


Wir haben uns dann aufh darüber unterhalten was ich in 
Erfahrung bringen konnte *bzw. die Bemerkungen auf der 
unteren VES-E^ene hinsichtlich gewisser Entscheidungen 
bzw. Verbesserungen im innerdeutschen Handel, Verbesserung 
der Kontakte, immer mit dem Hinweis auf den VII. Partei- 
tag. De wurde er natürlich sehr hellhörig und wollte mich 
ausbohren zu diesem Thema) wollte wissen.’vras das .wohl 
zu sagen habe, was zu erwarten sei und ich habe ihm hier- 
zu gesagt, daß möglicherweise das gar nicht so bedeutungs- 
vollsei, sondern daß ich damit' rechne) daß der VII. Partei- 
tag möglicherweise Beschlüsse fassen könnte über die wei- 
tere Entwicklung des neuen ökonomischen Gesetzes zur 
Lenkung und Leitung der Volkswirtschaft. 


gelegt. 




Alsdann habe ich ihm auch berichtet , was siel 
hat in der Angelegenheit unseres Vors t Albe r t z . 
Ich habe ihm die ganze Begebenheit^rzähl^tmd habe be- 
sonders immer wieder recht ay£p£t£n||(Öch und breit den Bericht 


von Bagers gegenüber Ge 
der westdeutschen Si«l' 


;lich des Gespräches 
Fst'rie mit Herrn Kie singer dar- 
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Hinsichtlich den Ausführungen von Kieoinger habe ich 
den Eindruck gewonnen, daß es Mr . Stark absolut ein- 
leuchtend war und richtig erschien, während er eigent- 
lich sehr erbost und beeindruckt war von den ^sonstigen 
Äußerungen) die Hafl&rs auf der Leipziger Hesse locge- 
lassen hat. Er hielt es für eine Unmöglichkeit und eine 
, die man mit einem über- 
haupt nicht mehr bezeichnen könne. D. h. er wer mt 
mir gemeinsam der Meinung) solche Leute sollte man 
tunlichst doch von der Vordersten Front wegnehmen und 
sie nicht in die DDR loslassen. D.h. alles im allen 
konnte ich eigentlich den Eindruck gewinnen, daß mög- 
licherweise die amtliche amerikanische Einstellung zur 
neuen Ostpolitik, wenn man überhaupt von einer neuen 
Ostpolitik von 3onn sprechen kann, sowohl gegenüber 
den Ostblockstaaten als auch gegenüber der DDR, daß 
diese Entwicklung der -Ent Spannung, der Entkampfung, 
der Besietigung gewisser Hemmnisse, wenn auch stufen- 
weise , ausgenommen selbstverständlich zunächst die 
politische Anerkennung der DDR, daß das absolut die 
von Amerika vorgegebene oder gestattete Richtung iet. 
Ich glaube, mich auch in dieser Angelegenheit nicht zu 
täuschen. 


Ich bin immer wieder auf dieses Thema zurückgekonmen A 
und ich konnte selbstverständlich von ihm keine direjfciÄ^n 
Bestätigung dafür erhalten) daß das die 
liehe Meinung der Amerikaner ist, aber seinÄ*^ETChmen 
nach, möchte ich das mit Sjcherhej^t^nnehmen. denn auch 
in der Diskussion hat er selb*C^|^^^Lnge bejaht und 


er war auch dir H e inung*- 
lieh nun endlich fall%£k$o’ 



ft # Vorbehaltsklausel wirk- 
e, um einmal der DDR den 


Anreiz für größere und ^bessere inlagenge schäfte zu geben 
und die Verhältnisse zwischen der DDR und Westdeutschland 
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zumindest auf dem Handelsgebiet zu normalisieren. 

Ep hat mich dann gfagt, ob ich wohl diesmal In Leipzig 

Herrn Wichnewski gesehen habe. Zu dieser 

✓ 

F r age habe ich gesagt/ daß Herr Wichnewski doch auf Jeder 
Messe zu sehen sei und ich mir eine Messe ohne T/ichnev/ski 
eigentlich nicht denken könne. Und ich habe eine An- 
spielung gemacht, daß ich beispielsweise V/jüchnewski ge- 
sehen hätte auf dem S^and von Heuchlinger Saar- Stahl 
und auch mit Leuten von Saar-Stahl zusammen gesehen hätte 
z. B. mit Herrn u g o , den ich eigentlich des öfteren 
mit Wichnewski zusammen gesehen hätte und ich habe dieses 
Thema auch ein bißchen ausgeschmückt und dabei konnte ich 
feststellen, daß er sich dazu überhaupt nichts notiert 
hat und daß er das nur Kenntnis genommen. Aber ich hatte 
den Eindruck, daß er von dieser Verbindung bereits aus- 
gib ig und möglicherweise intensiv bescheid weiß. 

De- Pore halber hat er sich dann lediglich den Begriff 
Saar-Stahl aufgeschrieben. 



Des weiteren hat er mich gefragt, ob ich Herrn 
‘Hornsen in Leipzig gesehen hätte und nach meiner 
Bestätigung fragte er mich ausdrücklich, ob ich ihn 
persönlich gesehen hätte. Hachdem ich auch das b 
hatte, sagte er mir, daß den Amerikanern Inf 
vorliegen, wonach Herr Hornsen im lardläufigey^gsnne ge- 
sehen wie er raus ge schmissen worden d. h. daß er 

vielleicht hier in der DDR nicht*ar 
daß ihm nahegelegt 

oder eine ähnliche Ver&J&nQgUx mich war das vollkommen 
neu. Ich konnte ihm dadunichts sagen, aber ich habe ihm 
versprochen, weil das ein Thema ist, was mich brennend 
interessiert^ daß ich versuchen werde Klarheit zu schaffen, 


S^sMlkommen sei oder 
, Leipzig zu verlassen 
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genauso wie ich Stark darum gebeten habe, nach Möglichkeit 
dieses Thema von sich aus aufzuklären, falls ich keine 

Klärung her beiführen kann;, weil mich das persönlich und 
geschäftlich: sehr interessiert,:. 


Er: hat mich : dann -noch" gefragt \ ob ich von der DSM 
Herrn . D a h Herrn 7 D i p o r z i u s kenne. 

Ich kenne beide.; Sie ’ sind im Export tätig, also im Export 
der DSM und ich wollte "wissen 'was er von den beiden wissen 
will. Er sagte mir \ er wolle - nur wissen; ob ich die beiden 
kenne. Auf meine nächste Frage ob er einiges erfahren habe 
vom Travel Board; weil ich vielleicht glaubte; daß die 
beiden ins Ausland reisen wolle. Meinte er wieder aus- 


weichend, ja, er wolle nur wissen ob ich die beiden kennen 
würde. Er ist der Beantwortung dieser Prcge offensichtlich 
ausgewichen. 


An Dienstarg; als wie zusammen "saßen; hatte Stark nicht 
allzuviel Zeit; er mußte na ch r , seinen Äußerungen um 
19,00 Uhr wieder in sein und er 

meinte; wir müßten Uber das gesamte .Messeprograan und 
Uber sämtliche Dinge; die ich ihm dargelegt hatte, wahr-, 
scheinlich doch noch einmal eine Mossenachlese halten, 
aber des könnten vrir auch später tun. 



Er bat mich nochmals .darum; falls ich in einer 

... ~ •-* 'i *:**.» **’■'*" ».**•’• - * 

so wichtig bezeichneten" Angelegenheit wie 
Bahlkows in Hannover die Angelegenheit vdÄ^SFFn Mok 
und die Angelegenheit ' hinsichtlich^^ s Vll^rarteitages 
was dazu in den nächsten Eagejra^^^^kn sollte; sollte 
ich ihn unbedingt 'narufeB^^cffanat das besser klappen 
würde; würde er da s einer seiner Kollegen 
mitbringen, dien ich^lelleicht dann in seiner Abwesen- 
heit verständigen könnte. Er sagte mir nämlich; daß er 
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Inder Z e it vom 7# Mä April ab für 10 Tage nicht in 3erlin 
sei, A u f meine Präge ob er in Urlaub ginge, meinte er nein, 
er hätte anderes zu tun, er wäre Jedenfalls für 10 Tage nicht 
.da Und er halte es deshalb für richtig i wenn wir uns am 
5« April vor seiner Abreise nochmals treffen würden« 

Wiederum Jedoch in der Salzachstraße J weil^ aus irgend- 
welchen anderen Gründen das andere DoMzil z« Zt« nicht 
gangbar sei« 


gezs "Gabriel" 
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Hauptabteilung XVIII/7 
durchgef.: Gen. Beyer 

- Tonbandabschrift - 


Berlin, den 21. Januar 1972 
Be/Bo 


Treif: 20. 1. 1972 
IMF: "Gabriel" 

IMK: "Pappel" 


* 7 % 


Bericht 

über ein Gesoräch mit Mr. 


“Holsten 


Ich habe mich vereinbarungsgemäß mit "Holsten“ am Dienstag, 
dem 18. 1. 1972, getroffen. 

Als ich ankam war "Holsten“ schon da und bei der Begrüßung 
und bei den ersten abklärenden Worten habe ich zunächst 
festgestellt, daß er wenig erholt und vor al^n Dingen nicht 
braungebrannt aussieht, was ich annahm wena e\aus dem Urlaub 
kommt. Darauf teilte er mir mit, daß er W%eanicht wie be- 
absichtigt im Urlaub wegfahren konnt^r^jS^^T zweimal zu 
seiner Dienststelle gerufen wurd^^Ä^^Äialb hat er seinen 
Urlaub über die Weihnachts- und Nw^fcWtage in Berlin ab- 


gefeiert. Bei dieser Gelegenheit es ihm auch möglich 

gewesen alles aufzuarbeit^ti^ so daß er wieder gänzlich. 


mm a 


Im Laufe unsere i^tfcgEgTalYun g bin ich diesmal so verfahren;' 
daß ich zunäcte^ge%S%t habe, ob er einige Fragen an mich?! 
hat. Er sagbeMi^hf^ hätte einige Fragen und dabei nahm er >. 
zur Hilfe e?»Wtelt Schreibmaschine beschriebenen Frage- . 
zettel, aus oSn er die Fragen entnahm. 

Die ersten Fragen konzentrierten sich darauf, ob ich irgend- 
welche Firmen oder irgendwelche Leute kenne, die sich mit 
dem Handel mit der DDR beschäftigen. 

1. Frage 

Ob ich eine Firma A. W. WISSINGER GmbH kennen würde. 

Ich mußte zunächst die Frage verneinen. Ich kenne zwar einen 
Wissinger, aber der kann mit Sicherheit damit nichts zu tun 
haben, weil er ein Verkäufer bei VW ist. Aber ich habe gesagt, 
daß ich mich dafür interessieren werde. Vielleicht kann ich 
über diese Firma, wenn sie - im Handel mit der DDR tätig ist, 
-twas herausfinden. - 

2. Frage ... ._■//. ... . . ' ' . . ' ' 

Ob ich einen Siegfried -S eifert kenne, der ebenfalls 
im innerdeutschen Handel beschäftigt ist. Diese Frage mußte • 
ich bejahen, denn ich kenne tatsächlich einen Seifert im 
Zusammenhang mit der Firma SIMON. - 
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Ich habe ihm auch gesagt, was ich alles Uber Seifert weiß. 
Daß er beschäftigt ist bei der Fa. SIMON und für SIMON 
praktisch der Mann ist, der in Westberlin für die Fa. 

SIMON tätig ist und möglicherweise die Verbindung zu den 
von SIMON vertretenen Firmen des westlichen Auslands 
hält. _ 

Und in diesem Zusammenhang wollte er wissen um was für 
eine Fa. SIMON es sich handelt, was das für eine Firma 
ist, wer da tätig ist, was diese Firma macht. D. h., 
aus der Anlage des ganzen Gespräches war zu entnehmen, 
daß er über die Fa.' SIMON nicht allzuviel weiß. Es er- 
gab sich hier die Möglichkeit, daß ich immer wieder im Gesp 
einflechten konnte, daß die Fa. SIMON im Grunde genommen 
und dem Vernehmen nach nichts anderes ist als beispiels- 
weise die Fa. WISCHNEWSKY alias F. C. GERLACH. Ich bin 
immer wieder darauf zurückgekommen, daß es sich um ein 
Pendant zur Fa. GERLACH handelt und ich habe eigentlich 
bei keinem Gespräch so klar und eindeutig «erkennen 
müssen, daß er sich für die Fa. WISCHNB^K» überhaupt 
nicht interessiert. Als ich nochma^^Äfc^^R WISCHNEWSKY 
erwähnte, machte er sogar einenSc^S|«^^Lndem er meinte, 
ob ich da den Wischnewsky .’us ^|CT^53rne, den sogenannten 

, verschiedentlich im 

Zusammenhang mit den arafrischei^^taaten etabliert hat, 

D. h., er wollte damit^^t Sicherheit das Thema Fa. 

GERLACH und WISCHKara ^rat un. Er hat sich aber sehr 
dafür interessie ^j^B ii^g^uie Fa.- SIMON für eine Firma 
ist. Auf welaÄ^Ww&ieten sie tätig ist, mit welchen 
Firmen sla^zfeam eftarbeitet, was sie für Geschäfte 
macht. 

Ich habe^EWgt, daß ich zu Hause eine Visitenkarte 
von Herrn^imon selbst habe, daß ich ihm das nächste 
Mal genau sagen kann, die Adresse der Firma, Telefon- 
nummern usw. Er bat mich darum, doch das nächste Mal 
diese Karte mitzubringen und alles was ich noch über 
die Fa. SIMON in Erfahrung bringen kann. Er möchte 
möglichst eindeutig und erschöpfend über die Fa. 

SIMON Auskunft haben. 

Des weiteren hat er mich danach gefragt, ob ich eine 
Fa. TERRA kenne. Die Frage mußte ich verneinen und 
ich fragte ihn, ob er mir weiterhelfen kann, wo ich 
diese Finna suchen könnte, d, h. in welchem Branchen- 
gebiet. Er meinte, wenn ich die Firma nicht kenne, 
soll ich zunächst da nichts versuchen, er möchte dann 
lieber erst bei seinem Kollegen Rückfrage halten, ob 
das notwendig ist. Ich soll zunächst Abstand nehmen, 
da irgend etwas herauszufinden, wenn ich von mir aus 
darüber nichts aussagen könnte. 
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Der nächste Fragenkomplex beschäftigte sich damit, daß 
sich die Amerikaner wieder einmal, wie schon früher, 
für alle Geschäfte interessieren, die außerhalb des 
innerdeutschen Handels laufen. Dabei interessiert die 
Art des Geschäftes, der Umfang des Geschäftes und wie 
diose Geschäfte von der Anlage her laufen. 

Auch in diesem Zusammenhang habe ich wieder die Fa. 
WISCHNEWSKY ins Gespräch gebracht. Aber ebenfalls wieder 
ohne Resonanz. 


Ich habe den Eindruck, daß die Amerikaner gern eine 
Aufklärung darüber habon wollen, wie diese Firmen, 
alle dem AHB TRANSINTER angeschlossenen Firmen und 
die sich damit beschäftigen, wie diese ihre Geschäfte 
durchführen und vor allen Dingen, welchen Umfang diese 
Geschäfte haben und wie groß, das dtU^tl^ür meine Be- 
griffe wahrscheinlich für die AmeriJ^Kjbie ent- 
scheidende Frage sein, der f inan^BfeT aL^ ffltzef f ekt 
dieser Firmen ist. 



Eine nächste Frage kann daraim^^r schrieben werden, 
daß die Amerikaner eii^ Aufklärung betreiben hin- 
sichtlich der aktue3 ^(^ Wirtschaft liehen Situation 
in der DDR. Sie ln^MEyEeren sich praktisch für 
alles, aber au^^A^S^a^pektive heraus, daß sie 
glauben, daf^^^hpaent sich die DDR in einer wirt- 
schaftlich £>cfe schlechten Situation befindet. 

Ich habe hier noch nehr herauszuholen 

außer d^&u^annten Dingen, die aus einer schlechten 
Ernte replizieren. In jedem Falle war aus allen 
seinen Äußerungen zu erkennen, daß den Amerikanern 
irgendwelche Mitteilungen vorliegen müssen und In- 
formationen, aus denen zu entnehmen ist, daß es in der 
DDR eine gewisse wirtschaftliche Stagnation und auf 
verschiedenen Gebieten wirtschaftliche Schwierigkeiten 
gibt. Und dies auf zuklären, erscheint mir ein Zentral- 
punkt für die Amerikaner im Moment zu sein. 


Des weiteren war wieder ein Punkt, der zum iwederholten 
Male auf den Tisch kann, und zwar die DDR-Büros in der 
BRD. Insbesondere wurde hier angesprochen das Düro 
oder das beabsichtigte Büro - ob überhaupt ein Büro 
in München beabsichtigt ist. 

Auch hier mußte ich, wie schon früher, eine Fehlan- 
zeige geben. Aber ich habe versprochen, daß ich mich 
mit A n d r ä gelegentlich über dieses Problem 
unterhalten werde. 


Die letzte Frage von seiner Seite war, was ich über 
die Perspektive des innerdeutschen Handels für das 
Jahr 1^72 weiß. D. h. es interessieren natürlich 
Dinge, die nicht aus der Presse zu entnehmen sind 
bzw. die über das hinausgehen, was die Presse bisher 
darüber gebracht hat. 
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Ihm war bekannt, daß der Schuldsaldenstand Inzwischen von 
1,2 Mrd. zurückgegangen ist auf 1,1 Mrd. , daß der inner- 
deutsche Handel über die 5 Mrd. -Grenze insgesamt 1971 
hinausgegangen ist. Er wollte aber wissen wie geht es 
weiter und was ist mir darüber bekannt. Als Hintergrund- 
frage ist festzustellen, daß sich die Amerikaner im 
Zusammenhang damit insbesondere dafür interessieren, 
inwieweit überhaupt seitens der DDR noch ein primäres 
INteresse an der Aufrechterhaltung des innerdeutscher. 
Handels besteht. 

Ich habe darüber ihm einige Auskunft geben können, ( indem 
ich mich bezog auf ein Gespräch mit Minister 
Behrendt und auch verschiedene Gespräche mit 
Andrä, die zunächst erkennen lassen, daß die DDR mit 
Sicherheit am innerdeutschen Hemdei, d. h. am Handel 
zwischen den beiden deutschen Staaten festhält und den 
mit Sicherheit auch weiter ausbauen wird. Besonders 
über diese Dinge hat er sich eingehende Auf ^ichnungen 
gemacht. 


Es ist noch erwähnenswert, daß e 
Morgen anrief, ziemlich aufgere 
ob ich wohl aus versehen seinen 
hatte, mit eingepackt Ich 

tasche mit, weil er nA^Ml^rst den 
und ich den nicht 
Ich habe dann 



chsten 
ich fragte, 
'ezettel, den er 
’atte eine Akten- 
"Playboy* nitbringt, 
fen durch die Gegend trage. 
“Aktentasche nachgeschaut, der 


Zettel war JfeÄstJeYStänd lieh nicht bei mir. Ich habe 
ihn auch ob er nicht schon in der Wohnung 

nachgescha^Jt natte. Das hatte er auch schon gemacht 
und dann meinte er, vielleicht hätte er ihn zu Hause 
liegen lassen. Er müßte zu Hause nochmals nachsehen. 
In jedem Falle, wenn sich der Zettel doch noch bei 
mir anfinden sollte, sollte ich ihn unverzüglich 
vernichten. 


Im Laufe des Gespräches ist auch noch angeklungen, 
daß seine Eltern in Florida wohnen und er wahrscheir. 
lieh, was daraus gefolgert werden kann, auch von 
Florida kommt. 

Für die nächste Besprechung sind wir so verblieben, 
daß ich Mitte Februar wieder anrufe, und zwar des- 
halb, weil er Ende Januar für ca. 10 Tage dienstlich 
außerhalb Berlins sein wird. 


gez, 
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Hauptabteilung ZVIII/7 
durchgef.: Gen. Beyer 


- Tonbandabschrift — 


Berlin^ den 10. Februar 1969 
Be /Bo 

•Treff: 7. 2. 1969 


GH: 
Ort : 


"Gabriel” 



Mr. A e m s 


Meinen letzten Treff mit Mr. Aem3 hatte ich am Mittwoch, 
dem 5. 2. 1969, in unserem derzeitigen Trefflokal, m 
der Lotzestraße 17 in Lichterfelde. 


Als ich gegen 15.20 Uhr ins Tr eff lokal kam, war wietj 
Mr. Aems bereits anwesend und die Haushälterin mich 

an der Tür. 




Eingangs unserer Besprechung konnte icjl von Aems erfahren, 
daß mit seinem vorgesehenen Winterur den er mit noch 

zwei anderen amerikanischen Ehepäi der Nähe von 

Berchtesgaden wahrnehmen woll.'t^.^jy.chts wird wegen der- 
zeitig viel Arbeit, Er mein«, Jh könnte im Augenblick 
wegen dringender Verpflic«^jgen nicht von Berlin weg 
und er müßte deshalb seir^ti Urlaub auf März 1969 ver- 
schieben. 


Im weiteren Verlauf unseres Gespräches wollte er wissen, 
was es auf meinem Gebiet Neues gibt. Wir haben uns dann 
über die derzeitige Situation bei der DSM unterhalten J 
wobei ich feststellen konnte i daß Aems über die augen- 
blicklichen Verhältnisse bei der DSM^ über die äußeren 
Verhältnisse des Empfangs^ der Besprechungszlmmer \ die 
durch Umbauten sehr in Mitleidenschaft gezogen sind. 
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D. h. im Moment ist die Situation bei der DSM alle 3 andere 
als zweckentsprechend und würdevoll und das schlägt sich 
auch auf die Gesamtarbeit der DSM nieder. Icnjtiatte den 
Eindruck; daß Aems über diese Dinge unterrichtet war. 


Des weiteren habe ich Aems erzählt ‘ t daß ich einige Ge- 
spräche mit Herrn A n d r ä • hatte. Darauf war er 
wie immer sehr neugierig. Ich habe ihm ungefähr den Inhalt 
der Gespräche wiedergegeben. Es ging in der Hauptsache um 
Messevorbereitungen für die bevorstehende Früh jahrsmesse, 
die Hösch-Messebeteiligung sowie um den allgemeinen Ge- 
schäftsgang, der ihn ja immer wieder interessiert. 2r 
fragte mich wie die Geschäfte im Moment seien, und er 
meinte, daß es doch bei uns (Hösch) doch nicht so schlimm 
sein könnte, wir seien doch relativ gut im innerdeutschen^ 
Handel berücksichtigt. Ich mußte ihm sagen wohl, ajpgr^r^^y 
wir machen nicht jedes Geschäft, denn mir sei aupij^ÄtWens 
erst ein Geschäft durch die Lappen gegangen. i&Ä^l^te 
es sich um ein Großrohrgeschäft gehandelt und war für 
ihu das Signal aufzuhorchen und sagterJ^^ßrohrgeschäft , 
was das für Rohre gewesen wären. , mit Sicherheit 

handelt es sich um eine Pipellrj^L^rd^icherweise Um eine 
Gasleitung. Er wollte gern ($£nafte^8 darüber wissen. Ich 
konnte ihm das aber ni cht^sa^j^ weil ich ihm mitteilen 
mußte, daß dieses Geschä^ nach meinen Informationen en 
Thyssen gegangen ist; aller Wahrscheinlichkeit nach und 
evtl, ist dieses Geschäft auch nicht über die DSM gelaufen; 
vielleicht Uber die Intrak. Es muß sich hierbei um ein 
Sondergeschäft gehandelt haben. Sein Interesse für dieses 
Geschäft war sehr groß; aber das ist .'weniger von Bedeutung; 
denn er interessiert sich ja für alles solche Dinge; d. h. 
wo eine neue Pipeline in der DDR errichtet wird und zu 
welchem Zweck. Das sind im großen und ganzen immer die 
Dinge; die die Amerikaner am Rande interessieren. 
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Interessant für uns ist die Tatsache^ daß er einige Gedanken- 
gänge in die Diskussion brachte tun Klarheit über dieses Ge- 
schäft zu erhalten^ indem er mich fragte (wortgetreu) : 

"Ob es wohl möglich sein könnte i daß eine derartige Liefer- 
vereinbarung oder ein solcher Vertrag unter Mitwirkung des 
Büros in Düsseldorf zustande käme oder ob die vielleicht bei 
den Verhandlungen über sin solches Projekt dabei wären." 

Ich sagte ihm daraufhin, daß das absolut nicht auszuschließen 
sei, schon gar nicht mit Sicherheit, aber normalerweise würden 
solche Dinge verhandelt zwischen den Lieferanten und zwischen 
den entsprechenden Einkaufsorganen. Aber daß ich mit Sicher- 
heit glaube, daß das Büro in Düsseldorf bei solchen Projekten 
zumindest unterrichtet ist tun was es sich handelt, weil ja 
da 9 Büro dazu da ist, die Verbindungen in Westdeutschland 
aufrechtzuerhalten und bei irgendeiner Schwierigkeit, die 
in einem Geschäft auf treten, könnte , nachzustoßen. D. h. 
ich habe ihm gesagt, mit Sicherheit müßte das Büro i^ 
dorf Kenntnis über diese Dingen haben i ob sie nu«jU4liÄilich 
nitgewirkt hätten, könnte ich mit Sicherheit nic^ gen. 


Im gleichen Zusammenhang, wenn ous 
fragte mich Aems, ob ich einen 

rd 




nuten später i 
ü 1 1 e r aus 

dem' Düsseldorfer Büro kenne a' v&dl^^tch sagte 3hm neini der 
Name ist mir nicht geläuf H&^*Pch habe auch noch nie etwas 
von ihm gehört. Er sagte je^ im Düsseldorfer Büro ist ein 
Müller J ' der beschäftigt sich mit Ausstellungen^ d. h. organi- 
siert Ausstellungen' von Industriezweigen oder Handelsorganen 
der DDR. Ich sagte ihm*, daß ich damit nichts zu tun hätte 
und deshalb wahrscheinlich .auch den Namen nicht kennen würde. 
Ich sagte, daß ich selbstverständlich Herrn Sehne 1 1 J 
Herrn Brückner 1-- Herrn * ne 1 m u t, ' und ' : 

Herrn G o r k e kennet aber der Name Müller sei mir bis- 
her noch nicht bekannt. 
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Ich rechte dazu zusammenfassend folgendes sagen: 

Ich kann selbstverständlich nicht jede Nuance hier wieder- 
geben, sondern nur meinen Gesamteindrucki den ich zu dieser 
Düsseldorfer Geschichte hatte und möchte mit Sicherheit 
folgendes sagen: 


Aems möchte gern zu diesem Rohrgeschäft, das bei Thyssen 
gelandet sein soll, Klarheit haben und seine Gedankengange 
gingen mit Sicherheit dahin, dr.Q er möglicherweise Möglich- 
keiten hat, über eine Verbindung das Düsseldorfer Büro zu 
befragen. Da er in diesem Zusammenhang, und er hat nicht 
besonders gewählt in seinen Ausdrücken, sondern hat fieber- 
haft bei 9ich möglicherweise gearbeitet, wie er zu einer 
Klarheit in diesen Dingen kommen könnte, hat in diesen 
Zusammenhang also den Namen Müller genannt. So daß ich 
absolut nicht unbegründet den Verdacht feststellen möch 
daß möglicherweise dieser Herr Müller aus dem Büro 
dorf ein Informant der Amerikaner ist. 




Im weiteren Verlauf unseres Gespräches ich berichtet, 
daß ich letzthin im Foyer vom MAW und dort 
Herrn H oppensack ,^^8Q|^rCmer bei der DSM war, 
und jetzt für die DDR in B J#. d fcL il ii s t und Herrn Brückner 
getroffen habe, mit denen^J^Teln längeres Gespräch hatte. 
Ich habe ihm dargelegt wa^Herr Brückner im Augenblick für 
eine Funktion hat, 1 nämlich im Büro Düsseldorf \ als Chef- 
prognostiker j der also Wirtschaftsprognosen zusammenzu- 
stellen hat für die Organe der DDR und insbesondere wahr- 
scheinlich für den Außenwirtschaftsminister bzw. dessen 
Stellvertreter Herrn' Behrendt. „ Und in diesem 
Zusammenhang habe ich Aems besonders darauf hingewiesen^ 
daß ja eigentlich Brückner von berufswegen darauf aus sein 
müßte, möglichst viel zu erfahren und viel Nachrichten zu 
sammeln. Und ob es sich nicht hbr nicht geradezu anbieten 
würde , ein solcher Mann, der eine solche Funktion hatj der 
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ist möglicherweise besser ansprechbar als jeder andere. 

Und ich habe anempfohlen, ob man nicht vielleicht über- 
prüfen sollte t ob eine Verbindungsaufnahme- mi± Brückner 
lukrativ sein könnte*'. Darauf fing er an zu lachen und 
meinte ! ja aber Brückner sei wahrscheinlich vom SSD. 

Ich habe das sofort abgeschwächt und gesagt ! ich meine 
Brückner sammelt wirtschaftliche Informationen. Das hätte 
doch mit Sicherheit nichts mit dem SSD zu tun. 

Aber im Verlaufe der Unterhaltung hatte ich den Eindruck! 
daß er an Brückner absolut kein Interesse hat und es. ist 
dann auch nicht dazu gekommen! die Unterhaltung zur Person 
Brückner zu vertiefen. 


Es hat sich aber dabei ergeben! daß ein starkes Interesse 
nach wie vor an der Person Helmut besteht. Er hat mici 
auch wiederum gefragt j ob ich von Helmut wieder 
hört hättet was ich auch bejahen mußte! denn 
ihn ja kurz vor Weihnachten in Dortmund geti 
inzwischen einige Male mit ihm telefoniert. EajWolite nun 
von mir wissen, ob Helmut etwas geät ^ey hätte! ob er sich 
wohl fühle in Westdeutschland u^g^^^f^ihm so im allge- 
meinen ginge. 





Im Verlaufe der Unterr4j3jjj|^ i W diesem Thema meinte Aems! 
daß man den Eindruck hai^! daß Helmut begierig sei. Auf 
meine wohlgezielte Präge! was er unter Begierigkeit meine! 
sagte er mir , nun Helmut^ sei ; jung!';_lebenslustig Und hätte 
zweifellos den Drang' vorwärts' zu kommen' und 'sei mit Sicher- 


heit nicht unintelligent. ■ Er machte; dann hoch einige Rand- 
bemerkungen! so daß ich' den',Eindruck' r ge’^wihnen konnte! daß 
man entweder, über Helmut ; eime^ganze!; Menge. Material gesammelt 
hat oder vielleicht schon gewisse Berührungspunkte mit der 
Person Helmut hatte. Nach', wie vor jedenfalls steht Helmut 
im Mittelpunkt des Interesses und, ich habe mich wiederum 
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angeboten, daß ich selbstverständlich und mit Sicherheit auch 
ohne Gefahr für meine Person, wenn das wünschenswert erscheint ) 
da in Erscheinung treten könnte. Ich könnte, sobald ich wieder 
mal in Düsseldorf bin, versuchen mit Helmut auszugehen und ich 
könnte es mir nicht vorstellen) daß mir Herr Schnell das in 
irgendeiner Form verwehren würde. Aber auf dieses Anerbieten 
ist Aems diesmal kaum eingegangen) d, h, er hatte dazu über- 
haupt keine Stellung genommen. Das wollte ich noch bemerken) 
weil das in der Hauptsache der Grund ist, weswegen ich annehme, 
daß man möglicherweise schon eine gewisse Verbindung zu Helmut 
auf genommen hat. 


Des weiteren interessierte sich Aems für die Fragei d, h. 
er stellte sie konkret) was nach meiner Meinung wohl die 
DDR bei der stattfindenden Blinde sv er Sammlung in Berlin am 
5. März 1969 unternehmen wird. Ich habe ihm daraufhii 



meine Meinung ginge dahin, daß die DDR wohl überhs 
unternehmen würde ) weil Ich glaube, daß die Bundetjf^slunmlung 
in Berlin wahrscheinlich gar nicht stattf^det. Wir haben uns 
über diese Frage länger unterhalten un^^rf^^laube , daß ich 
ihn davon überzeugen konnte, daß eim^pau^Sal die Bundesver- 
sammlung in Berlin weder für Bf^nirShd^h für Berlin etwas ein- 
bringt, außer Ärger und daß ^ög^fcKterweise durch den Rücktritt 
von Gerstenma i vL?*' die Zurückziehung des Tagungs- 
ortes Berlin ohne einen Gesichtsverlust für die Bundesrepublik 
möglich wäre. 


In diesem Zusammenhang aber wurde auch die Diskussion frei 
über das Thema hinsichtlich der Lösung des Deutschlands- 
problemes und er stellte '-die Frage selbst) daß selbstver- 
ständlich die Lösung des Deutschlandsproblems hießet die ' 
Lösung des zentralen Berliner Problems, Bei der Unterhaltung) 
die ich glaube hier, nicht weiter ausweiten zu brauchen) hatte 
ich den Eindruck), als;_wenn die Amerikaner möglicherweise jetzt 
durch den Wechselnder; Präsidentschaft sich Gedanken um die . 
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Lös un g dieser Frage machen würden« Denn es waren nicht allein 
seine Gedanken, die er in die Diskussion eintrachte, sondern 
ich glaube, daß das möglicherweise Gedankengänge von den Aus- 
werterni von den sogenannten Eierköpfen wsrenp' so daß ich zu 
dieser Annahme \ daß die Amerikaner möglicherweise dieses Problem 
anzupacken gedenken \ komme J denn er hat selbst in der Diskussion 
gesagt, daß man doch möglicherweise früher oder später das der- 
zeitige Besatzungsstatut in Berlin durch ein neues Abkommen^ 
durch ein anderes Engagement ersetzen oder ergänzen müßte. 


Darüber hinaus sind wir in der weiteren Unterhaltung dazu 
übergegangen, daß ich ihn auf die Messe hingewiesen habe und 
ihn darum gebeten habei möglichst vorzeitig \ d. h, beim nächsten 
Treff bereits evtl. Messeaufträge mitzubringen oder mich wissen 
zu lassen, was er von der Messe mitgebracht oder wissen möchte. 
Dazu hat er mir gesagt, daß er selbstverständlich in dieser 
Angelegenheit mit seinem Forscher, so nannte er seii^i er köpf 
oder wie man das bezeichnen möchte, daß er mit dsqs^t^rfhen wird 
und daß er selbstverständlich d ann bis zum nafaMfUz} Mal evtl. 
Aufträge mir vorlegen wird. In diesem ZusaiÜMflÄing sagte er mir, 
daß er grundsätzlich mit seinem Forscher sp^Pbhti bevor er zun 
Treff mit mir kommt, weil dieser Mq|ui#sehr oft von mir irgendein 
Bestätigung oder eine Erklä 
etwas unklar ist^ weil man 
Gewicht legen würde. 




öchtei wenn ihm irgend 
mein Urteil ein sehr großes 


V/ir haben uns dann im fiteren Verlauf des Gespräches Uber 
Grundsätzlichkeiten der Messe unterhalten’,' aber da bin ich 
der Meinung^ daß das rein informativ, für "Ae ms persönlich warj 
denn er wollte einige Unterschiede zwischen Hannover-Messe? 
und dem Charakter der Leipziger Messe" dargelegt, haben und 
darüber haben wir uns daNH ausgibig unterhalten. 


Wiederum kam er dann auf das Organisationsschema der neuen 
Handelsorganisation inbezug auf den Metallurgiehandel zu 
sprechen und möchte gernj daß wir dieses. Organisationsschema 
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einmal auf den neuesten Stand bringen. Er meint dann immer i 
daß) wenn ich einen Hamm nenne, er dann nachschlagen könne 

und dann immer gleich wüßte wo diese Person und die Punktion 
zu suchen sei. Ich habe ihn bis auf nach der Mesefe vertröstet t 
weil ich glaube daß älch da noch einiges ändern wird. 

Das war im wesentlichen der Inhalt unserer letzten Besprechung. 
Ich werde wieder anrufen am 18. oder 19* 2. 1969', damit wir uns 
am 2C. oder 21. 2. 1969 treffen können. 

In diesem Zusammenhang rei noch erwähnt ‘ t daß die Haushälterin 
vom 20. - 23. 2. 1969 nicht in Berlin ist. Sie istv/ahrscheinlich 
durch eine Reise von Berlin abwesend. 
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Dokument 16 


Hauptabteilung XVIII/7 
dxirchgef . : Gen. Beyer 


Berlin, den 17. Februar 1970 
Be/Bo 


Treff: IS. 2. 1970 
IMF: "Gabriel" 



dieser. Tage ein neues Domizil auf suchen wollten. Ich traf 
-ir. .\r.ss ir. Ges taurant und wir haben dort bis IC. 00 Uhr ge- 
sessen, veil das neue Domizil bis zu diesem Zeitpunkt von 
anderen Leuten besetzt war. Ames hat sich noch dafür bei mir 
entschuldigt :.iit- dem’ Bemerken,' daß er. das vorher nicht' gewußt 
hätte. Viir sind dann 16 .00 _Uhr. in da3' neue Domizil gefahren. 

Ames hat einen neuen Wagen, einen 1 300 dunkelgrünen VW, mit 
der. Kennzeichen CP 6086. Ich bin hinter „ihn -hergefahren, i 
den Grunev:ald, auf die'" Menzelstraße 13. Das ist ein. neadmaaicr 
Häuserblock, ein Doppelhaus , sehr modern,; 

dach, mit ausgebauten" Kellerr äurxenl In den Ke^^^jÄ^^eft-nden 
sich Eürcräume. Ich ; nehme ’ an , , äaß‘ : es.- ÄMhitefctep^Sume''' sind-..': . ? 

GUstehausesVdes^c' 0 ;-/ - ' - 


Dieses Grunds tück ist. Vgenau: vis7ä-' ,-A ' 

- ~L “V. ,V v v .*'*\*r 

Berliner Senates ; ;und'.' ; deS'Re’"*" * i ' 4 * 

. • ‘ 

"Bürgermeisters vohlBe “" 1 J ^ 
von der Menzelstraße i 

x L . j. ;, -el'- 

ich habe den Eindrücjc7£8 




ELtÄdSsgebäudes^desv regierenden 
n«efr.MenzeIstraße Der .Eingang "ist 
Hne : Zaun,, mit .einem Garagenhof -xind 
die^Haus türy.Ta'g^xir.c£ Machtfof f en ist .V 


h; * 

v ■ -- j. 


■—.2 t / 
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Die V.’chr.ur.g, un die es sich handelt, liegt in Hochparterre, 
rechter Hand. An der Tür ist ein kleines Schild nit den 
Hanen Heller. Es ist ein einschiebbares Schild 
und der Mare ist nit Schreibmaschine geschrieben. 

Es handelt sich um eine 1 1/2-Zimmer-Wohnungi ein Wohnzimmer, 
ein Schlafzimmer nit Balkon, nit einen Eochbalkon, der sich 
ungefähr 1,5 r. über Erdniveau befindet, einer kleinen Küche 
und einen kleinen Bad nit einer noch kleineren Diele. Formal 
möbliert, vric das in allen bisherigen Donizilen war. 


lein Durchgang durch die Wohnung fanden vir einen Settel, der* 
Haushälterin. Herauf diese nitteilte, da 3 ihr nicht gut gewesen. 


sei ur.d sic deshalb gegangen 


re. Eie wollte sich in ärztliche 


Behandlung begeben. Daß damit zu rechnen sei, daß sic vielluich 1 . 
für die nächsten !•« Tage krank wäre und sobald ihr wieder gut 
sei, volle sic sich dann -/ieder neiden. Auf Crund des Schrift- 
bildes und der Orthographie- möchte oder muß man annehaen, da" 
cs sich um eine nicht sehr gebildete Frau handelt, möglicher- 
weise ur. eine ältere. Mit Sicherheit un eine ältere, vielleicht 
aus L andarb c i terkreisen . 7.uch die Art der Wortstellung l^t 
erkennen, daß sie vielleicht auch die deutsche SpracJ 
unbedingt richtig beherrscht. Ich hatte die Vermtf<Ä 
sich vielleicht um eine Ostpreußin handelt, Land. 

Su mir sagte Anes, daß ich' mit. der. Eaushälte^g^ichts zu tun. 



hätte , daß ich da unbesorgt, 
v/oice vormittags bis .12.00 U 
und dann verschwinden. 


Dnverker.nbrr var zu 


Die Frau wäre nomaler- 



in,’ daß : vor '.uns. tatsächlich Leute; da,. '- 
• :arcn, denn die Wohnung sah so .^auhV/Es;.: waren lddiglich mur die' ' 
Aschebecher geleert’ und einige- Dinge l^eseitigt," 'gdie :mögii eher--, 
-..-eise die ITachkonnenden nicht zu' sehen. brauchen. : v: .. - 




135 




3 




auc.'.t 


'Teller standen noch auf dem Tisch, 


also, die vor uns Anwesenden hatten nicht reiten Tisch genacht, 

so ‘daß vir uns erst daran begeben. mußten,; ~um' einigermaßen die 

Dinge in Ordnung zu bringen. Entsprechend .-sah- auch die Küche 

au3 * .. - : - 

*v ; “' 

, -i- r -UP * .* :;.A. ''-w-V. ' , /'>***>*''' . - ‘ ‘ * . 

' * -. r .. - : . ■ . * • ■•. • /; - ■.. . . . » - 

In unserer Besprechung ' sind wir •„ da^: zunächst _dar auf. zu sprechen 
gewonnen über die augenblickliche Situation; beJA der Dili und er 
fragte mich, wie vielt ich nit neinet Globalver trag.., bei DSU ge- 
kommen sei. Ich habe ihn davon unterrichtet, daß der Vertrag 
nunmehr unter Dach und "Fach sei und er wollte unbedingt Einsicht, 
in den Vertrag haben, ob ich, ihn den nicht geben könnte . Und er 
bat mich dann noch darum, ob er nicht am Anschluß unserer De- 
screchung schnell einmal ins Trat fahren könne, um davon eine 
Fotokopie zu ziehen. Wir haben uns dann an der Tankstelle Ecke 
Clay Allee - Argentinische wieder getroffen und dort hat er mir 
mein Vertragsexemplar- wieder^ausgehändigt^Ich habe meine Ver- 
wunderung darüber zum Ausdruck gebracht^ daß'dbcli^än'sich dieser 
Globalvertrag zumindestens für den' amerikanischen Geheimdienst 
weniger aussagefähig ist und daß es mich ^wundert,. daß er darauf 
so viel Wert legt. Darauf sagte er mir ^V ja^es. wäre für seine 
Vorgesetzten und überhaupt für' seine Truppe wichtig# wes sBjp 


alles und in Details hätten,'- so wie überhaupt all 
was er praktisch schwarz auf weiß vorlegen’.kJ 
zu der Schlußfolgerung gekommen. bin, daß die: S 


wäre 


alle Kippen sammeln. 

1 -- . v,>A. ' 'A h ’ 21 

Im weiteren .V Irläuf; unser 





bevorstehende Hesse 
wie das nach meiner 
doch der Osten 
einer; Weise" 

Durchführung der Hesse, eine Ausrichtung.;-' 


echurig> sind-, wir£ dann;. auf. die 
kjSnh g ekoiänenlund; ?.dd Af ragte er mic 

ung- vor; sich s g ingei.. Sicherlich" .würde 

a\V. "£J* *•- W+Z m&J' . v;r * « *-•; i> v 
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Er wollte von mir wissen, cb darüber möglicherweise Schrifttum 
vorhanden wäre, d. h. , ob die Messekonzeption, die mit Sicher- 
heit natürlich vom MAK oder von höheren Stellen ausgegeben würde, 
ob die an die einzelnen Leute in schriftlicher Form, in Form 
eines Expressivs gegeben würde.' Ich habe dazu geantwortet und 
hab4 ihm gesagt, daß mit Sicherheit natürlich alle Akteure der 
DDR, die zur Messe fahren, sei e3 von den Außenhandelsorganen 
oder vom Ministerium oder auch von den Betrieben, die also in 
Leipzig ausstellen oder dort als Käufer auftreten, eine gewisse 
Ausrichtung für die Durchführung ihrer Aufgaben erhalten. Daß 
ich aber nicht der Meinung bin, daß diese Ausrichtung in Form 
einer schriftlichen dienstlichen Anweisung gegeben wird, sondern 
daß ich glaube, daß diese Ausrichtung in Form von Schulungen, die 
vor der Messe durchgeführt werden, vollzogen wird. Und daß es 
darüber wahrscheinlich kein Schrifttum gibt. In der Art wie er 
dies angefangen hat, ging es wahrscheinlich darum, daß die 
Amerikaner gern in den Besitz einer solchen Messerichtlinie 
gekommen wären. 

In diesem Zusammenhang fragte mich Arnes, ob ich Kenntnis davon 
hätte, ob oder daß der Minister Beil mit Bei az 
in Paris gewesen wäre. Daraufhin habe ich ihn wörtlLcj^weybigt , 
daß ich zwar nicht beurteilen könne, von woher aplofe solch. e s 
Kissen bezieht, aber mit Sicherheit hande lt ^p fc^ghfhier un 
eine gänzlich falsche Information. Denn Herr^sÄl sei Staats- 
sekretär und stellv^. Minister^ im Hjj&Tjpterium für Außenwirt- 
schaft und zuständig*;' für- das^Ji^p«%4xlsche' Ausland und insofern 
läge es natürlich nahe y* dättRjgfäFcr;- Beil vor der. Messe einen Besuch 
in Paris abstattet i ^^er^b äj felich /abwegig sei die Vermutung, 
daß Herr Beil sich beglSärten ließe von' nerrn Eeinz , der in 
irgendeiner Form Beauftragter des Mannesman; -Rohren-Kontors 
ist und bisher einer." der-'engsterif Mitarbeiter = von Herrn'” - 
M o m n s e n gewesen, sei.. " - ' ' 
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Ich habe ihn über eine solche Zusammenlegung der Dinge ausge- 
lacht und habe gesagt, daß es sich hier zweifellos um eine 
falsche Information handeln müsse. Er hat dann die Unter- 
haltung auf diesem Gebiet abgebrochen und gesagt, dann würde 
es sich vielleicht um eine Verwechslung der Neimen handeln. 


Wir sind dann zur weiteren Besprechung der Tagesordnung über- 
gegangen. 


Des weiteren hat er mich gefragt, ob ich die Firma WAltlMEX 
kenne. Ich habe gesagt ja, die Firma WARIMEX, die meines 
Erachtens ihren Sitz in VJestend aht, früher sich auf der 
Argentinischen Z.llee in Zehlendorf befand, der Ir. naher dieser 
Firma, ein gewisser Herr II e r n.a n n, sei mir von Person 
bekannt, hr.es meinte, daß es sich genau um diese Firma handeln 
•würde, aber sie würden sich in der Hauptsache für einen Mann 
interessieren, der für diese Firma tätig sei, nämlich um Herrn 
Wiegand. Arnes brachte offen zum Ausdruck, daß man sich 
mit dem Gedanken trage, an Wiegand wegen Mitarbeit mit dem 
amerikanischen Geheimdienst heranzutreten und man wollte meine 
Meinung dazu wissen. Ich habe Wiegand wärnstens cmpfohl^. und 
habe Herrn Wiegar.d als einen tüchtigen, zuverlässiger^ mBjclichc 
weise auch ehrgeizigen jungen Mann geschildert wie 
Arnes dies zur Kenntnis nahm, er sagte wört ^ffg gL ^pguylleßllch 
hätten sie nichts zu verlieren, exJj&nne n^sTT 'mehr als nein 
sagen, bin ich der festen Ubejz^urolÄ, daß man wahrscheinlich 

iw leg an 


über kurz oder lang auej: 


Legand herantreten wird. 


In diesem lusammer&Srig^ nSbC/ich, veil es sich ohnehin ur. junge 
Männer handelt, einren 1 gewissen Herrn Müller junicr, 
der für die Maschinenf abril; Deutschland aus den Koesch-Krcis 
arbeitet, in Empfehlung gebracht und ich habe gesagt, daß ich 
über Herrn Müller nähere Unterlagen nach der Hesse nitbringen 
werde ♦ 


138 


- 6 - 






- 6 - 


Er hat sich dafür sehr bedankt und zum Ausdruck gebracht, daß 
solche Dinge in Moment sehr wichtig seien, denn die Amerikaner 
brauchten mehr Mitarbeiter. 

Wir sind dann noch auf einen weiteren Tunkt zu sprechen gekommen, 
und zv/or fragte er mich, ob ich den Nachfolger von Herrn 
Paternann, der für das Ernst-Thälmann-Werk in West- 
deutschland tätig gewesen wäre, kenne und der vor einiger Zeit 
abberufen worden sei. Ich habe diese Trage bejaht und habe ge- 
sagt, daß mir der Nachfolger zweimal vorge3 teilt worden sei. 

Aber über diesen Mann könnte ich nehr nach der Messe erzählen, 
weil mit Sicherheit der Machfolgcr von Paternann auch diesmal 
wieder in Leipzig sein wird und demzufolge auch uns auf unseren 
Stand besuchen wird. Ich habe dann direkt gefragt, ob mar. 
Interesse an diesen Mann hat, worauf mir Ar.cs entwertete, daß 
selbstverständlich die Amerikaner an allen Leuten Interesse 
hätten, die für die DDP. im kapitale st* cchen Gebiet tätig sind. 


Hinsichtlich der Messe habe ich ihm gesagt, daß es notwendig 
wäre, daß wir uns möglicherweise, wenn er irgendwelche Aufträge 
oder irgendetwas Wissenswertes für die Me3se noch vorzubringen 
hätte, dann sehr bald sehen müßten, weil ich dann in d^i ■ktzten 
Tagen vor der Kesse wenig Zeit habe. Zu dieser r b l f r ’%% r 
so verblieben, daß ich ihn gegen Ende/ der soll 

und er dann mit mir einen kurzen Treff nusncöneÄ will, falls 
sich für die Messckor.zaption noch ergehn sollte, was er 

mir mitteilen müßte. Ansonstfiflö^plljjf^iph ja: selbst, was für die 


Amerikaner interessant häbe ihm daraufhin gesagt, daß 

es für mich natürM^dlserfcMt'ch einfach ist, wenn ich von Zeit 
zu Zeit, weil ich ‘flicht ausschließlich daran denke, doch 

wüßte wofür sich di & Amerikaner am meisten interessieren und cs 
würde meine Arbeit doch wesentlich erleichtern, wenn ich auch 
eine gewisse Richtlinie in dieser Eeziehur.g haben •.rürce. 
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führend wir zusaEr.cn waren, kan durch den EFtl gcrado die 
Meldung durch, daß Mir.isterprdsident C t o p h den 
Bundeskanzler Brandt zu einen Treffen eingeladen. 

Auf Crund dieser Meldung hat sich zwischen uns ein politisches 
Ccspräch ergeben, aus den hervorging, daß die Amerikaner den 
Standpunkt vertreten, da" bei einer parlamentarischen Mehrheit 
der CPD r.iit Sicherheit die Anerkennung der DDE wahrscheinlich 
nicht nähr lange auf sich warten lassen würde . Ar.os vertrat 
aber den C randpunkt , daß raan toi dieser Trage der Anerkennung 


den Treis, den die DDL. zu zahlen 
acht lassen kc'nnte. 

(Ich gehe hier ledig lieh wieder. 
Ich war der Meinung, daß für die 
ec kr zu erzielen ist. 


hütte, doch dabei nicht außer 

was Ar.cs dazu geHußort k-tt:.) 
Anerkennung ein Treis nicht 


Mir sind so verblieben, daß, wie ich schon sagte, ich Tr» io de: 
koche wieder a:.::ufc, danit wir evtl, vor der Messe noch oir.-r. 
Tr. ff hal er., ansonsten sollte ich nie!; gleich nach der M ss: 
:~.it üsi Verbindung setzen, danit ich Ober den Verlauf d\.r 
TrehJ 
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Dokument 17 


Hauptabteilung XVI II 


Berlin, 31. 8. 1977 
Hi/Ju 


entgegengenommen i 
Oberstltn. Hillebrand 


IMF "Gabriel* 

Treff am 30. 8T 1977 
IMK "Kiefer" 


Tonbandabschrift 


Bericht 

Uber ein Gespräch mit HBrvarth vom Bundesnachrichten- 
dienst vom 25. 8. 1977 bei mir im H ause 


Zunächst zur Person t 



In der Unterhaltung konnte ich noch erfahren, daß sein Vater 
aktiver Flieger-Off izier aus dem 2. Weltkrieg ist. Er selbst, 
Hörwarth, lebt jetzt allein ln München In seiner Eigentums- 
wohnung, die er aber nach wie vor verkaufen möchte. 

Ich konnte auch gezielt fragen und erfahren, daß er eftoen 
Netto-Arbeityverdienst von 3.500,— M monatlich bÄnjjJbdea- 
nachrlchtendlenst bezieht, aber bei seiner f 1 r; ^ An- 
spannung kommt er mit dieser Summe - und besalwfeücroiin München, 
wo ja alles ziemlich teuer ist - kaum aus . 


Der neue Mann, den er angesagt hatte und^fgjrttllch nitbringen 
wollte, kommt wahrscheinlich das nächste erst mit; aus 

nicht genannten Gründen hat es wohl zu diesem Treff nicht ge- 
klappt. 

Nun zu seinen Fragen: „ 


1. Die Frage Nr. 1 beschäl 


sich mit der Autobahn 


Berlin-Hamburg , die ja 
scheinbar die Dinge ani 
veitergegangen aind.fifex 
Gesprächen, die i' 

Dr. Rösch etwas genSBrt 


ä ^ngem im Gespräch ist und wo 

UeiAandlungswege inzwischen nicht 
te also wissen, ob ich aus meinem 
jsten führe oder mit Kleindienst oder 
abe, wieweit die Dinge hinsichtlich dieser 


Autobahnführung gediehen sind, ob es da etwas Neues gibt. 

V. : -;.Ö7 *- :-k --*■ *-• / ' ,.*S ■ V • . . 

Frage Nr. 2 - Stromversorgung Westberlin aus dem Euro-Verbundnetz. 

Auch dieser ; Fragen-Komplex geistert ja;; schon eine; ganze Zeit 
in der Diskussion herum und es ' : ist; : interessant, was ;zu beiden 
Projekten ( 1 und 2) ’^zu sagen ist y ob neuej Bedingtipgen vom Osten 
gestellt werden oder; neue Finanzierungsvor Schläge dazu auf dem 
Tisch liegen ; oder ^VwasSdie^-.hintergründigste'* Frage! '‘wahrscheinlich 




Nachfolgendes Material scnlccat lesbar 





2 


V? 


Präge Nr. 3 behandelt die sowjetischen Öllieferungen in Cie 
DDR. 

Nach Meinung von Hörvarth und seiner Dienststelle sind die so- 
wjetischen Öllieferungen ln die DDR rückläufig. Es wäre 
wichtig zu wissen, wie hoch der Anteil der sowjetischen Öllie- 
ferungen am Gesamte! Import der DDR ist. 

Ich habe zu dieser Frage versprochen, daß ich in Leipzig 
Gelegenheit nehmen will, mit einem Angestellten der Firma 
REX-KANDEL, Herrn Flor, zu sprechen, ob dieser mir 
vielleicht darUber etwas sagen kann oder ob ich auf der 
Treuhandstelle etwas Zahlenmaterial zu dieser Frage bekommen 
kann. 



Frage Nr. 4 i 

Hörwarth sagte mir, 1975 sei die Ausbeute des DDR-Erzbergbaus 
13 OOO Tonnen Feingehalt gewesen. 

Die Frage ist, ob die DDR beabsdihtigt , den Erzbergbau einzu- 
stellen wegen der nicht rentablen Ausbringmgsmenge. 

Ich habe dem Höruarth gesagt, daß dazu kaum etwas in Erfahrung 
zu bringen ist. DarUber könnte letztlich nur das Ministerium 
für : Erzbergbau und Kali Auskunft geben. Da würde ich zwar den 
Staatssekretär, Herrn Taube , gut kennen und einen guten 
Kontakt zu ihm haben, aber es wäre mir zu riskant, eipe solche 
Frage zu stellen. 

Frage Nr. 5 

Dem Nachrichtendienst liegen Informationen vojf'^A^äenen hervor- 
geht, daß eine Zusammenlegung des Rohrwer^e&^H^^Brfeld mit dem 
Rohrwerk Riesa beabsichtigt sei. Er wolltfe_u£4^5h, ob das 
stimmt. 

Ich habe ihm dazu gesagt, daß das meiner Melhung nach nicht 
stimmen kann, weil sowohl Riesa als^auch Bitterfeld je für 
sich eine Bilanzierungssbellc» isb>£jut die Art der Rohre, die in 
Riesa hergestellt werden« eine gaH jfcg^ here ist als die, die 
aus der Erzeugung Bitterfeld J(«yT 

Ich meine also deshalb, daß j&aiwwÄrscheinltch nach wie vor 

diese beiden Bilanzstelle^^^^tterf eld und Riesa- beibehaltan wird, 

Frage Nr. 6 befaßt sipnÖm^mder Preisentwicklung ln der EWG. 

Das heißt, hier lnt$r&|g^rt den BND, ob die Preisentwicklung 
ln der EWG Auswirkungj^^nat auf die Handelsbeziehungen zur So- 
wjetunion, zu anderen^apitalistischen westlichen Staaten, 
ira ^nland der BRD und in der DDR.' 

Die Frage ist für meine Begriffe, das habe ich dem Hörwarth 
/auch/ gesagt, absolut falsch gestelt, denn sie ist furchtbar 
/einfach zu beantworten. Die Preisentwicklung in der EWG geht 
] einher mit der, Preisentwicklung auf dem Weltmarkt und selbst- 
verständlich hat das Auswirkungen auf die Handelsbeziehungen, 
d. h. auf die Handelspreise mit der SO, im Inland, mit anderen 
Staaten und mit der t DPR, auch mit den OPEC-Ländem; aber das 
.Preisniveau -richtet' sich eben entsprechend den Angebotspreisen 
/> (wenn /.eben ; die Ölstaaten; ihre Preise erhöhen, so erhöhen sich 
auch/ die r Prei aeKin 'der.' EWG; für i. Investitionsgüter - ; und . das . 

'-/f zieh t\'letztllch'<-älles'andere, nach sich) 
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Del dieser Frage ist nicht ohne weiteres der Hintorgrund 
oder der Zweck der Fragestellung zu ersehen. 

Frage Kr. 7 

ist der notwendige Abbau der Schuruenlast im innerdeutschen 
Handel eine Bremse ln der Entwicklung dieses Handels, kann 
dieser Handel Oberhaupt noch expandieren? 

Xch habe ihm dazu gesagt, das nach allem, was in den letzten 
Jahren in bezug auf diesen Handel sich getan hat, eigentlich 
zu ersehen ist, das der Handel bis 1977 ioch eine Steigerung 
erfahren hat, selbst unter Berücksichtigung der gestiegenen 
Preise ist bei Durchrechnung immer noch ein Plus, d.h. eine 
gewisse Steigerungsrate, zu verzeichnen gewesen» aber es ist 
absolut möglich, daß Ende 1977 die endgültige Expandlerungs- 
grenze dieses Handels erreicht worden ist, allein schon im 
Hinblick auf die wirtschaftliche Situation ln den westlichen 
kapitalistischen Ländern, einschließlich der Bundesrepublik. 


Frage Nr. 8 


/ 


/ 


Was ist mit dam Verhältnis 2,5 < 1 bei Stahl - das ist 

das Verhältnis, daß Stahlimporte aus der DDR 

in die BRD nur im Verhältnis 2,5 > 1 zugelassen werden. 
Das habe ich ihm also, so hoffe ich wenigstens, klarmach« 
können. 


Frage Nr. 9 

beschäftigt sich mit den Kooperationen. Die Pr 
Kooperation ja oder nein. Hier ist die Frage, wÄJ^lie DDR 
bzw. UdSSR, Rumänien, Polen, did viel früher an aie Kooperation 
herangegangen sind, als die DDR, tatsächlich eine ehhte und 
für beide Seiten zweckmäßige Koopera£jpi^g£er ist das alles 
nur ein gewisses "Fronttheater' 


Frage Nr. IO beshhäftigt si 
essiert der Planbedarf der. 
Hier habe ich selbstverat 
darauf verwiesen, daß 
allein von der PtankommÜ 1 





der SAG Wismut. Hier lnter- 
t an Stahl. 

sofort gepaßt und habe 
ge wahrschelnlch einzig und 
zu beantworten ist, mit der habe 


! 


, lernen und ! einmalvfestzustellen/K auch die Manager, vom Büro 
^i^vyon Herrn|0;G a : .'u' 8'^? aus': der? Botschaft, in; Ostberliri » 

;;^Er. meinte, das;;, wäre vielleicht einmal eine Extra-Sitzung wert, 

uns '-einmal ‘ allein , mit • dieser , Frage beschäftigen .können . 

- ' 


ich ja bekanntlicherweise^xolno Handelsbeziehungen. 


Ansonsten geht der Stahlbedarf' dieser Induatriegruppe im allge- 
meinen im Stahlbedarf der DDR unter und ist für uns nicht erkennbar, 

/ * ... V A ► . . r *. * 

I 

Frage Mr. • 1 1 

Es Ist interessant, die Manager beim Ministerium für Außenhandel, 
im Büro Düsseldorf und bei “den - ; Außenhandelsbetrieben kennenzu- 
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• Frage •■ Nr. **Vl 3 ; 
", Man haty “ 


m i mem" 

.... . „ 

irUokiaufigJ'^mtwlckalt^ündidiiAyrag^i^illelHiiriigeatSlltfwird# 
• be»ohÄftigti«iol&:danlt;#£öbf d*r^O«tah-;hlert5t>«ilrußti>.l>raiMit^ : i • 

die die DOR ^tlgt'^dleil-LÄndorj.BeÄgieafuhd^HollÄnd: bevorzugt 


werden. Hierfür? hltteTaan*, gern; die Gründe {der* DDR gewußt# die 
dazu f Uhren ,fdiese> beiden« Ldnderc-la besonderen; Maße zu* bevor- 

‘ IM» 



fewvf^ '; 


;:/• , ... *■ 

unterhalten undMch I, hbbe verfahren; Jcönhen#daflT iüerSö' s Imo n , 
der -' Ähnlich wie * F. C^GER^ACHit elnl^- Vertretung »»unternehmen 
ln Berlin.'uhtcu:halten|hat;^eelt;f,,1 Jahr; int Westen Ist , ;u. zw. 
ln SUddeutsohlahd^ündf dort.'.eln- gutes; ['sdlldes^Rentnerdaseln 
ohne sichtbare^ Sorgen*: f Ohrt *: ? ;Dem «.Vernehmen haoh ; wird er von» 



Hörwarth war an 25. 8.^77 , 17.00 Uhr, bei mir. Unsere 
haltung 
gedauert 

Wir sind, so verblieben & daß; ex’j^iöh xin 1 den Wocb 
Messe wieder: anrufent.wird/.um einen 5 neuen Treff 
und es ,wHre wünschenswert ^' das? ließ er noch durohb 
ich zu..’, diesen 'il 2 .Prägen: noah »ergänzen . könn^ . i 

mmimm 




Inbaren, 
en, wenn 


• ‘ > •_ ■ 't’)( 
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Dokument 18 


21 2 


Hauptabteilung XVIII/7 Berlin, 18. Nov. 1982 

kö-kr 

Treff: 12. Nov. 1982 

IMS: "Alois" 

IMK: "Dora"” 

Zeit: 10.30-11.45 Uhr 

4 

entgegengen. : Hptm. Köhler 



Bericht 


über das Arbeitsgebiet im Bereich, was aufgeteilt ist bis auf weiteres 
zwischen Genossen Weißbach und mir 


1. Allgemeiner Überblick über das bestehende Arbeitsgebiet 

An diesem Arbei tsabschni tt beschäftigen wir uns mit folgenden 3 
Hauptpunkten : 

- Vermittlung von GENEX-Auf trägen für Bürger, die zum Abbau 
ihrer Sperrkonten in der BRD Rechtsanwalt von WEDEL/Berlin 
(West) in Anspruch nehmen. Rechanwalt von Wedel 
arbeitet für diese Bürger aufgrund ihm ausges tellter 
Vollmachten. Dieses Arbeitsgebiet wird vom Genossen 

W e i ß b a c h nach wie vor eigenständig voll wahrgenommen . 
Zu diesem Zweck hält er sich wöchentlich ein- bis zweimal 
in Berlin (West) auf, bringt die entsprechenden ausgelösten 
Aufträge mit und leitet diese weiter an die GENEX-Organisation 
in Berlin, Hauptstadt der DDR. 

Rechtsanwalt von Wedel wird in den Fällen in diese 
Aktionen eingeschaltet, wenn Bürger der DDR zur Klärung 
ihrer Kontenfragen in der BRD oder Berlin (Wes t) Rechtsanwalt 
Wedel zur Wahrnehmung ihrer Interessen bevollmächtigen. 
Für solche Zwecke besteht die Möglichkeit für die DDR-Bürger, 
Rechtsanwal von W e de 1 einmal wöchentlich in der 
Rechtsanwalt-Praxis Dr. Vogel , Alt-Friedrichsfelde, 
Reilerstr. aufzusuchen, um mit ihm bestehende Probleme zu 
besprechen . 

Von Wedel hat meiner Kenntnis nach direkte Kontakte 
zur evangelischen Kirche und ist auch dort auf juristischem 
Gebiet mit eingeschaltet. Nach Gesprächsinf ormationen be- 
schäftigt sich Wedel seit mehreren Jahren mit solchen 
Fragen und ist auch den Bonner Diens ts teilen , einschließlich 
der Bundesbank und den zentralen Landesbanken, bekannt. 

Zur Wahrnehmung der von DDR-Bürgern ausgelösten Aufträge 
soll er 5 bis 8 Mitarbeiter beschäftigen in Berlin (West). 

- Das Arbeitsgebiet beschäftigt sich mit der Transferierung 
von Erbschaften, die Bürger der DDR in westlichen Ländern, 
vornehmlich BRD, Berlin (West), Österreich, Schweiz und USA 
antreten. 
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Zu diesem Zwecke sind auch seit Febr. 1982 mit Weisung des Vize- 
präsidenten der Staatsbank, Genossen Meier , bei den Be- 
zirksdirektionen der Staatsbankjeft' der DDR Devisenberater einge- 
setzt. Diese Devisenberater sprechen mit den Bürgern in Hinblick 
auf die Klärung bestehender Erbschaftsfragen, die die Bürger 
haben, und es gibt eine Festlegung, wonach alle Erbschaftsan- 
meldungen mit einem Wertvolumen von über 100 000,-- DM oder 
anderen Währungen dem Sektor 522 der Staatsbank - und das 
sind wir - bekanntzugeben sind. Diese Informationen bekommen 
wir umgehend auf den Tisch und werden von uns bearbeitet. Die 
Bearbeitung erfolgt im Prinzip folgendermaßen: 

Es wird versucht, herauszubekommen, um was für einen Bürger 
es sich handelt, der Wertvolumen von über 100 000,-- DM ge- 
erbt hat. Nach den bestehenden Bestimmungen der BRD dürfen 
Bürger der DDR über finanzielle Mittel nur in einem ganz eng 
begrenzten Maße verfügen, um bei der Genex-Organisation bzw. 
über diese die - s -e maximal 6 000,-- DM Pro Jahr abzuziehen von 
ihrem Konto. Ausgenommen sind Käufe wie Pkw, wo die Landeszentral- 
banken der einzelnen Bundesländer dann in Vorleistung für folgende 
Jahre treten. Aber im Prinzip wird die Größenordnung von 6 000,-- 
DM eingehalten. 

Wir sind daran interessiert, diese Sperrkonten, wo die Bürger 
Interesse haben, das gesamte Vermögen in die Hand zu bekommen, 
für sich zu bekommen. Da diese Wege interner Natur sind, ist 
es für uns maßgebend, insbesondere für mich, der seit April d. J. 
an diesem Abschnitt arbeitet, doch exakter zu wissen, wer ist 
der Bürger, der mit solchen Fragen an die Devisenberater her- 
antritt. Die Bürger, die solche Erbschaften in solcher Größe 
wahrnehmen, gehen quer durch die gesamte gesellschaftliche Be- 
völkerungsstruktur; es gibt dabei keine Jg/ tJCvi 

Ich persönlich verfahre wie folgt: 

Bei Bekanntwerden solcher Fälle vereinbare ich über den Devisen- 
berater persönliche Gespräche mit den jeweiligen in Frage kommen- 
den Bürgern und habe jetit zu dieser Arbeitsmethode gegriffen, 
daß ich zu diesen Gesprächen bereits den Rechtsanwalt, Genossen 
Manfred Wünsche , mitnehme, um alle damit im Zusammen- 
hang stehenden Fragen im Komplex . diskutieren , beraten und 
entscheiden zu können. Das hat sich meiner Meinung nach positiv 
entwickelt, vor allem was das Auftreten gegenüber den einzelnen 
Burgern betrifft, um eine relativ hohe Sicherheit beim Gehen 
unserer internen Wege zu haben. 

Der Bürger, ist er mit unseren Überlegungen einverstanden, erteilt 
dem Rechtsanwalt Wünsche eine Vollmacht. Mit dieser 
Vollmacht werden, sofern notwendig, alle Probleme, die mit dem 
Sperrkonto in Verbindung stehen, zunächst einmal geklärt, Wert- 
papiere möglicherweise verkauft., um dasKonto in eine Größen- 
ordnung aufzufüllen, die uns in die Lage versetzt#, dann die 
Transferierung vorzunehmen. Die Transferierung über den Weg 
des Genossen W ü n s che geht ausschließlich über die 
katholische Kirche. Genosse Künsche arbeitet auf 
juristischem Gebiet sehr stark mit der katholischen Kirche 
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zusammen, ist, soweit ich das beurteilen kann, der Staranwalt 
des Bischoffs von Berlin, Herrn Meißner , und unter- 
hält zu diesem Zwecke auch ein Büro in Berlin (West) in der 
Ahornallee 16. 

Bei Bürgern, die daran interessiert sind, z. B. 300 000,-- VM 
in die DDR zu transferieren, passiert das folgendermaßen: 

Dem Bürger wird angeboten, zur Transferierung der 300 000,-- DM 
bei V e r s chuldbar ko ^ i r 1 des Geldes ein Verhältnis zu akzeptieren * v c']y 
von 70 : 30, d. h. 70 ’ 0 der zur Rede stehenden Summe erhält 
der Bürger in Mark der DDR auf ein zu beni^ndes oder einzu- 
richtendes Konto und 30 ^ erhält er in Form von freiverfügbaren 
Devisen, sprich DM, und diese Gelder werden auf ein Valuta- 
anrechtskonto bei der kontoführenden Bank des jeweiligen Kreises 
eingerichtet. Von diesem Konto kann der Bürger, sowohl bei 
Gene x "als auch sich forum-Schecks beschaffen, um im Intershop 
e inzukaufen . 


Diese Beträge, 
für den Bürger 
T rans fe rierung 
auszustellende 
Zwecke , zuguns 


die auf dem Valutaanrechtskonto stehen, werden 
in Valuta mit 2,5 % pro Jahr verzinst. Die 
der Gelder erfolgt über eine von dem Bürger 
Schenkungserklärung zugunsten karitativer 
ten der katholischen Kirche. — — 


Die katholische Kirche ist die Institution in der Welt, die 
von keinen Land, von keiner Regierung mit irgendwelchen Steuern 
belegt wird, einschließlich Schenkungssteuer. Diese Schenkungs- 
erklärung des Bürgers geht vom Genossen Wünsche zu 
der entsprechenden Stelle des karitativen Verbandes in 
Berlin (West) und geht dann zu dem jeweiligen Landesbischof f 
in der BRD oder, handelt es sich um Beträge außerhalb der BRD, 
z. T. auch über den Vatikan, und zwar wie im Falle Brasilien 
z . 3. 


Ähnliche Vereinbarungen, Zusammenarbeitsverhältnisse gibt es 
auch mit dem karitativen Verband in Österreich. Nach der 
österreichischen Gesetzgebung dürfen bisher an ausländische 
Bürger der sozialistischen Länder keine Schillinge abverfügt 
werden. Bürger also, die in Österreich eine Erbschaft antreten 
wollen oder angetreten haben, haben nur die Möglichkeit , über 
diesen Weg in den Besitz der Geldmittel zu kommen. 

Innerhalb der katholischen Kirche werden keine Gelder hin- 
und hergeschoben, sondern das passiert alles auf dem bargeld- 
losen Geldverkehr, und nach einer etwaigen Laufzeit von 4 bis 
6 Monden, da es sich um ein Streckengeschäft handelt, taucht 
dann das Geld beim karitativen -Verband in Berlin (West) 
auf und wird dann in die Hauptstadt der DDR geholt und damit 
ist es für die DDR und somit auch für die Bürger verfügbar. 

In der Vergangenheit wurden dem Bürger m. W. für die ent- 
standenen Kos ten , Re i s e tä t i gke i t usw. keine Kosten berechnet. 

In Übereinstimmung mit dem Genossen Manfred Seidel 
bin ich dazu übergegangen in Absprache mit dem Rechtsanwalt, 
den Bürger bei Verfügbarkeit von Valutasummen alle ange- 
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fallenden Kosten, einschließlich Rechtsanwaltshonorare in 
Valuta in Rechnung zu stellen, so daß iett von der in Rede 
stehenden Summe dann minus nachweispflichtiger Kosten 
sich die Summe dann im Durchschnitt zwischen 5 und 7 000,-- DM 
reduziert bei einer Größenordnung von 250 000,-- oder 300 000,-- 
DM. 

Das wird von den Bürgern anstandslos akzeptiert, weil anders- 
herum ohne Belastung des Bürgers mit Kosten bei dem Bürger 
die Frage auftauchen könnte, aus welchen Gründen wir als 
Ministerium oder Staatsbankzentrale Berlin solche Aktionen 
durchführen, ohne dem Bürger irgendeine/ in irgendeiner Art 
und Weise Kosten zu berechnen. 

Das ist mit Entscheidung vom Genossen Manfred Seidel , 
bezogen auf dieses Arbeitsgebiet, voll in meine Hände über- 
gegangen. Z. Z. habe ich Geschäftsvorgänge gemeinsam mit dem 
GenossenManfred Wünsche in Höhe von 2,5 Mio in 
Arbeit und von dieser Summe schätze ich ein, daß wir noch 
bis zum 31. Dez. d. J. etwa 280 000, — DM dem Staatshaushalt 
noch zur Verfügung stellen können. 

Genosse Ke i ß b a c h hat sich aus dieser Aufgabe völlig 
herausgelöst und bearbeitet nur noch vor dem April 1982 be- 
gonnene Fälle zuende. Alle neuen Dinge bekommen ich auf den 
Tisch. Solche Art von Erbschaftssachen treten nicht gleich- 
bleibend in der ganzen DDR auf. Nach meiner Einschätzung, wie 
gesagt seit Juni 1982 direkt damit beschäftigt, treten vor 
allem in den Bezirken 


Karl- Marx-Stadt 
Dre s den 
Leipzig 
Magdeburg 


solche Erbschaften in größerem Volumen auf. Nach unvollständigem 
Überblick haben wir es in solchen Fällen mit etwa 80 bis 120 
Leuten pro Jahr zu tun, die aber nicht in jedem Falle dazu 
gebracht werden aus den verschiedensten Gründen, um ihr ge- 
samtes Vermögen zu transferieren. 

In unserem Arbeitsbereich, und mit dieser Aufgabe beschäftige 
ich mich ebenfalls seit Mitte Aüg. selbständig, fallen hinein 
die Tilgung von Schulden bei Institutionen und Bürgern der 
DDR, die durch aus der Staatsbürgerschaft Entlassene ent- 
standen sind. Das läuft bei uns unter der Bezeichnung "Aktion 
Styvesand“"? Wir bekommen offensichtlich, das weiß ich nicht 
exakt, über den Genossen W e i ß b a c h von den, Vollzugs- 
organen entsprechende Unterlagen, die beinhalten 


Name, Vorname, Geb. -Datum 

die Art der Schuld, wie z. B. Ordnungsstrafen, Schadenersatz 
Gerichtskosten usw. 

die Angabe^von dem, der das Geld zu bekommen hat, d. h. 
Institution oder Bürger, die Konto-Nr. und die Basis - 
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sprich rechtskräftiges Urteil des zuständigen Kreisge- 
richtes o. a. 

Diese Gelder werden entsprechend aufbereitet, papiermäßig, 
und über unseren Tisch laufen entsprechende Überweisungs- 
anträge, die dann von der Staatsbank weiterbearbeitet und 
dann zur Auszahlung gelangen. Diese Gelder werden aus einem 
zur Verfügung stehenden Konto, was beim Bereich Kommerzielle 
Koordinierung geführt wird, gespeist und am Jahresende er- 
folgt eine Hochrechnung der verauslagten Summen, und soweit 
ich informiert bin, werden diese Gesamtsummen, die für diese 
Art und Weise vom Staat ausgegeben werden, dann bei den Ver- 
handlungen über die Höhe der Untenkonten 3 mit den Vertretern 
der BRD mit in Betracht gezogen. 

Ein weitres Arbeitsgebiet, was sporadisch anfällt, sind Sonder- 
aktionen, wie 

Beschaffung von Erzeugnissen wie Pkw u. a. hochwertiger 
Industriewaren für bestimmte Organisationen, die in der 
Hauptsache vom Genossen WEIßBACH wahrgenommen werden. 

Das betrifft aber auch Bürger, die über größere Valuta- 
beträge im Ausland verfügen. 

Darüber hinaus fällt in diesen Bereich aus hinein die Ab- 
siegelung von Einfuhrgenehmigungen für die katholische Kirche, 
die in größeren Mengen für ihre karitativen Zwecke zur Ver- 
sorgung von Kindergärten, Altersheimen und Krankenhäusern, die 
unter ihrer Regie laufen, Produkte aller Art in die DDR kosten- 
frei einführen, damit den Warenfonds der DDR nicht belasten. 
Soweit ich informiert bin, erhält unser Bereich von der 
katholischen Kirche dafür pro Jahr eine bestimmte fixe Valuta- 
summe, und übersteigt die festgelegte Größe der einzuführenden 
Waren eine bestimmte Höhe wird eine Nachberechnung durch die 
katholische vorgenommen, so daß - üb e- r über den fixen Betrag 
hinaus weitere Gelder dem Bereich zur Verfügung gestellt 
werden . 

Diese Einfuhrgenehmigungen, die wir dann zur Siegelstelle 
zur Genn. Kolb geben, erhalten wir ausschließlich 
über den Kanal Rechtsanwalt Dr. Wünsche , der auch 
diese bestätigten und genehmigten Einfuhren dann von uns 
zurückbe kommen. 

Aus der Arbeit zur Transferierung festliegender, gesperrter 
Konten in Erbschaftssachen kann man einschätzen, daß man/im 
Jahr zwischen 2 bis 3,5 Mio ebenfalls dem Staatshaushalt 
zur Verfügung gestellt werden. 

Al 

Was mir persönlich im Gegensatz zum Genossen Heurbert 
W e i ß b a c h Probleme bereiten könnte .bisher ist 
in der Richtung nichts Negatives aufgetreten, ist, einen 
Weg zu finden, wie ich, bevor ich mit dem Bürger zusammen- 
komme, nach Möglichkeit weiß, wen ich vor mir habe, um 
mich in meinem Verhalten auf die Person de-s — b e- t - r -e ff e nd en 
-B ü - r - g e-rs noch besser einstellen zu können. Es bleibt nicht 
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aus, daß der einzelne Bürger die Frage stellt, da er im Prinzip 
über die Verfahrensweise in der BRD Bescheid weiß, wie es uns 
möglich ist, ihn in den Besitz seiner ganzen in der BRD z. B. 
liegenden Geldsumme zu bringen, ohne daß man ihm das sagt, 
bleibt aber bei dem Bürger, der mißtrauisch ist, natürlich die 
Frage offen, ist das alles rechtens, was da passiert, denn er 
muß ja in jedem Falle, wenn er den Weg gehen will, den wir ihm 
andeuten, damit er sein ganzes Geld bekommt, ja auf treu und 
Glauben richtig Anwalt und Staatsbank, wir treten nicht als 
Bereich auf, sondern als Staatsbank der DDR, ja die Vollmacht 
geben, die Schenkungserklärung geben und wartet dann, daß das 
Geld kommt. 

Es gibt dabei auch Bürger, die privat versucht haben, bestimmte 
Fragen, bezogen auf bestimmte Konten, allein zu lösen und nach- 
dem sie gemerkt haben, daß das nicht geht, dann erst zu den 
Staatlichen Dienststellen kommen. Das weiß man alles nicht 
vorher, das kristallisiert sich meistens im Gesprädh erst her- 
aus, und es kann durchaus sein, daß dabei Bürger drunter sind, 
die dann gegenüber ihren Verwandten in der BRD oder Bekannten 
Bemerkungen machen, vor allen Dingen, wenn sie in die BRD 
reisen können, die dann in Form von Artikeln in der Westpresse 
erscheinen können. Und das ist genau das, was wir in jedem Falle 
versuchen zu verhindern. 


gez . : "Alois" 
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343 einer geplanten Straftat Vorlagen. 0er P- war kein verpflichteter 13 
343 Gcheimisträger, sein Aufgabengebiet unfa^te im Wesentlichen 
343 die materiel l -technische Sicherstellung des Ratiomittelbaus. 

343 Quelle: Bereichsdi rektor des ZFTM Gen. Klaue v. 01.12.87 

344 Oie Bearbeitung der Person erfolgt ckjrch die KD Aschers- 

344 leben im OV "Service". Oie bisherigen Untersuchungsergebni sse be- 
344 stätigen den Verdacht, daß der P. das ungesetzliche Verlassen der 
344 00R geplant und vorbereitet hat. Es wird davon ausgegangen, da/? 

344 der in Meppen wohnhafte Onkel der Ausgangspunkt des ungesetzl. 

344 Verlassens war. Unter operativer Einbeziehung des Vaters des P. 

344 wird eine Variante der Rückführung und zur Klärung des Aufent- 
344 haltsortcs des P. realisiert. 

344 Quelle: BV Halle Abt. XVIII/3 FS 2499 

345 unterhält enge Kontakte zu Radtke Fa. Cloos, 8üro U8. 

345 Diese Kontakte gehen über den normalen geschäftlichen Rahmen hin- 
345 aus. Von einer Reise zur Fa. C. hat L. sich eine Stereoanlage 
345 mitgebracht. . Quelle: IMS "Weber" v. 9.12.83 

345 Auffälig ist, da/? der L. über hohe Valutamittel verfügt. Von 
345 seinen ADR bringt er sich Öfter auffallend viele Sachen mit, er 
345 kauft im WSW Waren ein, die die ihm zur Verfügung stehenden Tages 
345 gelder bei weitem übersteigen. Diese Mittel können nach Einschät- 
345 zung der KP nicht aus eingesparten Tagesgeldern koomen. 

345 Quelle: KP "Surfer" v. 15.2.89 
345 Am 3.11.88 führte der L. bei der Rückkehr von einer viertäg^gen^vl^^*' 
345 A0R zur Fa. Cloos eine Stereoanlage im Wert vdnj?£9, - 0M u ndfiF*'*' 12 
345 diverse kleinere Sachen sowie 70,- QM elfiABe^idefcjAus reise hatte 13 

3 ?, J&ZTu 


Vf-, 


VK 


r’- ^ ’Ä. 


345 er 1.400, 


f v. r g 

346 Überprüfung der Persoiyj# — ^ 1 11 m 


0M und 50,.- H/DDRjvangegieb<‘h. QueVte: KA VI 11/88 

^ . )^m GÜV durch BGS am 26.2.87, 

346 11.00 Uhr in Büchen (00/^1332 (VB-Westerland) . Oie Überprüfung 
346 der Person im 8R0- Fahndung s System erfolgt mit dem Ergebnis 
346 -negativ-, 

346 Quelle: A/10228/10/03/87/RRP 

347 Überprüfung der , Jan-Gerhard im GÜV durch BGS am 

347 24.3.87, 1.04 Uhr in Puttgarden. Oie Überprüfung der Person im 
347 IKPOL- Fahndungssystem erfolgte mit dem Ergebnis >Festnahme/Straf - 
347 tat Steuerhinterziehungc. 

347 Quelle: A/14506/08/04/87/RRP 

347 Hoos befand sich vermutlich auf der Rückreise von Kopenhagen mit 

347 der Fähre. 

348 ln den Raunen der Forum GmbH werden zukünftig MSV-Techni ker der 
348 Lieferlinie "System" gemeinsam mit bestätigten Kadern des K R08 
348 den Service für 32-bi t-OEC-Rechner durchführen, da die vom K R08 
348 bereitgestellten Räumlichkeiten nicht den Anforderungen entsprech 
348 en. 

348 ( I KS "Rolf" v. 17.12.87) 

349 Spedi tiooen/ Transport der Lieferlinie "Thai": 

349 Einbeziehung der Firma: TTS, Schweiz; Inhaber: Urban, Felice für 
349 den Transport einer Justier- und Bel ichturvgsanlage Ju8 2190 der 
349 Fa. Perkin-Elmer in die 00R. Zei traun des Transportes Mov.-0ez.87 

349 Quelle: IMS "Burmeister" v. 23.12.87 

350 ßewegungsabläufe/Lieferwege der Lieferlinie “Thai": 

350 Für die Realisierung der Lieferung einer Justier- u. Belichtungs- 
350 anlage JuB 2190 der Fa. Perkin Eimer wurde im Kov.- Oez. 1987 ein 
350 Seetransport: USA - Taiwan - Zypern - 00R benutzt. 

350 Quelle: IMS "Burmeister" v. 23.12.87 

351 8ei der 12/87 gelieferten, nichtfunktionsfähigen Justier- und 8e- 
351 l ichturvgsanlage Ju8 2181 der Fa. Canon, wurde folgender Lieferweg 
351 benutzt: Japan - Südkorea (F lugtransport) 

351 Südkorea - Ch ina/Shanghai 

351 China - 00R (Scetransport-DSR ) 

351 Quelle: IME "Messing" v. 14.1.88 

352 Machstehende ehern. Mitarbeiter der Fa. O.A. Machinery Corp., sind 
352 Wi ssensträger von Embargol i ef erungen der Fa. O.A.M. in die DDR: 
352 - Mr. Shimizu (jetzt tätig bei Fa. Siemens) 
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986 352 - Hr. Kunvigai 4, 

987 352 - Hr. Moriyomo (jetzt tätig bei fo. NEC) 5 

988 352 - Hr. Kotscmoto 6 

,989 352 - Kr. lida 7 

1991 352 Diese Personen haben im Zeitraum 1981-1987 die Firma verlassen. 8 

1990 352 Quelle: IHE "Hessing" v. 14.1.88 9 

1992 353 Für die Lieferlinie "Präsident” ist der ehern. Hitarbeiter der 1 

1993 353 Fa. O.A.M., Hr. lida ein Gefahrenmoment. Hr. lida, welcher im Mo- 2 

1994 353 vember 198Z aus der Firma ausschied, trat in der Vergangene i t 3 

1995 353 (Bauelemente) und damit ver- 4 

1996 353 bundeoer Schädigung der Fa. O.A.H. in Erscheinung. Obwohl lida 5 

1997 353 umfangreiches Wissen über E/rbergol i ef erungen besitzt, hatte er in 6 

1998 353 der damaligen 7 

1999 353 nicht "ausgepackt" . Von leitenden Mitarbeiter des Konzern liegt 8 

2000 353 jedoch der Verdacht nahe, daß lida die undichte Stelle war, als 9 

2001 353 Mitte 1986 eine Embargolieferung in Singapur aufgedeckt wurde. Im 10 

2002 353 Zusammenhang mit der im Dezember 1987 gelieferten, ni cht funkt ions 11 

2003 353 fähigen Ju8 2181 wurde von Mr. Sasaki der Verdacht geäußert, daß 12 

2004 353 dies eine gegnerische Maßnahme auf der Grundlage einer gezielten 13 

2005 353 Information war. Zu beachten ist weiterhin, daß eine starke Fluk- 14 

2006 353 tuatioo von Mitarbeitern der Firma in den letzten 6 Jahren 

200 7 353 verzeichnen ist. Ursachen dafür liegen in der Führungstät>ijgke_- 

20*. 353 von Hr. Matsuda und in seiner Art Mi tarbei Jef^zu behände l '17 

i » 353 Quelle: IHE "Hessing" v. 14^88^^^% %*** V ’ 18 

2010 354 Lin ist als Vertr^ter^Ües^E A?j[B Ölrl^in^a lV/arTfür den Export 1 

2011 354 von Kupfer fol ienartl^en^ t^^^ai^erhinaus bestehen korrmer- 2 

2012 354 zielle Kontakte zurtV'VE^jfiiB Chemie. 3 

2013 354 Bekannt wurde L. im Zusammenhang mit der Bearbeitung des OV 4 

2014 354 "Fuchs" der 8V Potsdam, Abt. XVIII. 5 

2019 355 Oie Personen Schrobback und Hichelmann führten vom 24.11.- 29.12 1 

2020 355 1987 einer ADR nach Japan und Taiwan durch. 2 

2021 355 Während des Aufenthaltes in Taipeh am 09.12.1987 erfolgten im 3 

2022 355 Büro der Fa, Dodecyl durch Lin Korrupt i ooshand l ungen gegenüber 4 

2023 355 den NSW-RK. Beiden Personen wurde durch L. eine Bargeldscmme in 5 

2024 355 Höhe von je 1000 US-Dollar als Scheck und 500 Dollar in Landes- 6 

2025 355 Währung übergeben. Die Übergabe des Geldes erfolgte getrennt in 7 

2026 355 einem 8ri efumsch lag mit der Bemerkung, daß "es sich dabei un ganz 8 

2027 355 normale Heujahrsgrüße handelt." 9 

2028 355 Mach Feststellung des Inhalts der Bri efumsch läge konnte keine 10 

2029 355 Rückgabe erfolgen, da L. kurzfristig eine Geschäftsreise nach 11 

2C~^ 355 Europa angetreten hatte. Quelle: IMS "Soren" HA XVII 1/8 vom 12 

355 22.12.87 und IMS "Karl Kühl« BV Potsdam, Abt. XVIII 13 

*._u2 356 Im Rahmen der Geschaf tstätigkei t mit dem VE AHB ETEI verstößt Lin 1 

2033 356 gegen seine Landesgesetzgebung in dem Provi sions Zahlungen auf ein 2 

2034 356 Konto in den USA überwiesen werden. Eine Nennung des Vertreters 3 

2035 356 in offiziellen Unterlagen erfolgt gegenüber der taiwanesi sehen 4 

2036 356 Behörde nicht. Dadurch umgeht L. seine Steuerpflichten, schafft 5 

2037 356 sich finanzielle Vorteile und organisiert einen unkootrol l ier- 6 

2038 356 baren Oevisenabf luß ins Ausland. 7 

2039 356 Quelle: IMS "Sören" vom 22.12.87 8 

2040 357 Lin wird als "smarter Geschäf tsmann" cingeschätzt, der mit allen 1 

2041 357 Mitteln den "Erfolg" sucht. Die Leitung der Fa. erfolgt durch L. 2 

2042 357 autoritär. Er arbeitet mit Mitteln der Korruption und versucht 3 

2043 357 sich als vertrauenswürdig darzustellen- 0er L. lebt in gesicher- 4 

2044 357 ten finanziellen Verhältnissen. Oie Provision für das letzte 5 

2045 357 Geschäft mit dem VE AHB ETEI betrug ca. 160 000 Valutomark. 6 

2046 357 Quelle: IMS "Andrä" vom 15.01.87 7 

2047 358 Im Ergebnis der Bearbeitung des OV "Reise" wurden wegen des drin- 1 

2046 358 genden Verdachtes der Begehung einer Straftat gemäß Par. 213 StGB 2 

2049 358 die 00R unter Nutzung einer Reise in dringenden Fami l ienangele- 3 

2050 358 gerheiten ungesetzlich zu verlassen, in Abstimmung mit der HA 4 

2051 358 IX/9 die Personen lln m 1, und am 15.02.88 an der 5 

2052 358 GÜST Friedr ichstraße vorläufig festgenommen. Aus Gründen der be- 6 

2053 358 weismäßigen Sicherung wurde die K., Anja ebenfalls zugeführt. 7 
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und eiocffl statt, bei denen der St. sein gesamtes Wissen 15 
zlto RA8 Leipzig verriet. St. kehrte 1987 in die DDR zurück. 16 
G. wurde 1986 aus der StVE (Verbüßung einer Haftstrafe wegen 17 
Straftaten gern. Par. 219) nach U9 entlassen. Von dort nahm er 18 
zahlreiche Rückverbi ndungen auf. Er unterhält Verbindungen zu den 19 


Allierten und zur F lücht l ingshi l f e. 

Quelle: Einleitungsbericht zur OPK ••Mühle" vom 14.11.1988 
Durch eine Ao»94**e 1040 Bin. wurden Pa- 
piere und persönliche Dokumente des , 1 Bin 65, 


* in einem Papierkorb gefunden und an den R. geschickt. 
Unter Anderem war enthalten: Reisebestätigung für eine Reise nach 
Gran Canaria, Schuldschein, div. Adressen und Tel efonnemnern, auch 
von DDR-Bürgern, enthalten war auch die Adresse sowie die private 
und dienstliche Tel eforoenroer der QiiW»«*, fctttft.- 
Quelle: Abt. M 

unterhält private Kontakte zur Ehefrau des 
Beide sind durch den Koll. üfmaämm im Theater gesehen 
L. ist Machfolger des im ZfTW, J. war der Nachfolger von 

Mm l. ist kirchlich gebunden, vermutlich jüdischen Glau- 
bens. Er unterhält Kontakte ins NSW. Quelle: IMS "Kurt Bräsemann" 
27.10.88 

Im Rahmen politisch-operativer Sicherungs- und Kont ro l Ima/S nahmen 
wurde der am 17.11.88 als Besucher der Ständigen Vertretung 

der BRD in der DDR festgestellt. 

Quelle: HA 11/12 vom 18.11.88 
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Am 7.2.89 suchte der l. erneut die ständige Vertretung der BR£>L^*ap£ V*. 


Quelle: ZPDB-Auskuof t der HA II/12, IG. 2. 89 

Auf der Grundlage eines mit dem Inhaber der Fa. Si tesa,^erp^ 
Dornier, Justus (ehern. Doni er- F logzeugwer^^^ge führten Gespräches 


t. 


wurde deutlich, daß die Fa. Sitesa au0£roi;dentt ich interessiert 
an einer Zusammenarbeit mit der ^)jpR 

ier 

grundsätzlich keine Hljfxleighi ssse. Voraussetzung sollte jedoch 


Hinsichtlich der Eni^argopcdßtäraölr^nge^prochen, sah Dornie 
grundsätzlich keine H(jfvJe^)i ssse. Voraussetzung sollte jedoc 
der Aufbau einer ^t^hechencien Geschäf tskonstel l at i oo sein. 

Quelle: IMS "Uhl mann";*-, v. 27. 9. 88 

Herr Donier, Justus Fa. Sitesa informierte über enge Geschäfts- 
kontakte in die UdSSR, wobei es sich in erster Linie un eine 
Zusanmenarbei t im Technologiebereich/Flugzeugbau handelt. 

Quelle: IMS "Uhlmann" v. 27. 9. 88 

fto ee rwo-fd, ü tew erd ffri i a iiph (18.9.52, Halle-Ost, Th.- 

) wurden mit der Auflage aus der UVR ausgewiesen, 
diese bis 20.8.88 verlassen zu haben. In der Befragung durch die 
PKE Schönberg (Einreise am 25.8. ,10.40 Uhr mit PKW Trabant) er- 
klärten beide übereinstimmend, daß sie aus finanziellen Erwägunge 
ngungen heraus generell im PKW übernachtet haben. Am 18.8.wollten 
sie auf der F55 in der Nähe des Abzweig Asothalom, auf einem Park 
platz übernachten. Gegen 22.00 Uhr wurden sie tkirch eine Zivil- 
streife kontrolliert und in eine Kaserne der Grenztruppen ge- 
bracht. In der Vernehmung wurde ihnen erklärt., da£ der Parkplatz 10 
in den Nachtstunden für DDR-Bürger gesperrt sei. Oie Beschränkung 11 
sei nicht kenntlich gemacht worden. Im Ergebniss seien sie Beauf- 12 
lagt worden, die UVR bis zun 20.8.88 zu verlassen. Die durchge- 13 

führte Zollkontrolle bei der Einreise, ergab keinerlei Hinweise 14 

auf eine geplante Straftat gern. Para. 213 StGB. 15 

Oer «ff-T CT ist für die KD Halle als ÜSE erfaßt. 16 

Quelle: HA VI/PKE Schönberg bzw. BV Hall e/BKG vom 11.10.88 17 

0er • — r hat sich am 17.1.89 erpresserisch zur Durchsetzung 18 

seines ÜSE in der ständigen Vertretung aufgehalten. Da 0. ein 19 

enger Freund des 8. ist, besteht die Möglichkeit eines gleichen 20 
Vorgehens. Dem B. wurde die Übersiedlung genehmigt. 21 

Quelle: BV Hai l e/BKG 9.2.89 22 

Die Lieferstrecke Taiwan - Zypern - 0DR wurde erneut von Urban, 1 
Fa. TTS für den Transport einer Justier- und Bel ichtungsanl age 2 
Ju8 2190 benutzt. Voraussichtliche Ankunft der Seockng am 6.10.88 3 
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“ diV DDR - 


853 in Rostock . Quelle: IME "Hessing" v. 10.88 

854 Am 29.12.88 wurde eine Befragung des im Zusammenhang mit 

854 dem Aufsuchen der Ständigen Vertretung am 14.12.88 durchgef ührt . 
854 Als Gründe gab er an: 

854 - OSE i« April 1987 gestellt - es zeichnete sich ab, daß Antrag 
654 nicht genehmigt wird, 

854 - aus BRD- Fernsehen ist ihm bekannt geworden, daß die St. Vertre- 
854 tung eine Art Rechtsberatung durchführt, 

854 - M. erwartete Ratschläge wie er sich gegenüber staatlichen Or- 
854 ganen verhalten sollte. 

854 Es war nicht das Anliegen des H. die diplomatische Einrichtung zu 
854 besetzen, um die Ausreise aus der DDR zu erzwingen. 

854 Nach mehreren Stunden Aufenthalt in der St. Vertretung wurde ihm 
854 mitgeteilt, daß sich die BRD-Regierung mit DDR-Organeo kurzge- 
854 schlossen hat, mit dem Ergebnis, da0 der Ausreise seitens der DDR 
854 zugestimmt wird. M. wurde darüber in Kenntnis gesetzt, daß sich 
854 aus dem Aufsuchen der St. Vertretung keine strafrechtlichen Kon- 
854 Sequenzen für ihn ergeben. 

854 Quelle: Befragungsprotokoll der HA IX/9 vom 04.01.89 

855 Urban hatte den Transport der JulF 2190 PE in Zusammenarbeit mit 
855 seinen Verbindungsspediteuren in eigener Verantwortung und Regie 
855 von Taiwan/Taipeh nach der DDR/Rostock übernommen, und obgleich 
855 die Ware als taiwanesisches Erzeugnis deklariert worden war, auch 
855 alle sicherheitsorganisatorischen Vorkehrungen getroffen. 

855 So erfolgte der Export dieser Ware gemä0 der Deklaration auf den 
855 Beglei tdokunenten nach Zypern. Der Umschlag in Zypern erfolgte 
855 recht schnell und zügig. Die Sendung ist mit dem gleichen ScfnJ 
855 abgegangen, wie sie in Lanarka angekorrraen war. Die Sendung^] 

855 entladen, ging in den Schuppen, wurde dort zollmä0£j 
855 und verlief dann den Schuppen wieder als Exportgut 
855 Damit hat die Firma TTS, die allein dyjc£f£ Urban reprSsfent iert 
855 wird 
855 zuverl 

855 Quelle: IME M Hessing'^?:*^^^3^Uf 

856 Speditionen/Trans^ort^der eferl ine "Thai”: 

856. E inbeziehung der^M rma TTS, Herr Urban, in den Transport eines 
856 Plasmaätzers der); 4 Firma leybold AG. Zeitraun des Transportes Okto- 
856 ber/Dezent>er 1988. lieferstrecke: BRD - Taiwan (Einbeziehung Fa. 
856 C&E) - Europa (Luftfracht evt. über Athen; Luxemburg; Sofia oder 

856 Kopenhagen) - DDR. Quelle: IHE "Hessing“ v. 4. 10.88 

857 Remplik reiste em 18.11.88 erstmalig außerhalb der Leipziger Hes- 
857 sen in die DDR ein. Die Einreise erfolgte gemeinsam mit Lehmann, 
857 Wolfgang mit dem Reiseziel AcW Berlin. 

857 Quelle: HA VI, PKE Bornholmer Str. am 18.11.88 

857 Durch IHE "Ludwig" wurde am 25.1.89 bekannt, daß R. und L. sich 

857 bei der AdW ira Zusammenhang mit der Klärung von Problemen der 

857 Chromosomenanalyse/Analyseme/Jtechnik aufhielten. 

858 Überprüfung des i m GÜV durch BGS am 08.11.88, 3.54 

858 Uhr in Ludwigsstadt (ER), 0 301 (VB-Hünchen). Die Überprüfung 
858 der Person im Informationssystem der Polizei der BRD (INPOL) er- 
858 folgte mit dem Ergebnis - negativ. 

858 Quelle: H/1 3721/1 2/1 2/88/RGP 

859 Überprüfung des im GÜV durch BGS am 08.11.88 3.54 Uhr in 

859 Ludwigsstadt (ER), D 301 (UB-Hünchen) . Die Überprüfung der Person 
859 im Informationssystem der Polizei der BRD erfolgte mit dem Ergeb- 

859 nis - negativ. Quelle: H/1 3722/ 12/1 2/88/RGP 

860 Überprüfung der im GÜV durch BGS am 03.11.88 13.28 Uhr im 

860 D 350 (W9- Frankfurt). Die Überprüfung im Informat ionssys tem der 
860 Polizei der BRD (INPOL) mit dem Ergebnis - negativ. 

860 Quelle: H/13723/12/12/88/REP 

861 Überprüfung des $***•+•» im GÜV durch Sicherheitsdienste des BRD- 
861 Landes Bayern am 06.11.88 18.05 Uhr in Nürnberg (Flughafen). 

861 Die Überprüfung der Person im Informationssystem der Polizei der 
861 BRD (INPOL) erfolgte mit negativem Ergebnis. 
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, ein weiteres Hai eine exakte^jn^yorsorgl iche, zugleich 
r lässige Arbeitsweise ur^ef^evSi s 'gestellt. 
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861 Quelle: H/13724/ 12/ \ 2/88/RGP 

862 Überprüfung der Uh null um im GÜV cfcjrch Sicherheitsdienste des BRD" 
862 Landes-Boyern am 13.11.88, 14.30 Uhr in Hünchcn-Riem (Flughafen). 
862 Die Überprüfung im Informationssystem der Polizei der BRD (IWPOL) 
862 erfolgte mit negativem Ergebnis. 

862 Quelle: H/13725/12/12/88/RAP 

863 Überprüfung des im GÜV durch den Zoll in Linz am 01.11.88 

863 und 08.11.88 im Datenspeicher des Bundcsmi ni ster i Lias des Irv>ern 
863 der Bundesrepublik Österreich. Ein Ergebnis der Überprüfung der 

863 Person liegt nicht vor. Quelle: H/ 13936/1 2/ 12/88/RZP 

864 Verbindungen in die DDR , kommerzieller Art, unterhält kern, Klaus 
864 Firma Siemens AG/WB zu: 

864 - Piechnick, Gisela (AHB Elektrotechnik) 

864 Quelle: IM "Alexander" v. 21. 11. 88 

865 Private Verbindungen in die DDR: 

865 - Antrag des auf ER vom 17.06.-19.06.88 nach Berlin 

865 - Antrag des tflBHfc auf ER in die DDR vom 29.06. -06.07.88 zu 

865 - Antrag auf private AR aus der DDR durch* mmmm PKZ : 

865 zum Besuch des Heine; AR am 10.02.89 

865 Quelle: Abt. XII vom 04.05.88; 31.05.88 und 30.12.88 
865 - Antrag des HOmmc auf ER vom 28.04.-5.05.89 zu 
865 pkz: aan?B r. amu» uh. 9090 n_ii m — 

865 Quelle: Abt. XII vom 30.03.89 


865 - Antrag auf Einreise in die DDR des H. zu 

865 W^uh.: 8101 Tj 1 1 f ^ — w ' 

866 mmm+mrnjrnr wurde bei der Ausreise aus der BRD mit 


mm PKZ: ^! I I W 
B vom 19.-24.08.89 
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866 D-Zug D 355 (Frankfurt-WB ) in Bebra am 8.4.89 un 10.J!0^ 

866 Kräfte des GSE Bebra im I nforrrvat ionsystem IWPOL mi 

866 gebnis überprüft. Que^e: H/06547^JÄV89/REP 

866 Sp. war vom 4.4. -8.4. 89 in München^O^zgbach und Frankfurt. 

867 Verbindung zu Personen mit Herjcfna-l en unterhält Potera: 

867 - zur Person Pieloth ye^hfcrentfäer Tektrooix/W8. Aus einer 

fg Q* VS* <?A 

867 Verhandlung.^im^ldE Hajrde/belcannt , da/? sich die Personen Potera 
867 und Pieloth Vcnoö? lange kennen und das eine Absprache erfolgte 
867 in der vereinbart wurde, da/3 Pieloth die Fa. Cerdip unterstützen 
867 wird. 

867 Quelle: IM "Alexander", v. 17.8.88 

867 - Sachverhalt wurde erneut bestätigt. Potera spricht mit Pieloth 
867 einige Geschäfte (Me^elektrooi k) ab. 
ß 67 Quelle: IM "Alexander", v. 29.12.88 

867 - Potera plant, den Vertrieb von freien Waren von Tektronix zu 
867 übernehmen. 

867 Quelle: GMS "Werner" v. 11.03.89 

868 Bankverbindungen des Potera: 

868 - Für die finanz technischen Abwicklung aus realisierten Verträgen 
868 mit de« AHB EL/H4 unterhält P. das Konto Hr.: 0718 bei der 
868 Deutschen Handelsbank AG 

868 Quelle: IH "Alexander", v. 18.8.88 

869 Verbindungen in eigener Firma / D i ens t - u . Servicelei stungen: 

869 - bisher kamen die Techniker Roth; Gejst; Widmem in der DDR 
869 zun Einsatz 

869 Quelle: IM "Alexander" v.4.3.88 

870 Verbindungen in die DDR - kommerzieller Art: 

870 - VE AHB Elektronik Export- Import/Handelsbereich 4 
870 (Lutz, Oskar;....) 

870 - AdW 

870 Quelle: IM "Alexander" v.4.3.88 

871 Während einer ADR von HA des AHB Industrieanlagen- Import und des 
871 Kaltwalzwerkes EKO im Nov. 1988 in die BRD erklärte der fTETT, 

871 da£ zu seinem Bekamtenkreis ein DDR-Bürger gehört, der im Be- 
871 reich Mikroelektronik tätig ist. Oieser soll vor vor kurzem in 
871 die BRD gereist sein und den P. gebeten haben, ihm eine geeignete 
871 Arbeitstelle in der BRD zu besorgen. 
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871 Quelle: Operat i vinformot ion HA XVIII/7 vom 17.11.88 7 

87? - filggg pp trat o/n 2 <• . 12.88 mehrmals als Anrufer beim CM) des KfS in 1 

872 Erscheinung - übermittelte Ue i hnach tsgrüße und "bedankt" sich 2 

872 beim HfS für die Sperrung seines Telefonanschlußes. 3 

872 Quelle: Info Nr 2738/88 BdL vom 24.12.88 4 

872 Tel. Info durch KD Lichtenberg am 30.03.89: M. hat um Ü3.03.89 5 

872 erneut einen Antrag auf ständige Ausreise gestellt. Er und seine 6 

872 Ehefrau sind aus ihren Betrieben ausgeschieden, über neue Ar* 7 

872 bei tss teilen liegen keine Hinweise vor. 8 

872 Der H. fiel im Rahmen der Aktion "Symbol 1 89“ an, in dem er am 9 

872 01.05.89 unter Al koholeinf luß stehend eine Arbeiterfahne mit ei- 10 

872 nem ca. 2 m langen Spitzenband aus dem Fenster seiner Wohnung 11 

872 schwenkte. ( sehr i f t l i che Informationen liegen bis zum gegenuär- 12 

872 tigen Zeitpunkt nicht vor) Durch die HA XVII 1/8 liegen keine 13 

872 Versagungsgründe gegen eine evtl, ständige Ausreise vor. 14 

872 Durch Rat d. Stadtbezirk Lichtenberg wurde Vorschlag zur Genehmi - 15 

872 gung des Antrages erstellt. Quelle: R .d. Stadtbez. 26.6.89 16 

872 Ausreise der Farn. Hfmstam erfolgte am 27.09.89 zu 17 

872 ) *rj ».<« t e (20.08.09) wh. 6500 IMp e ZPOB) 18 

873 Schneider tritt als Lieferant der Lieferlinie "System 4 * im BIEG- 1 

873 Lager (Semmel weisst r . ) in Erscheinung. Er liefert seit ca. 2 2 

873 Jahren in unregelmäßigen Abständen. Schneider wird als 3 

873 MvaMMMMiMMMPHBiTyp eingeschätzt. 4 

873 Aus seiner Privatsphäre wurde bekannt, ■ hi k > i n 5 

873 i#frr 

873 _ _7 

873 In Gesprächen mit Mitarbeitern des Lagers sind Fr ag estel lungerp^jv.^. 
873 seinerseits im Prinzip allgemeiner Art, insbesondere 
873 d*»r DDO - Riir-n#»r ii c u. vdL 


<hr' r 1 ° 

11 


873 weise der DDR-Bürger u.s.w. 

873 Quelle: IM-VL "Christoph“, v. 24. 11. 88 11 

874 Am 27.10.88 kam es zu einem Zusammen tj^ftfJrTjwi sehen Schulze, 1 

874 einer Frau Marzinkowski vom AHB ,EJi4Tb^dei^^vr/Ziel des Gesprä- 2 

874 ches war es, dem ZFT des Xt6W^Äjr^^at^..I7iclc Schicht pasten 3 

874 kostenlos zu übergeben, jjm diesen^testen zu lassen. Die Fa. Du 4 

874 Pont erwartet einen^rgebqi sbe rieht ü. die Erprobung der Muster. 5 

874 Der Bericht soll der; Kanals Material zur Kundenwerbung dienen. 6 

874 Quelle: IM der BV Berlin/XVIII vom 15.11.88 7 

875 Die informierte den oper. Mitarbeiter in einem persön- 1 

875 liehen Gespräch über bestehende Rückverbindungen ihrer Tochter 2 

875 INNfel zu einem ehemaligen DDR*8ürger, ****** der nach 3 

875 einem versuchten Grenzdurchbruch am 27.9.86 inhaftiert wurde und 4 
875 nach Kenntnis Anfang 1988 in die BRO/Berl in/West übergesiedelt 5 
875 wurde. Der Kontakt wirkt sich nach Einschätzung derMMHMkne- 6 
875 gativ auf ihre Tochter und der eigenen Familie aus. Ihre Tochter 7 
875 bewohnt eine eigene Wohnung und entzieht sich familiärer Kontakte 8 

875 Quelle: HA XVII 1/8/3 Vermerk v. 15. 11. 88 9 

876 Es wurde bekannt, daß realisierte Embargoausrüstungen in das 1 

876 Blickfeld US-amerikanischer Kontrollorgane geraten sind. Hierbei 2 
876 handelt es sich un zwei Justier- und Belichtungsanlagen für das 3 

876 KCZ/ZMD von der Firma Perkin-Elmer (USA). Oie Lieferlinie "Thai" 4 

876 die wicht igtste Lieferstrecke in Südostasien, die zwar eine Be- 5 

876 lastung der Firma und Personen in diesem konkreten Fall abwenden # 6 

876 konnte, muß mit Nachfolgerecherchen rechnen. Es ist nicht aus- 7 

876 geschlossen, daß eine Bedrohung dieser Lieferlinie im Zusammen- 8 

876 hang mit noch nicht realisierten Geschäften eintreten könnte. 9 

876 Ebenfalls muß damit gerechnet werden, daß im Zuge weiterer Re- 10 

876 cherchen die Forderung nach Besichtigung der betroffenen Aus- 11 

876 rüstungen durch US-amerikanische Control l organe im Zwischenland 12 

876 erhoben wird. 13 

876 Quelle: Information AHB EL/H4, v. 27.9.88 14 

876 IME "Messing", v. 4. 10.88 ^5 

877 Der Produktionsbereich der Lieferlinie "Thai" firmiert unter den 1 
877 Nomen: AVANCE0 MICROCIRCUIT PROOUCTS INS.; President Andrew Chew, 2 
877 Factory: 2ND FL. 19, Lane 54, SEC. 1 , HIN SHEN N. RD. SHAN HSIANG, 3 





877 TAO YUAW HS I EM , TATUAM, Tel.: 32S0250-2. 

877 Die Fabrik befindet sich in der Stadt Tao Yuan, etwa eine halbe 
877 Autostunde, d.h. 30 Km von Taipeh entfernt, über die iroeren 
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schaffenden Voraussetzungen bestehen günstige Bedingungen für 
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Oie Licferlinie "Thai" ist leistungsfähig und ermöglicht Embargo- 

1 

6764 

878 

warer 

\ von den Produzenten: 

2 

6765 

878 

- Fa. 

AWDO/ Japan 

(Speichertestersystem) 

3 

6766 

878 

- Fa. 

Topaz/ Japan 

(F/E-Tester) 

c 

6767 

878 

- Fa. 

LTX/USA 

(VLSI -Testsystem) 

5 

6768 

878 

- Fa. 

Ul tratech/USA 

(Ua f er- S tepper ) 

6 

6769 

878 

- Fa. 

leybold AG/BRD 

(PI asmaät zer ) 
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6770 

878 

- Fa. 

Kyocera/ Japan 

(Kerami kgehäuse) 

8 

6771 

878 

- Fa . 

Kei thley/USA 

(VLSI - Testsystem) 
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6772 

878 

- Fa. 

Ulvac/Japan 

(Mi ttelstromimplanter) 

10 

6773 

878 

- Fa. 

Canon/Japan 

( Ju8) 

1 1 
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- Fa. 

Perkin-E Imer/USA 

( JUB) 
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Quelle: IME "Hessing", v. 

16.11.88 
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879 

Aus einer am 11.11.88 geführten Aussprache von leitenden Hitar- 

1 

6777 

879 

bei fern des IR mit ÜM 

OTfcr, wurde bekannt, daß sie ihr 

2 


879 unentschuldigtes Fehlen im Zei träum 31 . 10. - 4.11.88 nutzte, . an '^^3^ 
879 sich in Prag mit einem italienischen Staatsbürger zu treffen. 9*4 ''fe 
879 Hach eigenen Angaben lernte sie diesen im Sommer 1 88,-. in der uVR Äf 5 

v;V 

879 kennen. In ihrem Einstellungsgespräch im Marz'88 gabv$.i*e>n, 6 

879 nur postalische Kontakte zu einem NSW-Bür.ger zu unterliefen. 7 

879 Z.Z. wird geprüft in wieweit dieser/Sacji^fhal t mit der Arbeits- 8 
879 auf gäbe der H. (WS-verpf l ichtet )^e1 ? ^retbar^ist . 9 

879 Quelle: IMS "Kaufmann" , >yf20- 12^83 V‘ 10 

vs v* 

880 Der Geschäf tsführer,dery Fa . &K T E1 ektrooi k GmbH, 1 

880 informierte während eines Gespräches mit 2 

880 ^prtpa^anläßlich^HElectronica'ßS (ohne Zeugen), daß kurz nach 3 
880 Beendigung des Auslandseinsatzes von ihm (im Sommer 84) sich Ver- C 
880 treter einer ungenannten Geheirrdienstorganisation der BRD nach 5 
880 der Person des B. erkundigt hätten. Ihr Interesse soll sich nach 6 
880 persönlicher Auffassung des Geschäftsführers H. zur Per- 7 

880 son des B. und DDR-Einkaufsaktivi täten der Fa. beschränkt haben. 8 
880 Oer K. will keine Angaben gemacht haben. 9 

880 Quelle: Auszüge aus Sofortbericht-Hr. : 480490 10 

880 IMS "Wippon", v. 21.12.88 11 

881 Seit ca. 7 Wochen ist eine Warensendung mit einem Wert von 2,5 Mio 1 

881 Mark aus den USA nach Europa verschollen. Der Container enthielt 2 
881 sowohl Tektronix-Erzeugnisse, Meßgeräte und Bi Idstationen als 3 

881 auch digitale Erzeugnisse, insbesondere Cluster-Teile. 4 

881 Da zürn Zeitpunkt des Abganges des Containers aus den USA einige 5 
881 Komponenten fehlten, wurden diese später nachgeschickt und die 6 
881 Sendung wurde den amerikanischen Zoll beschlagnahmt. Dem Spedi- 7 
881 teur gelang es die beschlagnahmte Ware an den Versender zurück- 8 
881 zuführen. Oie Bandrolen über die Beschlagnahme c*jrch den USA-Zoll 9 
881 existieren und wurden augenscheinlich gesehen. Oamit ist nicht 10 
881 auszuschließen, daß auch der Container in irgendeiner Form be- 11 
881 schlagtnahmt oder anderwertig begutachtet wurde. 0a niemant z.Z. 12 
881 konkrete Angaben machen kann, ist seit ca. 8 Tagen eine Vertrauens 13 
881 person unterwegs, die versucht den Weg des Containers zu verfol- 14 
881 gen. Bis heute gab es zur Vertrauensperson keinen Kontakt. 15 

881 Quelle: IMS "Hans", v. 6. 12.88 16 

882 Der 3UH I i fHüi stellte am 5.12.88 erneut einen Antrag auf ständige 1 
882 Ausreise. Er begründete die Antragstellung damit, daß seine Be- 2 
882 dingungen im Zusammenhang mit der Rücknahme des ÜSE nicht erfüllt 3 
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22 9 Worma l gcscna f : e , die zur Abdeckung dienen, werden mir 2 X bis 
229 3 X durchge i i/ir : , um gegenüber den Behörden eir<n Ge w i rvy i rvjaog 

2 29 nachzuweisen. 

230 Zwischen der Deutschen Handelsbank AG und der Fe. SEPOCO exis- 
230 tiert keinerlei Bankverkehr. Geldabhebungen u rd sonstige Dinge 
230 erfolgen nur djrch Hrobsky persönlich. Die Ehefra.j von Hrobsky 
230 hat keine Kenntnis von der Existenz des Kontos. 


231 Die Lieferlinie Hrobsky wird als sehr leistungsfähig erd zuver- 
231 lässig eirvgeschatzt. 

231 Gef ahrenmomente für die Lieferlinie Hrobsky ergeben sich aus der 
231 historisch gewachsenen Verbindung zu Ulrichhofer, Dietmar, walcher 
231 mehrfach im Blickfeld gegnerischer Stellen stand ("ßruchhau- 
231 sen", "Tektronix**) sowie aus der Verbindung zur Spedition 
231 Vrablicz i Co (höchster Konzern rat ioospunkt von Etrbargouaren der 
231 Lieferlinie). Zu Beachten ist weiterhin das Interesse von Ur- 

231 banski , R. an eine Zusarrmenarbe i t mit Hrobsky. 

232 Warenlieferungen nach Österreich aus: Belgien , Niederlande, BR0, 
232 Schweiz, England. Warenl i ef erungeo von Österreich über: Wien - 
232 CSSR * Berlin (eigene Transporter zweimal wöchentl ich) . Wien - 
232 Ungarn (Zwischenlager), Abholung durch Deutrans-LKU einmal mooat- 

232 lieh. (IMS "Hans", 10.06.87) 

233 Die Fa. LPE ist eine Produkt ionsf i rma für Epi tox^enl agen, 

233 höchstes technisches Niveau verkörpem^j^i^ln^^odhend Embargo-- 
233 best innxjrvgen/COCOM Exportverbj^piÄ^^ÄjLa^s^s^^drSrider unter* 
233 l iegen. Oie Fa. I iefofjc /^s^Anl a^rfe^ber die Schweizer Vertre- 
233 terfa. OHNE. Sie ist in direkten geschäftlichen 

233 Kontakt mit AHB Elektronik bzw. Betrieben des KXE, Lknsatz mit 
233 der DDR 1986/87 ca. 6,5 MioOK. Die Fa. ist bereit und hat auch 
233 bereits realisiert, Lieferungen spezieller Meßtechnik für Ep i - 
233 taxie (strengstes Eirbargo). Konkurrent ist die Schweizer Fa. 

233 Sitesa. Die Fa. steht im Blickfeld von Abwehrorganen der BRD; 

233 nachgewiesen aufgrund einer Fahndung des BRD*Zolles in 11/87. 

234 Einem Hinweis der HA III vom 13-11.87 sowie dazu geführten wei- 
234 tergehenden Auf klarungserkenntni ssen zufolge, fahndete der BRD - 
234 Zoll gegen ein KfZ der Spedition Agency Rondini Transporti. Die 
234 Maßnahme richtete sich auf eine für HFO zu transportierende 

234 Epi toxieanlage der Fa. LPE. Am 16.11.87 war die Fahndung erfolg* 
234 reich. Es erfolgten Befragungen ltd. Mitarbeiter der LPE durch 
234 den BRD-Zoll und KA anderer Abwehrorgane (ggf. ßurdesverf assurvge- 
234 schütz). Die Anlage wurde nach Italien zurückgeführt und durch 
234 LPE Ersatzlieferung unter Umgehung BRO-Transit in die D0R veran- 
234 laßt. Es liegen Hinweise vor, wonach Informanten des BRD-Zolles 
234 bei der Schweizer Konkurrenzf irma Sitesa sein könnten. (Infor- 
234 matioo der HA UI v. 16.11.87, A 039253/16/11/87; Information 

234 der HA XVIII/8 v. 6.1.85). 

235 Die Fa. LPE wird DOR-seitig vertreten durch die Schwei zer-Ver* 

235 treterfirma Fa. OHNE Enineering, Fa. UNI Engineering bzw. deren 
235 Inhaber Weisser, Hai, die auch Abdeckung/ Export l i zenzen veran- 
23S lassen. Die Fa. LPE nutzte in 11/87 die Speditionsfirma Fa. 

235 Agency Rondini Transporti, Mailand, die im gegnerischen Fahn- 
235 dungssystem 1987/Nov. angefallen ist. Lieferungen von Epitaxie- 
235 Meßtechnik werden über die italienische Fa. SGS Catania reali- 
235 siert. Träger dieser Verbindung ist der Geschäf tsführer der 
235 LPE Sardi. Außer in die DDR-Mi kroelektroni k bestehen Geschäf ts- 
235 kontakte in die CSSR/Tesla; vertreten wird sie hier gleichfalls 

235 durch OHnE/UNI bei harter Konkurrenz durch Sitese. 

236 ln DDR * Geschäf te/kommerzi eil -technische Verhandlungen sind 
236 seitens LPE einbezogen: 

236 Sardi, Massiw - Geschäf tsführer; Pozzetti, Vittorio - techni- 
236 scher Oirektor; Carlotti, Carlo * kaufmännischer Direktor; Preti, 
236 Franco - Entwicklungslei ter; Pugliesi, Marco - Techniker (von 
236 SGS eingesetzt); Aurino, Vasco - Techniker (vorher bei Timese). 
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für Service und Montageorbe i t en werden auch Techniker der 
i ta l ’ eni sehen fa. SGC Catanio eingesetzt. 

Oie DDR-seitigen komrrvrz i e l l - 1 echn i sehen Kontakte werden getra- 
gen durch AHB El - Ronrveberger ; Uhl i g ; Schürer; IM "Saale"; 

IM "Sestme i sr*r"; KME/HFO - Göpel; Hallung; Mennig; ZHO - Hof- 
mann; Richter. 

Oie Finanzierung erfolgte zu 30 X Vorauskasse, 60 X nach Liefe- 
rung, 10 X nach Inbetriebnahme; Prei sauf sch l age ca. 10 X. 

Oie Abdeckern des Embargocharakters von Lieferungen erfolgt durch 
fiktive Deklaration des Expor terzeogni sses mit einer technisch- 
abgerusteten und daher freie bzw. mit Expor t l i zenzen ausführ- 
barer Anlage. Dazu werden Verbindungen der Fa. OMWE/Ueisser zu 
Außenhandel sorganen der Schweiz genutzt. Formell wird AU-Gesetz 
und COCOH-Best immungen durch diese Verhaltensweise entsprochen. 
Als Lieferung wurde in 11/87 Transit Italien - Österreich * BRD- 
00R angewandt. Aufgrund Fahndungsmaßnahme des BRD- Zolls würden 
in der Folge BRO-Transit vermieden und Transporte über CSS 
die DOR vollzogen. 

An der Maßnahme des BRD-Zolles bzw. anderer Abweh rorBffS^fe« 1 ^^ 
BRO in 11/87 ist einzukalkulieren, 4a/W^^erungen inttinTDOR 
weiter unter Kontrolle des i tere Gefahrenmo- 
mente resultieren aus inschätzung der 

Lage, Sorglosigkeit z®Emöefbdji; ob lernen seitens der in die Embar- 
gol ieferungen 4WW?^ogän<^LkPE- Vertreter, * ferner aus personel- 
len Verflechtungen «ff der Schweizer Konkurrenzfirma Sitese bei 
gegenseitiger Anschuldigung von Patentverletzungen. 

Am 06.02.85 fand zwischen Weiss und den Personen Gail und Tesche 
eine Verhandlung statt. Dabei entstand der Eindruck, daß U. alle 
personellen Veränderungen auf den aktuellen Stand gebracht hat 
und sich die Verhandlungspersonen nicht ohne Grund ausgesucht 
hatte. W. tat so, als ob der AHB EL Interesse daran haben müßte, 
daß er an der LFM 1985 teilninrot. Oer V. erhielt von der G. eine 
Visitenkarte mit Geburtsdatum. In diesem Zusammenhang bemerkte 
er, daß er dafür eine spezielle Kartei habe. Im weiteren Verlauf 
der Verhandlung forderte der U. die Fertigung einer Liste, in 
der der G0, die SCO ird weitere Kollegen enthalten waren, mit 
Angaben zum Fachgebiet und dem zu vertretenden Betrieb. Oie 
Kotizeh sollten an die Vertriebsabtei lung u. a. durch U. 
übergeben werden. Weiter führte er an, daß "es mal sein könnte, 
daß er wieder für Halbleiter zuständig sei." Durch o. g. Per- 
sonen wurden noch Informat iooen zu anderen Mitarbeitern des AHB 
und Tel. Kr. des Bereiches Schöniger übergeben. 

Quelle; "Alexander" vom 06.02.85 

Inoffiziell wurde bekannt, daß sich die Person Lohwasser während 
seines Aufenthaltes zur "Productronica 87" in München einen Com- 
puter "Commodore plus 4“, einschl ießl ich eines Kassettengerätes 
"Datasette" sowie einer Kassette (ßasic-Kurs) zum Preis von 225.- 
DM; relativ teure Fachbücher, eine Umhängetasche und mehrere 
Flaschen Wein kaufte. Entsprechend eigener Äußerungen gegenüber 
IM nahm L. zusätzliche finanzielle Mittel mit, die er bei vorher- 
gehenden WSW Dienstreisen eingespart hat. 

Zu L. wurden mehrstündige Freiräume an allen Aufenthaltstagen In 
München festgestellt. 

Zur Person Hielscher wurden während des Aufenthaltes zur "Produc- 
tronica 87" in München an allen Auf enthal tstageo mehrstündige 
Frei räume bekamt. Operativ interessant ist ein Freiraum am 
10.11.87, wo sich H. mit der Begründung einer Firmeneinladung um 
20.00 Uhr von einem IM verabschiedete und gegen 2.00 Uhr ins 
Hotel zurückkehrte. Entgegen bestehender Festlegungen durch den 
Delegationslei ter erfolgte durch H. keine Abmeldung für den ge- 
namten Zeitraum. Über diesen Abend liegen keine weiteren Infor- 
mationen vor. Im Reisebericht von H. sind zwei F i rmeoe i n l adung en 
verwrkt, die durch ihn auch wahrgenommen wurden <11-/12-11-87, 
bestätigt durch IM). Für den 10.11.87 erfolgten keine Aussagen. 
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Oie Person Kante ha;:e v om ll.-lS.U-ß 7 a esuch der "Pr oduc- 

trooica 67" eine Einladung von Herrn Schulze, Fa. Ou Pont (ein- 
schließlich Zusicherung der Übernahme der Aufenthaltskosten). 
Trotz anderer Festlegungen erhielt der H - die Genehmi guog , die 
Einladung von Ou Pont vera 13.-K.11.fi7 anzunchmen und reiste 
einen Tag später aus München jurieV. Begründet wuröe die Annahme 
der Einladung mit der Vorbereitung einer Vereinbarung über wis- 
senschaf 1 1 ich- techni sehe Zus <VTmena rbe i t der TU Dresden und der 
Fa. Du Pont. 

H. wurde während seines Aufenthaltes in München durch den ehema- 
ligen DOR-öurger Martin Uolf (wie bereits 1985) angesprochen . 

Uolf war ebenfalls an der TU Oresden tätig und ist nach 1980 in 
die BRD eusgereist. 

Inoffiziell wurden zur Person KKanV aktuelle postalische Rück- 
verbindungen zur Person CDK bekannt. 

Die teilt de« 40V mit, daß sie sich mit H zuständigen 

Stellen*’ in der 8R0 in Verbindung gesetzt habe, um die Übersied- 
lung ihres früheren Lebens käme reden 1 und der Person 
zu unterstützen. 

Zwischen den OOR-Persooen besteht ein sehr enges VeH 
Weiterhin konnte erarbeitet werden, daß durch die drei 

Personen eine Auswertung des Hergangs des versucht en'Jängesetl- 
lichen C renzüber tri t ts durch im 1987 erfolgte. 

Dabei berichtete über Oeta i l s^e^-^Srberei tung, Durchfüh- 
rung und des Scheiterns der *^öWfe zu Einzelheiten zun 

Vorgehen der S icherhei t s,*«^ xorga.ne der UVR und der 00R. 

Alle genannten Persc^ecKs i nd^Amateurf unker. 

Quelle: E/001 02(^1 4£p1/f&/D-**’ 

Oie Fa. bietet leistungsfähige Ausrüstungen und Technologien für 
die moderne Lei t erpl at tenf ert i gung (Lei terpl attenf abriken) an; 
sie ist auf Teilgebieten der techn. know how führend. Geschäfts- 
beziehungen bestehen zun AHB Elektronik seit Anfang der 80-iger 
Jahre. Es wurden Computer und Softwarepakete geliefert (DEC), 
wobei das Produk t i oosprof i l zur Abdeckung des Erröargocharakters 
genutzt wird. Oie Leistungsfähigkeit und Zuverl äss i gkei t als 
Eiröargol inie ist begrenzt; Verträge, insbesondere seit 1986 wur- 
den teilweise nicht eingehalten (unvol l standi ge Lieferungen, ins- 
besondere von Sof twarc/Mi cht l i eferung einer DEC-VAX), so daß 
Verträge teilweise storniert werden. 

Seit 1987 ist FElA Mitbewerber für das geplante Lei terpl atten- 
werk im Kombinat Robotron. Wichtige Embargo- I mpor tpos i t ionen 
(Gesamtwert ca. 5 MioOM): Software für Schaltkreisentwurf/ 

Phönix, USA) Lei terplat tenent wurf/Ckmi cad, Mechanische Konstruk- 
tion/Eucl id. ; Datenbank für 16 bi t Mikroprozessor, wobei hier 
insbesondere die Verbindung Uojzik - List wirksam wird. Ab ca. 
3/85 werden Geschäfte allmählich Uhlmann, Hans übertragen, da 
U., Ernst zwischenzei tl ich vorgenomrrene F i rmeog rundung in den USA 
(ab ca. 1984) selbst führen wird. 

1983 informiert U. wiederholt über "Besuche** von 8W0-K i tarbei tern 
(3 Personen) im Vorfeld einer SU-Geschäf tsreise. Es sei ihm ange- 
droht worden, daß im Falle einer Uei terf ührung seiner SU-Geschäf- 
te, die Kauf abs ichten für seine GATE-ARRAY-Technologie durch US- 
Elektronikkonzerne eliminiert werden könnten. ("Messing", 2. 7. 83). 
Gegenüber "Messing" kwn U. wiederholt auf das Thema zurück Lnd 
forderte Verhol tensregeln. Später "bagatel l i s ierte" U. den Vor- 
fall, indem er unterstellte, daß BKD-Akt ivi täten aus der Sicht 
seiner Zul ief erexsgen für M i l i tärelektroni k/USA und einen ent- 
sprechenden staatlichen Schweizer Exportauftrag als "Rout ine"maß- 
nahme zu betrachten sei ("Messing", 1.9.83) Über einen erneuten 
BWOKontakt berichtete U. im Zusammenhang mit S icherungsmaßoah- 
nen anläßlich eines Besuches von Prinz faisal aus Saudiarobien 
bei FELA. Dabei sei ihm die "Cnpf eh lang" gegeben worden, künftig 
"Ostberlin“ nicht zu besuchen ("Messing" v. K.9.84). 

Im Zusammenhang mit einer Ch i na - Gescho f t s r<- i se offeriert U. eine 
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Verpiroung Bocuslavsky, die ihm seine Hilfe für d«s Chinaprojekt 
anoot. 3. habe als "Begleiter** von U. angeblich seinen "Auftrag" 
offenbart, aus dem U. schlußfolgerte, daß 8. für eine "Dienst- 
stelle der DDR" arbeitet. ("Al exander"/"Mess ing", 10.3.84). 

Ende 1986 zeichnet sich ab, daß die Lieferung der vertraglich 
gebundenen VAX 8600 (Embargo) unvorhergesehene Schwierigkeiten 
bereitet (IMS "Hans", 19.12.86). Durch Uhlmann, Hans wird be- 
kamt, daß die Anlage in Räumlichkeiten der BRD-Fo. Megasoft ge- 
liefert und Anfang April 87 die Räumlichkeiten der Megasoft durch 
BRO-Zoll durchsucht wurde. Die Aktion des Zolls habe jedoch an- 
geblich der Fa. Coopdata (Dahm) und einer Lieferung von Testern 
der Fa. Phonix gegolten und sei darauf zuruckzuf uhren, daß die 
Räumlichkeiten der Fa. Hegasoft früher zu Compdata gehörten. 

Es besteht Gefahr finanzieller Verluste von 1,8 MioOH, da für 
die ausstehende VAX Vorauskasse erfolgte ( IHE "Messing", 13.4.87) 
Mach Heirat der ehemaligen DDR-Bürgerin 1986 

(genehmigte Eheschließung/Übersiedlung) sieht sich U. nach eige- 
nen Äußerungen wiederholten übe rprüf ungen/Obse rva t ionen ausge- 
setzt. Damit begründete er auch die Verzögerung seiner Übersied- 
lung in die USA (Verhandlungsbericht Kupfer v. 24. 1 1 .85).Ö J *' * 
Lieferung von Erröargowa re erfolgt P«rs| 

überbringeng (Software) ; Z^arch &tWfjM^zung der 

wege arvgeliefert Fahrz^u^nT^ 3 

Entsprechend den UTferten bestand seitens FELA Zugriff zu Aus- 1 
rüstungen führender USA- und BRD-Elektrooi k - Konzerne/Heß- und 2 

Computertechni k u.a. Tektronix, Phönix, DEC, Tomarack. 3 

Außer in die DOR sind insbesondere Geschäf tsverbi ndungen in die 1 
UdSSR und VR China bekannt; Geschäfte geringerem Umfang werden 2 
mit UVR, VRB, VRP abgewickelt, ln Bezug auf SU-Geschäfte lieferte 3 
U. nach eigenen Angaben Ausrüstungen für Betriebe in Uoronesh/ 4 
Sperrzone. 5 

Als wichtige imerbet r i ebl i che Verbindungen, die auch die Ge- 1 

schäf tskontakte in die DDR tragen, sind einzuordnen: Uhlmam, 2 

Hans (Bruder von Ernst) - ursprünglich nur Geschäftsführer der 3 
FELA-Pl anungs-AG, jedoch seit ca. 2/86 zumindest formell dem Ge- 4 
samtunternehmen in der Schweiz vorstehend. Uojzik-List Ualdnar 5 
(Deckname "Ualdow"), der formell der Fa. Megasoft vorsteht und 6 
über den die meisten Sof twareauf träge realisiert wurden und auch 7 
Hilfe bei inbetr i ebnahme erfolgte. Ferner wurde die Verbindung 8 

Röhring bekamt, mit dem U. 1985 eine Firma gründet ("Alexander, 9 

25.3.85)-« Als Br i ef kastenf i rma fungierte in Panama die Fa. Finan- 10 
ciera Milton S.A. ("Messing", 14.9.84). Als weitere Firmengrün- 11 
dum g wurde 1985 die Fa. Lasarray in Schweiz, Belgien, USA 12 

offeriert (Verhaodlungsber i cht Kupfer, 24.11.85). Vor 1981 liegt 13 
geschäf 1 1 iche Zusöfirwwjrbei t mit Fa. Susatrooic und Intergraph 14 

U. war mit Scherenzel/lntergraph persönlich bekamt und warnte 15 

vor Geschäften mit Scherenzel, da diese in einer Befragung in 16 
USA nach DDR -Gechäf ten alles offenbarte ("Messing", 23.7.81). 17 

18 

Die kommerz iel l - techni sehen Kontakte ira Embargobere i ch waren 1 

ODR-seitig getragen durch: AH8 Elektronik: Rooneberger, Kupfer, 2 
Gath, Kolbaske, IM "Saale", "Hans", "Messing", GMS "Rolf", ferner 3 
für Geschäf tsanbahnungen/Lei terplattenfabrik Kombinat Robotron 4 
bei Panjas, Henke. (Ui ssensträger zu Embargobez i ehungen mit FELA 5 
sind einzuordnen im KCZJ: Freikin, Lindig, Dr. Krepier). 6 

Ernst 

wurden 2 

als Liebes Verbindungen: ^ 

(1982); (1985). D i e stellte 1986 Antrag 4 

auf Eheschi i eßung/Übers i edt ung in die Schweiz und siedelte nach 5 

Genehm i gur>g in die Schweiz, spater in die USA mit Uhlmam über. 6 

( IM "Karts" ) . 7 

FELA bietet bei Software zu günstigen Preisen an (zeitweilig 1 

unter List erpre 'S); sonst werden Aufschläge um 30 X gefordert. 2 
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23 6 Oie fa. FElA ö\c c tnr^isrMen s i rvj als Zielohjekte de S Geg- 3 

256 ners e inzuordoen. 0>e Hinweise uoer Aktivitäten des BW0 in bezug 4 

256 auf F ELA/Uh Imam, Ernst nehnvro bezug auf die Gescha f t sbez i ehuogen 5 

256 in die UdSSR cr>d DDR . Die 1987 registrierten Maßnahmen der Zoll* 6 

256 fahnckxog, die tu teilweise Ver t r agsbruch i yk. c i t oer fa. führten, 7 

256 lassen den Schluß zu, daß Lieferungen der Fa. möglicherweise 8 

256 bereits enter Kontrolle gegnerischer At*wehrorgaoe stehen. Einzu- 9 
256 kalkulieren ist jedoch, daß bezogen auf die Äußerungen zu BW0 - 10 

256 Aktivitäten und die ckjrch U. dem IM "Hessing" gegenüber vor* 11 

256 gebrachten Andeutungen zun Ch i na - Gescha f t erfolgten, un heraus- 12 
256 zufinden, ob und inwieweit der IH selbst Beziehungen zu Sicher- 13 

256 heitsorganen hat. 14 

Ulrichshofer versucht für die D0R bestimmte BE aus dem Zollager 1 

257 Wien durch Zahlung von einer 8es techungs surrte von 5000 ÖS auszu- 2 

257 lösen und mit seinem PKW in die DDR zu bringet!. Der Versuch miß- 3 
257 lingt. 4 

257 Quelle: IM “Alexander" v. 15.09.88 5 

258 Inoffiziell wurde bekamt, daß Robbe enge Kontakte zu Angehörigen 1 
258 der medizinischen Intelligenz, die Antragste l ler auf Übersiedlung 2 

258 sind, unterhält. Quelle: HA VII/3, 19.2.88 3 

259 Im Rahmen der Bearbeitung der Zielperson der 0PK “Erkundung" 1 

259 (BV Suhl/XVlIl), die im Zusarn>enhang mit ihrer inoffz. Tätigkeit 2 
259 für das HfS in der BR0 inhaftiert war, trat als Verbindungsperson 3 

259 der Pötschke, Horst-Dieter in Erscheinung. Quelle: HA XVIII/8 4 

260 und ihre Tochter 1001 70528826) reisten am 1 

260 21.11.88 mit dem Zug aus Prag kommend in die DDR ein. Ausreise er 2 
260 folgte am 18.11. mit dem Or i ent -Expreß . Durch die Paßkontrolle in 3 
260 Decin wurde beobachtet, daß die G.’s durch 2 mäml. P erson en ‘ T 
260 40-45 und 20-25 Jahre)zum Zug gebrach v«*£gfirt?n. Bei de^^^^kofeäS^ 4^ 
260 trolle gaben sie ^ i l tsort. e> 

260 Quelle: BV DC$,a§XE Hd S^r^üf" 2p1 ß&ö-a 7 

261 ^SWSfc^v^rhTit Verbindungen zu seiner Ehefrau und 1 

261 zu seinem Vater (J., Manfred wh . Cottbus). Hach Aussage eines IM 2 
261 der BV Cottbus hält der Vater die Verbindung zwischen J. und 3 

261 seiner Ehefrau aufrecht und nimmt evtl, auch Papiere mit in die 4 
261 BRD. 0er Vater nutzt dazu Reisen in Privatangelegenheiten zu 5 

261 seinem Onkel, den er als Reiseziel angibt. Oie Ehefrau soll einen 6 
261 Ausreiseantrag gestellt haben, der aber abgelehnt wurde. 7 

261 Quelle: BV Cottbus, 09.12.88 8 

262 Im Rahmen der Abschlußmaßnahmen zun OV "Wachs" (Wachsmuth erd 1 

262 Paulus) wurde die Begründung des dringenden Tatverdacht der Be- 2 
262 gehung von Straftaten gern. Par. 245/247 StGB nicht erbracht. Aus 3 
262 den Handlcrvgen des V. und des A. sind der 0DR keine finanz. K*ch- 4 
262 teile erwachsen. Quelle: Abschlußbericht zu den OV "Wachs" und 5 

262 "Paulus" , 07.12.88 6 

263 Der H40B ist von einer Reise «in Privatangelegenheiten in 1 

263 die BRD nicht zurückgekehrt . Reiseziel war die Tante 2 

263 3 

263 Iber Motive liegen keine Erkenntnisse vor. V. ist ledig und hat 4 
263 keine Kinder. Quelle: Kontrol Ibeauf tragter des AHB HE, 10.1.89 5 

263 Aus einem Brief an seine Kollegen im AHB HE geht hervor, daß V. 6 
263 sich endgültig entschlossen hat in WB zu verbleiben. 7 

263 Quelle: IHE "Rhone", 26.01.89 8 

263 0er Vater des V. ^ 

263 erhielt am 10.1.89 einen Brief seines Sohnes aus V8, 10 

263 in dem dieser mitteilt, daß er nicht in die D0R zurückkehren wird 11 

263 Quelle: Fernschre i ben PcfVP, 31.1.89 12 

264 Kommerzielle Kontakte des Pignier: 1 

264 - AHB ET £ I ; Aulich, Elke 2 

265 versucht bei der Einreise über PKE Marienborn am 09.01.89 1 

265 dem Paßemehmer der PKE einen Radiorecorder als Geschenk für 2 

265 einen Kindergarten zu ubergeben. Wahrend der Grenzpassage trat er 3 
265 uberhebl ich und arrogant auf. ^ 

265 Quelle: Abt. VI PKE - *ar i enborn v. 9.1.8? 5 
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Dossier ADEL 


Name, Vorname: 

Geb, am: / in: 
Staatsangehörigkeit : 
wohnhaft: 

Arbeitsstelle: 
Erfassungsverhältnis : 


Gräfe, Jürgen 
09.05.39 / Chemnitz 
BRD 


Hauptabteilung XVIII/8 


Operativ-bedeutsame Erkenntnisse zur 


Gräfe war 
führung ein’ 

BND.- Er schuf die 
Setzungen für die 




stell 'dar 
notwendigen lokalen 
Kontaktierüntf des^ ; 




iezia^lste^düS^-ßND-- 


Mitarbeiter bei einem dienstlichen. Aufenthalt in 'der Fa. SELV 
Unter Nutzung seiner Geschäftsbeziehungen in den Industrie- 
bereich ElektrotechniJc/^lektronik der DDR klärtet vLäiter . 
der SEL-Geschäfts^eil^^^i92.^t>is Anfang 198 ' 
seine DDR-Ge'schäftspäxtner : auf . ^Eine Vielzahl konkreter Maß- 
nahmen des Gräfe, verstärkt im Vorfeld der genannten Zuführung- 
an den BND, sind als Testhandlungen gegenüber den Zielpersonen 
auf eine vorliegenede Bereitschaft zur Informationspreisgabe/ 
Geheimnisverrat bzw. Auftragserteilung/erfüllung für in Ge- 
sprächen angedeutete Hintermänner des Gräfe/Geheimdienststellen 
zu werten. 

Quelle: HA XVIII/8 Bericht v. 25.11.82 


Die aus dem Werbungsvorgang bekannt gewordenen Zusammenhänge be- 
stätigen, daß Gräfe vom BND langjährig^fur 4 umfassenden -Aufklärung 
seiner DDR-Geschäftspartner , sowie von Experten: auf; dem Gebiet 
der Elektronik, insbesondere aus dem VE B Halbleiterwerk Frank- 
furt/Oder, eingesetzt war. 

Dazu nutzte Gräfe zielstrebig seine häufigen Aufenthalte in der 
DDR, u.a. im HdE und im VEB Halbleiterwerk Frankfurt/ Oder, sowie 
dienstliche Aufenthalte der aufzuklärenden Zielpersonen in der 
BRD. 

Ä seite 

Damit wurden operative Hinweise aus der inoffiziellen Kontrolle 
des Grafe bei Einreisen in die DDR bestätigt, wonach er sich um- 
fassend informierte u.a. über die Personen Fischer (ehern. WB 
BuV) ; Wöhrmann (AHB ET); Thost (HFO) ; Dr. Godau (HFO) ; Kupfer 
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v AH 3 EL); H o f f ~ a r. r. (HEG; 

Quelle: HA XVII 1/3 Bericht v. 15.11.32 

Gezielte und provozierende Fragestellungen des Grafe gegenüber 
seinen DDR-Kontaktpartnern unterlegen sein spezifisches Interesse 


an Hinweisen und Anhaltspunkten zu 


seinen 


BStU 

0 0 0 2 33 


Zielpersonen, u.a. über 


2 


- Zusammenarbeit, mit dem MfS — 

- Ansatzpunkte für berufliche und persönliche Konfliktsituationen 

- Korruptionsanfälligkeit 

- Motivationen für ein ungesetzliches Verlassen der DDR. 


Die Werbun 
Ge sch 


; durch* de BND verdeutlilcht‘ f >-da/9 JiCtetwBKD' die 

t r o 1 liext^'und ;üb e ir. Ges^h^ftsab f äu¥e^l?iel^r achtel 

E inflafTTiähm , u.erf^i'n der Richtung^ :für 'seihe^Zleipefson in ge- 
wissen nmfangh^^flichen^UTVa"perSotili:cK^^i*ErfpgBg^aj^^yäh^;A^- 
sten ,- 'Vas'' aü*s~<lef''Sicht ;des BND mit: 'ausfbchiaggeb'endfür den 'Er- ' 
folg der Kontaktierung war. 

Quelle: HA XVIII/8 Bericht v. 25.11.82 


Im Zusammenhang mit der widerrechtlichen Inhaftierung des Gen. 
Ronneberger, Stellvertreter des Gen eralddg^I «aj |s ft a VE AHB Elek- 
tronik Export-Import, durch den Sta<Fs»cm3fe^<HmBRD vom 4.3. bis 
27.8.1982 und dem vom MilityiÄschen wfci^ltfrmdienst initierten und 
vom Staatsschutz der ^K^^SbHfrten Strafverfahren gegen die Fa. 

Al ltransistor/WUj^^bm# «Verfassungsschutz auch Ermittlungen 
bei Gräfe inÄ^rfi. in Westberlin. 



Im Mittelpunkt der Vernehmungen des Gräfe stand, entsprechend der 
Zielstellung im Ermittlungsverfahren gegen Gen. Ronneberger, die 
Schaffung von Beweismitteln, wonach die unter Einschaltung von 
Gräfe praktizierte Beförderung von Geschäftspost zwischen dem 
AHB Elektronik und der Fa. Alltransistor nachrichtendienstlich 
relevant sei. 


Da Gräfe im Strafbefehl der Staatsanwaltschaft {Jer . BRD als zu 
vernehmender Zeuge bekannt wurde, ist .trotzigWeiitüai^igeiP^EehäXip- 
tung des Gräfe nicht auszuschlie^en^'^^O^'Gba.fes^esentlichrZfalsche 
und die Person Ronnebergerrtb^jastende Aussagen gegenüber den er- 
mittelnden staatss^ufezbpamt<“h^emWj t hat * 

Quelle: IMS "Saale"' v. 18.11.82; HA XVIII/8 Bericht v. 25.11.82 


Es liegen Hinweise vor, wonach Gräfe versuchte Personen im klei- 
neren Ma/3stab zu korrumppieren um für sich Veränderungen, z.B. 
personelle Umbesetzungen im MEE, in den AHB und Betrieben seines 
einschlägigen Industriezweiges zu erfahren. Insbesondere galt 
es Einzelheiten und Zusammenhänge in Erfahrung zu bringen. 
Quelle: HA XVIII/8 Bericht v. 25.11.82 


Der kurzfristig im November 1982 erfolgte Funktionswechsel des 
Gräfe, verbunden mit dem Ausscheiden aus^dem DDR-Geschäft, ist 
als eine Sicherungsma^nahme des BND zu werten, insbesondere unter 
dem Gesichtspunkt von Befürchtungen des Gräfe. über Maßnahmen der 
DDR gegen seine Person. 

Die Person Gräfe, Jürgen wurde von der HA XVIII/8 gern. Befehl 
11/79 des Genossen Minister im "System der vereinigten Erfassung 
von Informationen über den Gegner" unter der Personenkategorie 1 
eingespeichert. 

Anfragen bzw. Zuspeicherungen von Bruderorganen liegen bisher 
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Der BND erhielt Anfang 1987 Kenntnis, daß das MfS davon ausgeht, 
daß es sich bei dem BRD-Bürger Gräfe, Jürgen, ehemals Firma SEL/ 
ITT, Geschäftsstelle Nürnberg, um eine Agentrur des BND handelt. 
Quelle: HA XVIII/14, 23.4.87 


3 


Personencharakteristika 



Berufliche Entwicklung/Stellung 







Er ist nach eigenen Aussagen JM^-Wähler . 
Quelle: GMS "Fischer" v. 20.3.76 


BStU 


Charaktereigenschaften und Auftreten 

In seinem Aufftreten ist Gräfe sehr selbstsicher, beweglich und 
besitzt eine gut getarnte negative Grundeinstellung zu den sozia- 
listischen Staaten. 

Gräfe war bestrebt, umfangreiche Kontakte zu maßgeblichen Per- 
sonen aus der Industrie und den Außenhandelsunternehmen auf dem 
Gebiet der Elektrotechnik/Elektronik der DDR herzustellen. Dabei 
zeichnete sich ab, daß Gräfe die Verbindungen einleitete und die 
entsprechenden Verhandlungen dann von bestimm^jy Bejfeofbn der 
Fa. SEL weitergeführt wurden. wgm» t? 1 8 


Er bezeic^iet^s^g^^^J^s^ß^S-ÄäSiiC^S’ 
Quelle: IMS "Peter Pisker" v. 5.3.75 


und -betreibt als 


Familiäre Situation 






*’/?*«•• 4 * *. t > • ' 


[ .V v >• s&yü ■>. 




i ; - ; : f - 



. L .. . 


«•’V * • 


~seite 

Verbindungen in die DDR - privater Art 

Neben der Aufrechterhaltung des Kontaktes des Gräfe zu seinen Ver- 
wandten in wurde eine weltere_Vefbin^ap g zu der 

Person ‘tTflBIWli JF*WWfP* aai ft ■ * ’h bekannt. 

Dieser hatte Gräfe ehemals auf dem Messestand der Firma in Leip- 
zig besucht und ihn um Unterlagen und Bauelemente gebeten. 

Quelle: IMS "Peter Pisker" v. 8.4.76 



-r.dur.gen m die DDR - Kc.iji.erz lei 1er Art 

Kommerzielle Kontakte unterhielt Grafe zu den Mitarbeitern der 
ehern. WB BuV bzw. AUS Elektronik Export-Import : 

Fischer, Manfred; stenzel, Dagmar; Mannewitz, Klaus; Hoyer, Inge; 
Hoffmeister, Karl; Henke, Jürgen; Kupfer, Dietrich; Tesche, Axel; 
Kürth, Christian; Uhlig, Manfred; Sattler, Michaela; Müggenburg, 
Fred; Andreas, Hans; Schoniger, Hartmut; Dierschke, Manfred; May, 
Christa; Lorenz, Ursula; Pfeufer, Thomas; Eulitz, Hannel 
Fehler, Regina 

Quelle: HA XVIII/8 Einreisekartei HdE 

Zur weiteren Reisetätigkeit des Gräfe ist bekannt: 

!- Mehrfacheinreise 1.7. bis 31.12.1980 zur Interver GmbH Berlin 
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mit PKW polz.Kennz. HB-JV 30 

- Mehrfacheinreise 1.7. bis 31.12.1980 zur Interver GmbH Berlin 
IHZ, VEB Elektronische Bauelemente Teltow mit PKW polz.Kennz. 
HB-AX 6 

- Mehrfacheinreise 1.1. bis 30.6.1983 zur Interver GmbH Berlin, 


VEB Elektronische Bauelemente Teltow mit 


Verbindungen in d 





ll.^nnz. HB-AX6 



ektronik Lorenz (SEL) 


Die Westberliner Geschäftsstelle der ITt/SeL wurde geleitet, von 
dem sefit 1976 im DDR-Geschäft stehenden' ' 


Schubert, Klaus, geb. am: 17.4.1932 
Als Bevollmächtigter der ITT für die DDR fungierte 
kruse, Peter, geb. am: 22.3.1929 

Jer umfangreiche kommerziell-technische Kontakte zu Au/3enhandeis- 
betrieben und Betrieben/Kombinaten im Bereich Elektrotechnik/ 
Elektronik (außer Bereich Bauelemente) unterhielt. 


Verbindungen im Operationsgebiet 

Inoffiziell konnt^ ermittelt werden, daß zwischen Gräfe und dem 
T^EG-Vertreter Weiss gute kontakte b^tanden und die jeweils 
laufenden Geschäfte, vor allem mit der DDR, offensichtlich ab- 
gestimmt und koordiniert waren. 

Quelle: IMB "Hartmut” v. 21.11.78 
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Hauptabteilung XVIII/8 


Berlin, 16. Juni 1989 
weg 


Hauptabteilung XVIII 
AKG 
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Auskunft zur Fet-^Ley.bpldiAG entsprechend dem Informationsbedarf 
©vom 12. Juni 1989 


Zu 1. 

Zur Struktur u. a. der Firma Leybold AG liegt eine zusammenfas- 
sende Einschätzung (Stand Dezember 1987) und eine Ergänzung dazu 
(März 1988) vor. (Siehe Anlage) . 

Weiterhin können folgende Informationen zur Firma gegeben wer- 
den: 

Die Fa. Leybold AG hat zusammen mit d e rg-JPy &- Gesellschaft 
im Rahmen des Espri t^Pr c^t k ta ' ffi? techniB^&ffi^fei|^JiOes weite- 
ren hat LAG f üg) dCe^En^^figLBn H^fe r Ätzßdcnm^r Bünaesforschungs- 
mittel in Anspm^^^^ynSen . ^BgflSrdOm gibt" es einen Zusammenhang 
zum Jessi-ProjeRt, wo LAG eine sehr aktive Rolle in der Durch- 
setzung eigener Ausrüstungen für westeuropäische Halbleiterpro- 
duzenten spielt. 

Ende August 1988 erfolgte eine Überprüfungsaktion der Zollbe- 
hörde der BRD im Werk Alzenau. Die Überprüfung betraf den Ge- 
schäftsbereich Kristallziehanlagen und dort nur die Geschäfts- 
vorgänge mit der UdSSR. Für leitende Mitarbeiter des Werkes 
Alzenau war es eindeutig klar, da/9 das Tätigwerden der 
BRD-Behörden auf direkte Veranlassung der USA-Behörden erfolgte. 

Zu 2. 

Die Fa. Leybold AG unterhält in der DDR Geschäftskontakte vor 
allen zu den Kombinaten Carl-Zeiss-Jena und Mikroelektronik - 
Erfurt . Weiterhin-^ind'^^lfandlüh'gen'' bekannt- mit;..dem-lmport.b,e- 7 
reich des^AHB -Elektronik,' der*Ä3cademie der Wissenschften und clein 
Forschungsinstitut Manfred v. Ardenne Dresden . Es -werdon-'sfcecljno- 
logische . SpezicQausrjisdau^en'" , <Eln)qc^g^i| ^gK a ifl a g ^^H0^lll3; 
sierungsahlagen, Sputtert^h^ ^^ t^echiujc^und^ BedTmp'fun^s&?K 
technik) .für die'~Herstel’lüng' M von hoch- und höchstTntegrierten 
Halbleitern geliefert . 

Durch Mitarbeiter der Fa. LAG gegenüber DDR-Verhandlungspartnern 
wurde geäußert, daß gleichartige Kontakte zu Betrieben und Ein- 
richtungen in der UdSSR bestehen. 
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Seit der Übernahme der Fa. LAG durch die Fa. DEGUSSA gestaltet 
sich die Abwicklung der Geschäfte mit Embargocharakter zunehmend 
schwieriger. Früher gemachte Zusagen durch leitende Mitarbeiter 
der Fa. LAG, z. B. zur Lieferung von Ätzern, konnten nicht mehr 
aufrecht erhalten werden. 


ZU 3. 

Gesicherte Hinweise zu feindlichen oder kriminellen Aktivitäten 
und Geheimdienstkontakten von Mitarbeitern der Fa. LAG liegen in 
unserer Diensteinheit nicht vor. 

Zu 4 . 

Von den in der Liste aufgeführten Personen liegt nur zu 


Dr. Hauff, Alfred 

geb. am 09.12.1929 in Flachingen 



In der Anlage sind eine -Vorstellung des Dr. Hauff in der firmen- 
eigenen Zeitschrift "Blickpunkte" von 1987 und eine Mitteilung 
zum Ausscheiden aus der Fa. LAG von 1989 enthalten. 

Weiterhin liegen zu ihm folgende Informationen vor: 

Durch das Bundesministerium für Wirtschaft der BRD wurde der Ge- 
schäftsführer der Fa.,Leybold AG, Dr. Hauff, im Februar 1989 
aufgefordert, all-e bestehenden vertraglichen Beziehungen bezüg- 
lich der Lieferung von technologische Spezialausrüstungen für 
die Mikroelektronik der DDR und anderer sozialistischer Länder 
noch in diesem Jahr abzubrechen. Sollte die Fa. diesen Forderun- 
gen nicht nachkommen, würden juristische Fakten geschaffen. 

Durch leitende Firmenmitarbeiter wird eingeschätzt, da/9 die Vor- 
gehensweise des Bundesministeriums so massiv war, daß bei 
Nichtbefolgung ein personeller Wechsel in der- Firmenleitung ver- 
anlaßt wird. 

Parallel zu den Aktivitäten des Bundeswirtschaftsministeriums 
hat der Vorstand des DEGUSSA-Konzerns, dessen 100 %ige Tochter 
die Leybold AG seit dem 1.1.89 ist. Regeln herausgegeben, nach 
denen es nicht mehr möglich ist, technologische Spezialaus- 
rüstungen für die Mikroelektronik auszuliefern, ohne exakt nach- 
zuweisen, wer der Endabnehmer und Betreiber der Anlage ist. Alle 
Leiter mußten eine Verpflichtung unterschreiben, sich dieser Re- 
gelung zu unterwerfen. 

Eine Nichteinhaltung dieser klaren Weisung durch die leitenden 
Mitarbeiter der Firma hat nicht nur die fristlose Entlassung und 
den Verlust der Pensionsberechtigung zur Folge, sondern zieht 
eine gerichtliche Anzeige von der Firma gegen die Person nach 
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sirh. Larnit will die DLGV53A ihre Linie voll durchsetzten, auch 
wenn finanzielle Verluste der Tochterfirma LAG damit verbunden 
sind. 
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Im März 1989 wurde bekannt, daß Dr. Hauff nicht: mehr als Äuf- 
sichtratsvorsitzender der LAG tätig sein wird. Er soll in den 
Aufsichtsrat der DEGUSSA berufen werden. Als Nachfolger von Dr. 
Hauff wird ein Herr Gliem eingesetzt, der bereits seit mehreren 
Monaten an der Seite von Dr. Hauff gearbeitet hat. Es wird ein- 
geschätzt, daß dieser Wechsel für Dr. Hauff kein Aufstieg ist. 

Zu 5. 


Zu anderen Mitarbeitern der Fa. LAG liegen folg 
bedeutsame Hinweise vor: 


- Im Februar 1989 


Dr. Hussla, Ingo 
geb. am 09.09.48 
erfaßt für: HA XVIII/8 






die Fa. LAG verlassen hat und angeblich eine Ein-Mann-Firma ge- 
gründet hat in der Form eines Consult-Büros. Einige Vertreter 
der Fa. LAG äußerten sich dahingehend, daß man Dr. Hussla gekün- 
digt hat. Die vagen Andeutungen gingen in die Richtung, daß er 
sich mit der Leitung der Firma- überworfen hätte, bezüglich Ar- 
beitsstil und Arbeitszielen. 


Dr. Hussla trat immer recht aufgeschlossen auf. Darüber hinaus 
wird eingeschätzt, daß er an einige Fragen ziemlich naiv her- 
angegangen ist, was Vor allem bestimmte Sicherheitsvorkehrungen 
betrifft. Er war besonders beschäftigt -mit den Fragen des mögli- 
chen Absatzes der vpn der Fa. LAG zu schaffenden ^AnlägenT^ 



Leiter der Diensteinheit 
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Dossier SYSTEM 


Name,i Vorname: 

Geb. am: / in: 30.04.50 / Ebenfurth 

Staatsangehörigkeit: Österreich 


Charakterisierung der Embargolieferline 


Die Person Hrobsky^ "Leopold (lj wurde' Anfang der 80— iger Jahre als 
MA der Fa. Electronic _Elektronische Bauelemente -Handelsgesellchaft 
mbH/Wien, Geschäfts füKrer^Ulrichshofeiri Dietmar 2~) •, in die kommer- 
zielle Geschäftstätigkeit mit dem KME/Direktorat .Anlagenimport 
(jetzt AHB Elektronik/H4) einbezogen. Im Laufe der Jahre wurde der 
Kontakt zu Hrobsky, welcher dann in unterschiedlichen Funktionen 
als Geschäftsführer, Vertreter oder Eigentümer von Firmen agierte, 
weiter ausgebaut und zur Realie i«tiing~von^Embargolfief errungen genutz 
Die Lieferlinie Hrobsky wird als zuve^lassig^jind leistungsfähig 
eingeschätzt. Lieferungen auf den Gebie’ten Corapufeet^^icPÖhnite^wJleßge- 
rät e . Entwickluna ssvs±eme,^i^teueräwganr'i | ife^tSe>gb<Ha5a wurden im Werte 
von“ca. 150 Mio DH Im J ^ r ft»^ |priMMili s iert^^ - 
Zur Lieferlinie tft^sffv yKä^HHfiiMeise vfc£vT9Äpt|' Rolprund von 
Maßnahmen, Hrobs)^P^5£jäife(P^efo!sg**nerisljwn' ’StlflrferFgeraten war. 


Operativ bedeutsame Sachverhalte 

Im Juni 198 6 wurde Hrobsky durch die -amerikanische; “Zolifahnduis^im 
Zusammenhang mit Erzeugriissenjyqn. der.JFa. TektroniXA-aufgeklärt und 
befindet- slch'seit dieser Zeit "aiiir H der' Vrt Schwarz(Bn ; 'liigfte5.; 

Trotz Gegenklagen, auch in den USA, ist eine Streichung nicht er- 
reicht worden. Der Schuldnachweis wurde bisher nicht geführt. Die 
Maßnahme gegen Hrosbsky e rfolgte unt er der Leitung von 
vaHM8M>pnHpBHO0^M) - dSHMMBOfe der Botschaft der USA in 
Österreich. Angebote zur Zusammenarbeib r *mit •a*M*ttl“;bzw.' USA- 
Stellen und eine damit verbundene Stre±chung..yqnui^:*Schwarzen: :r- 
Liste", wurden von Hrobsky im April 1987 grunäsat«i*fctf^abgel.ehnt. 
Quelle: IMS "Hans" v. 30.04.87 

Am 2.6.86 erfolgte gegenüber Hrobsky auf der Grundlage eines Amts- 
hilf eersuchens der USA-Zol 1 f ahndung eine Befragung durch die öster- 
reichische Zollbehörde. Gegenstand der Befragung war, daß eine be- 
weismäßige Unterlegung angestrebt wurde, Hrobsky im Zusammenhang 
mit einer bei der Speditionsfirma Vrablicz & Co (4), festgestellte 
und mittels richterlichen Beschluß festgehaltene Warennsendung von 
Erzeugnissen der Fa. Tektronix GmbH/BRD (Embargo) zu bringen ist. 

Es lag der Verdacht nahe, daß diese Warensendung in ein soz. Land 
verbracht werden sollte. Diese Warensendung war für den AHB Elek- 
tronik/^ bestimmt. 

Quelle: Information KME/AI v. 30.6.86 
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Operativ cedeutsar.e Verbindungen 

1 . Lieferverbindungen / Unterhändler 

Zur Realisierung von Embargogeschaf ten werden folgende geschäft- 
liche Verbindungen zu Firmen/Personen unterhalten: 

Bf B ; Geschäftsführer Riedel, Karl-Heinz (5) 

META; Geschäftsführer türkischer Staatsbürger 
HEBO; Geschäftsführer Ulrichshofer, Dietmar (2) 

ZEIKO; Geschäftsführer Schneider, G.G. (6) ~ 

MDWS ? Geschäftsführer Wei/3, Johann (7) 


ÖS tu 
000230 


2 . Bankverbindungen 

Für die Realisierung finanztechnischer Angelegenheiten wurden 
folgende Bankinstitutionen genutzt: 

1. österreichische Volksbanken-AG (8) 

(Zeitraum 6/83 unter Fa. Electronic) 

Quelle: Verhandlungsbericht v. 15.6.83 

tf 

2. Erste österreichische Spar-Casse (9) 

(Zeitraum 11/84; Ktn.-Nr.: 501 20247, zugunsten Fa. IKOTEX AG) 
Quelle: Verhandlungsbericht v. 30.11.84 



3. Deutsche Handelsbank AG (DDR) (10) 

(Zeitraum ab 85; Ktn.-Nr. 0871-60-011-021, zugunsten Hrobsky, 
Fa. SEPOCO) 

Quelle: Verhandhandlungsbericht v. 28.3.86 

3 . Spedition 
1. Nutzung ft 

Spedition Vraölicz & Co. ; Transporte innerhalb von Österreich, Ab- 
holung bzw. Entgegennahme von Warensendungen von Bahnhöfen, Flug- 
hafen. 

Leihwagendienst Buchbinder; Nutzung von Kleintransportern für 
Transporte außerhalb Österreich z.B. DDR mit Mercedes 207, pol- 
Kennz. : W 739-794 

Quelle: Verhandlungsbericht v. 30.11.84 


ind Transportunternehmen 


2. Nutzung betriebseigener Transporter 


2 Transporte je Woche in die DDR, Kleintransporter Mercedes 207 D 
pol.Kennz.: W 759-274; PKW pol.Kennz.: W 635-823 
Quelle: Verhandlungsbericht v. 26.6.84 und 4.9.85 
seite 

4 . Zwischenlager 

Als Zwischenlager von Embargowaren.werden die /Lagerräume/ Zollager 
der Spedition Vrablicz & Co. in Wien genutzt. Der Inhaber der Fa. 
Herr Lichtenegger, Michael (11) sowie der Angestellte Fleischer 
stellen auf Weisung von Hrobsky Warensendungen, welche dort neu- 
tralisiert wurden (Verpackung/Falschdeklarierung der Warenbegleit- 
papiere) zusammen. Zur Entlastung des Zwischenlagers in Wien wurde 
Ende 1986 ein Zol 1 f reil ager in Ungarn aufgebaut. Dieses Lager be- 
findet sich in PUNIO KIMLE, die Deckadresse lautet Transpack REF 11 
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vi:or dieses Lager -erden komplizierte Erbe rgowaren abgewickel t . 
Der Weitertransport der Waren erfolgt monatlich rait LKW des VEB 
Deutrans. 

Quelle: IMS "Hans" v. 10.06.87 

5. Produzenten 

Die Lieferkonstellation der Embargolieferlinie Hrobsky ist 
äußerst leistungsfähig und ermöglicht Embargowaren bis zu einem 
hohen Schwierigkeitsgrad von den Produzenten: 



DEC (USA) 
Tektronix (USA) 
Intel (USA) 

IBM (USA) 

CDC (USA) 
Siemens (BRD) 
Calcomp (USA) 
HP (USA) 

Emulex (USA) 


VAX-Rechner und Komponenten 

Meßgeräte, Entwicklungssysteme, Designstationen 

Entwicklungssysteme 

Persona 1 Computer 

Laufwerke 

Steuerupgen 

Plotter 

Rechner, Meßgeräte, Plotter 
DEC-Kompa t ibl e Komponente 


zu beziehen. 

Quelle: IMS "Hans" v. 1C.06.87 


6. Rechtsberater 

Folgende Rechtsberater wurden von der Lieferlinie Hrobsky ge- 
nutzt: 


Rechtsanwalt VHaiivpKiniaBViAiHiHpBi. (09) 

Nutzung Juni 1986 bei Untersuchung und festhalten einer Waren- 
sendung in der Spedition Vrablicz & Co. 

Rechtsanwalt 

Nutzung April 
"Schwarzen L 
Quelle: IMS 



7. Verbindungen in eigener Fa. / Dienst-u. Serviceleistungen 


Loley, Karl, Kraftfahrer (15) Einbeziehung in Transporte in die 
DDR. Über die Lieferlinie . Hrobsky werden umfangreiche. Dienst- u. 
Serviceleistungen für die in der DDR befindlichen Embargoaus- 
rüstungen (Gerätesysteme, Meß- und Rechentechnik) realisiert. 

Zum Einsatz kamen bisher: Koschi, Gerhard (16) Einreisen 10.8.87- 
10.2.88 in das INT; KME. 

8. Verbindungen im Operationsgebiet - privater/gesell. Art 


Verbindungen privater Art unterhält bzw. sucht Hrobsky unter der 
Betrachtung einer möglichen geschäftlichen Nutzung. So z.B. unter- 
nahmen die Familien von Hrobsky und W^B p— — — Wf eine ge- 
meinsame Urlaubsreise nach «MBHBBl. Des weiteren ist be- 
kannt, daß eine kontinuierliche Kontakthaltung zu einem ehemali- 
gen Schulfreund von Hrobsky besteht. Dieser Freund ist jetzt ein 
höhergestellter Zollbeamter. 


9. Verbindungen in die DDR - kommerzieller Art 
Fa. G. Forgber 
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’■ - 2 Elektronik Export-Tr.port/Handelsbereich 4 

r.uprer, Dierer (17); Gath, Gunter (18); Zahn, Wolfram (19) 

Jahn, Hajo (20), Ronneberger, Christa (21), Hinckel, Katja (22) 


10. Verbindungen in die DDR - zu Anwendern 


KROB Dr . Kersten; Weber; Bruns 

KNE Dr . Bogk; Wagner; Dr. Schiller 

KME Walter; Schackow; Dr. Cizpert 

ZKI Dr. Nedo 

IFA Dr. Wiese 

MKE Kerwel ; Hase 

KCZ Dr. Keppler 

KAAB Dr. Minura 

Numerik KMS Schneider, List 


BStU 
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11. Verbindungen zu inoffiziellen Quellen 

IME "Messing” 

IMS "Hans” 


Arbeitsweise der Lieferlinie 


1. Anwendung konspirativer Mittel/Methoden 


Die Fa. 




we-Idfil^eirierle i 

zur ■ Alawloklung'^naTri'ziÄ'itfr-TriatiätiJKfel'onfeti^fRechnungsbelege sind 
zahlungsauslösende Dokumente gegenüber der Deutschen Handels- 
bank AG) bzw. zur Deklarierung von Warenbegleit- bzw. Zahlungs- 
dokumenten der Unterlieferanten. 


Nutzung der Fa. Handelsagentur Leopold Hrobsky zur Aufrechterhal- 
tung und Legendierung von kommerziel len^ Verbindungen zu den 
Unterlieferanten. Hrobsky tritt als 1 Provlslönsyertreter der Fir- 
men BfB (24) , _Sysgraph-'.Computergr?fik ,<25'}:.ünd Schlumberger auf . 

Zur Abdeckung der Fa. Handelsagentur Leopold Hrobsky sowie Fa. 
SEPOCO werden auf der Basis von Provision offizielle lizenzierte 
Geschäfte der Firmen Sysgraph-Computergraphik und BfB (teilweise 
Schlumberger) getätigt. 

über offizielle Lizenzen- werden tälievWär^^efe^i^eh/'üböb : ‘ : <Ii« v >x 
Speditiozt.^r^lic^Ä : kCQ^.'£abgev.ickelt'.\Ddrter^olgenoFarschdeklä- 
rat ionen 'der^ wäre n lizwj 'Warenbegleitpapiere sowie die zollmäßige 
Abfertigung. Einbezogen darin sind der Inhaber der Spedition, 
Lichtenegger, Michael, ein Angestellter namens Fleischer sowie 
sein ehemaliger Schulfreund, welcher ein höhergesteflter Zollbe- 
amter mit Berechtigung von eigenständiger Zollabfertigung ist. 

Die Abdeckungen der Geschäfte erfolgen unter den unterschied- 
lichsten Varianten, Enduserdokumente bei Groß firmen, Transitge- 
schäfte für Türkei/Schweiz u.a. Ländern. Dazu unterhält Hrobsky 
umfangreiche Kontakte, führt aber seine Gespräche grundsätzlich 
nur in Österreich, Schriftverkehr zwischen ihm und den Unterlie- 
feranten existiert nicht. 
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- - - Ur.te r * ie : erar.ten '«erden persönlich von Hrobsky in ihrer. 

"irren aufgesucht. Darüber hinaus gibt es Zusamenkunf te r.it 
einzelnen Unterlieferanten in der Spedition Vrablicz & Co. Für 
Zusammenkünfte oder Absprachen zwischen Hrobsky und Weiß, Johann 
wird auch das Landhaus "Warth" in St. Polten (84 Km von Wie n p n -_ 
fernt) genutzt. EStU 

Zur Entlastung und Risikominimierung bei der Speditionsfirma 000283 
Vrablicz & Co. wurde in Ungarn ein Zwischenlager geschaffen. 

Über dieses Lager werden besonders komplizierte Embargoware f r ab “ 

gewickelt . 

Die Lieferlinie Hrobsky wird zum Transport von Verhandlungsnotizen 

der Mitarbeiter des Importbereiches des AHB Elektronik mit anderen 
Embargohändlern (Verhandlungsort Österreich) in die DDR genutzt. 


2 . Bewegungsabläufe 

Österreich (PKW); Schweiz (PKW); nach Ungarn (PKW/LKW); in die 
DDR (Flugzeug/PKW/LKW) . 

Warenlieferungen nach Österreich aus: Belgien , Niederlande, BRD, 
Schweiz, England. 


Warenlieferungen von Österreich über: 

Wien - CSSR - Berlin (eigene Transporter zweimal wöchentlich) 
Wien - Ungarn (Zwischenlager, Abholung durch Deutrans-LKW 
einmal monatlich) . 

Quelle: IMS "Hans" v. 10.06.87 

3. Finanzierung 

Geldüberweisunge^^D^öStffrxeich an Unterlieferanten bzw. Produ- 
zenten erfolgen ohne Personenangabe, wobei der größere Teil mit 
Bargeld abgewickelt wird. 




Seit 1985 ist Hrobsky finanziell so stark, daß er die Vorfinan- 
zierung der Warenlieferungen durchführen kann. Es wird einge- 
schätzt, da/3 er mit 10 bis 15 Mio VM in der Vorfinanzierung sich 
befindet. Die Bezahlung der Ware durch den AHB Elektronik erfolgt 
nach Warenübergabe in Berlin. Die anfallende Gewinnspanne für . 
Hrobsky (ca. 7-10 %) , verbleibt auf seinem Konto bei der Deut- 
schen Handelsbank AG und wird zur Finanzierung der laufenden 
Geschäfte benutzt. Bei der Preis- bzw. Aufschlagskalkulation 
wird ein Aufschlag von. 30 % - 45 % für Embargowaren auf den 
gültigen Listenpreis gezahlt. 


Normalgeschäfte, die zur Abdeckung dienen, werden mit 2 % bis 
3 % durchgeführt, um gegenüber den Behörden einen Gewinneingang 
nachzuweisen. 


Zwischen der Deutschen Handelsbank AG und der Fa. SEPOCO exis- 
tiert keinerlei Bankverkehr. Geldabhebungen und sonstige Dinge 
erfolgen nur durch Hrobsky persönlich. Die Ehefrau von Hrobsky 
hat keine Kenntnis von der Existenz des Kontos. 


Einschätzung Zuverlässigkeit / Gefahrenmomente der Lieferlinie 

Die Lieferlinie Hrobsky wird als sehr leistungsfähig und zuver 
lässig eingeschätzt. 
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:-v : 2hrer.~or.er.re für die Liereriir.ie Hrctsky ergscen s::r. aus der 
niscorisch gewachsenen Verbindung zu Ulrichhofer, Dietmar , welcher 
mehrfach in Blickfeld gegnerischer Stellen star.d ("Bruchhau- 
sen", "Tektronix") sowie aus der Verbindung zur Spedition 
Vrablicz & Co (höchster Konzentrationspunkt von Embargowaren der 
Lieferlinie). Zu Beachten ist weiterhin das Interesse von Ur- 
banski, R. an einer Zusammenarbeit mit Hrobsky. 
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Zusammenfassung vorliegender Informationen zum Dossier "Paste" 


Du Pont ist ein Chemiekonzern der USA mit ca. 120 000 Beschäf- 
tigten. Ein Teil dieses Konzerns beschäftigt sich mit der Her- 
stellung von Elektronikprodukten, der wiederum -in~den~ Teil Dick- 
schichtprodukte (edelmetallhaltige und Kupfer-Pasten) unterglie- 
dert ist. Der Europasitz von Du Pont ist in Genf während die 
r ' i ckschichtf iliale für Europa ihren Sitz unter folgender Adresse 

i • 

Du Pont de Nemours 

Photo Systems and Electronic Products 
6000 Frankfurt/M., Opernplatz 2 

Im Dossier "Paste" werden die vorliegenden operativ-interes- 
santen Hinweise zum Europavertreter der Fa. Du Pont 



zusammenge rührt. 

In der DDR wird die Du Pont-Filiale in hauptsächlich durch den 
Europavertreter für Dickschichtprodukte im RGW-Bereich Sch. 
vertreten. Sch. wird als reiner Manager der Fa. eingeschätzt, 
über keine technischen Kenntnisse verfügt-. 

w ist seit ca. April 1983 in o. g. Funktion eingesetzt und ver- 
antwortlich für den Vertrieb von Pasten, die bei der Produktion 
von passiven elektronischen Bauelementen Verwendung finden. 

Durch IM wird eingeschätzt, da0 es Sch. durch den Ausbau der per- 
sönlichen Kontakte gelungen ist, die Du Pont Verbindungen in die 
UdSSR, nach Bulgarien, Polen, in die CSSR und nach Rumänien zu 
stabilisieren und damit den Umsatz im gesamten RGW-Bereich zu 
steigern. 

Zusammenfassung vorliegender operativ-interessanter Hinweise: 

Im Jahre 1983 wurde durch die HA VI eine zusammenfassende Infor- 
mation erarbeitet, die auf Erkenntnissen von dokumentierten Ma- 
terialien zum Sch. bei Grenzpassagen beruhte. 


Dabei wurde eingeschätzt, da/3 es sich bei Sch. vermutlich um eine 
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Quelle: HA VI vom ca. September 1983 

Zu Sch. wurde inoffiziell bekannt, daß er sich gegen die^ 
amerikanische Embargopolitik auf dem Gebiet der Dickschichtpro- 
dukte äußert. Dabei interessiere er sich für das Embargo nur in- 
sofern, wie er es unterlaufen kann, um Du Pont Produkte am besten 
verkaufen zu können. Durch Sch. bzw. die BRD-Filiale werden bei 
der Konzernleitung in den USA pauschale Exportlizenzen für Du 
Pont Erzeugnisse, die nicht auf der Embargo! iste stehen,- für die ' 
DDR-Kunden beantragt. Unter diesen Pauschallizenzen werden dann * 
problemlos die nur mit 4-stelligen Hummern versehenen Du Pont-Em- 
b? -ro-Pasten in die DDR geliefert. 

Der Sch. zeigt ständig Aktivitäten seine Verhandlungspartner 
in der DDR mit Geschenken wie Taschenrechner, Heimcomputer und 
Geldbeträgen in D-Mark zu korrumpieren. 


Diesbezüglich ist Sch. bemüht, bestehende Verbindungen zu sei- 
nen Kontaktpersonen vom kommerziellen in den privaten Bereich 
zu überführen. Der Sch. nutzt dabei teilweise konspirative 
Mittel und Methoden. 

Über seine Verhandlungsp 
Ziehungen zu anderen Wis 
der Dickschichttechnik t 
Möglichkeit in Aussicht, 
nissen mit Du Pont-Pasten 
fentlichen. 




uahM W^seine JfcHffidfttFIleh Be- 
rn ^eUeWDR, die auf dem Gebiet 
i,”zu erweitern und stellt die 
Publikationen von Untersuchungsergeb- 
in westlichen Zeitschriften zu veröf- 


Inoffiziell wurde herausgearbeitet, daß Sch. in Gesprächen mit 
Wj "»enschaftlern- der TU Dresden zielgerichtete Fragen zu den Ein- 
si gebieten der durch Du Pont hergestellten Dickschichtpasten an 
dar' TU Dresden stellte. Durch direkte Fragen versuchte Sch. die 
Ursachen für den steigenden Bedarf in der DDR und speziell der 
TU Dresden zu ermitteln. 


Quelle: Information BV Dresden OD TU/H vom 07.02.86 und 05.09.86 

Die Person KatfM hatte vom 11.-15.11.87 zum Besuch der "Produc- 
tronica 87" eine Einladung von Sch. (einschließlich Zusicherung 
der Übernahme der Aufenthaltskosten) erhalten. 

Trotz anderer Festlegungen erhielt der H. die Genehmigung, die 
Einladung von Du Pont vom 13.-1*4.11.87 anzunehmen und reiste 
einen Tag später aus München zurück. Begründet wurde die Annahme 
der Einladung mit der Vorbereitung einer Vereinbarung über wis- 
senschaftlich-technische Zusammenarbeit der TU Dresden und der 
Fa. Du Pont. 

Quelle: Zusammenfassender Bericht zur "Productronica ’ 87" 

)ie Personen Just und Stolze hielten sich vom 29.02.-05.03.88 in 
;tevenage/GB und London auf Einladung der Fa. Du Pont zu Gesprä- 
;hen über Dickschicht-Hybride und zu einem Trainingsaufenthalt 
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_ z b“. 1 z der Here 1 recr.nung erhielten die CDR-Reisekader je 
100 Pfund von Sch. in bar. Die Abendessen wurden stets durch die 
"a. Du Pcr.t bezahlt. 

In Vorbereitung der ADR informierte Just den Sch. am 25.01.8 
darüber, daß es Schwierigkeiten für die eingeladenen DDR-Rei 
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kadern mit der Beschaffung der notwendigen Valutamittel gab. Sch. 
bot dem Just sofort die Übernahme der Kosten an. 


Quelle: IM der BV Berlin/XVIII v. 29.01.88 u. "Focus" v. 30.03.88 

Anläßlich eines Dickschichtseminars in Dresden versuchte Sch. 
gezielt Informationen über den Entwicklungsstand in der DDR zu 
erlangen. 

Q „.e: Info BV Gera/Stadtroda v. 13.06.88 


Am 27.10.88 kam es zu einem Zusammentreffen zwischen Sch., 
und Frau Marzinkowski vom AHB EL und dem IM. Ziel des Gesprä- 
ches war es, dem ZFT des KEAW einen Satz Dickschichtpasten 
kostenlos zu übergeben, um diesen testen zu lassen. Die Fa. Du 
Pont erwartet einen Ergebnisbericht über die Erprobung der Muster. 
Der Bericht soll der Fa. als Material zur Kundenwerbung dienen. 
Quelle: IM der BV Berlin/XVIII vom 15.11.88 



Kommerzielle Verbindungen 

Die Geschäftsbeziehungen z\F ABjSSJaiSrßLelsBe^ÖPlfeben st>wie 'Betri'et 
der elektronischen Industrie werden über die Fa. Forgber abge- 
wickelt. Diese Fa. gibt der Sch. bei seinen häufigen Aufenthalten 
in der DDR vorrangig als Reiseziel an. 



Weitere kommerzielle Verbindungen wurden im Zeitraum 1983-1989 
f^ gestellt zu: 

- Kombinat Elektronische Bauelemente Teltow 

- VEB Keramische Werke Hermsdorf 

- VEB Elektroapparatewerke Berlin 

- VEB Robotron Radeberg 

- VEB Elektronische Bauelemente Dorfhain 

- Zentral institut für Festkörperphysik und Werkstofforschung 

- TU Dresden 

- AHB Metallurgie 

- AHB Interpelz 

- AHB Chemie 

- AHB Elektronik Export/Import 


Lt. Kartei über Einreisende ins Haus der Elektroindustrie ver- 
handelte der Sch. im Zeitraum von 1986 bis 1989 zehnmal mit 
Mitarbeitern des AHB EL. 


Quelle: Information BV Dresden, OD TU/H vom 07.02.86 und HA VI 
von 1983, 14.03.84, 28.05.85 


Aus der Information der BV Dresden OD TU/H von 1986 gehen fol- 
gende weitere operativ-interessante Hinweise hervor: 
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- Angebot eines Treffens des Sch. mit einem Mitarbeiter der TU 
und dessen Familie in Ungarn; 

- Bereitstellung von ca. 1700 Forint für eine DR eines Wissen- 
schaftlers der TU ohne offiziellen Umtausch; 

- Versuch der Übergabe von D-Mark an einen TU-Wissenschaftler; 

- Übergabe von umfangreichen Du Pont Materialien (Kataloge, 
Informations- und Forschungsberichte) die bedeutsam für die 
weitere Forschung eingeschätzt wurden; 

- ständige Abschöpfungsversuche bei Kontakten zu Wissenschaftlern 

Quelle: Information der BV Dresden vom 07.02.86 , 


Kommerzielle Kontakte des Sch. zu DDR-Personen: 


^tau Freigang (Fa. Forgber) 1983-1987 
V bolze, Siegfried (KKWH) 1987, 1988 

- Dr. Just, Hans-Jürgen (KEAW) 1988 

- Prof. Hanke, Dr. Gottschalk (TU Dresden) 1886 

- Frau Wiesner, Wegner und Domming (Fa. Forgber alle phon.)1987 

- Herr Fichte (Dorfhain) 1987 

- Herr Fichte, Püschel (Dorfhain) 1987 

- Pfeufer, Tiegs, Böge, Reich^^t, JÄa^sji ski, 

im Zeitraum 1986-1989 ~ 




Es ist davon auszugehen, Sch. eine Vielzahl weiterer Ver- 
bindungen unterhält, die bisher nicht namentlich bekannt sind. 
Im Material ist z. B. eine Liste über das Karsdorfer Seminar 
am 6. /7. 04. 88 enthalten, ohne das sich daraus Hinweise zu per- 
sönlichen Kontakten des Sch. entnehmen lassen. 


Bisher bekanntgewordene Verbindungen des Sch. zu IM: 

- IMB "Dörnfeld* der BV Dresden OD TU/H 

- tms "Eberhard Pangratz" der BV Dresden OD TU/H 
y A "Müller" der BV Berlin, Abt. XVIII 

Private Verbindungen des Sch. in die DDR: 

Durch Speicherüberprüfungen bei der HA VI im Zeitraum 1982 t 1988 
konnten lediglich im Mai und im Oktober 1982 private Kontakte zu 
den Personen 



geb. : MMd M* 


festgestellt werden. Die eingeleiteten Überprüfungsmaßnahmen zu 
beiden Personen erbrachten keinen operativen Erkenntniszuwachs. 


2uelle: HA VI vom 17.02.88 

(Vermutung: Im Zhg. mit der Tätigkeitsaufnahme des Sch. bei Du 
Pont und den ständigen ER zu Forgber kann es ihm gelungen sein, 
lie privaten Verbindungen in die DDR abzudecken. Dafür spri cht 
B. der Anruf des Sch. bei 
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--- A n r.d i gu r.g , das er an 4. /5. 09. 83 zur LHM könnt sowie die 


getroffenen Feststellungen der BV Dresden zum Ausbau seiner kom- 
merziellen Beziehungen zu Wissenschaftlern der TU in den privater 

Bereich) 


BStU 


Angaben zur Person des Schulze: 



CO 
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Quelle: IMB "Dörnfeld” vom 26.05.38 

Diese Einschätzung wird durch ähnliche Informationen gestützt. 


Der Sch. hielt sich im Rahmen einer Dienstreise am 19./20.12.88 
mit seiner Ehefrau in Dresden auf. Am 19.12.88 fand ein Abend- 
essen im IH "Astoria" statt, an dem der Sch. mit Ehefrau, der 
IM und das Ehepaar 


und 


geb. tfOW 
erfaßt: BV Dresden, 


KD Dresden/Stadt (OPK) 




geb. 

erfaßt: BV Dreseden, KD Dresde 


teilnahmen. 

Die Verbindung der Ehef 
gründet, daß Sch 's ein 




naecre 




rde dem IM damit be- 




Die Rechnung des Abends in Höhe von ttttpgaMi wurde trotz des 
Protestes des Sch. durch den IM bezahlt. 


Sch. suchte am 20.12.88 unangemeldet die Wohnung des IM auf 
und übergab Prospektmaterial mit dem Hinweis es sich sorgfältig 
anzusehen, bevor die Mitnahme zur TU erfolgt. Die Übergabe fand 
'* ' Abwesenheit des IM statt. 

V .1 

Wenn der IM etwas gutmachen wolle, sollte er den Sch. beim näch- 
sten Aufenthalt des Sch. mit seiner Ehefrau in Dresden zu sich 
nach Hause einladen. Bei der Durchsicht der Prospekte stellte der 
IM 200,- DM fest. 

Aus operativer Sicht wird eingeschätzt, daß der Sch. nach wie vor 
versucht, die kommerziellen Kontakte auf den privaten Bereich 
auszudehnen und dabei starkes Interesse an der Person des IM 
zeigt. 

Quelle: Info der BV Dresden OD TU/H vom 08.02.89 auf der Grund- 
lage der Berichterstattung des IMB "Dornfeld" 

Sch. hat ohne Wissen und Zustimmung des IM für diesen eine 
Einladung zur "Productronica" im November 1989 beantragt. Der IM 
soll für Du Pont offiziell die Standbetreuung mit übernehmen, um 
neue Kunden aus dem SW zu gewinnen. 

Sch. zeigte Interesse an einer DDR-Einrichtung , die möglicherwei- 
se am Projekt eines neuen Fernsprechsystems für die DDR beteiligt 
ist. Er berief sich auf einen Bericht oder eine Pressemitteilung, 
wonach die DDR an der Lizenz eines USA-Konzerns interessiert sei. 
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.--eile: Info der 57 Dresden OD IU/H vc~ C3.02.3? auf der Grund- 
lage der Berichterstattung des IMS "Dörnfeld" 
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5s geht um die Beschaffung der Entwurfssoftware der Fa. Binder 
:ur Herstellung eines Hybridschaltkreises, zu dem ein "Codier- 
schaltkreis" gehört, der die Software vor Kopien schützt. Sch. 
gab diese Empfehlung, weil er diese Fa. gut kennt. Im Nachhinein 
wurde bekannt, daß die Binder-Software nicht unter Embargo steht, 
aber aus Kostengründen auf den Kauf der notwendigen Hardware ver- 
zichtet werden soll. 

Quelle: IM der BV Berlin, Abt. XVIII vom 06.12. und 23.12.88 

Am 10.01.89 fand ein Gespräch zwischen Schulze, Frau Marzinkowski 
Herrn Lenzy, zeitweilig Frau Domming und dem IM statt. Im Verlauf 
des Gespräches wurde bekannt, 

-n ) der Sch. dem IM einen Entwicklungsbericht der Fa. Du Pont 


Inoffiziell wurde bekannt, da/3 Sch. perspektivisch zur Beschaf- 
fung sensibler Technologie und Technik für das 2 FT des KZAK ein- 
gesetzt werden soll. Dazu soll die, durch die Ehefrau des Sch. 
geleitete Privatfirma MS export-import genutzt werden. 


für Prof. Hanke zur Weiterleitung übergab, 

- ein Angebot zur persönlichen Einladung des IM zur Tagung der 
ISHM erfolgte, 

- ein Interesse des Sch. an Sensortechnik auf der Grundlage der 
Entwicklung der Dickschichttechnik, 

- Frage des IM zur Beschaffung der Binder-Software durch^ deruSt 

nach Erläuterung erklärte er sich berej^^ mit d 
Fragen in Kontakt zu t ~ 

Operativ-interessant ist 

der Gespräche mit sch. 




es IM zur Bewertung 


2^ xe: IM "Müller" der BV Berlin, Abt. XVIII vom 12.01.89 
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Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 

1. Untersuchungsausschuß 
"Kommerzielle Koordinierung" 
- Der Vorsitzende - 
Bundeshaus 

53113 Bonn 


Sehr geehrte Damen und Herren, 


Herr Laborn 
4. Oktober 1994 
1/1031/94 Be/Hü 


1. Untersuchungsausschuß j 
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zu Ihrem Auskunftsersuchen vom 28.9.1994 nehmen wir wie folgt Stellung: 

1. Die Herren Josef und Simon Goldenberg (Anschrift Simetal, Genf) unter- 
hielten in der Zeit vom 12.1.1968 bis zum 2.12.1975 Gemeinschaftskonten und 
ein Wertpapierdepot unter den Nummern 53 396, 57 200, 53 863 F (Festgeld) und 
53 798 (US$ Währungskonto). 

Kontoeröffnungsunterlagen, Kontovollmachten und Belege liegen aufgrund des 
Zeitablaufs nicht mehr vor. Dennoch konnten wir einem Vermerk auf einem alten 
Kontoblatt entnehmen, daß Herr Alexander Schalck-Golodkowski Vollmacht über 
die Konten Nr. 53 396 und 57 200 hatte. 

Da die Unterschriftskarten nicht mehr vorhanden sind, konnten wir die Unter- 
schrift auf dem uns in Kopie vorgelegten Blankoscheck nicht als die des Herrn 
Alexander Schalck-Golodkowski identifizieren. 

2. Eine Geschäftsverbindung zu den Firmen Simetal, Carnet oder zur Anstalt 
Cavendia konnten wir nicht feststellen. 

3. Eine Geschäftsverbindung zwischen Frau Waltraud Lisowski und uns bestand 
nicht (s. auch unsere Stellungnahme vom 7.4.1994). Es ist auch nicht bekannt, 
daß Frau Lisowski Vollmacht über andere bei uns unterhaltene Konten hatte. 
Hierzu weisen wir darauf hin, daß wir zu der fraglichen Zeit noch keine Be- 
vollmächtigtenkartei führten, so daß für diese Zeit grundsätzlich nicht fest- 
gestellt werden kann, ob eine bestimmte Person über das Konto eines Dritten 
bevollmächtigt war. 


K..::.-,: zrui..:-:*'— : ' M.m:' J- 1 Ii. r ::r. 

nUU | \tiv-. I'M II l»l litt \ :: w 4? 

I. . \ I...:.:' -kr.-il:: V'I • 

«; •/ , r . I' lt. ■ ^ , 't • i 
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4 . Bei dem Konto Nr. 9 100 handelt es sich nicht um ein Kundenkonto, sondern 
um ein bankinternes Konto. 

5. Inhaber des Kontos Nr. 280 628 00 ist die Bank für Handel' und Effekten, 
Zürich. Zeichnungsberechtigt hierfür sind die in dem Unterschriftenverzeichnis 
der Bank für Handel und Effekten aufgeführten Personen. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Wir bitten, die Schecks aus Sicherheitsgründen mbglidm mit Tinte oder Schreibmaschine auszufüllenl 


CHECK-NR. DATUM 


AUSGEGEBEN AN 


BEMERKUNGEN 



















i Ausländer- DM- Kooto 

1 sdxdt -A'r. Konto- S'r. ßjnk-BJr. 

: 0348978 j \ j 1418 



OTTO SCHEÜRMANN 

BANK- KOMMANDITGESELLSCHAFT 
BERLIN *13. KURFORSTENDAMM «1 

Zahlen Sie gegen diesen Schede jus meinem / unserem Guthaben * DM— 

- ■ ■ — - Pf nfbfnttihrnj ■ - . - ■ , ■ — 

an oder Überbringer 








OHo Scheurmann 

8cnk-Kommoftdllg«itllichoft ß er |; n ^ 5> 30. Mai 1972/He. 

KurfOrstendomm 61 

F« rmprecheft S o m m e I - N r . 8 83 50$! 
FMflichrsiberi 018 3552 idibk d 
DrahfortichriMi icheur monnbank 

P Pottomchrift i Otto Scfieurmann BanV^KG., 1000 Berlin 15, Poitfoch 60 6 


Herren Josef Goldenberg und 
Simon Goldenberg 

Schweiz 


Ausl « -Dfo- Konto*Nr. ^>7 .200 


Ihr Auftrag vom. 


L 


J 
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Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 
1 .Untersuchungsausschuß 
"Kommerzielle Koordinierung 
- Sekretariat - 
Bundeshaus 


{ 


1 M £ 

i . ^ i 


53113 Bonn 


Tclctun-Duidiwahi: l'050j SS 42 05- 30 
iin ( io>pr:ich>p;triiier: 

Herr Laborn 
13-10.1994/wz 


A JP t 7 / 

^(vorbereltungs'bsschluß 12 - &)o 


Beweiserhebung des 1. Untersuchungsausschusses 
Unser Schreiben vom 04.10.1994 


Sehr geehrte Damen, 
sehr geehrte Herren, 

wir erhielten Ihr Schreiben vom 11.10.1994 und bemerken zunächst, daß uns bisher 
ein Auskunftsersuchen bezüglich einer Geschäftsbeziehung zu der Firma Intrac 
S.A. nicht Vorgelegen hat. 

Wie wir feststellen konnten, bestand unter der Nr. 63700 für die Intrac S.A., 
Lugano, in der Zeit vom 10.12.1975 bis zum April 1979 ein laufendes Konto. 

Kontoeröffnungsunterlagen, Kontovollmachten und Belege liegen auch hierfür 
aufgrund des Zeitablaufes nicht mehr vor. Vermerken auf den Kontoblättern 
konnten wir entnehmen, daß folgende Personen zeichnungsberechtigt gewesen sind: 

Herr Herrmann - einzeln - 

Herr Schalck Golodkowski - einzeln - 

Herr Seidel - einzeln - 

Frau Gutmann - gemeinsam mit einem anderen Zeich- 
nungsberechtigten . 

Leider sind die Vornamen der Personen nicht festgehalten. 

Generell möchten wir noch einmal darauf hinweisen, daß seinerzeit eine Bevoll- 
mächtigtenkartei nicht* geführt wurde und wir daher erst aufgrund der gezielten 
Nachfrage betreffend das Konto 63700 feststellen konnten, daß die genannten 
Personen Vollmacht für dieses Konto besaßen. 

Eine Kontoverbindung mit Herrn Ottokar Herrmann konten wir nicht feststellen. 


Mit freundlichen Grüßen 



Telefax (Allgemein: (030) SN 42 05 44 Telefax (Krcdii-Abt.): (030) 88 42 05 66 
Fernschreiber: 0 IN3 052 sclibk d Drahlanschrili . schcurmannbank 

Hanklciizahl: tnUNOVÜO Posigirokonio: Berlin Wcsi 431 10*100 

o 

Mil der inlcrnaliniialiläl der Dresdner Bank Gruppe 
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KontO'/Depot-Nr.: . 63.»..T.Q Q Au8l.DM«-Koirt o 
ririno • IKTKAC ß.A. - - 

Rcchlsform: AktiQUgÖ 8.6.11Q OhQf t Geschäftszweig: 

Ort: 69.02 Lugano -Parödi 8 o Straße.- Yitt . 

Post foch Fernruf: Fernschreiber: „ 


An (Bank) 


U l l O v.: * * w* i < - ■ • - 

Bnnfc 'Komnmn.-tgci. ‘ •*‘ ;I 

v: u- 

* i n I I t ■ 6 <- u ‘ ’ 


Konto- / Depoteröffnungsantrag für Firmen 

Hiermit beontragc(n) ich/wir die Eröffnung eines Konlos/Depots für die obengenonnte Firma. Für den gesomlen Ge- 
sdiäflsverkehr mit Urnen gelten Ihre Allgemeinen Geschäftsbedingungen - einschließlich der Sonderbedingungen — in 
der jeweils gültigen Fassung. Mil der Sammelverwahrung van Wertpapieren durch eine Wertpopiersammelbank bin ich/ 
sind wir, soweit die Wertpapiere hierfür geeignet sind, einverstanden. 



Wird von der Bank ausgefüllt 

Eingetragen in dos Handelsregister beim Amtsgericht 

unter Nr. H. R. Begl. Registerauszug vom; 

Antragsteller ausgewiesen durch: 

An de* Auiweüct, ousslellondo Behörde, Nr. 

Entgegengenommen durch: .. — ~ - 


liegt vor. 
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Bank-Vcr I oq <0.232 







Konfo-/Dopot-Nr.: 


6%700 Auo 1 , DM-Konto 


Firn,«: INTRAO 8,A. 


Geschöftszwcig: 

o,i: 6902 Lug&no-Paradi e 0 

Stroße und Hous-Nr,. V 1 & <*» QUloail 16 


An 


Otto «Sch o Li rmanii 

^r^'Korrimcwicm^croIlechftfi 
Boriiii W 15 

K H t i ti r * t fr r. d r. r h 1 1 


Rcchtsform: ..... AJctlangoiiflXXBOii 

Fernruf: 

Postfach: 


Untercchriftsprobenblött für Firmen 


Die nachstehend Genannten sind befugt, uns ols Zeichnungsberediligte im Rohmen der Konloverblndung und des gesom 
ten sonstigen Gesdtöftsverkchrs mit Ihnen zu vertreten. 


: Nomen 

Angobe, ob Einzel- oder 
Kollektivzeichnung 
E.A.B. 4 ) 

Unterschriftsproben 

_ Inhaber, V 

nerr 

Herrmann 

'orifandtmltglleder, Ge*ch 

£_ 

öftsführer / 

Horr 

Soliulok-OoXoökov/üki 

1 z... 

s 7 

Herr 

8etdcl 

(£ 






Frau 

Gutmann 


ProkurUten 


3 



AAAOgfyyv v 


«JE - • I o r * 1 n 

A «= g«m*lmcha ftlkh ml! «ln«m ond#r«n Z«lcbnungib»r«cMlgUn 
B — f\vr g*m*ln»ch<jftllcft mit •ln«m Z*lchnvngib*r«chllgt«n d*r Grupp« A 

Gonk-Verlog 40.233 
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Angabe, ob Einzel- oder 


Namen 

Kollektivzeichnung 

E. A. B.*) 

Unterschriftsproben 


Handlungsbevollmächtigte 

Den Handlung»b«voHmttchilQt«n mhtn Im 0*ichftfWv«rl<«hr mit IHn»n auch dl« In § $4 Ab«. 2 HOB bet*lchn«t«n Befvgnlite tu, tow«li xwli<h«n 

|hn«n und uni nicht «chrlftllch etwa« ander«« vereinbar» lit. 



'JE — «Intel ri 

A — gem«ln«(hoflltch mit «ln«m anderen Z«lchnunQib«r«chtlg»«n 
B — nur gemeinschaftlich mit «ln«m Z*lchnungib«r«ch1lgt*n der Orupp« A 
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Di^Otto Scheurmann 

^^Bonk'Kommondl tgoselltchoh 

1 Berlin 15, Postfach 606 

Telefon. 683 20 5! 

empfängt onbel nochstehend oufgefuhrte Schecks zum Einzug 
una zur Gutschrift 




Für Konlot 3 

C £ • 1} <5 

I i 


Otxt^g— 




Unterschrift des Einlieferers 


Scheck*Nr. 


Angoben 

Ober den Aussteller 
(Name/Kto.’Nr.) 
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Otto Scheurmann 

Bon V - rryjrxi i ty«* 4 1 

1000 Berlin 15 . Tel. 8 83 20 51 


Wir hoben nodwlobood 
Si«, don Av*rvg ru pvOfl 


ipon ovf Ihrem Konto rofyewnnw» vrxd bittvn 
md vm von «fwotgon Umtimmrg horten »ofort 
fonotnr* rv 9*650. 


y> crvt ihrem Konto rw 

vm von «fwotgon ' 
^^enntn’r» rv 90600. 

Tagesauszug 


Bwchungstext 


Auszug 

Nr. 


Alter Saldo 

Soll Hoben 


.ertrag 

DA — Diskontobrechnung 

GB - Gebühren 

^Frowber-rt'tiung 

SO * Sorten 

S* - Storno 

Postviied-.Obef Weisung 

CF - EScVfen 

PR - Provision 

Bor 

HO - Honoror 

ZI - Zinsen 

$ch«fe 

Rf - Rente 

DE - Devisen 

lostsdtrift 

£8 - Sr^c^ddigungw'’*. 4 Berlin 

CD - Cevpori/Civlsier.ds 

Wechsel 

ET — cntschWigurgvcmt Trier 



Schecfcgulschriftori gelten „Eingang Vorbehalten" 


1 3 ttZ K iA 
1 3 CU 7b ik 
* 3 ütZ 75 CI 


6 3 7 . 0 b loaoü^oos 


laoocioo 

i?o^do 
48 3 . 8 ?* jo 


37 7 573L30 


OTTO SCHEURMANN 

Bonk-Kammoftditc«»*llichoft 
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iinzahluni 


Ausl. , -])M~ Konto-Nr 0.O.. 


dm mmsm 


r 9 h 

0 S ' 

IK 

# 1 1 

■ 61 * 
W E § 

0 * i? 

tri 


Zur Gutschrift / für Rechnung l.MTKAG A.,..>....Iaig.an.o. 

])M 2,^00,' — Nachlass Monika und Krnestine Brauner 
3)M 1,000,— Nachlass Schorf ; 

IjM 300 , Tür '"Oer t ruff 


D M 


l I 

erhalten zu haben, bescheinigt 


Otto SmeurtQwm/! 

Bonk*KoiTijnond!tgtsellsCTiofr" 


XII I8S 806 7 


»HB 


E* 0.637.00 
E • 3.700.00 







HANO r * «tf’FGlSTER DES FÜRSTENTUMS LIECHTENSTEIN V/0 ö£_ 



LÖJchungidilum 


Wortlaut dar Firma 


1 M .80 Anstalt H o n d c s $ a (in l.iquMal ion ) 


Fesljlernummar 

H. 599/8 9 ' 

Raprlaanlinl 


Präsidial- Anstal t,^5tfuz 


1 


IM. 80 Oatun dpr Gründung: H. April I960 s' ""** 

?vert<! . j«t- der-frverb r die-Ven/al-lHn9*und-die-Ver5u?iflening-van-Vfrm5«n5y*< < feft-jftqUcher‘Art l Vervaltungsrat «i.LFiniehflichnungsrecht: 

inshflwndflr'8 auc}»-v 0 n-lmii»oitni«n|--(ür-cigene-und- frefsde-Rechnpn^f-dic-Finanrierung -von-und Q r ^ 6r [ Hayer- Pradafant 13 Vaduz 
Relri ligung-an iHdtifltrieU«n-unil-knMerziel]«n-Ünlerf)»h1nungtn-je<lHcher-Arl-untl-d}a“ 

Durchführung all pp- *i I- diesem Zweck tlirek l oder indu^ff i« Zusammenhang -stehenden Transit- * Adol f-Fahrj— Hag-AWf-Triesenberg, 
lionen; 

Anslal tskapi tal : 30*000.— sfr., voll einbezahll und nichtxfrfAntcil c zerlcgl. 

Verval tungsra t : ein oder nehrerc Mitglieder. 

Firnazeichnung: wird von Verval (ungsral besJHnt. 

Kimdnachungen: erfolgen in gesetzlich^ Fora. 




Gelöscht als Verval tungsrat: Adolf f ehr. 


VenrtHtjrrgsr-öt-ai t-4fnr^ke4clmtn^reehtr— 
- 8 a r - U ag rieche t r , ? 2 r -VaWuz- 


Gelöscht als verwaltungsrat : Dr. Albert Hayer ,vad 



20.10.83 i'£tatutenan<Jerung )t. Bcscl») i iss des Gründers votn 19. Oktober 1983, betr. § 2. 


Peter-Wl rtr,- Fürst-— Johannea-Straase 60; Scharm: 
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Dokument 35 


MAXMOSER-BUCHER 8802 KILCHBERG/Zch. 2/. Sept. 1989 

C F MEYERSTR 24 



AT - 50 

ANSTALT MONDES SA 

Sehr geehrte Frau Riederer, 

Die oben ervähnte Anstalt unterhalt bei der Bank für Handel 
Sc Effekten das am 18. Januar 1985 eröffnete Konto Nr. 12332. 

Einem Wunsche der wirtschaftlich Berechtigten zufolge sollte 
für diese Anstalt ein weiteres Konto mit der Bezeichnung 
Nr. 12332 SEPTO eröffnet werden. Zweck ist die Abgrenzung 
verschiedener Vermögenswert (Aktien, Anleihen, Festgelder 
usw. ) zur Erleichterung der Uebersicht . 

Ich sende Ihnen in der Beilage die erforderlichen Formulare 
mit der Bitte um Ergänzung und Unterzeichnung gemäss den 
mit Bleistift gemachten Angaben. Die Dokumente wollen Sie 
mir bitte nach Vollzug wieder zurück senden. Das von Ihnen 
zu unterzeichnende Vollmachtsformular bedarf noch der 
Ergänzung der Bevollmächtigten . Ich bitte Sie, dieses 
Formular mittels beiliegendem Umschlag nach Berlin zu 
senden, damit es dort unterzeichnet werden kann. 

Bei den Unterschriftenakten der Bank liegt das von Herrn 
Jean Claude Diener am 30. August 1988 Unterzeichnete Formular 
B 2 für das Konto Nr. 12332. Nachdem bei beiden Konti, 
also Nr. 12332 und 12332 SEPTO die wirtschaftlich Berech- 
tigten und die Bevollmächtigten unverändert bleiben, dürfte 
das der Bank vorliegende Formular vom 30. August 1988 
genügen. Ich werde den bankinternen Akten eine Photokopie 
für das neue Konto beilegen. 

Für Ihre Bemühungen danke ich Ihnen zum voraus und ver- 
bleibe 

mit f reuirolichen Grüssen 




Bella cen erwähnt. 

P.S. Ich bin vom 2.10./ 10.10. 
abwesend . 
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MAX MOSER-BUCHER 


Präsidialans tal t 
Aeulestrasse $8 

FL - 9490 Vaduz 


8802 KILCHBERG/Zch. 

C.F. MEYERSTR 24 




* 30 I 



> 1 P 




AT 40 

3- Dez. 1S87 
CCU rj$Z- 


snsi j zcdi 


2. Dezember 19S7 





AT-50 z. Ha. Frau Liliane Biederer 


ANSTALT M0ND5SSA 

Sehr geehrte Frau Riederer, 

Die ANSTALT MONDESSA unterhält bei der Bank für Handel & Effekten 
(Kurzname B*E.E.) das Nummernkonto 12' 352. 

Mit dem Austritt von Herrn Peter Virtz aus der Präsidialanstal t 
wird eine Anpassung der Unterschriften auf den Kontounteriagen 
der Bank notwendig* 

zu. 

Ich bitte Sie deshalb, die Ihnen an oeif gehenden Dokumente 

an den mit *) bezeichne ten Steilen zu unterschreiben. Gleichzeitig 

bitte ich Sie um Zusendung eines neuen Handelsregister-Auszuges. 

Ferner eröffnet die oben erwähnte Anstalt bei der Niederlass ung 
Nassau der BHE ein neues Konto Nr. 120’ 352. Sie erhalten anbei 
zur Eröffnung dieses Kontos di-e notwendigen Dokumente, mit der 
Bitte, diese ebenfalls an den mit +) bezeichne ten Stellen zu 
unterzeichnen * 

Da ich vom 7. bis 15. Dezember abwesend bin, bitte ich Sie, die 
Unterzeichneten Unterlagen direkt unter Verwendung des Den 1 ege r c.-; 
Umschlages an die BHE zurück zu senden. 

Ich danke Ihnen zum voraus für Ihre Bemühungen und verbleibe 

mit freundlichen Grüsser. 

:'V ,3 ) .. 

Beilaren erwähnt. 


AW 
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Vollmacht 


fcb/Wir b cvQÜmächüge u jo einzein/KckctfOÖX 

i.) 


3.) Herrn Kan free Seidel 3.) Frau Sigrid Schalck- 

1058 Berlin Golodkowski 

1o58 B e r 1 l n 

gegenüber der BANK FÜR HANDEL UND EFFEKTEN, ZÜRICH 

zu allen Rechtshandlungen eines Generalbevollmächtigten, mit dem Rechte, Stellvertreter zu ernennen. 

Die Vollmacht schliesst insbesondere ein: 

über meine/unsere Wertpepierc und Gutheben bei der Bank uneingeschränkt zu verfügen. Darlehen auf- 
zunehmen und andere Verbindlichkeiten einzugehen, Börsenaufträge zu erteilen, Wertpapiere zurückzu- 
ziehen oder zu verpfänden. Zahlungen entgegenzunehmen, Aufträge irgendwelcher Art zu erteilen, Wechsel 
und Checks euszusteilen. anzunehmen, zu indossieren oder zu quittieren, Entlastungen, Quittungen und 
Richtigbefunde zu erteilen, sowie Verträge irgendwelchen Inhalts und Vergleiche abzuschliessen. Die Voll- 
macht umfasst auch Verfügungen des/der Bevollmächtigten zu eigenen Gunsten. 

Die Bank ist berechtigt, alle mich/uns betreffenden Mitteilungen dem/den Bevollmächtigten an dessen/ 
deren letzte der Bank bekennt gegebene Adresse zuzustellen. 

Diese Vollmacht gilt bis zum Eintreffen des schriftlichen Widerrufs bei der Bank. Die Vollmacht erlischt 
nicht mit dem Tod. der Verschollenerklärung, dem Verluste der Handlungsfünigkeit oder dem Konkurs 
dci/der Vollmachtgeber Hingegen erhscht die Vollmacht, wenn diese Ereignisse beim/bei den Bevoll- 

mächtigten eintreten, vorbehältlich der Bestellung mehrerer Bevollmächtigter oder der vorgängig erfolgten 
Ernennung eines Stellvertreters. 

Sämtliche Rechtsbeziehungen aus dieser Vollmacht zwischen de Vollmachtgeber oder de Bevoll- 

mächtigten einerseits und der Bank andererseits unterstehen schweizerischem Rocht, und lür sämtliche 
Streitigkeiten dareus Ist der Gerichtsstand Zürich vereinbart. 




Herrn Max Mo3er 
C . F . Keyerotraese 24 

CH-8802 K i 1 c h b e 


2.) Herr Dr. Alexander Schalck- 

Go lo do va k i 

1056 Berlin 





Dokument 38 


Vollmacht 



X5fc/Wi r bevollmächtige Je elnzeln/kK^tfZC* 


1 . ) Herrn Max Moser 0 0 L 

C.F. Meyerstxasse 24 
CH-8802 Kilchberc 


3.) Herrn Manfred Seidel 
1058 Berlin 



2. ) Herr Dr. Alexander Schalck-Colodowski 

< 

1058 Berlin /' , 'd ^ O 

/— > ' 'o 

3. ) Frau Sigrid Schalck-Golodkowski 

1058 Berlin J ~~ 'X.jj Cx 


gegenüber der Bank für Handel und Effekten (Overseas) Limited, Nassau 

zu eilen Rechtshandlungen eines Generalbevollmächtigten, mit dem Rechte. Stellvertreter zu ernennen. 
Die Vollmacht schllesst insbesondere ein 

über meine/unsere Wertpapiere und Guthaben bei der Bank uneingeschränkt zu verfügen. Darlehen auf- 
zunehmen und andere Verbindlichkeiten einzugehen. Börsenaufträge zu erteilen, Wertpapiere zurück- 
zuziehen oder zu verpfänden. Zahlungen entgegenzunehmen. Aufträge Irgendwelcher Art zu erteilen. 
Wechsel und Checks auszustellen, anzunehmen, zu indossieren oder zu quittieren. Entlastungen. Quit- 
tungen und Richtigbefunde zu erteilen, sowie Verträge Irgendwelchen Inhalts und Vergleiche ebzu- 
schliessen. Die Vollmacht umfasst auch Verfügungen des/der Bevollmächtigten zu eigenen Gunsten. 

Die Bank Ist berechtigt. 8Üe mich/uns betreffenden Mitteilungen dem/den Bevollmächtigten an dessen/ 
deren letzte der Bank bekenntgegebene Adresse zuzustellen. 

Diese Vollmacht gilt bis zum Eintreffen des schriftlichen Widerrufs bei der Bank. Die Vollmacht erlischt 
nicht mit dem Tod. der Verschollenerklörung, dem Verluste der Handlungsfähigkeit oder dem Konkurs 
des/der Vollmachtgeber Hingegen erlischt die Vollmacht, wenn diese Ereignisse beim/bei den Be- 

vollmächtigten elntreten. vorbehaltlich der Bestellung mehrerer Bevollmächtigter oder der vorgöngig 
erfolgten Ernennung eines Stellvertreters 

Sämtliche Rechtsbeziehungen aus dieser Vollmacht zwischen de Vollmachtgeber. oder de Be- 

vollmächtigten einerseits und der Bank andererseits unterstehen dem Rechte der Bahama-inseln. und 
für sämtliche daraus entstehenden Streitigkeiten Ist der Gerichtsstand Nassau vereinbart. 



j ^ Die übrigen Unterschriften siehe Kontounterla^en BHE t Zürich 

4. ) 


Ort und Datum FL-9490 Vaduz, Dezember 1987 D 
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Vollmachtgeber _ 

ans/alt MONDESSA 


cX 






Vaduz, 14. Dezember 1982 
AT50/W1R/STD 


An Herrn 

Max Moser-Bucher 


C.F. 

Meyer-Strasse 2 L 

PHAG 

DIRE REWE 

PERV.' 

8802 

Ki 1 chberg 

AT 10 





AT 20 

1 BJIEZ. 1922, 

4k 



AT 30 

StP" - t 

r e!5L 



COAT 

5ERI 

i ZED1 


Beuitn ANSTALT MONDlSSA 

in der Beilage erhalten Sie 2 neue Unterschriftenkarten 
der Bank Otto Scheurmann. Wir bitten Sie, auf der einen 
Karte zu unterschreiben und auch die Unterschrift von 
Herrn Jürgen Keller einzuholen. Anschliessend bitten wir 
um Rücksendung an uns, da wir noch einen neuen Handeis- 
reg i s terauszua beilegen müssen, 
um Kenntnisnahme 
um Sieüungnanme 
um Reiüumierung 

um Ume.'zeicnnung und Reiourmerung 
um Erledigung 
unterzeichne’. zuiuck 
uemas:, leicioniscner Besprechung 

• I Hl LJcHIK tU-'UCK 

it i hriecuuno inres ScnretDens vom 


Präsidial Anstalt. 



Anbei die beiden Un terschr i f t enkar :c r. 
zuruck. Die Unterschrift vor. Herrn 
Jürgen Keller wird vom Bankhaus Olto 
Scneurmar.n KG . direkt eingeholt, aa 
dieser m 3erlin domiziliert ist. 

Ich habe veranlasst, dass Sie nach 
•U-w.erzeicnr.ung eine Photokopie aus 
In« r 1 ir. für Ihre Akten zuges teilt er- 



//V? 







Dokument 40 



S^c/u 





( .1 m H \ ! i m i j ; : \.. 


Deutscher Bundestag 
12 . Wahlperiode 
1. Untersuchungsausschuß 
"Kommerzielle Koordinierung' 
- Sekretariat - 
Bundeshaus 

53113 Bonn 


Sehr geehrte Damen und Herren, 


09 . 02 . 1994 


1. 

2 ■: hunossussch uB 

' 



Kt. 






V VL % r?Tf 



1 


^ Ul 

V 

ii 

2j V'St - Zt 


1 ] Utr 


wir erhielten Ihre Anfrage vom 08.02.1994. 

Es trifft zu, daß es sich bei den Konten mit den Nummern 

184 743 01 

# 

184 743 02 
184 743 03 
184 743 77 


um Unterkonten zum Konto Nr. 184 743 00 der Anstalt Mondessa 
gehandel t ha t . 

Als Handlungsbevollmächtigte einzeln verfügungsberechtigt waren 
für die Konten Nr. 184 743 00, 02, 03 und 77 

Herr Jürgen Keller 

und für das Konto Nr. 184 743 01 

Herr Max Moser-Bucher. 


Mit freundlichen Grüßen 


Otto Scheurmann 
^ Bank - Komma nditgesell^schaf-t^ 

^ 


// 


/ 
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M* AH®. tZMft (KoMo-Eröttn ) f. 79 Or 


Dokument 41 


OTTO SCHEURMANN BANK-KG 


El ngctirelben gegen RQckachotfi 

( ANSTALT MONDESSA 
^ — Aeulestr . 38, Pf 583 


FL 9490 Vaduz 


ec: 

L 


Konto-Nr. ■] g 4 743 


^ KuftOr*t«n<lamm 62. 0 »n 25.4.80 SZ 

Po*ti«ch eoe 

1000 Berlin 15 
Telefon (030) «3 20 61 
Benkteltzehi 100 800 00 
Postscheckkonto : Berlin Wett 431 10-100 
Fernschreiber : 018 3652 tchbk d 
Drahtanschrift: schsurmannbank 
Code : Petereon 2x0 Edition 

Filiale Frankfurt/M. 

Postfach 4347 
Feuerbachatrafte 49 
Ecke Bocke n hei me r Landstrafte 
8000 Frankfurt/Maln 1 
: Telefon (0611) 72 89 14 

| -J Bankleltzehl 602006 00 

Postscheckkonto: Frankfurt/Maln 804 00 - 003 
j 

I 


Wir bestätigen den Eingang des uns übermittelten Unterschriftsblattes und nahmen davon Kenntnis, daß für 
Ihr In unseren Büchern geführtes Konto 


Art der 
Zeichnungs- 
berechtigung *) 

E 

E 

E 

E 


Aclolf Fehr 
Dr. Albert Mayer 
Jürgen Keller 
Peter Wirtz 


i 


I 

i 


# ) E = einzeln (allein) 

A allgemein (mit jedem anderen Zeichnungsberechtigten gemeinsam) 
B = beschränkt (nur mit einem „A~ Zeichnungsberechtigten gemeinsam) 



berechtigt txl/sind, Ihre Firma (Institution) uns gegenüber zu vertreten. Maßgebend Im Geschäftsverkehr mit 
Ihnen sind die In unseren Geschäftsräumen ausgele£jten „Allgemeinen Geschäftsbedingungen" und für ver- 
einbarungsgemäß Im Ausland angeschaftte und euf bewahrte Wertpapiere und entsprechende Werte ergänzend 
die ebenfalls ln unseren Geschäftsräumen ausgeiegten „Sonderbedmgungen für Auslandsgeschäfte In Wert- 
papieren", sämtliche Bedingungen in der jeweiligen Fassung. 

Frühere Unterschriftsbestätigungen sind hiermit gegenstandslos. 

Hochachjijnasvbll 
QTTO SCHeURwiNlN 

Bank- Kommet idllgeaellf c*i sft 



Eingetragen Im Handelsregister oem Amtsgericht» Chsrionenburg unter f^u 'fatfccx. 
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Voiimacrit 


IchASJij - bevollmächtig« jo oiaralrt/t^Ajctjjf 


1.) Dr. Alexander Schalck 
Hoher Wall 17 

1058 9 e r l in 


3- ) 


Max Mosef 

C -F. Jtfeyerstrasse 24 
8802 K i r -e -h b e r 


2.)Manfred Seidel 
Hoher. Wall .17 

1058 B e r 1 i n 


gagonüber d«r BANK FÜR HANDEL UND EFFEKTEN, ZÜRICH 

xu allen Rechtshandlungen eines Generalbevollmächtigten, mit dem Rechte, Stellvertreter zu ernennen. 
Die Vollmacht schliesst insbesondere ein: 

über meine/umere Wertpapiere und Guthaben bei der Bank uneingeschränkt ru verfügen, Darlehen auf- 
Xunehmen und andere Verbindlichkeiten einzugehen, Börsenaufträge zu erteilen, Wertpapiere Zurückzu- 
ziehen oder zu verpfänden, Zahlungen entgegenzunehmen, Aufträge irgendwelcher Art iu erteilen, Wechsel 
und Checks auszustelien, anzunehmen, ru indossieren oder zu quittieren, Entlastungen, Quittungen und 
Richtigbefunde zu erteilen, sowie Verträge irgendwelchen Inhalts und Vergleiche abzuschliessen. Oie Voll- 
macht umfasst auch Verfügungen des/der Bevollmächtigten ru eigenen Gunsten. 

Die Bank ist berechtigt, alle mich/uns betreffenden Mitteilungen dem/den Bevollmächtigten an dessen/ 
deren letzte der Bank bekannt gegebene Adresse zuzustelien. 

Diese Vollmacht gilt bis zum Eintreffen des schriftlichen Widerrufs bei der Bank. Die Vollmacht erlischt 
nicht mit dem Tod, der Varichollenerklärung, dem Verluste der Handlungsfähigkeit oder dem Konkurs 

des /der Vollmachtgeber Hingegen erlischt die Vollmacht, wenn diese Ereignisse beim/bei den Bevoll- 

mlchtJgten eintreten. vorbehaltlich der Bestallung mehrerer Bevollmächtigter oder der vorgängig erfolgten 
Ernennung «inas Stellvertreters. 

Sämtliche Rechtsbeziehungen aui dieser Vollmacht zwischen de Vollmachtgeber oder de Bevoll- 

mächtigten einerseits und drr Benk andererseits unterstehen schweizerischem Recht, und für sämtliche 
Streitigkeiten dereus ist der Oarfchtaatand ZüHcft vereinbart. 


CtfL BevoIlmechtigtt!^^vrf ( tl/werden zeichnen: 



Zürich 


, den 


2 . Oktober 1989 
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D Vollmechtgeber : 





W V 


Auftrag zur Eröffnung einer anonymen Rechnung 


SANK FÜP HANDEL l'ND E c FEK.TEü 
ZÜRICH 



4 


1. a) Ich ersuche Sie, mir bei Ihnen eine Kontokorrentrechnung zu eröffnen: 
b) Ich errichte bei Ihnen ein Wertschriftendepot ; 


2. Da* Konto / Depot/ wird nicht mit dem Namen, sondern ausschliesslich' mit folgender Nummer 
und folgendem Kennwort bezeichnet: 

Nr.: .12633 Kennwort: SULTAN 


3. Ich werde im Verkehr mit Ihnen ausschliesslich Nummer und Kennwort statt des Namens verwen- 
den und alle Schriftstücke mit Nummer und Kennwort unterzeichnen, ausgenommen In Fällen in 
denen Sie aus besonderen Grtlnden meine Namensunterschrift benötigen. Die Bank für Handel und 
Effekten Ist ausdrücklich ermächtigt alle bei ihr eingehenden Korrespondenzen, die in der vorbe- 
zoichneten Weise unterzeichnet sind, als von mir herrührend zu betrachten und dementsprechend 
zu handein. 

Die Bank prüft diese Zuschriften sorgfältig, ohne jedoch irgendeine Verantwortung dafür zu über- 
nehmen. Im Übrigen lehnt die Bank alle Risiken und eventuelle Folgen ab, die aus der Verwendung 
von Nummer und Kennwort entstehen können. 


4. Korrespondenzen, Konto- und Depotauszüge usw. sind: 
a) zurückzubehalten ; 


5. Allfällige besondere Instruktionen: 

DM-Kto . 


6. Personalien de v Unterzeichneten : 

Name: Schalck VornameS igrid Nationalität: D 

Wohnort und Adresse Hoher Wall 17, lo58 Berlin 

Unterschriftenprobe ; 




Kenn wort: 




Namensunterschrift: 
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ZUnch, den 


2. Oktober 1989 




Dokument 44 



OTTO SCHEURMANN BANK-KG 


”1 Kvrfwstcndtmni $2, dort 15« De ZtGIH&GIT 1989 
roottte* eo« A r 

1000 Oorftn 16 
Toiofon (030) 00 42 05 • 0 
B«nk}»rtz*hl 100 000 00 
PotUchtckkoftto; 0#rÜo W«*t 431 10 - 100 
FtfMth'tib««: Olt 3662 teilt* d 
Drihuntöhrin- «cbdutmaMibtok 

Telefax 00075/ 6 53 99 


Ihr G«iprächipartn«r: 


l_ J T*l*1pn-Durchw«hl: (030) 88 42 05 * 


r 

®msmmmisgsm; 

2. Hd. Frau Liliane Riederer 
Liechtenstein 


Konto Nr. 184 743 

Sehr geehrte Frau Riederer, 

. t-er Bezugnahme auf Ihr Telefax vom 15. Dezember 1989 
v ;j«n wir Ihnen nachstehend wunschgemäß die Stände 
Ihrer bei uns geführten Konten auf: 


Konto Nr. 00 

184 

743 00 

Haben 

DM 

43.879,68 

Konto Nr. 00 

184 

743 01 

Soll 

DM 

192,35 

Konto Nr. 00 

184 

743 02 

Haben 

DM 

525.442,51 

Konto Nr. 00 

184 

743 03 

Haben 

DM 

1.500.000,— 

Mit freundlichen 

Grüßen 

j 

/’ 



Ott oVc 

h e 


U n 





sei! 


laf t 


Festgeld 


Ru&j* £ 



Brvgtln^** m d*4 A/nt*g#rWti* Ch*/k>lt«r\burg unter Nonrvn»/ HAA 1 674 
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Dokument 45 


Gesucht: 

DDR-Parteienvermögen 


Die Unabhängige Kommission zur 
Überprüfung des Vermögens der Par- 
teien und Massenorganisationen der 
DDR und die Treuhandanstalt. Direk- 
torat Sondervenmogen. haben den ge- 
setzlichen Auftrag zur Feststellung. Si- 
cherung und Verwaltung des Vermö- 
gens der Parteien und Massenorga- 
nisationen der ehemaligen Ü DR. Das 
Vermögen dieser Institutionen wird 
für gemeinnützige Zwecke in den neu- 
en Ländern, insbesondere für wirt- 
schaftliche Strukturmaßnahmen ver- 
wendet. sofern kein früherer Berech- 
tigter zum Zuge kommt oder im 
Emzelfalle eine Rückgabe an die In- 
stitutionen erfolgt. 

Den zuständigen Behörden sind al- 
lerdings noch nicht alle Vermögens- 
werte der Institutionen im In- und 
Ausland bekannt. Allgemein geht man 
davon aus, daß aus dem Milliarderv 
vermögen der Parteien und Massen- 
organisationen noch viele Millionen 
DM versteckt auf Konten oder m Fir- 
men liegen, die den nach dem Gesetz 


Verantwortlichen damit entzogen 
sind. Gezielte Hinweise aus der Be- 
völkerung können den Fahndungserfolg 
sehr beschleunigen, denn die Metho- 
den der Veruntreuer sind durchaus 
raffiniert. 

Die Bundesregierung hat daher 
Richtlinien für die Auszahlung von Be- 
lohnungen an solche Personen erlas- 
sen. die durch Hinweise oder sonsti- 
ge Mitwirkung zur Rückführung von 
Vermögenswerten beitragen. Dies gilt 
auch für eine Mitwirkung bei der Si- 
cherung von Vermögen, das dem 
staatlichen Bereich der ehemaligen 
DDR zuzuordnen ist (etwa ehemaliges 
Stasi-Vermögen). 

H mwetse. die auch über Vertrauens- 
personen. etwa Rechtsanwälte, gege- 
ben werden können, bitte an die ange- 
gebenen Adressen. Vertrauliche Be- 
handung wird gewährleistet. Unter den 
angegebenen Telefonnummern können 
Sie in den Abendstunden Hinweise 
auch auf Anrufbeantworter sprechen. 


Bis zu 5 Mio. DM 
Belohnung! 


VofAuiMtzuny für di« Aus- 
zahlung durch di« Tr«u- 
handanrtaft ist. daß d*e Hwv 
w«<se neue Erkenntnisse ent- 
haften, die den Erminlungsbe- 
ho'öen bisher n»cht bekannt 
waren, und daß s»e zu einem 
endgültigen Zufluß von Ver- 
mögenswerten (Ohren. 

D*e Belohnung richtet sich 
nach oe' Hohe Oes Sicherge- 
stemen Vermögenswertes 
Bei e*nem Vermogenswert bis 
1 000 OM ist s*e auf 5% be- 


grenzt. darüber hinaus betragt 
sie mammaJ 3% des Wertes. 
D*e Höchstgrenze der Beton- 
nung kjgt bei 5 Mäonen DM. 

Etne Belohnung wird nicht ge- 
zahlt an Personen, zu deren 
beruflichen Pflichten die Er- 
mittlung strafbarer Hand- 
lungen oder die Rückführung 
von Vermögenswerten der 
ehemaligen DDR oder ihrer 
Parteien und Massenorganisa- 
tionen gehört, ebenfalls nicht 
an jetzige oder frühere Mitar- 


beiter der Treuhandanstalt 
oder rer Tochtergesellschaf- 
ten oder an Angehörige die- 
ser Personen oder von ihnen 
•«ogeweihte Dirne 

Eine Belohnung erhält eben- 
falls nicht, wer als Tater. Mit- 
täter oder Anstifter «n einer 
Straftat n bezug auf den Vermö- 
genswert beteiligt war Bloße 
Gehilfen emer solchen Tat kön- 
nen dagegen n den Genuß der 
Belohnung kommen 


Unabhängige Kommission 
Parteivermögen 

Postfach 2 38. 10123 Berlin 
Telefon (030} 23 13 59 34 
Telefax (030) 23 13 55 35 


Treuhandanstalt 

Direktorat Sondervermögen 
10100 Berlin 

Telefon (030)31 54 79 11 
Telefax (030)31 54 79 1 1 
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Treuhandanstalt 

UnrtFäxvömb: 


Tr#vH*rvd*mrt#h ■ 10'OC 

Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 
1. Untersuchungsausschuß 
"Kommerzielle Koordinierung" 
- Sekretariat - 


Bundesministerium der Finanzen 
AG KoKo 
Herrn MR Bremer 
Graurheindorfer Str. 108 
53117 Bonn 


Trtuht nd« rotalt 
Dmiev-Ft'y>w*dd#<’-Höu3 
Leipziger StreÜe 6 - 7 
10100 Berlin 

Telefon 0 30/31 54-01 
Telefax 0 30 / 31 54 - 29 22 
Telex . 305141 tha2d 
Durchwahl: 

Telefon 0 30/31 54- 
Telefex 0 30 / 31 54- 

Aktenzeichen: 

Ihr Gesprächspartner: 


Berlin, 13.09.1994 


2491 

2380 


Beweisbeschiuß des 1. Untersuchungsausschusses vom 24. Juni 1994 
Sehr geehrter Herr Ministerialrat Bremer, 

in Erledigung des o. a. Beweisbeschlusses überreichen wir in der Anlage die 
Auskunft der Treuhandanstait mit der Bitte um Weiterleitung. 

Mit freundlichen Grüßen r 


Dr. Dorenberg Webers 

Direktor / Abteilungsleiter 

Anlage 

Original folgt per Post über BMF, AG KoKo 
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Auskunft 

der Treuhandanstalt 
zum Beweisbeschluß 
des 1 . Untersuchungsausschusses 
"Kommerzielle Koordinierung" 
vom 24. Juni 1994 


Berlin, 13.09.1994 
Ha/neu 


1. Vorbemerkung 

Mit dem Beweisbeschluß vom 24. Juni 1994 wird die Treuhandanstalt gebe- 
ten, folgende Fragen zu beantworten: 

- Welche veruntreuten Vermögenswerte des Bereiches "Kommerzielle Ko- 
ordinierung" konnten bisher zurückgeführt werden, und bei welchen ist 
dies noch nicht der Fall? 

- Welche Ergebnisse hat die erfolgte Auslobung erbracht? 

Aus Fragestellung und Sachzusammenhang ergibt sich, daß grundsätzlich 
nur über Vermögenswerte des Bereiches "Kommerzielle Koordinierung" zu 
berichten ist, und zwar auch im Hinblick auf Ergebnisse der Auslobung. 
Nicht behandelt werden demnach die im Rahmen dieser Aktion eingegange- 
nen Hinweise ohne mutmaßlichen KoKo-Bezug, also z. B. solche, die sich 
auf das Vermögen der früheren DDR-Parteien beziehen und somit in die Zu- 
ständigkeit der "Unabhängigen Kommission Parteivermögen" fallen. 

2. Stand der Rückführung von veruntreuten Vermögenswerten des 
Bereiches "Kommerzielle Koordinierung" 

Bis September 1994 konnten Vermögenswerte von nahezu 500 Mio. DM 
durch vorläufige Maßnahmen gesichert werden. Allerdings sind bei keinem 
dieser nach Auffassung der Treuhandanstalt dem Bereich "Kommerzielle Ko- 
ordinierung" - und damit heute der Bundesrepublik Deutschland - zustehen- 
den Vermögenswerte Untreue-Tatbestände abschließend nachgewiesen, 
obwohl es eine Vielzahl von Verdachtsmomenten für strafbare Handlungen 
gibt. Soweit im Zusammenhang mit diesen mutmaßlichen Vermögensver- 
schiebungen Zivilverfahren eingeleitet wurden, hat die Treuhandanstalt hier- 
über dem Untersuchungsausschuß am 11.02.1994 so ausführlich berichtet, 
wie dies ohne Gefährdung eigener Rechtspositionen möglich war. Da zu kei- 
nem der dort behandelten Fälle abschließende Gerichtsentscheidungen vor- 
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liegen, konnte es über die in diesem Bericht erwähnten vorläufigen Sicher- 
stellungsmaßnahmen hinaus noch nicht zu endgültigen Rückführungen von 
Vermögenswerten kommen. Der damaligen Berichterstattung kann somit 
nichts hinzugefügt werden. 

3. Ergebnisse der erfolgten Auslobung 

Ab 31. März 1994 haben die "Unabhängige Kommission Parteivermögen" 
und die Treuhandanstalt die Auslobungsaktion gemeinsam publiziert, und 
zwar durch Schaltung entsprechender Anzeigen, zunächst in deutschen, 
dann auch in schweizerischen Presseorganen. 

Soweit daran anschließend Hinweise auf mutmaßliche Vermögensverschie- 
bungen mit angenommenem KoKo-Bezug eingegangen sind, oblag die feder- 
führende Bearbeitung und Sachverhaltsaufhellung dem Direktorat U2 AHB, 
das allen brauchbaren Hinweisen mit Nachdruck, aber auch äußerster Dis- 
kretion und Sensibilität nachgegangen ist. Keiner dieser Vorgänge Ist abge- 
schlossen, so daß schon aus diesem Grund von einer detaillierten Berichter- 
stattung abgesehen werden muß. Im übrigen wurde allen Hinweisgebern im 
Hinblick auf mögliche Gefährdungen absoluter Quellenschutz zugesichert, so 
daß selbst reine Sachverhaltsschiiderungen durch die Treuhandanstalt weit- 
gehend neutralisiert werden müßten und somit für den Ausschuß ohne zu- 
sätzlichen Erkenntniswert wären. 

Insgesamt sind im Zuge,der Auslobungsaktion bisher 37 Hinweise eingegan- 
gen, bei denen zunächst ein KoKo-Bezug vermutet werden konnte und dem- 
zufolge zumindest eine Anfangs-Zuständigkeit des Direktorates U2 AHB be- 
stand. Davon befinden sich noch zehn Vorgänge im Frühstadium der Bear- 
beitung und können daher noch nicht beurteilt werden. Die übrigen 27 Fälle 
lassen sich wie folgt klassifizieren: 

- In 10 Fällen wurde nach Sachverhaltsprüfung die weitere Bearbeitung 
eingestellt, weil die Angaben offenkundig wertlos waren. Hierzu zählen z. 
B. Hinweise, die mangels Konkretisierung - auch nach eingehender Befra- 
gung der Informanten - keine Ansatzpunkte für Ermittlungen boten sowie 
Mitteilungen ohne Neuigkeitswert, z. B. zur Weiterexistenz früherer KoKo- 
Unternehmen, die bekanntlich durch die Treuhandanstalt abgewickelt 
werden. 

- Zu 17 Vorgängen wurden umfangreiche Ermittlungen - z. T, im Ausland - 
angestellt, in allen diesen Fällen wurde im Bearbeitungsverlauf ein Stadi- 
um erreicht, das eine Abgabe an andere Instanzen erforderlich machte: 

6 Fälle wurden an die ZERV übergeben, weil sie entweder im Zusam- 
menhang mit bereits anhängigen Ermittlungsverfahren standen oder 
weitere Nachforschungen den Einsatz kriminalpolizeilicher Mittel erfor- 
derten. 
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. 2 Fälle wurden wegen nicht gegebenem KoKo-Bezug und anderweitiger 
Branchenzuständigkeit der Stabsstelle Recht der Treuhandanstalt 
übermittelt. 

, 3 Fälle wiesen nach den getroffenen Feststellungen ebenfalls keinen 
KoKo-Bezug auf, sondern betrafen Plan-Außenhandelsbetriebe; sie wer- 
den in der zuständigen Fachabteilung z. Zt. abschließend bearbeitet. 

. 5 Fälle wurden abgegeben, weil entgegen ersten Annahmen kein 
KoKo-, wohl aber ein MfS-Bezug gegeben war. 

. 1 Vorgang ist im Anschluß an die Erkenntnis, daß nicht KoKo-, sondern 
SED-Vermögen betroffen war, dem Direktorat Sondervermögen zur 
weiteren Bearbeitung übergeben worden. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, daß die angesprochene Auslobungsakti- 
on jedenfalls im Hinblick auf Veruntreuung/Verschiebung von Vermögens- 
werten des Bereiches "Kommerzielle Koordinierung" bisher keine zielführen- 
den Erkenntnisse erbracht hat, die eine Rückführung von Vermögenswerten 
ermöglichen konnten; Belohnungen sind daher nicht gezahlt worden. Eine 
abschließende Erfolgsbilanz ist allerdings zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch 
nicht möglich. 


Direktor 



Dr. Dorenberg 


Üt-' 

J Abteilungsleiter 
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Treuhandanstaft 

Detiev-Ror.weoce'-MauS 
le'Dz ge' Straße 5 - 7 
10*00 3e r - 


Treuhandanstalt 


Treuhandanstati ’COC Be' " 

Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 
1. Untersuchungsausschuß 
"Kommerzielle Koordinierung" 
- Sekretariat - 


Te^or 0 30 / 3 t 54 -01 
Telefax 0 30 / 31 54 - 29 22 
Tete-, 305M1 :naz d 
Durcnwan! 

te-ev'- 0 30 5- • 2491 

teiefax 0 30/31 54 ■ 2380 

Aktenzeichen 

Ha/neu 

Ihr Gesprächspartner: 


über 


Berlin, 10.10.1994 


Bundesministerium der Finanzen 
AG KoKo 
Herrn MR Bremer 
Graurheindorfer Str. 108 
53117 Bonn 


■12. MkUf ft/ 


Beweisbeschluß des 1. Untersuchungsausschusses vom 24. Juni 1994 


Sehr geehrter Herr Ministerialrat Bremer, 

in Erledigung des o. a. Beweisbeschlusses überreichen wir in der Anlage die zum 
Stichtag 30. September 1994 aktualisierte Auskunft der Treuhandanstalt mit der 
Bitte um Weiterleitung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Dorenberg /Webers 

Direktor / Abteilungsleiter 

Anlage 
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Aktualisierte Auskunft 
der Treuhandanstalt 
zum Beweisbeschluß 
des 1 . Untersuchungsausschusses 
"Kommerzielle Koordinierung" 
vom 24. Juni 1994 
(Stand: 30. September 1994) 


Berlin, 10.10.1994 
Ha/neu 


1 . Vorbemerkung 

Mit dem Beweisbeschluß vom 24. Juni 1994 wurde die Treuhandanstalt ge- 
beten, folgende Fragen zu beantworten: 

- Welche veruntreuten Vermögenswerte des Bereiches "Kommerzielle Ko- 
ordinierung" konnten bisher zurückgeführt werden, und bei welchen ist 
dies noch nicht der Fall? 

- Welche Ergebnisse hat die erfolgte Auslobung erbracht? 

Eine vorläufige Auskunftserteilung sollte bis zum 15. September 1994 erfol- 
gen (erledigt mit Schreiben vom 13. September 1994), eine Aktualisierung 
auf den Stand per 30. September 1994 bis zum 15. Oktober 1994 übermit- 
telt werden. Dementsprechend wird nachstehend in Ergänzung der bereits 
erteilten Auskünfte über die bis zum 30. September 1994 eingetretenen 
Veränderungen berichtet. 

2. Stand der Rückführung von veruntreuten Vermögenswerten des 
Bereiches "Kommerzielle Koordinierung" 

Nach wie vor gilt, daß Vermögenswerte von nahezu 500 Mio. DM durch 
vorläufige Maßnahmen gesichert sind. Zu endgültigen Rückführungen konnte 
es mangels abschließender Gerichtsentscheidungen zu den anhängigen 
Zivilverfahren noch nicht kommen. Hinsichtlich der einzelnen Verfah- 
renskomplexe haben sich folgende Veränderungen ergeben: 

a) Komplex F. C. Gerlach 

Im Hauptsacheverfahren vor dem Kammergericht Berlin ("leading-case") 
wurde der Verkündungstermin auf den 14. Oktober 1994 festgelegt. Zu 
den im Ausland (Vaduz, Tel Aviv und Wien) anhängigen Verfahren liegen 
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bisher weder rechtskräftige Urteile vor, noch wurden Verkündüngstermine 
bestimmt. 

b) Komplex G. Forgber 

Am 26. September 1994 ist Forgber vom Landgericht Berlin wegen Ver- 
untreuung von Vermögenswerten des Bereiches "Kommerzielle Koordinie- 
rung" zu einer Haftstrafe von 21 Monaten verurteilt worden, die allerdings 
zur Bewährung ausgesetzt wurde. Z. Zt. wird geprüft, welche Auswirkun- 
gen dieses Urteil auf die laufenden Zivilverfahren hat. 

c) ASIMEX-Komplex 

Das Bundesministerium der Finanzen hat entschieden, das vor dem Land- 
gericht Berlin anhängige Zivllvarfahren (Beklagte: Fagro GmbH, Frau Ler-, 
che, Dr. Fischer) durch die bereits im Bericht der Treuhandanstalt vom 
11. Februar 1994 erläuterte vergleichsweise Regelung zu beenden; der 
Termin zur gerichtlichen Protokollierung des Vergleichs ist für den 
13. Oktober 1994 anberaumt. 

d) KOWIMEX-Komplex 

Im Hauptsacheverfahren steht eine Entscheidung zu der von den Beklag- 
ten Kotz und Wünsche eingelegten Berufung nach wie vor aus; das Kam- 
mergericht Berlin hat als Verhandlungstermin den 08. November 1994 
festgelegt. 

3. Ergebnisse der erfolgten Auslobung 

Im Rahmen ihrer Auskunftserteilung vom 13. September 1994 hat die Treu- 
handanstalt dargelegt und begründet, daß ihr im Zusammenhang mit der an- 
gesprochenen Auslobungsaktion lediglich eine eingeschränkte Berichterstat- 
tung möglich ist. Unter ausdrücklicher Bezugnahme auf die damaligen gene- 
rellen Ausführungen wird der Sachstand zum 30. September 1994 wie folgt 
aktualisiert: 

Insgesamt sind im Zuge der Auslobungsaktion bisher 42 Hinweise eingegan- 
gen, bei denen zunächst ein KoKo-Bezug vermutet werden konnte und dem- 
zufolge zumindest eine Anfangs-Zuständigkeit des Direktorates U2 AHB be- 
stand. Davon befinden sich noch 13 Vorgänge im Frühstadium der Bearbei- 
tung und können daher noch nicht beurteilt werden. Die übrigen 29 Fälle 
lassen sich wie folgt klassifizieren: 

- In 11 Fällen wurde nach Sachverhaltsprüfung die weitere Bearbeitung 
eingestellt, weil die Angaben offenkundig wertlos waren. Hierzu zählen 
z. B. Hinweise, die mangels Konkretisierung - auch nach eingehender 
Befragung der Informanten - keine Ansatzpunkte für Ermittlungen boten 
sowie Mitteilungen ohne Neuigkeitswert, z. B. zur Weiterexistenz früherer 
KoKo-Unternehmen, die bekanntlich durch die Treuhandanstalt 
abgewickelt werden. 
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- Zu 18 Vorgängen wurden umfangreiche Ermittlungen - z. T. im Ausland - 

angestellt. In allen diesen Fällen wurde im Bearbeitungsverlauf ein Stadi- 
um erreicht, das eine Abgabe an andere Instanzen erforderlich machte: 

4 

. 7 Fälle wurden an die ZERV übergeben, weil sie entweder im Zusam- 
menhang mit bereits anhängigen Ermittlungsverfahren standen oder 
weitere Nachforschungen den Einsatz kriminalpolizeilicher Mittel erfor- 
derten. 

. 2 Fälle wurden wegen nicht gegebenem KoKo-Bezug und anderweitiger 
Branchenzuständigkeit der Stabsstelle Recht der Treuhandanstalt 
übermittelt. ^ ^ -• 

. 3 Fälle wiesen nach den getroffenen Feststellungen ebenfalls keinen 
KoKo-Bezug auf, sondern betrafen Plan-Außenhandelsbetriebe; sie wer- 
den in der zuständigen Fachabteilung z. Zt. abschließend bearbeitet. 

. 5 Fälle wurden abgegeben, weil entgegen ersten Annahmen kein 
KoKo-, wohl aber ein MfS-Bezug gegeben, war. 

. 1 Vorgang ist im Anschluß an die Erkenntnis, daß nicht KoKo-, sondern 
SED-Vermögen betroffen war, dem Direktorat Sondervermögen zur 
weiteren Bearbeitung übergeben worden. 

Zusammenfassend ist unverändert festzuhalten, daß die ängesprochene 
Auslobungsaktion jedenfalls im Hinblick auf Veruntreuung/Verschiebung von 
Vermögenswerten des Bereiches •Kommerzielle Koordinierung" bisher keine 
zielführenden Erkenntnisse erbracht hat, die eine Rückführung von 
Vermögenswerten ermöglichen konnten; Belohnungen sind daher nicht ge- 
zahlt worden. Eine abschließende Erfolgsbilanz ist allerdings zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt noch nicht möglich. 


r. Dorenberg 
irektor 
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DER BUNDESBEAUFTRAGTE 

für die Unterlagen des Staatssicherheftsdienstes 
der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 
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Deutscher Bundestag * ! 
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06.10.1994 


Betr . : Ihr Telefax vom 30. September 1994 

Bezug : Schreiben von Herrn Dr. von Bulow, MdB, Obmann der SPD- 

Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß vom 28. September 1994 
an den Vorsitzenden des 1. Untersuchungsausschusses 


Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 


zu der mit Ihrem Telefax vom 30. September 1994 erbetenen Stellung* 
nähme teil* 3 ich Ihnen folgendes mit: 


Zu Nr. 1 

Ich erinnere mich nicht, dem 1. Untersuchungsausschuß oder seinem 
Sekretariat mitgeteilt zu haben, daß, von den vom BND an den Bundes- 
oeauftragten übergebenen 92 Originaldisketten lediglich zwei Dis- 
ketten nicht lesbar gewesen sein sollen. In allen Schriftsätzen und 
Gesprächen war immer von 22 nicht lesbaren Disketten die Rede. Die- 
ser Sachverhalt ist im übrigen auch bereits dem Minister beim Bundes- 
kanzler. Herrn Schmidbauer, vom Präsidenten des BND vorgetragen und 
Ihnen mit Schreiben des Herrn Bundesministers vom 22.06.1994 mitge- 
teilt worden. ; "" * ' 






Blatt 2 


In diesem Schreiben ist allerdings von 96 dem BND überlassenen Disketten 
die Rede. Auf ausdrückliche Nachfrage beim BND, wie es zu 
der unterschiedlichen Mengenangabe gekommen sei, wurde mir geant- 
wortet, daß die Zahl auf einem Mißverständnis beruhe. 

Nun wurden mir aber am 26. September 1994 vier weitere Disketten 
übergeben. Darauf befinden sich jedoch nur Informationen der 
Hauptabteilung III des MfS zum Diplomatenfunkverkehr in die Schweiz. 
KoKo-relevante Inhalte sind nicht ersichtlich. 

Dem BKA ist keine der nicht lesbaren Disketten zum Zwecke der Ent- 
schlüsselung und Lesbarma chung übergeben worden. Diese Absicht wurde 
auch nicht erwogen, da ich davon ausgehen konnte, daß dem BKA 
nicht gelingen konnte, wozu der BND in mehr als vier Jahren seines 
Besitzes der Disketten nicht in Lage war. 

Am 23.08.1994 sind dem BKA auf Ersuchen des Generalbundesanwaltes 
vom 22.06.1994 lediglich 44 Kopien aus dem Bestand von 92 Disketten 
übergeben worden. Sie wurden in Berlin auf den speziellen Antrag des 
GBA nach bestimmten Datenbanken und Dateien selektiert, um dem GBA 
die Prüfung zu ermöglichen, ob hinsichtlich bestimmter darin genann- 
ter Personen die Einleitung von Ermittlungsverfahren wegen des Ver- 
dachts von Straftaten i.S. des § 99 StGB geboten erscheint. 

Z u Nr. 2 

Anläßlich der Vorstellung der vom BND ausgedruckten Disketten beim 
Besuch, des Leiters des Sekretariats, Herrn Dr. Hey^r , in Berlin 
wurden unter dem Begriff "Dossiers" nur die Teile des Gesamtaus- 
druckes verstanden, die dem Untersuchungsausschuß auf alle Falle 
übergeben werden sollten und auch wurden. 

( rst aufarund Ihrer aktuellen Bitte um Stellungnahme brachte ich das 
Lrsuchen mit einem Aktenordner in Verbindung, der vom BND zusammen 
mit den Disketten übergeben worden war. Eine daraufhin veranlaßte 
erste Durchsicht zeigte, daß einige Informationen zu den in Ihren 


222 




Blatt 3 


Schreiben vom 8. und 30. 09. 199-1 genannten OV und QPK enthalten sind. 

Der überwiegende Akteninhalt hat jedoch keinen Bezug zum Untersuchungs- 
auftrag des Ausschusses. 

Ich werde veranlassen, daß Ihnen die relevanten Aktenteile unverzüglich 
in Kopie übersandt werden. 


Zu N r -i 3 

Heine gegenüber dem 1. Untersuchungsausschuß geäußerte Einschätzung, 
daß sich die wesentlichen Informationen zum Bereich KoKo in den 
bereits übermittelten Unterlagen der AG BKK befinden, wird wie 
folgt begründet: 

Die Hauptabteilung XVIII des MfS hatte folgende Aufgabenstellung: 
Sicherung oer zentralen volkswirtschaftlichen Objekte und Ein- 
richtungen entsprechend der Struktur der Industriezweige der 
DDR einschließlich der Leitungs- und Planungsorgane des Staatsappa- 
rates. Die Abteilung 7 der HA XVIII war für die Sicherung des Außen- 
handels und des Ministeriums für Außenhandel sowie von Außen- 
handelsbetrieben und des Lizenshandels zuständig. Dabei war der 
Bereich "Kommerzielle Koordinierung" ausdrücklich ausgenommen. 

Die Abteilung 8 hatte sich auf die Sicherung der Elektrotechnik/ 
Elektronik sowie auf dessen Ministerium und der nachgeordneten 
Betriebe zu beschränken. 

Die Abwehrarbeit im Bereich "Kommerzielle Koordinierung" im 
Ministerium für Außenhandel sowie die Sicherung der KoKo unter- 
stellten Außenhandelsbetriebe und Vertretergesellschaften war 
ausschließlich der "Arbeitsgruppe Kommerzielle Koordinierung" 

(AG BKK) des MfS Vorbehalten. 

Hauptabteilungen des MfS, so auch die HA XVIII, hatten immer zen- 
trale Aufgaben, in deren Zusammenhang wichtige Informationen aus 
allen Abteilungen der HA XVIII gesammelt, ausgetauscht und archi- 
viert wurden. In diesem Zusammenhang für den Bereich KoKo relevan- 
te Informationen sind daher in der Regel in den Schriftwechsel 
zwischen der HA XVIII und der AG BKK eingeflossen. Dieser Schrift- 
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Wechsel und damit die wesentlichen Informationen sind dem 1. Unter- 
suchungsausschuß durch Übergabe des Aktenbestandes der AG BKK 
übergeben worden. 

Außerdem hatte schon der Staatsminister beim Bundeskanzler in seinem 
Schreiben vom 22.06.1994 an Sie auf den eingeschränkten Aufgabenbe- 
reich der Hauptabteilung XVIII Abt. 8 des MfS hingewiesen. 

Zu Nr . 4 

Herr Dr. von Bülow stellt die Frage, warum nicht bereits nach der 
Weiterle itung der Disketten an den BStU am 28.06.1994 mit dem Aus- 
druck begonnen wurde. Darauf antworte ich wie folgt: 

Es dauerte eine geraume Zeit, ehe das System des Aufbaus und der 
Gliederung der Dateien auf den Disketten ermittelt werden konnte. 

Mit meinem Schreiben vom 26.09.1994 hatte ich die von mir erarbei- 
tete umfangreiche Übersicht über die Datenbanken, Dateien und 
Systeme übersandt. 

Aber auch nach den gewonnenen Erkenntnissen war daraus nicht 
sofort abzuleiten 

- welche Koko-relevanten Informationen bereits vom BND ausgedruckt 
werden waren 

und 

- welche Dateien miteinander zu verknüpfen waren, um weitere Mit- 
teilungen ausdrucken zu können, die diesem Zweck entsprechen. 

Außerdem hatte ich zu beachten, daß der Generalbundesanwalt im 
Zusammenhang mit dem schon vorstehend genannten Ersuchen vom 
22.06.1994 die Einsicht in Datenbestände zu sämtlichen IMB sowie 
zu den IM der HA XVIII mit Wohnadresse in den Altbundesländern 
für zunächst drei Monate, d.h. bis zum 21.09.1994, gesperrt hatte. 

Zu Nr . 5 

Eine Stellungnahme zur Übersendung bestimmter 0V/0PK ist mir nur 
bedingt möglich, da ich den Inhalt des von Herrn Dr. von Bülow mit 
Schreiben vom 19.09.1994 an Sie gerichteten Antrages nicht kenne. 
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Icm kann lediglich bestätigen, daß mit dem Leiter des Sekretariats 
des 1. Untersuchungsausschusses am 25.08.1994 in Berlin vereinbart 
wurde, daß in den unsortierten Materialien der HA XVIII, Abtei- 
lungen 7 und 8, umgehend nach Unterlagen des 0V Embargo sowie der 
OPK Kaiser und Porst gesucht werde. 

Wie ich Ihnen bereits schriftlich mitgeteilt habe, sind zwischen- 
zeitlich 10 Signaturen zum 0V Embargo und 1 Signatur zur OPK Kaiser 
gefunden worden, die nach der notwendigen Aufarbeitung in Kürze 
übersandt werden. 

Ich habe darüber hinaus veranlaßt, daß auch in den Disketten zu 
diesen 0V und OPK recherchiert wird. Die Ergebnisse werden Ihnen 
anläßlich des Besuches meiner Mitarbeiter in der 41. Woche in Bonn 
übergeben . 

Mit Schreiben vom 30.09.1994 hatten Sie Ihren Antrag auf gezielte 
Sachrecherchen zu 9 weitern 0V/0PK ergänzt. Auch diese Ausdrucke 
werden Ihnen sodann übergeben. 

2 u Nr. 6 

Zum Verlangen nach Herausgabe der Originaldisketten wurde zwischen- 
zeitlich im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten mit dem Ausschuß- 
sekretariat vereinbart, daß in der 41. Woche in Ihrem Hause eine 
Kopie gezogen wird. 

Das Verfahren der Einsichtnahme in die von mir VS-Geheim einge- 
stuften Disketten werde ich im Zusammenhang mit dem Ziehen der 
Diskettenkopien mitteilen. 

Mit freundlichen Grüßen 


in Vertretung 

n 
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Hauptabteilung XVIII/8 
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Berlin, 31. Juli 1989 
pil-f i 


Bewertung zum 


operativen 


Gespräch mit dem Westberliner Bürger 
am 14. 7. 1989 


Das operative Gespräch mit . PppAcfPl- am 14. 7. 89 ord- 

nete sich in die komplexen Abschlußmaßnahmen zum OV "Embargo I" 
ein. 

Ausgehend von den im bestätigten Vorschlag 
OV "Embargo I" vom 18. 1, 1989 festgeleg 
eingeschätzt werden ; 



des 
lungen kann 


- Aufgrund der Aussagen bzw nsweisen bei den operativen 
Gesprächen sowie den ^Ä«BF^|®^es OV eingeleiteten Kon- 
troll- und Uberprü^ftrMsnm^Jahmen ist davon auszugehen, daß 

. Ä™&t^|jpienhang mit NSW-Geschäftskontakten im 

Blickfeld gegneriffiwr Geheimdienste stand bzw. steht. Insbe- 
sondere sind hierSei die Verbindungen zu seinem ehemaligen Ge- 
schäftspartner Göbel zu berücksichtigen. 


- Im Zusammenhang mit seinen unseriösen Geschäftspraktiken ge- 
genüber Außenhandelskadern der DDR, zu denen er die volle Ver- 
antwortung übernimmt, wird ein grundsätzlicher Wiedergutma- 
chungswille des . sichtbar, der sich in der 

Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit dem MfS ausdrückt. Daran 
werden seitens . ♦ /V? Erwartungen hinsichtlich ei- 

ner weiteren, positiven Geschäftsentwicklung mit der DDR ge- 
knüpft. Einer ;f inanziellen Wiedergutmachungsleistung wider- 
setzt sich . . *7? mit der Begründung seiner ohne- 

hin schlechten Geschäftslage, was derzeit nicht überprüft wer- 
den kann. 


. . . . zeigte weiterhin seine Bereitschaft ent- 

sprechend seinen Möglichkeiten Embargogeschäfte zu realisie- 
ren und dabei [sowie jeglichen anderen Geschäften grundsätz- 
lich seriöses Geschäftsgebaren an den Tag zu legen. 


• • . ....... zeigte während aller drei Gespräche eine 

umfassende Aussagebereitschaft, auch zu persönlichen Problemen, 
wobei sich die gegebenen Informationen mit den vorliegenden Auf- 
klärungsergebnissen decken. Dabei geht . S7?Qtk 

an die früheren ! Geschäfte mit dem IMB "Frank" bei seinen Aus- 
sagen mit der gleichen Unbelastbarkeit heran, wie zu aktuellen 
kommerziellen Verbindungen zum Handelsbereich 4. 


Im Zusammenhang mit dem für Septemberl9 89 geplanten Treffen 

sind insbesondere die Aussagen des . zu seinen 

Siemensverbindungen (Vertreter Friedrich) und aktuellen 
Konstellationen' um seinen ehemaligen Geschäftspartner Göbel zu 
vertiefen. Damit ist weiteres Vergleichsmaterial zu den Aussagen 
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des IMB "Frank" zu schaffen und die Bereitschaft des 
zur Erarbeitung operativ-interessanter Informationen auszubauen. 
Darüber hinaus sind weitere Anknüpfungspunkte zu den Kontakten 
mit dem Tektronix-Vertreter Pieloth zu schaffen. 


Die von . .... . . angegebenen Personen (Friedrich, Göbel, 

Pieloth und Strehlau) sind bereits alle im Rahmen kommerzieller 
Aktivitäten des Handelsbereiches 4 angefallen und sirn^zw 
operativ-interessanten Personenkreis unter den NSJjJ^E^»%raÄenten 
zu rechnen. So liegen beispielsweise zu Pielotk feffj^ft/v* J inedenf - 
same Hinweise im Zusammenhang mit seiner KorflE'J^^^fktion für 
Embargogeschäfte innerhalb der Fa. Tektronix" 

Zur weiteren Überprüfung der Auac^^Ä^jaw. der Verhaltensweisen 

des . . r 7^°. sind umfawTjic^^TOntro llmaß nahmen im Rahmen 

seiner weiteren Geschäf t^a^^™^Ääten in der DDR zu realisieren. 
Dabei sind insbesondei agjja i^^jF ^Langer”, "Wolf", "Piesker", 
"Hans" und "Messing" eW^e^zen. 


Auf der Grundlage der erreichten Ergebnisse wird vorgeschlagen: 


1. Der OV "Embargo I" ist mit der Anlage eines IM-Vorlaufes zur 

Person einzustellen und zu archivieren. 

2. Für die Fortführung der Zusammenarbeit mit . , r ???. z v'r 

ist bis zum 30. 9. 89 eine Konzeption zu erarbeiten. 
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Hauptabteilung XVIII/8 


Berlin, 31. Juli 1989 
pil-f i 


Bericht 
über die Fortsetzung der Abschlußmaßna 
am 14. 7. 1989 


Auf der Grundlage der am 6 . 
(siehe Bericht vom 10. 7 
fer" ein weiteres operativ| 
ger 




"Embargo I" 


89 e ne n Treff Vereinbarung 

wurderoi 14. 7. 89 im Objekt "Kie- 
spräch mit dem Westberliner Bür— 


; .fc’&f-.'e.. 




27. 4. 43 in' Berlin 
ierlin-West, Im Fischgrund 


45 


durch Gen. Oberst Wenzel und Gen. Oltn. Pilgram geführt. 

. reiste am 14. 7. 89, 11.08 Uhr in die Haupt- 

stadt ein und nahm ca. 11.30 Uhr Verhandlungen beim AHB Elektro- 
nik auf. 

Die operative Kontrolle des . während der Ver- 

handlungen beipi-yMB Elektronik wurde über den IM "Langer" ge- 
währleistet. entschuldigte sich beim IM zu sei- 

nem verspäteten Eintreffen, da er ca. 1 h am Grenzübergang im 
Stau stand. Uber weitere Vorhaben am 14. 7. 89 machte 
. ./.QX-tCQ-. keinerlei Andeutungen. 

Gegen 12.30 Uhr erschien . zu Fuß am Treffort, 

anschließend wurde mit Pkw das Objekt "Kiefer" aufgesucht. 

Das einleitende Gespräch drehte sich um persönliche und allge- 
meine Dinge, wie die familiäre Situation, Urlaubspläne, Ge- 
schäftskontakte in die UVR usw. 



.. gab dazu bereitwillig Auskunft, er berichtete 
u.a. zu seiner in den USA lebenden Schwester, die als Buchhal- 
terin bei einer Zeitung in Los Angeles tätig ist, seiner eigenen 
Familie sowie seinen Urlaubsplänen, wonach er anschließend an 
eine dreiwöchige Schiffsreise um England/Irland beabsichtigt 
vier Wochen in die USA nach San Diego bzw. Miami zu reisen. 
Hinsichtlich seiner Geschäftskontakte in die UVR schätzte 

. ein, daß es ihm nach der Trennung von seinem 

früheren Geschäftspartner Göbel gelungen ist einen Umsatz von 
5 Mio DM im Bereich Bauelemente zu erreichen. 
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Weiterhin berichtete * zu seinem eigenen Werde- 

gang, daß er nach Abschluß seines Studiums in der RCA- Ver- 
triebsorganisation in WB tätig war, dort u. a. schon Bauelemen- 
tegeschäfte mit Richard Müller gemacht hat und erstmalig mit 
Embargoproblemat ik konfrontiert wurde. Mit der Auflösung des 

RCA-Vertriebes in WB wurde . . . entlassen i^d^fand 

eine neue Beschäftigung bei der Fa. Mötz. Zur Persa^IjlpAlj- 
merkte . . , daß dieser ja 

DDR-Kon takte auch zeitweilig einem DDR-seitig<äUjMj^^ verbot 
unterlag. Er schätzte Mötz als eine toifÄnterge:|piÄmene , dem Alko- 
hol verfallene Person ein und ca. 5 Jahren nicht 

mehr gesehen. 1977 habe er TOuO^^erlas sen und gemeinsam 

mit seinem Geschä ft sparte# dTlSfcWFiara Göbel die eigene Firma 
Cerdip gegründet. 1981 aie Trennung von Göbel, der nach 

Auffassung des . . nur auf Kosten der Firma lebte 

und jeder ernsthaften Arbeit auswich. 

Gegenwärtig habe die Fa. Cerdip 8 Mitarbeiter, wobei nur 

.7pMc^. . . und dessen Vertraute Einblick in 

Embargogeschäfte haben. 

. ... wurde erläutert, daß dieses Gespräch der 

weiteren Klärung der schon bei den ersten Treffen angesprochenen 
Probleme diente. Dazu wurde seinem Wunsch entsprochen und für 
das heutige Gespräch eine andere Umgebung gewählt. Trotz der un- 
terschiedlichen Betrachtungsweisen, werde seitens des MfS davon 
ausgegangen, daß im Rahmen eines offenen, vertrauensvollen Ge- 
spräches eine Einigung zu den interessierenden Fragen erreichbar 
ist. 

. legte dazu seinen Standpunkt dar, wonach er 

die Unkorrektheit seiner Verhaltensweisen gegenüber Außenhan- 
delsvertretern, insbesondere auch aus Sicht des MfS gesehen, ak- 
zeptiert. 


Insgesamt bewerte er dieses Geschehen jedoch als unbedeutend. 

. . deutete nochmals sein großes Interesse an der 

Fortführung seiner DDR-Geschäf te an und bemerkte, daß sein Jam- 
mern darüber die Situation jedoch nicht verbessert. 

Zur Entwicklung seiner DDR-Kontakte befragt, legte . . . . 

dar, daß er ca. 1979 ersten Kontakt zu Wolfram Zahn vom Kombinat 
Mikroelektronik erhielt. Im weiteren wurden die Geschäfte durch 
Doris Klimke und Hajo Jahn weitergeführt, entwickelten sich je- 
doch stark rückläufig, woraufhin . . 1984 durch 

W. Zahn an den Handelsbereich 4 des AHB Elektronik weitervermit- 
telt wurde und 1988 immerhin einen Umsatz von über 15 Mio DM 
realisieren konnte . 


. :rp.m wurde in diesem Zusammenhang angedeutet, daß 

er unabhängig von seinen Korruptionshandlungen gegenüber Mitar- 
beitern des AHB Elektronik in das Blickfeld von Geheimdiensten 
der NATO-Staaten kam. So befand er sich beispielsweise als be- 
deutender Geschäftspartner des Kombinates Mikroelektronik im 
Brennpunkt der Geschehnisse, die zur Diffamierung von W. Zahn 
u. a. Außenhandelskadern als Mf S-Mi tarbeiter führten. 
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Desweiteren gibt es eine Reihe Umstände, i n'slieS'dlide're di e 
Feststellung nachrichtendienstlicher Aktivitäten zur Person Zahn 
und Mitarbeitern des Zahn (Anspielm auf IMJB "Frank"), die eine 
negative Beurteilung der Person . . /PS .... * zuließen ein- 
schließlich der Durchsetzung nachrichtendienstlicher Interessen 
durch . 


. , zeigte sich überrascht von diesem Vorhalt und 

bemerkte, daß er seine Lage unter dieser Konstellation noch 
nicht beachtet hätte. Aus der Analyse seiner Geschäftskontakte 
habe er jedoch schon früher auf Vorbehalte gegenüber seiner Per- 
son geschlossen. Besonders auffällig sei das bei Kontakten mit 
sowjetischen Geschäftspartnern ( sowjetische Handelsvertretung) 
gewesen, wobei ihm gegenüber offen Vorbehalte geäußert worden 
seien und bis heute keinerlei Geschäftsbeziehungen zustande ka- 
men. Desweiteren seien ähnliche Bedenken durch ungarische Ge- 
schäftspartner geäußerte worden, als er ca. 1985 persönlich ver- 
suchte die früher durch Göbel geführten Geschäfte in der UVR zu 
beleben. Da er keine Handlungen begangen hat, die ein schlechtes 
Rufbild seiner Person begründen würden - . .Ä ver- 

sicherte in diesem Zusammenhang nochmals weder f r Üfe M heu t e 
geheimdienstliche Kontakte bzw. Aufträge geha£^ geht 
er davon aus, daß jemand zielgerichtet negat w^^^f^tm^tionen zu 
seiner Person verbreitet hat. Nach L^ge der D$*nge könne dafür 
nur sein früherer Geschäf tspartijer^lBürkhard GÖbel in Frage kom- 
men, wobei die Motivation ^beV«, unklar bleibe. 

./PäÄWV ' ^ ' 


wur^^^^^r^äuter t , daß durch seine Unter- 
stützung viele offene fingen ‘ im beiderseitigen Interesse beant- 
wortet werden könnten. 


. < Tp9‘t< < z' r .Q^ berichtete weiter, daß sich Göbel seit ca. 

zwei Jahren nach Spanien abgesetzt hat und sich nur selten in WB 
aufhält. Die Geschäfte der Fa. Göbel und Partner werden nach 

Kenntnis des . ausschließlich durch eine Person 

Kohlrausch - einem langjährigen Freund des Göbel - geführt. 
Kohlrausch sei homosexuell veranlagt und sei in geschäftlicher 
Hinsicht weit überfordert. 


Als gefährlich scnätzte . . CPpM den Vertreter der Fa. 

SEV Strehlau ein. Strehlau sei nicht nur als unseriös einzu- 
schätzen, er versucht ständig mit nichthaltbaren Versprechen in 
Geschäfte einzusteigen, macht sich sachkundig dazu und läßt je- 
doch keinerlei kommerzielle Aktivitäten folgen. 

informierte, daß er kürzlich von einer Person 

Adam angerufen wurde, die erklärte heiße Embargowaren anbieten 

zu können und Kenntnisse vorgab, wonach . . ’Trb ütc-fA sich 

in dieser Branche betätige. 

Zwischenzeitlich wurde . fPp&rfL bekannt, daß Adam mit 

Strehlau zusammenarbeitet. Er schätzte diese Aktivitäten als 
Zielgerichtete Fälle für sich ein. Darüberhinaus wäre über Ge- 
schäftskontakte des * bekannt, daß Strehlau und 

der SEV-Mi tarbeiter Miers sich längere Zeit bemühten Prostitu- 
ierte in DDR-Interhotels auszunutzen. Nach seinen Verbindungen 

zur Fa. Siemens befragt, nannte . . den Absatzchef 

von Siemens-WB Heinz Friedrich, mit dem er gut bekannt sei. 
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Obwohl Friedricl^stets auf die Erwe i terung'^ideirn^^öhSTEe bedacht 

ist, schätzte . ein, daß Friedrich nicht in 

die Realisierung von Embargogeschäf ten einbeziehbar ist. In 
etwa analog schätzte . ... .. . . . den Vertreter der Fa. 

Tektronix Dieter Pieloth ein. . CQ realisiert teil- 

weise auch Geschäfte mit Pieloth (Tektronix-Ware) r besonders den 
Absatz in WB betreffend, man dürfe sich jedoch keinesfalls beim 
Weiterverkauf von Tektronix-Embargoware in die DDR erwischen 
lassen, da Pieloth in der DDR sehr aktiv ist, Jlber viele Kon- 
takte verfügt und schon eine bekanntegewordene' Seriennummer vom 
entsprechenden Gerät als Beweis ausreichen kann. 

Weiterhin befragt zur weiblichen Person in deren Begleitung 
er sich beim letzten Zusammentreffen befand, berichtete 

. . daß es sich um eine Verkäuferin aus einem 

von ihm häufig besuchten Konfektionsgeschäft handelt zu der er 
seit einigen Wochen ein intimes Verhältnis eingegangen ist. 

Seine Frau hätte dazu keine Kenntnis. Er bezeichnete dies als 
eine seiner Schwächen. Auf konkreten Vorhalt des Namens gab 

. fPpk^KCL zu, daß es sich um Christine Keuck handelt und 

er schon mehrmals mit dieser Person in die DDR eingereist wäre. 
Die Keuck ist nach seiner Kenntnis vor ca. 3 Jahren im Rahmen 
einer Heirat legal aus der DDR nach WB übergesiedelt. Zu seinen 
kommerziellen Kontakten in die DDR besitzt die Keuck keinerlei 
Kenntnisse. 

Aufgrund der fortgeschrittenen Zeit wurde das Ges^tfö^i^^ti^äieser 
Stelle abgebrochen und zusammengefaßt folgendes 

1 . Seitens des MfS besteht kein Intere.sse ^ie Geschäftsbeziehun- 
gen der Fa. Cerdip in die DDR zu un.tSiblr\g^b\ da einzuschätzen 

ist, daß . bere^t>Jfc^fc> $ie' bestehenden Fragen 

offen zu klären. Auf der Gri^'d£|ig§| d$ar weiteren Geschäftsbezie- 
hungen zu den ihm bekannte#! l-^.uS^offiändelsbe trieben ist im Gegen- 
teil eine Intensivierung dd§ t Verbindungen eventuell auch eine 
Einbeziehung in Expor tauf gaben der Außenhandelsbetriebe anzu- 
streben . 


2. Auf der Grundlage der bisher in den Gesprächen gezeigten 
Offenheit, seiner grundsätzlichen Bereitschaft das MfS zu 
unterstützen und der Durchsetzung des Prinzips des gegensei- 
tigen Vorteils sind im Rah™ 3 * * * * * * * 011 eines kontinuierlichen Kontaktes 

die Gespräche mit . . fortzusetzen. Das MfS hat 

Interesse an Informationen aus dem Bereich der kommerziellen 

Aktivitäten des einschließlich der sich in 

diesem Zusammenhang ergebenden personellen Kontakte. Seitens des 
MfS wird dabei auch von der Wahrung der Sicherheit seiner Person 
ausgegangen. 

3. .23^....,.. . . wurde aufgefordert über die geführten Ge- 

spräche bzw. den getroffenen Konsenz - auch in Anbetracht seiner 

eigenen Sicherheit - gegenüber jedermarm strengstes Stillschwei- 

gen zu wahren. Insbesondere wurde . I Ck empfohlen 

seine Mitarbeiterin Mundt, Brigitte legendiert zu informieren, 

daß hinsichtlich der Korruptionshandlungen gegenüber DDR- Außen- 

handelsmitarbeitern eine Einigung mit dem DDR-Untersuchungsorgan 

erreicht wurde. Konkret wurde . vorgegeben, daß 

eine Verwarnung durch das Untersuchungsorgan sowie die Androhung 
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sofortiger Sanktionen im Wiederholungsfälle erfolgte. Zur end- 
gültigen Klärung des Sachverhaltes sei ein Gespräch zwischen 

. . . und dem 1, SGD des AHB Elektronik, Genossen 

Ronneberger vorgesehen über dessen Realisierung er die Mundt zum 
gegebenen Zeitpunkt zu informieren habe. 

. . erklärte sich mit den getroffenen Festlegungen 

voll einverstanden. Er hob sein persönliches sowie kommerziell 
bedingtes Interesse an der Klärung von Mißverständnissen, wie 
sie im heutigen Gespräch zu seiner Person sichtbar wurden her- 
vor. 


Da . vom 20. 7. 89 bis 4. 9. 89 seinen Jahres- 

urlaub antritt (Urlaubsreise in die USA) , wurde der nächste 


Treff termin 
13. 9. 89). 


für den 12. 9. 89 


festgelegt (Ausweich termin 


Anschließend wurde . durch am mit 

dem Pkw in der Innenstadt abgesetzt. Das jg<*l£ührte Gespräch 

handelte über belanglose Problemkr^±%e , wi^s^künf tige Pkw*-Pro- 
duktion in der DDR, Urlaubsreisen ih-^die USA udgl. 

, v ; 

Durch die Mitarbeiter .des MfSXtouraen die Decknamen Dr. Mewis und 
, . , . . ~ - fe* . Oia.'ö 


V'. 


Bergelt benut-zt. Disg/Äb; 
Gen. Hptm. Nilius 


Stellungen wurden ni\rht getroffen. 


^ng des Treffens erfolgte durch die 
Günsel, operativ-bedeutsame Fest- 



oberleutnant 
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HA XVIII/8/A 

ausgov/ertal 
'irr* . r 


Berlin , 
pil-f i 


19 


> /O* Kr^cJ' 

September 19 89 


Abschlußbericht 

zum OV "Embargo I", Reg. -Nr.: XV/2165/81 


Im OV "Embargo I" wurde der Bürger von Berlin/West 




geb. am: 27. 4. 1943 in Berlin _ „ 

wh. : 1 Berlin 28 (Fronau), im 5 Ta 

Qualifikation: Elektronik-Ingefrt^lfc^:.-. ’> 

Tätigkeit: Inhaber/Gescfa$ftsfüfi|*^' tler Fa. Cerdip/WB 
Familienstand: vetjig^öfEet , 2 K&iicier 


wegen des VerdacS|tp^ ‘der-'- Begehung von Straftaten gemäß der 
§§ 97 und 98 StGB*»p|*&räfciv bearbeitet. In die Bearbeitung eng 
e^ibezogen war die persönliche Vertraute und Mitarbeiterin des 


•••*♦•*•••*••••/ • • • tJ* ••••»• 

geb. am: 1. 7. 1948 in Bamberg 
erfaßt für HA XVIII/8. 

Zur Klärung der nachrichtendienstlichen Verdachtsmomente er- 
folgte die Zusammenarbeit mit der HA IX/1. 

Im Zusammenhang mit den im Zuge der Bearbeitung zunehmenden 
Hinweisen auf Begehungsweisen gemäß der Straftatsbestände der 
§§ 172 und 248 StGB und zu berücksichtigender volkswirtschaftli- 
cher Probleme aus der Beteiligung der Fa. Cerdip an der Reali- 
sierung von Embargoimporten, erfolgte eine enge Zusammenarbeit 
bis zum Abschluß des OV mit der HA IX/3. 


Die Schwerpunkte der operativen Bearbeitung bestanden darin: 

- die Version nachrichtendienstlicher Tätigkeit zu prüfen, 

- Straftaten im Sinne der §§ 172, 248 StGB zu prüfen, 

- den Eintritt volkswirtschaftlicher Verluste für die DDR vor- 
beugend im Zusammenhang mit Embargoimporten zu verhindern. 
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1 . Wesentliche Ergebnisse der operativen Bearbeitung 

1.1. Die im Jahre 1977 durch ^P^^/P . . . als Handelsfirma für 
elektronische Bauelemente gegründete Firma Cerdip Berlin/West 
unterhält seit 1979 ira Ergebnis einer fernschriftlichen Bewer- 
bung beim VEB Halbleiterwerk Frankfurt /Oder enge kommerzielle 
Beziehungen zu speziellen Importorganen des Industriebereiches 
Elektrotechnik/Elektronik. Sie basieren vor allem auf der Liefe- 
rung unter Embargo stehender Erzeugnisse (Bauelemente und Meß- 
technik) . 

Zu Beginn der kommerziellen Tätigkeit von 1979 bis ca. 1984 kon- 
zentrieren sich die Beziehungen der OV-Personen auf den Import- 
bereich' des Kombinates Mikroelektronik unter Leitung eines 
stellvertretenden Generaldirektors . 

Besonderes Interesse und ein offensives Vorgehen der OV-Person 
war gegenüber dem IM "Frank" (Mitarbeiter im Importbere^:h'|^es 
Kombinates Mikroelektronik) zu verzeichnen und wum®®v#t5£ , \opera- 
tiven Bearbeitung der OV-Person genutzt. v • 

Mit der Realisierung von Importen , ^f^^berwiegend den Embargo- 
bestimmungen unterliegen, versi5fs0{?&d ‘.ihsbesondere . . . 

durch zielgerichtete Kor&ujä€5^iv^.hänälungen (Farbfernseher, 
Videorecorder, DM-Betiä&ffle) fbo ji-itisch-ideologische Beeinflussung 
und Schaffung von K omp'|pi&a t öh gegenüber dem IM "Frank" Voraus-" 
Setzungen für ein nachrichtendienstliches Vorgehen zu schaffen 
sowie den IM "Frank" zielgerichtet zu Schwerpunktvorhaben der 
DDR-Mikroelektronik abzuschöpfen. So wurden u. a. die durch 
. A . . . beschafften Originalunterlagen des IM "Frank” über 

eine zeitweilige Beschäftigung im damaligen Siemenskonzern vor 
1961 , die der IM "Frank” in seinen Kaderunterlagen nicht angege- 
ben hatte, als 11 vertrauensbildende. Geste” im Beisein des IM 
durch . . * . vernichtet. 

Dieser Sachverhalt war wesentlicher Bestandteil einer von der 
OV-Person am 3. 12. 1980 in den Räumen der Fa. Cerdip arran- 
gierten Zusammenkunft* zwischen dem IM "Frank” und der Person 

. . . , der sich als CIA-Mitarbeiter vorstellte und unter 
Bezugnahme auf die Siemensunterlagen auf eine nachrichtendienst- 
liche Zusammenarbeit drängte. 

Die feindlichen Aktivitäten gegenüber dem IM "Frank” führten in 
der Folgezeit zu keiner Anwerbung des IM durch einen gegneri- 
schen Geheimdienst, da aus der Gesamtanalyse des Vorgangs 
eingeschätzt werden muß, daß offensichtlich . und 

. von einer Zusammenarbeit des IM "Frank" mit dem MfS 
ausgingen. Gleichzeitig ordnen sich im relevanten Zeitraum (1980 
bis 1981) erste erkannte gegnerische Aktivitäten zum damaligen 
Vorgesetzten des IM "Frank" im Rahmen der Aufklärung von Embar- 
gogeschäften ein. 

Darüber hinaus wurden dem IM "Frank” durch die OV-Person weitere 
operativ interessante Kontakte vermittelt. So kam es u. a. wäh- 
rend eines Aufenthaltes des IM in der Wohnung des . . . am 

21. 3. 1984 zu einem persönlichen Kontakt mit 2 angeblich im 
diplomatischen Dienst tätigen weiblichen Personen mit häufigen 
DDR-Aufenthalten . Diese sollten nach Ansicht des . 4 <? . . zur 

Aufrechterhaltung des Kontaktes genutzt werden. 
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Im Ergebnis der operativen Analyse der HA IX/1 zum OV, ein- 
schließlich einer Gesprächsführung mit dem IM "Frank", war ein- 
zuschätzen, daß keine ausreichende Beweislage sowie eine unge- 
eignete offensive Auftragsstruktur für den IM "Frank" gegenüber 
den OV-Personen vorlag und folglich ein möglicher Auftritt des 
IM als Zeuge auszuschließen war. Aufgrund der Empfehlungen der 
HA IX/ 1 erfolgte deshalb die Herauslösung des IM "Frank" aus den 
Kontakten der OV-Personen und ein Arbeitsplatzwechsel in den 
zentralen Staatsapparat. 


Die nach 1984 durchgeführten weiteren operativen Kont ro liraaß - 
nahmen erbrachten Anhaltspunkte, daß Z/rQfe-f-flr . . . . Informationen 
zu einer in den Geschäftsräumen der Fa. Cerdip geplanten Embar- 
goverhandlung an gegnerische Stellen weitergab. Diese operativen 
Hinweise der HA VIIl/6 sowie HA III vom 25.2.86 bzw^2^4.86 so- 
wie IM-Bericht "Janek" vom 26. 2. 86 zu einem öj^^JäQhttendienst- 


lichen Hintergrund konnten in der Folge 
qualifiziert werden. 



j;Cht • -bewei smä ß ig 



*ckelnden Geschäfte mit dem Handels- 


1.2. Im Rahmen der s 
bereich 4 des AHB 


-k* zeigte . eine zunehmende 

Bereitschaft zur Reafr^feierung von Geschäften , die unter Embargo- 
bestimmungen fallen. Er ist derzeitig in den Bereichen elektro- 
nische Bauelemente, Meßtechnik und Computertechnik ein lei- 
stungsfähiger Lieferant mit einem Jahresumsatz von ca. 15 Mio. 

Ähnliche Geschäftsbeziehungen unterhält * . - mit der UVR 

und der VR Polen. 


Durch die operative Bearbeitung der OPK "Amsel I - III" der 
HA XVIII/8 wurde inoffiziell bewiesen,, daß . ♦ arbeits- 

teilig mit seiner Mitarbeiterin A^H^AA. . seine kommerziell- 
technischen Kontakte zu Mitarbeitern des AHB Elektronik ausnutz- 
ten, um Außenhandelskader mit Bargeld (DM) und hochwertigen Kon- 
sumgütern zu korrumpieren. 

Die im Ergebnis der Bearbeitung zur OPK "Amsel I - III” durchge- 
führten strafprozessualen Prüfungshandlungen/Anzeigeprüfungs- 
verfahren (§ 95 StPO) der HA IX/3 zu den Mitarbeitern des AHB 
Elektronik . S£ßJlK . . . . , und . . . ergaben, daß 

entgegen den im Außenhandel der DDR geltenden Bestimmungen und 
Normativen zum Umgang mit NSW-Vertretern , einschließlich der 
Entgegennahme von Geschenken sowie den intern im AHB Elektronik 
getroffenen Festlegungen (Sperrbereich) , enge persönliche Bezie- 
hungen zu . . und A&i&ftä . eingegangen und in 

erheblichem Umfang Geschenke in Form materieller und finanziel- 
ler Zuwendungen entgegengenommen wurden. 


Die Bestechungsaktivitäten der OV-Personen umfassen u. a. eine 
Zahlung von 10.000 , — DM an die Person . . bei gleich- 

zeitigem Vorschlag zur Einrichtung eines NSW-Kontos in Westber- 
lin sowie die Übergabe hochwertiger Konsumgüter (z. B. Video- 
recorder) . Nach übereinstimmenden Aussagen der Personen , 

AiiWt&L . . - und .... wurden die Zuwendungen durch die 

OV-Personen in Erwartung weiterer Geschäftsabschlüsse übergeben. 
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Nach Überprüfungen der Geschäftstätigkeit durch Experten XM so- 
wie im Ergebnis der strafprozessualen Prüfungsmaßnahmen wurden 
keine Gegenleistungen der Außenhandelskader zur Bevorteilung der 
Firma Cerdip bzw. zum Nachteil der Volkswirtschaft nachgewiesen. 

Aus diesem Grund wurden die Ergebnisse der Verdachtsprüfungen 
zur Auswertung im Außenhandelsunternehmen, zur Durchführung 
disziplinarischer Maßnahmen gegen die angefallenen Kader, zur 
Einziehung der erlangten persönlichen Vorteile und zur Stärkung 
der operativen Basis genutzt. 


Auf der Grundlage des bestätigten Vorschlages zum Abschluß des 
OV "Embargo I" vom 18. 1. 89 wurden mehrere operative Gespräche 
mit iPFFt9 ^ . . unter strikter Einhaltung der Konspiration durch 
die beteiligten Diensteinheiten (HA IX/3, HA xvm/8, HA ix/AKG, 
HA VIII) realisiert.; Dabei wurde konsequent die Realisierung 
folgender Zielstellungen angestrebt: 



der 


Erkenntnisse zu einer möglichen Spionagetät 
§§ 9 7/98 StGB durch die OV-Personen 2 ^ gewin' 

volkswirtschaftliche Schälte». ÖlfQfapjj&ische Abhängigkeiten 
durch die Gewähr leisJjmjfg ^o^^ch^itheit und Ordnung /Geheim- 
nisschutz in den kom^^^,i^j ! ^n'' 4 Be Ziehungen vorbeugend zu ver- 
hindern und m 


- die Erfüllung der dem Handelsbereich 4 des AHB Elektronik 
übertragenen Aufgaben zur Durchbrechung des gegnerischen 
Embargos weiter zu gewährleisten. 


Entsprechend den beweismäßig gesicherten Bestechungsaktivitäten 
gegenüber Mitarbeitern des AHB Elektronik/Handelsbereich 4 (OPK 
"Tüjjsel I - III") wurde im Ergebnis des Gespräches erreicht, 

. zu dem Eingeständnis zu veranlassen, in der Vergan- 
genheit gegenüber diesen mit ihm in kommerzieller Verbindung 
stehenden DDR- Außenhandelskadern Zuwendungen gemacht zu haben, 

. identifizierte sich nicht mit den Begriffen "Kor- 
ruption" und "Bestechung". Er klassifizierte die Zuwendungen als 
Gefälligkeiten karitativen Charakters, da er mit diesen Gefäl- 
ligkeiten keine Vorteile erzielt oder angestrebt hat. Diese Be- 
hauptung des . . stimmt mit den Erkenntnissen aus den 

Befragungen der in den OPK "Amsel I - III " bearbeiteten 
Außenhandelskader überein. 

Im Zusammenhang mit der Darstellung der Sensibilität der Liefe- 
rung von Embargoware erklärte von sich aus, daß Fir- 

meninhaber, die wie er jahrelang intensive Wirtschaftsbeziehun- 
gen mit der DDR unterhalten und Embargoware liefern, im besonde- 
ren Blickfeld staatlicher Dienststellen der NATO-Staaten stehen. 
Er selbst sei mit solchen Dienststellen noch nicht konfrontiert 
worden. 
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Aufgrund der Aussagen bzw. Verhaltensweisen bei den operativen 
Gesprächen sowie den ztun Abschluß des OV eingeleiteten Kontroll- 
und Uberprüfungsmaßnahmen ist davon auszugehen, daß /^Q^c-ZS : Ä . . 
im Zusammenhang mit NSW-Geschäftskontakten im Blickfeld gegneri- 
scher Geheimdienste stand bzw. steht. 

Im Zusammenhang mit seinen unseriösen Geschäftspraktiken gegen- 
über Außenhandelskadern der DDR, zu denen er die volle Verant- 
wortung übernimmt, wird ein grundsätzlicher Wiedergutmachungs- 
wille des . sichtbar. Daran werden seitens . . 

Erwartungen hinsichtlich einer weiteren, positiven Geschäfts- 
entwicklung mit der DDR geknüpft. 

!?<?£**& . . . zeigte weiterhin seine Bereitschaft entspr^he%,d 
seinen Möglichkeiten Embargogeschäfte zu realisiej^n-3^id'' , d'äbei 
sowie jeglichen anderen Geschäften grundsätzl 
schäftsgebaren an den Tag zu legen. 

SPp . . . zeigte während aller Gespr^^e eine ''umfassende Aus- 
sagebereitschaft , auch zu persönlic^eVi. Problemen , wobei sich die 
gegebenen Informationen mit den vorliegenden Aufklärungsergeb- 
nissen decken. Dabei geht an die früheren Geschäfte 

mit dem IM "Frank" bei seine^f A^$Wgen mit der gleichen Unbe- 
lastbarkeit heran, wie zji Jtk^ieilen kommerziellen Verbindungen 
zum Handelsbereich 4. 

% 

Zur weiteren Überprüfung der Aussagen bzw. der Verhaltensweisen 
des . . sind umfassende Kontrollmaßnahmen im Rahmen sei- 

ner weiteren Geschäftsaktivitäten in der DDR zu realisieren. Da- 
bei sind insbesondere die IM "Langer", "Wolf"., "Piesker", "Hans" 
und "Messing" einzusetzen. 

Auf der Grundlage der erreichten Ergebnisse wird vorgeschlagen 
den ÖV "Embargo I" zu archivieren, da die politisch-operativen 
und strafprozessualen Maßnahmen in Zusammenarbeit mit der HA 
IX/3 zusammengefaßt folgenden sicherheitspolitischen und gesell- 
schaftlichen Nutzeffekt erbrachten: 

1. Erkenntnisse/Ergebnisse zur Schwerpunktaufgabe "Embargo” , 
besonders zu Aktivitäten feindlicher Stellen, Kräfte und deren 
Hintermänner, wie sie u. a. in der Information vom 14. 9. 89 zu 
"Erkenntnissen Über gegnerische Abwehrmaßnahmen zur Unterbindung 
eines Hochtechnologieexportes in die UVR am 16. /17. 8. 89" her- 
ausgearbeitet wurden. 

2. Gesicherte Ergebnisse aus dem Abschluß des OV und dem Ab- 
schluß der OPK "Amsel I - XXI" wurden im Rahmen einer offiziel- 
len Auswertung im Leitungskollektiv des Embargobereiches ge- 
nutzt, um Schlußfolgerungen zur Qualifizierung der Führungs- und 
Leitungstätigkeit in der Arbeit mit den Kadern in diesem Bereich 
zur Erhöhung des Geheimhaltungswillens, der Wachsamkeit, Ver- 
schwiegenheit sowie Ordnung und Disziplin, insbesondere beim Um- 
gang mit NSW-Partnern sowohl im In- und Ausland umzusetzen. 
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3. Die durchgeführten operativen Maßnahmen im OV und in den 
OPK zur Disziplinierung von Embargolieferanten (OV "Embargo I", 
OPK "Grand I und II") und weitergehende operative Zielstellungen 
schaffen weitere Voraussetzungen die Arbeit im und nach dem Ope- 
rationsgebiet zur Entlarvung feindlich gegen die DDR wirkender 
Kräfte im Embargobereich zu qualifizieren, dabei rechtzeitig 
sehadensabwendende Maßnahmen zu ergreifen und vorbeugend den 
Schutz und die Sicherheit der auf diesem Gebiet eingesetzten 
DDR-Kader zu organisieren. 

4. Erneut wurde mit dem OV bestätigt, daß durch rechtzeitiges 

Einleiten von vorbeugenden Mapnahmen bereits im Ansatz erkenn- 
bare Handlungen der Wirtschaftskriminalität verhindert werden 
konnten. Es wurden Erfahrungen für die Aufkläri^hg^on Verhal- 
tensweisen bzw. relevanten kriminellen Hanc^ji^^ek von DDR-Ver- 
handlungs- und Reisekadern gewonnen undq^^Hzeitig Maßnahmen 
zur Wahrnehmung der Verantwortlichkeit^^px'r&taatlichen Leiter 
für die konsequente Durchsetzung des liehen Sicherheitsre- 

gimes und Sensibilisierung der j^ngesetzien Kader abgeleitet 

Die Laufzeit des ' Komplexes^p^ , Embargo I", OPK "Grand I und II 11 
und OPK "Amsel I - III" Iffinttte durch die ständige politisch-ope- 
rative und strafrecht^$^e< Lageberatung mit der HA IX/3 wesent- 
lich verkürzt und Rechts Sicherheit gewahrt werden. 



Verteiler: 

1 x OV "Embargo" 
1 x HA XVII 1/ AK G 
1 x HA IX/3 
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Hauptabteilung XV II 1/8 


Berlin , 13. April 1989 


OProtokoll zur Beratung mit Vertretern der Abteilung XIII 

Ort: Dien ( stob j ekt der Abteilung XIII 
Zeit: 13.04.1989 9.00 Uhr - 11.30 Uhr 

Teilnehmer : 

O Abteilung XIII OHA XVIII/8 

Gen. Oberst Donath Gen. Hptm. Backasch 


Gen. O S L 

Grabka 

Gen . 

Hptm. 

, Winkler 

Gen. Major 

Bischof 

Gen. 

Ltn . 

Wegner 

Gen. Major 

Fischer 




1. Abstimmung zur weiteren 

Vorgehens weise 

betreffs der Entwick 


Ölung eines rechnergestützten Speicherarbeitsplatzes 


Einbeziehung 
sprachen zur 


von Vertretern der HA XVIII/8 in die weiteren Ab- 
Entwicklung von für das MfS gültige Standards 

Anschreib^r^e^^7^Jd^4fy^ n 9 X I i n . Gen. Schwanitz 
zwecks '} E i'n o r flnting äds ^jpeicher^rbeitsplatz'es als MMM - Objekt 


- gemeinsame Präsentation einer ersten Vorstellung zu einem 
rechnergestützten Speicherarbeitsplatzes zur ZMMM des MfS im 
November 1989 


- Testung, Modifizierung und Anpassung des vorhandenen Programms 
der HA XVIII/8 zur Sicherheitsüberprüfung an die Erfordernisse 
eines rechnergestützten Speicherarbeitsplatzes unter Mitarbeit 
von Gen. Wegner 


2. Gemeinsame Entwicklung einer ersten Lösung zur Verwaltung von 
©Datenbankdateien in einem lokalen Netzwerk 

- leihweise Übergabe der Hard- und Softwarekomponenten zur 
Installierung eines lokalen Netzwerkes an die Abteilung XIII 
bis zum 30.06.1989 (Siehe Anlage) 

- Sammlung von ersten Erfahrungen bei der Arbeit mit lokalen 
Netzen unter Mitarbeit von Gen. Winkler 


3. Instruierung von Mitarbeitern der Abteilung XIII hinsichtlich 
ihres Verhaltens und Auftreten im Zusammenhang mit Schulungen 
Odurch Vertreter der Fa. Siemens AG in der DDR 

- Schulung am 04.05.1989 durch Gen. Backasch 
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Information A/ 


Zuverlässig v/urden Hinweise auf eine geplante Übernahme 
finanzieller Forderungen an die DDR dürch die Luxemburger 
Tochterfirma einer Westberliner Bank gewonnen. 

Die Forderungen resultieren aus einem Außenhandelsgesohäf t 
zwisohen einer BRD-Firma 

JW.S, * , 

(Sohreibweiso unsioher, keine 
weiteren Angaben) 

und oinom Außenhandelsbetrieb der DDR. Sie belaufen sich auf 
eine Summe zwischen 15 und 18 Millionen DM. Das Geschäft 
datiert vom 19. 9» 1983» die Zahlung wird in Raten zwischen 
dem 19. 3. 1985 und 30. 6. 1985 fällig. 



Bisher wurde der Kredit über Kontokorrent duroh die Firma 
Merz finanziert. Da diese jedoch Finanzmittel für Wertpapier- 
geschäfte benötigt, bemühte sie sich um eine Forfaitierung 
der Forderungen. Geplant istjdie Übernahme der Forderungen 
durch die 


^Berliner Barde International Societe 

^Anonyme ' 

^Luxemburg, * 


eino Tochtergesellschaft der 


'^Berliner Bank' 1 

1000 Berlin 12, Hardenbergstr, 32 
£el t i .31 .09. - OL 


Dieso beabsiohtigt , die Forderungen gegenüber der 


Deutoohen Außenhandelsbank AG 
1080 Berlin, Unter den Linden 24/30 


geltend zu maohen. 





106690/ 1 00 Allq. 120'< Fassung 5.78 



f k^-.j _ .Anstalt _ M o _n _d_ e^_s_ _s a 


Geschaht aume Aeu les t i: 2 8- r - JPL-9.4-9.0- Vad u.z. 


Gosc^.ii : Erwerb, Verwaltung u .Veräußerung v .Vermö- 
genswerten jeglicher Art " ‘ ' - — 

Postalische A n £ c nr i / 1 


FL- 9 4 90 Vaduz 


Postfach 


Fernruf : 


Lao Scheurmann 

BankK<;rr-.af'd.l 3 es^-SC^al; 

Für DZA ' bepot undsjie gpsamie sonstige Geschäftsver- 

bindung mit Ihnen sind die auf der Rückseite G&oannteo vertretungsberechtigt. 

Maßgebend *m Geschäftsverkehr sind die Allgemeinen Geschäftsbedingungen aer Bank 
um * für bestimmte Geschahssparten ergänzend die besonderen Bedingungen Jur 
Sparkonten, für den Scheck verkehr und lurAeufocheque-Karten für Auslandsgeschäfte m 
Wertpapieren, für Optionsgeschäfte im Gök^ntermmhandel sowie die von aer 
Internationalen Handelskammer aufgestellten Einheitlichen Richtlinien für da*. Inka -. * von 
Handelspapieren und für Dokumentenakkreditive 

Für Geschähe m Wertpapieren. Devisen un^ Edelmetallen gelten die Usancen des 
jeweiligen Ausfunrungspiatzes sowie <jie Usancen der Ständigen Kommission für 
Angelegenheiten des Handels in amnjch Ficht notierten Werten 
Oer Wortlaut kann in den Geschäftsräumen der Bank eingesehen werden 


Vaduz, den 20. Dezember 1982 /AT50 


Anstalt/ M o 


Firmcnatefnoel und Unlerschnlte n hnccf>lsgult«ge Ftrmtrnreictiuurig durch vertretungsDerecftliStC f irmenmftaoer 
X)d er Votsiandsnvgiieder biv> Gescnahslvhr er • 

■ vot . - Rar ra r7n^rrer^\rr^tsrt z 7 ;ai 1 . 

Nachstehende Angab«ry*eUt die Bank ein! 

Eingetragen in das Handelsregister beim Amtsgericht in V aduz 

1.: 14.4.80/ TT crirwo „ 

am : ZJL unter Abteilung s i a H . NrS 9 9 / 8 S 


-letzte: 17/12.82 A//,a? f 

Registerauszug g/pruft 

Vorgotegte Anreise : ._ i ^ f~ c/C/ 

, Ck* i ^ X ft /Xl 

Bestätigt am: Z (E . U ^ 

20 . T . o 3 E / RucKsefi . /xX 

tartfe or d n u ng 3 g e mäfT au s g e f ü Ut fcJGlf. KZ.* i_0 / 

1MU U ■ I v onz - v . 

^ Ar- 







Die Narrten der Zeichnungsborechligten Lmte, 



) E 

A 

B 



Zutreffendes 

bitte 

angeben 1 
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DOSSIER "RIAD" 


Namfe, Vorname: 

Geb. am: / in: 

Staatsangehörigkeit: 

wohnhaft: 

Arbeitsstelle: 

Beruf /Tätigkeit: 
Erfassungsverhältnis : 


Eickelschülte, Siegfried 
04.03.31 / 

BRD 



Siemens AG 

Department Direktor 

BV Leipzig/KD Leipzig Stadt 


Eickelschul te, S . 

OP und in den folgenden Jahren innerhalb der 
Siemens AG seine berufliche Entwicklung, vorwiegend bei Süslandsr 
Projekten im Nähen' Osten -Ufid' rntMexikö^'näl^Bi^ vorc^.tcRTVtg.^n 


itSJsi 


* . 
r 


Seit 197 8 hält“ siciv E . wi^dei^- uierwiegera^ dö±^ : #ÄD^äüf , wobei 
sein Aufgabengebiet weiterhin Nahp.st ^berogen auf den 

Vertrieb von eirüi€?ifcl‘'ichen^di^il| : gj c pn Währüystemen (EWSD) ist. 

v. r. 

E. hat aufgrund deiner Tätigkeit keine konkreten Geschäftsbe- 
ziehungen zur DDR. Seit 1987 bemüht er sich intensiv über seinen 
Bruder Eickelschulte, Wilhelm (1) entscheidungsbefugte DDR-Per- 
sonen für einen künftigen Einsatz des EWSD-Systems in der DDR 
ausfindig zu machen und Geschäftsbeziehungen anzubahnen. 


Aus einer Führungsbesprechung bei Siemens will der E. wissen, daß 
ein Dr. Richter (z. Z. keine weiteren Angaben bekannt) Einfluß 
auf DDR-Entscheidungen zum Einsatz von Siemens-Nachrichtenelek- 
tronik in der DDR haben soll. 


Gegenüber seinem Bruder E., Wilhelm brachte der E. zum Ausdruck 
daß er den Kontakt zu ihm in Abstimmung mit der Geschäftsleitung 
von Siemens aufgenommen hat. In "Abhängigkeit vom Ergebnis der 
Gewinnung von Personen die Einfluß auf die Entscheidung zur Ein-^ 
führung des EWSD-Systems in der DDR haben, will sich der E. zum 
Vertrieb der EWSD in die DDR und die UdSSR entscheiden. 

Der E. übergab Ablichtungen von Visitenkarten zu Personen, die 
von großem Interesse für Siemens sind. Die Karten will der E. vom 
zuständigen Abteilungsleiter Weikl (2) - Vertrieb EWSD - erhalten 
haben. Orientiert wurde besonders auf die Personen Rehbein (3) und 
Gollin (4) , die seit Jahren ein gutes Verhältnis speziell zu Weikl 
haben sollen. 

Inoffiziell wurde bekannt, daß der Weikl während 
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der Hannover- 




Messe vom 01.-08,04.87 als Betreuer, für das zu diesem Zeitpunkt 
in der BRD aufhaltige Ehepaar Rehbein, Elfriede (5) und Gerhard 
seitens der Siemens AG, eingesetzt wurde. Nach Einschätzung des 
W. handelt es sich bei dem R. , Gerhard um einen Experten aus dem 


38tU 

o o m i ? 

Bereich des Post- und Fernmeldewesens der DDR, der eine Berater- 
funktion gegenüber dem Zentralkomitee der SED und des Minister- 
rates der DDR ausübt. W. äußerte die Absicht, den R. "ein bißchen 
in Richtung Datennetz" zu befragen. 


Zu Rehbein wollte der E. zur Telecom* 87 in Genf Kontakt aufnehmen. 

Im Zusammenhang mit der Übergabe der abgelichteten Visitenkarten II 
brachte er zum Ausdruck^: daß er kein Angestellter von PulTach ] 
sei, sondern bezeichnete sich selbst als Pullach bei Siemens. 1 

Aus dem Verantwortungsbereich der HA XVIII/8 befanden sich unter 
diesen Visitenkarten die Namen der Personen Dr.Winckler, Roland 
(6) und Prof. Dr. Lochmann, Dietmar (7) . 


Der E. bezieht sein Interesse an DDR-Personen immer wieder auf 
den Verkauf von EWSD-Systemen und hat die Absicht, diese Perso- 
nen finanziell im Sinne von Siemens zu korrumpieren, wobei er 
selbst von einer zur Verfügung stehenden Summe in Höhe von 100- 
200 TDM sprach. Nach erfolgter Korruption geht er davon aus, daß 
diese Personen ein Auslandskonto eröffne* 



icfegen : ein-Sympos ium „ 


Der Aufsichtsrat voi 

durchzuführen und ZuÄä'nänenhang- einen -Brief .ani den Mi«: 
nister für Außenhandel ^errv^Beil: geschrieben. Nachn'Auskunft des 
E. ist das Antwortschreiben erst Mitte Januar 1988 beim Aufsichts- 
rat eingegangen, obwohl es auf Anfang Dezember 1987 datiert war. 
Unabhängig davon, hätte das Schreiben ohne Unterschrift bereits 
vier Tage nach Unterzeichnung durch Gen. Beil beim Aufsichtsrat 
Vorgelegen. Die Übergabe soll durch Interver erfolgt sein. Der E. 
verwies dabei auf die für die Nachrichtenelektronik zus.tändige 
Bearbeiterin Kolln. Hoffmann. (z. Z. keine weiteren Angaben be- . 
kannt) 


Den Brief des Siemens-Aufsichtsrates an Gen. Beil habe Rehbein 
entworfen. Gegenüber seinem Bruder äußerte der E. im Zusammenhang 
mit dem Symposium, daß er 'sich sofort zurückziehen wolle*, wenn 
die "Staasi" in Erscheinung tritt. 

Am 1. und 2.03.88 wurde durch die Firma Siemens ein Symposium im 
IHZ durchgeführt. Dabei kam es zu einem Gespräch zwischen Eickel- 
schulte, Wilhelm und Lehmann, Wolfgang (8) . Der L. äußerte sich 
zufrieden über die Ergebnisse des Symposiums im Februar 1988 und 
verwies auf das Drängen der Siemens-Leitung auf stärkere Aktivi- 
täten und Erfolge über die Person des L. Der L. hat über den 
E. bereits die Visitenkarte des E. , Wilhelm erhalten. 

Weiterhin wurden bei diesem Symposium Gespräche zwischen E. , Wil- 
helm und der Frau Hoffmann geführt, die ihn mit dem Hinweis auf 
die Ähnlichkeit zu seinem Bruder begrüßte. 


während einer DFA-Reise des E. ( Wilhelm zu seinem Bruder wurde in 
dessen Adressbuch die Tel. Nr. 4011351 festgestellt. Dies sei die 
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dienstliche Tel. Nr. in München. Sie ist mit der auf der Visiten- 
karte befindlichen nicht identisch. 

Während dieser Reise wurde der E. , Wilhelm bei einem Spaziergang 
dem Generaldirektor von Siemens vorgestellt. 

Der E. behauptet von sich, im Vorfeld der Fa. Siemens zu arbeiten. 


BStU 

00031 8 


Zum E. wird eingeschätzt, daß er das Wissen von Rehbein zur Ent- 
wicklung der Nachrichtenelektronik der DDR abschöpft. 


3 


Nach seinen Kenntnissen soll der Rehbein 

Der e. 

wollte ihm deshalb persönlich ein neu erschienenes Buch zu Ge- 
sprächen am Tisch des Führers anläßlich des Symposiums überrei- 
chen. Nach Aussage des E. soll der Rehbein wie ein "Rohrspatz" 
auf die Wirtschaft der DDR schimpfen, was bei der Stellung des 
Mannes mißtrauisch macht. Der E. schlug seinem Bruder vor, den 
Rehbein in Dresden zu besuchen und mit diesem telefonisch in 
Kontakt zu bleiben. 


Personalien der im Dossier genannten Personen 


Name, Vorname: . 

Geb. am: / in: ^ 

Staatsangehörigkeit: 

wohnhaft: 


II 






Eicke 
ca© 13. 10.3 § 
DDR 




Arbeitsstelle: 

Beruf/Tätigkeit: 

Erfassungsverhältnis : 


VEB Drehmaschinenwerk Leipzig 
Direktor für Technik u. Ratio- 
nalisierung 

BV Leipzig/KD Leipzig Stadt 


Name, Vorname: 

Geb. am: / in: 
Staatsangehörigkeit : 
wohnhaft: 

Arbeitsstelle: 
Beruf/Tätigkeit: 
Erfassungsverhältnis : 

Name, Vorname: 

Geb. am: / in: 
Staatsangehörigkeit: 
Arbeitsstelle: 
Beruf/Tätigkeit : 
Erfassungsverhältnis : 

seite 

Name, Vorname: 

Geb. am: / in: 

Staat sangehör igke it : 

wohnhaft: 

Arbeitsstelle: 


Weikl, Wolf gang (2) 

• ♦ / 



Siemens AG 

Abteilungsleiter Vertrieb EWSD 


Rehbein, Gerhard (3) 

19.05.26 

DDR 

Hochschule für Verkehrswesen 
Hochschullehrer 
BV Dresden/ Abt. XV 

Gollin, Gerhard (4) 

DDR 

Interessengemeinschaft der Han- 
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delsvertreter und Handelsmakler 
der DDR 

Beruf/Tätigkeit : Vizepräsident 

Erfassungsverhaltnis : HVA XV 


Name, Vorname: 

Geb. am: / in: 
Staatsangehörigkeit: 
wohnhaft: 
Arbeitsstelle : 

Beruf /Tätigkeit: 


Erfassungsverhältnis : 

Name, Vorname: 

PKZ: /Geburtsort: 

Staatsangehörigkeit: 

wohnhaft: 


Rehbein, Elfriede (5) 

19 . 06.29 / 

DDR 

Hochschule für Verkehrswesen 
und Verkehrsmuseum Dresden 
Hochschul lehr er in/Direktori 


BStU 

000 319 


Winckler, Roland (6) 

08.04.33 4 30230 / Breslau 

DDR 


Arbeitsstelle : 
Beruf/Tätigkeit : 
Erfassungsverhältnis : 


AHB ETEI 
GD 

Hauptabteilung XVIII/8 


Name, Vorname: 

PKZ: /Geburtsort: 
Staatsangehörigkeit 
wohnhaft: ■;'* 



Arbeitsstelle: 
Beruf/Tätigkeit: 
Erfassungsverhältnis : 



ZFTN 

Hauptabteilung XVIII/8 


Name, Vorname: 

Geb. am: / in: 

Staatsangehörigkeit: 

wohnhaft: 


Lehmann, Wolf gang 
10.12.35 / Berlin 

WB 


( 8 ) 


Arbeitsstelle: 

Beruf /Tätigkeit: 

Erfassungsverhältnis : 


Siemens WB 

Leiter der Verbindungsstelle 
DDR/Siemens 

Hauptabteilung XVIII/8 
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